Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5935 


05. 11. 96 


Beschlußempfehlung *) 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/4941 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Arbeitsförderung 
(Arbeitsförderungs-Reformgesetz - AFRG) 


b) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Ottmar Schreiner, Adolf Ostertag, 
Rudolf DreBler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/1440 - 

Entwurf eines Arbeits- und Strukturförderungsgesetzes (ASFG) 


c) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner 
und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/983 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 


A. Problem 

Die Arbeitslosigkeit ist ein zentrales gesellschaftliches und poli- 
tisches Problem. Mit einer Arbeitslosenquote von 9,2 Prozent 
(West, bezogen auf die abhängigen Erwerbstätigen) und 16,0 Pro- 
zent (Ost) ist das Vollbeschäftigungsziel des Arbeitsförderungs- 
gesetzes (AFG) und des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft nicht erreicht. TYotz einer 
Rückkehr zu einem Wirtschaftswachstum in Deutschland von 


*) Der Bericht der Abgeordneten Heinz Schemken, Adolf Ostertag, Dr. Gisela Babel, Marieluise Beck (Bremen) 
und Dr. Heidi Knake-Wemer folgt auf Drucksache 13/5936. 
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unter drei Prozent gehen alle Arbeitsmarktprognosen höchstens 
von einem geringfügigen Rückgang der Arbeitslosigkeit aus. Das 
AFG in seiner geltenden Form, das zudem durch zahlreiche Än- 
derungen unübersichtlich imd schwer handhabbar geworden ist, 
ist offensichtlich nicht in der Lage, seinen eigenen Zielsetzungen 
gerecht zu werden. Eine Reform der Arbeitsförderung ist daher 
geboten. 

Hierzu liegen drei Grundsatzentwürfe vor. Wortgleich sind die 
Gesetzentwürfe der Bimdesregierung und der Fraktionen der 
CDU/CSU imd F.D.P. Ein Gegenkonzept stellt der Entwurf der 
Fraktion der SPD auf. Vorschläge zu einem Sonderproblem macht 
der Entwurf der Gruppe der PDS. Er zielt darauf ab, die Neben- 
verdienstmöglichkeiten für Arbeitslose mit niedrigen Lohnersatz- 
leistungen zu verbessern, um deren notwendigen Lebensimter- 
halt zu sichern. Für Langzeitarbeitslose soll mit dem Entwurf der 
materielle Anreiz zur Aufnahme einer nicht arbeitslosenversiche- 
nmgspflichtigen Beschäftigung erhöht werden. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU imd 
F.D.P. in der vom Ausschuß geänderten Fassung sowie Ablehnung 
der Gesetzentwürfe der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS. 

1. Der Gesetzentwurf eines Arbeitsförderungs-Reformgesetzes 

soU vor allem 

- die Erwerbschancen von Arbeitslosen verbessern und Ar- 
beitslosigkeitvermeiden helfen, 

- das Arbeitsförderungsrecht weiterentwickeln und in der 
Anwendbarkeit verbessern, 

- die Effektivität und Effizienz der Bundesanstalt für Arbeit 
erhöhen, 

- Leistungsmißbrauch besser feststellbar machen und ein- 
schließlich der illegalen Beschäftigung wirksamer bekämp- 
fen und 

- die Beitragszahler entlasten. 

Dazu werden folgende Lösungsansätze gewählt: 

- Die Einsatzmöglichkeiten des vorhandenen arbeitsmarkt- 
politischen Instrumentariums werden verbessert und neue 
Instrumente entwickelt: Trainingsmaßnahmen; Einstellungs- 
Zuschuß bei Neugründungen; Eingliederungsvertrag für 
Langzeitarbeitslose; freie Förderung über Innovationstopf; 
Unterstützimg von beschäftigungswirksamen Sozialplan- 
maßnahmen. 

- Das Arbeitsförderungsrecht wird in das Sozialgesetzbuch als 
Drittes Buch eingeordnet, dabei rechtssystematisch und 
sprachlich vollkommen überarbeitet imd weiterentwickelt: 
Einbeziehung von Teüzeitbeschäftigten unter 18 Stunden 
wöchentlich in den Versicherungsschutz; Einführung eines 
Teilarbeitslosengeldes für Versicherte mit mehreren Beschäf- 
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tigungen; Berücksichtigung flexibler Arbeitszeiten bei Lohn- 
ersatzleistungen; gleichmäßige Anrechnung von Abfindun- 
gen auf das Arbeitslosengeld; Anhebung der Altersgrenze 
um drei Jahre für verlängertes Arbeitslosengeld; Erweite- 
rung der Rahmenfrist des Arbeitslosengeldes bei Kinder- 
erziehung, Pflege und Selbständigkeit; Abstand von 20 Pro- 
zent zwischen Löhnen im 1 . und 2. Arbeitsmarkt. 

- Die Verantwortung wird stärker auf die Ebene der Arbeits- 
ämter delegiert, und deren Handlungsmöglichkeiten werden 
erweitert: Vorrangige Zuständigkeit der Arbeitsämter; Zu- 
sammenfassung der Ermessensleistungen in einem Einglie- 
derungshaushalt; Übertragbarkeit von Ausgaberesten; Ein- 
gliederungsbUanzen der Arbeitsämter. 

- Die FeststeUbarkeit des Leistungsmißbrauchs und seine Be- 
kämpfung werden verbessert: Verpflichtung der Arbeits- 
losen zur aktiven Beschäftigungssuche; auf drei Monate be- 
fristete Wirkung der persönlichen Arbeitslosmeldung; Erwei- 
terung der zmnutbaren Beschäftigungen,- Ausschluß neuer 
Anwartschaften durch Teilnahme an Weiterbüdungsmaß- 
nahmen; Testen der Arbeitsbereitschaft durch Trainingsmaß- 
nahmen; Innenrevision in Arbeitsämtern. 

- Die Beitragszahler werden entlastet: Verkürzimg der durch- 
schnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit; Erhöhung der Ef- 
fektivität und Effizienz; Angleichung des relativen Umfangs 
der arbeitsmarktpolitischen Leistungen in den neuen Län- 
dern an den der alten Länder. 

Dies sind sachgerechte imd finanzpolitisch vertretbare Lösun- 
gen für das Problem. 

2. Der Entwurf der Fraktion der SPD dagegen baut auf der trüge- 
rischen Hoffmmg auf, eine Verstärkung eines aus Beitrags- 
und anderen öffentlichen Mitteln finanzierten zweiten Arbeits- 
markts könne das Problem der Arbeitslosigkeit regeln. Im Ge- 
genteil würde ein solcher subventionierter Bereich die Bemü- 
hungen um die Schaffung regulärer Arbeitsplätze behindern. 
Außerdem sind die darin enthaltenen Kostenschätzungen un- 
zutreffend. 

3. Der Entwurf der Gruppe der PDS würde den Anreiz für Ar- 
beitslose mindern, eine reguläre Vollzeitbeschäftigung aufzu- 
nehmen. 

Mehrheit der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD auf Druck- 
sache 13/1440. 

Ablösung des AFG durch ein ASFG, das den Vorrang der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik verbindlidi vorschreibt und eine Verzahnung 
mit der regionalen Struktuipolitik ermöglicht. Die Arbeitslosig- 
keit könnte nach Schätzungen der Fraktion der SPD dadurch 
kurzfristig um 490 000 Personen zmückgehen. 


Drucksache 13/5935 
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D. Kosten 

1. Detaillierte Kostenschätzungen zu den vom Ausschuß vorge- 
schlagenen Änderungen liegen nicht vor. 

Folgende Kostenentwicklungen sind absehbar. 

a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Bei der Bundesanstalt für Arbeit sinken die Ausgaben mittel- 
fristig. Beim Bund sinken zunächst die Ausgaben für Arbeits- 
losenhilfe und steigen dann wieder an. Die Gemeinden und 
Länder werden insbesondere durch die Streichung der origi- 
nären Arbeitslosenhilfe belastet. 

b) Vollzugsaufwand 

Der Vollzugsaufwand sinkt im Bereich der Ermessensleistun- 
gen durch Erweiterung der Gestaltungsspiehävune. Im Be- 
reich der Pflichtleistungen sinkt er bei der Feststellung der 
Leistungen und steigt durch Verstärkung der Mißbrauchs- 
kontroUe. Insgesamt dürfte der Vollzugsaufwand mittelfristig 
sinken. 

Der Aufwand für die Arbeitgeber vermindert sich im Ergeb- 
nis bei der Auszahlung des Kurzarbeitergeldes und bei der 
Erstellung von Arbeitsbescheinigungen. 

2. Die Kosten des ASFG werden von den Antragstellern für 1995 
dahingehend prognostiziert, daß die Maßnahmen (auf das 
ganze Jahr gerechnet) im Haushalt des Bundes voraussichthch 
zu zusätzlichen Kosten von 6,3 Mrd. DM führen. Darin enthal- 
ten sind auch verschiedene Leistungsverbesserungen: Beibe- 
haltung des Schlechtwettergeldes auf dem Niveau von 1993, 
Anerkeimung von Erziehungs- und Pflegezeiten in der Ar- 
beitslosenversicherung, bei der Aufstiegsfortbildung und eine 
Erhöhimg des Unterhaltsgeldes bei der Teiln ahm e an beruf- 
Uchen Qualifizierungsmaßnahmen. Ab dem vierten Jahr neh- 
men die Kosten wegen des weiteren Ausbaus der Arbeits- 
markt- und Strukturförderung und weiterer, schrittweiser Lei- 
stungsverbesserungen noch etwas zu. Dem steht jedoch eine 
deutlich verminderte Arbeitslosenzahl gegenüber. Die Mehr- 
belastungen sollen durch eine stärkere Einbeziehung gering- 
fügig Beschäftigter und eine erweiterte Umlage für spezifische, 
von Arbeitgebern verursachte Risiken (Arbeitslosigkeit von 
älteren Arbeitnehmern mit zumeist besonderem Kündigungs- 
schutz) gemildert werden, so daß die Belastung der öffent- 
lichen Haushalte insgesamt im ersten Jahr rd. 3,8 Mrd. DM 
und ab dem vierten Jahr rd. 5 Mrd. DM beträgt. 
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Drucksache 13/5935 


BeschluBempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
auf Drucksache 13/4941 mit den aus der anliegenden Zusam- 
menfassung ersichtlichen Änderungen 

anzimehmen und 

b) den Gesetzentwurf der Abgeordneten Ottmar Schreiner, Adolf 
Ostertag, Rudolf Dreßler, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der SPD auf Drucksache 13/1440 sowie 

c) den Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Wemer 
imd der Gruppe der PDS auf Drucksache 13/983 
abzulehnen. 


Bonn, den 16. Oktober 1996 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Heinz Schemken Adolf Ostertag 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Marieluise Beck (Bremen) Dr. Heidi Knake-Wemer 
Berichterstatterin Berichterstatterin 


Dr. Gisela Babel 
Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU ünd F.D.P. auf Drucksache 13/4941 
mit den vom Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung beschlossenen Änderungen 

Entwurf Beschlüsse des 11. A u s s c hu s s e s 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

zur Reform der Arbeitsförderung zur Reform der Arbeitsförderung 

(Arbeitsförderungs-Reformgesetz - AFRG) (Arbeitsförderungs-Reformgesetz - AFRG) 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil Ergänzung und Änderung des Sozial- 
gesetzbuches 

Artikel 1 Sozialgesetzbuch (SGB) 

Drittes Buch (III) 

- Arbeitsförderung - 

Artikel 2 Änderung des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Artikel 3 Änderung des Sozialgesetzbuches 

- Allgemeiner Teil - 

Artikel 4 Änderung des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Artikel 5 Änderung des Fünften Buches Sozial- 

gesetzbuch 

Artikel 6 Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch 


Artikel 7 Änderung des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

- Verwaltungsverfahren - 

Artikel 8 Änderung des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

- Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten - 

Artikel 9 Änderung des Elften Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Zweiter Teil Änderung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes 

Artikel 10 Änderung des Arbeitsförderungs - 

gesetzes 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil Ergänzung und Änderung des Sozial- 

gesetzbuches 

Artikel 1 Sozialgesetzbuch (SGB) 

Drittes Buch (III) 

- Arbeitsförderung - 

Artikel 2 Änderung des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Artikel 3 Änderung des Sozialgesetzbuches 

- Allgemeiner Teil - 

Artikel 4 Änderung des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Artikel 5 Änderung des Fünften Buches Sozial- 

gesetzbuch 

Artikel 6 Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Artikel 6a Änderung des Siebten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Artikel 7 Änderung des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

- Verwaltungsverfahren - 

Artikel 8 Änderung des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

- Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten - 

Artikel 9 Änderung des Elften Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Zweiter Teil Änderung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes 

Artikel 10 Änderung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes 
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Drucksache 13/5935 


Entwurf 

Dritter Teil Änderung anderer Vorschriften 

Artikeln Zweite Verordnung über die Gewäh- 
rung von Vorrechten und Befreiungen 
an die Europäische Organisation zur 
Sicherung der Luftfahrt Eurocontrol 

Artikel 12 Verordnung zu dem Protokoll vom 

13. August 1974 über die Vorrechte imd 
Immunitäten der Europäischen Organi- 
sation für Astronomische Forschung in 
der Südlichen Hemisphäre 

Artikel 13 Verordnung über die Gewähnmg 

diplomatischer Vorrechte und Immuni- 
täten im Bereich der Sozialen Sicherheit 
an durch zwischenstaatliche Vereinba- 
nmgen geschaffene Organisationen 

Artikel 14 Verordnung über die berufs- imd 

arbeitspädagogische Eignung für die 
Berufsausbildung durch Ausbilder in 
einem Beamtenverhältnis zum Bund 

Artikel 15 Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

Artikel 16 Bundes -Seuchengesetz 

Artikel 17 Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
sozialen Jahres 

Artikel 18 Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
ökologischen Jahres 

Artikel 19 Bundessozialhilfegesetz 

Artikel 20 Eingliederungshilfe-Verordnimg 

Artikel 21 Gesetz über die Errichtung einer Stif- 

tung Hilfswerk für behinderte Kinder 

Artikel 22 Auswandererschutzgesetz 

Artikel 23 Bimdesausbildungsförderungsgesetz 

Artikel 24 Verordnung über Zusatzleistungen 

in Härtefällen nach dem Bundes- 
ausbildimgsförderungsgesetz 

Artikel 25 Verordnung zur Bezeichnung der als 

Einkommen geltenden sonstigen Ein- 
nahmen nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 des 
Bimdesausbildungsförderungsgesetzes 

Artikel 26 Aufstiegsfortbildimgsförderungsgesetz 

Artikel 27 Zweites Wohmmgsbaugesetz 

Artikel 28 Gesetz über den Abbau der Fehlsub- 

ventionierung im Wohnimgswesen 

Artikel 29 Bimdesvertriebenengesetz 

Artikel 30 Gesetz über die Festlegung eines vor- 
läufigen Wohnortes für Spätaussiedler 

Artikel 31 Berufliches Rehabilitienmgsgesetz 

Artikel 32 Verordnung zur Dmchfühnmg des 

Ausländergesetzes 

Artikel 33 Ausländerdatenübermittlungs- 

verordnung 

Artikel 34 Arbeitsaufenthalteverordnimg 

Artikel 35 Ausländergesetz 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Dritter Teil Änderung anderer Vorschriften 

Artikel 11 Zweite Verordmmg über die Gewäh- 
rung von Vorrechten imd Befreiungen 
an die Europäische Organisation zur 
Sicherung der Luftfahrt Eurocontrol 

Artikel 12 Verordnung zu dem Protokoll vom 

13. August 1974 über die Vorrechte und 
Immunitäten der Europäischen Organi- 
sation für Astronomische Forschung in 
der Südlichen Hemisphäre 

Artikel 13 Verordnung über die Gewährung 

diplomatischer Vorrechte und Immuni- 
täten im Bereich der Sozialen Sicherheit 
an durch zwischenstaatliche Vereinba- 
rungen geschaffene Organisationen 

Artikel 14 Verordnung über die berufs- und 

arbeitspädagogische Eignung für die 
Berufsausbildung durch Ausbilder in 
einem Beamtenverhältnis zum Bund 

Artikel 15 Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

Artikel 16 Bundes-Seuchengesetz 

Artikel 17 Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
sozialen Jahres 

Artikel 18 Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
ökologischen Jahres 

Artikel 19 Bundessozialhilfegesetz 

Artikel 20 Eingliederungshilfe- Verordnung 

Artikel 21 Gesetz über die Errichtung einer Stif- 

tung Hilfswerk für behinderte Kinder 

Artikel 22 Auswandererschutzgesetz 

Artikel 23 Bundesausbildungsförderungsgesetz 

Artikel 24 Verordnung über Zusatzleistungen 

in Härtefällen nach dem Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetz 

Artikel 25 Verordnung zur Bezeichnung der als 

Einkommen geltenden sonstigen Ein- 
nahmen nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

Artikel 26 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

Artikel 27 Zweites Wohnungsbaugesetz 

Artikel 28 Gesetz über den Abbau der Fehlsub- 

ventionienmg im Wohnungswesen 

Artikel 29 Bimdesvertriebenengesetz 

Artikel 30 Gesetz über die Festlegung eines vor- 

läufigen Wohnortes für Spätaussiedler 

Artikel 31 Berufliches Rehabilitierungsgesetz 

Artikel 32 Verordnung zur Durchfühnmg des 

Ausländergesetzes 

Artikel 33 Ausländerdatenübermittlungs- 

verordnung 

Artikel 34 Arbeitsaufenthalteverordnung 

Artikel 35 Ausländergesetz 
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Entwurf 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 36 

Ausfühnmgsgesetz zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag 

Artikel 36 

Ausfühnmgsgesetz zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag 

Artikel 37 

Insolvenzordnung 

Artikel 37 

Insolvenzordnimg 

Artikel 38 

Einfühnmgsgesetz zur Insolvenz- 
ordniing 

Artikel 38 

Einführungsgesetz zur Insolvenz- 
ordmmg 

Artikel 39 

Strafvollzugsgesetz 

Artikel 39 

Strafvollzugsgesetz 

Artikel 40 

Wohngeldgesetz 

Artikel 40 

Wohngeldgesetz 

Artikel 41 

Einführungsgesetz zum Strafgesetz- 
buch 

Artikel 41 

Einführungsgesetz zum Strafgesetz- 
buch 

Artikel 42 

Gesetz zur Bekämphmg der Schwarz- 
arbeit 

Artikel 42 

Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz- 
arbeit 

Artikel 43 

Soldatenversorgimgsgesetz 

Artikel 43 

Soldatenversorgimgsgesetz 

Artikel 44 

Eigmmgsübungsgesetz 

Artikel 44 

Eignungsübungsgesetz 

Artikel 45 

Zivildienstgesetz 

Artikel 45 

Zivildienstgesetz 

Artikel 46 

Abgabenordmmg 

Artikel 46 

Abgabenordnung 

Artikel 47 

Einkommensteuergesetz 

Artikel 47 

Einkommensteuergesetz 

Artikel 48 

Versicherungsteuergesetz 

Artikel 48 

Versichenmgsteuergesetz 

Artikel 49 

Dritte Verordmmg über Ausgleichs- 
leistungen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

Artikel 49 

Dritte Verordnung über Ausgleichs- 
leistimgen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

Artikel 50 

Entwicklimgshelfergesetz 

Artikel 50 

Entwicklungshelfergesetz 

Artikel 51 

Gewerbeordnung 

Artikel 51 

Gewerbeordnung 

Artikel 52 

Kündigimgsschutzgesetz 

Artikel 52 

Kündigimgsschutzgesetz 

Artikel 53 

Fünftes Vermögensbildungsgesetz 

Artikel 53 

Artikel 53a 

Fünftes Vermögensbildungsgesetz 

Arbeitssicherstellimgsgesetz 

Artikel 54 

Betriebsverfassimgsgesetz 

Artikel 54 

Artikel 54a 

Betriebsverfassungsgesetz 

Arbeitsschutzgesetz 

Artikel 55 

Verordnung über die Berufsausbildung 
im Gartenbau 

Artikel 55 

Verordnung über die Berufsausbildung 
im Gartenbau 

Artikel 56 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Seegüterkontrolleur 

Artikel 56 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Seegüterkontrolleur 

Artikel 57 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Assistenten an Bibliotheken 

Artikel 57 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Assistenten an Bibliotheken 

Artikel 58 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Sozialversicherungsfachangestell- 
ten 

Artikel 58 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Sozialversicherungsfachangestell- 
ten 

Artikel 59 

Sozialberater-Fortbildungsverordnung 

Artikel 59 

Sozialberater-Fortbildungsverordnung 

Artikel 60 

Verordmmg über die Prüfimg zum 
anerkannten Abschluß Geprüfter 
Handelsassistent - Einzelhandel / 
Geprüfte Handelsassistentin - Einzel- 
handel 

Artikel 60 

Verordnung über die Prüfung zum 
anerkannten Abschluß Geprüfter 
Handelsassistent - Einzelhandel / 
Geprüfte Handelsassistentin - Einzel- 
handel 

Artikel 61 

Wintergeld-Umlageverordmmg 

Artikel 61 

Wintergeld-Umlageverordmmg 

Artikel 62 

Arbeitsvermittlerverordnxmg 

Artikel 62 

Arbeitsvermittlerverordnung 

Artikel 63 

Private Arbeitsvermittlungs-Statistik- 
Verordnung 

Artikel 63 

Private Arbeitsvermittlungs-Statistik- 
Verordnung 

Artikel 64 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

Artikel 64 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

Artikel 65 

Reichsversicherungsordnang 

Artikel 65 

Altersteilzeitgesetz 

Artikel 66 

Fremdrentengesetz 

Artikel 66 

Fremdrentengesetz 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 

67 

Gesetz über die Alterssicherung der 
Landwirte 

Artikel 67 

Gesetz über die Alterssichenmg der 
Landwirte 

Artikel 

68 

Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

Artikel 68 

Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

Artikel 

69 

Zweites Gesetz über die Kranken- 
versicherung der Landwirte 

Artikel 69 

Zweites Gesetz über die Kranken- 
versicherung der Landwirte 

Artikel 

70 

Gesetz zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit 

Artikel 70 

Gesetz zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit 

Artikel 

71 

Künstlersozialversicherungsgesetz 

Artikel 71 

Künstlersozialversicherungsgesetz 

Artikel 

72 

Zweite Datenerfassungs-Verordnung 

Artikel 72 
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ZWEITES KAPITEL 
VERSICHERUNGSPFLICHT 

§ 24 Versicherungspfüchtverhältnis 
§ 25 Beschäftigte 

§ 26 Sonstige Versicherungspflichtige 
§ 27 Versicherungsfreie Beschäftigte 
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§ 50 Maßnahmekosten 
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FÜNFTER UNTERABSCH2VITT 
Kurzarbeitergeld 

Erster Titel 

Regelvoraussetzungen 

§169 Anspruch 
§ 170 Erheblicher Arbeitsausfall 
§171 Betriebliche Voraussetzungen 
§172 Persönliche Voraussetzungen 
§173 Anzeige 

§174 Kurzarbeitergeld bei Arbeitskämpfen 
Zweiter Titel 

Sonderformen des Kurzarbeitergeldes 

§ 175 Kurzarbeitergeld in einer betriebs- 
organisatorisch eigenständigen Einheit 

§176 Kurzarbeitergeld für Heimarbeiter 

Dritter Titel 
Leistungsumfang 

§177 Dauer 
§ 178 Höhe 

§179 Nettoentgeltdifferenz 

Vierter Titel 

Anwendung anderer Vorschriften 
§180 Anwendung anderer Vorschriften 

Fünfter Titel 

Verfügung über das Kurzarbeitergeld 
§181 Verfügung über das Kurzarbeitergeld 

Sechster Titel 

Verordnungsermächtigung 
§ 1 82 Verordnungsermächtigung 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 
Insolvenzgeld 

§183 Anspruch 

§184 Anspruchsausschluß 

§ 185 Höhe 

§186 Anspruchsübergang 

§187 Verfügungen über das Arbeitsentgelt 

§188 Verfügungen über das Insolvenzgeld 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Kurz arbeitergeld 

Erster Titel 

Regelvoraussetzungen 

§169 Anspruch 
§170 Erheblicher Arbeitsausfall 
§171 Betriebliche Voraussetzungen 
§172 Persönliche Voraussetzungen 
§173 Anzeige 

§174 Kurzarbeitergeld bei Arbeitskämpfen 
Zweiter Titel 

Sonderformen des Kurzarbeitergeldes 

§175 Kurzarbeitergeld in einer betriebs- 
organisatorisch eigenständigen Einheit 

§176 Kurzarbeiter geld für Heimarbeiter 

Dritter Titel 
Leistungsumfang 

§ 177 Dauer 
§ 178 Höhe 

§179 Nettoentgeltdifferenz 

Vierter Titel 

Anwendung anderer Vorschriften 
§180 Anwendung anderer Vorschriften 

Fünfter Titel 

Verfügung über das Kurzarbeitergeld 
§181 Verfügung über das Kurzarbeitergeld 

Sechster Titel 

V erqrdnungsermächtigung 
§182 Verordnungsermächtigung 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 
Insolvenzgeld 

§183 Anspruch 

§184 Anspruchsausschluß 

§ 185 Höhe 

§ 185a Vorschuß 

§186 Anspruchsübergang 

§187 Verfügungen über das Arbeitsentgelt 

§188 Verfügungen über das Insolvenzgeld 
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Entwurf 

SIEBTER UNTERABSCHNirr 
Arbeitslosenhilfe 

Erster Titel 
V oraussetzungen 

§189 Anspruch 
§ 190 Vorbezugszeit 
§ 191 Vorfrist 
§192 Bedürftigkeit 

§193 Zu berücksichtigendes Einkommen 
Zweiter Titel 

Höhe der Arbeitslosenhilfe 

§194 Höhe 

Dritter Titel 

Erlöschen des Anspruchs 
§ 195 Erlöschen des Anspruchs 

Vierter Titel 

Anwendimg von Vorschriften 
und Besonderheiten 

§196 Gnmdsatz 

§197 Besonderheiten zur Arbeitslosigkeit 
§198 Besonderheiten zum Bemessxmgsentgelt 
§ 199 Besonderheiten zur Anpassimg 

§ 200 Besonderheiten zum Ruhen des Anspruchs 
bei anderen Sozialleistungen 

Fünfter Titel 

Übergang von Ansprüchen auf den Bund 

§201 Übergang von Ansprüchen des Arbeitslosen 
§ 202 Übergang von sonstigen Ansprüchen 


Sechster Titel 

Verordnungsermächtigimg 
§ 203 Verordnungsermächtigung 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SIEBTER UNTERABSCHNITT 
Arbeitslosenhilfe 

Erster Titel 
Voraussetzungen 

§ 189 Anspruch 
§ 190 Vorbezugszeit 
§ 191 Vorfrist 
§ 192 Bedürftigkeit 

§ 193 Zu berücksichtigendes Einkommen 
Zweiter Titel 

Höhe der Arbeitslosenhilfe 

§ 194 Höhe 

Dritter Titel 

Erlöschen des Anspruchs 
§ 195 Erlöschen des Anspruchs 

Vierter Titel 

Anwendung von Vorschriften 
und Besonderheiten 

§ 196 Grundsatz 

§ 197 Besonderheiten zur Arbeitslosigkeit 
§ 198 Besonderheiten zum Bemessungsentgelt 
§ 199 Besonderheiten zur Anpassung 

§ 200 Besonderheiten zum Ruhen des Anspruchs 
bei anderen Sozialleistungen 

Fünfter Titel 

Übergang von Ansprüchen auf den Bund 

§201 Übergang von Ansprüchen des Arbeitslosen 
§ 202 Übergang von sonstigen Ansprüchen 

Sechster Titel 

Auftragsverwaltung 

§ 202a Auftragsverwaltung 

Siebter Titel 

Verordnungsermächtigung 
§ 203 Verordmmgsermächtigung 
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Entwurf 

ACHTER UNTERABSCHNITT 

Ergänzende Regelungen zur Sozialversicherung 
bei Entgeltersatzieistungen 

§ 204 Übernahme und Erstattung von Beiträgen bei 
Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung 

§ 205 Übernahme von Beiträgen bei Befreiung von 
der Versicherungspflicht in der Krankenversi- 
cherung 

§ 206 Zahlung von Pflichtbeiträgen bei Insolvenz- 
ereignis 

NEUNTER ABSCHNITT 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

ERSTER UNTERABSCHNirr 
Grundsätze 

§ 207 Anspruch 

§ 208 Allgemeine Förderungsvoraussetzungen 
§ 209 Begriffe 

ZWEITER UNTERABSCHNirr 
Wintergeld 

§ 210 Mehraufwands- Wintergeld 
§ 2 1 1 Zuschuß-Wintergeld 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Winterausfallgeld 

§ 212 Winterausfallgeld 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Anwendung anderer Vorschriften 

§ 213 Anwendung anderer Vorschriften 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Verordnungsermächtigung 
§ 214 Verordnungsermächtigung 


Beschlüsse des 11, Ausschusses 

ACHTER UNTERABSCHNITT 

Ergänzende Regelungen zur Sozialversicherung 
bei Entgeltersatzleistungen 

§ 204 Übernahme und Erstattung von Beiträgen bei 
Befreiimg von der Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung 

§ 205 Übernahme von Beiträgen bei Befreiung von 
der Versicherungspflicht in der Kranken- und 
Pflegeversicherung 

§ 206 Zahlxmg von Pflichtbeiträgen bei Insolvenz- 
ereignis 

NEUNTER ABSCHNITT 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Grundsätze 

§ 207 Anspruch 

§ 208 Allgemeine Förderungsvoraussetzimgen 
§ 209 Begriffe 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Wintergeld 

§ 210 Mehraufwands-Wintergeld 
§ 211 Zuschuß- Wintergeld 

DRITTER UNTERABSCHNnr 
Winterausfallgeld 

§ 212 Winterausfallgeld 

VIERTER UNTERABSCHNirr 
Anwendimg anderer Vorschriften 

§ 213 Anwendung anderer Vorschriften 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Verordnungsermächtigung 

§ 214 Verordnungsermächtigung 
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Entwurf 

FÜNFTES KAPITEL 
LEISTUNGEN AN ARBEITGEBER 

ERSTER ABSCHNITT 
Eingliederung von Arbeitnehmern 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Eingliederungszuschüsse 

§ 215 Grundsatz 
§ 216 Eingliederimgszuschüsse 
§ 217 Umfang der Förderung 
§ 218 Regelförderung 
§ 219 Erhöhte Förderung 
§ 220 Verlängerte Förderung 
§ 221 Förderungsausschluß und Rückzahlimg 
§ 222 Verordnungsermächtigimg 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Einstellungszuschuß bei Neugründungen 

§ 223 Grundsatz 

§ 224 Einstellungszuschuß bei Neugründimgen 
§ 225 Umfang der Förderung 
§ 226 Verordnungsermächtigung 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Eingliederungsvertrag 

§ 227 Grundsatz 

§ 228 Förderungsbedürftige Arbeitslose 
§ 229 Eingliederungsvertrag 

§ 230 Dauer und Auflösung des Eingliederungs- 
vertrages, Rechtsweg 

§ 231 Förderung 
§ 232 Verordnungsermächtigung 

ZWEITER ABSCHNITT 

Berufliche Ausbildung und Leistungen zur 
beruflichen Eingliederung Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Förderung der Berufsausbildung 

§ 233 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Fördenmg der beruflichen Eingliederung Behinderter 
§ 234 Ausbildung Behinderter 
§ 235 Arbeitshilfen für Behinderte 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTES KAPITEL 
LEISTUNGEN AN ARBEITGEBER 

ERSTER ABSCHNITT 
Eingliederung von Arbeitnehmern 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Eingliederungszuschüsse 

§ 215 Gnmdsatz 

§ 216 Eingliederungszuschüsse 

§ 217 Umfang der Förderimg 

§ 218 Regelförderung 

§ 219 Erhöhte Fördenmg 

§ 220 Verlängerte Förderung 

§ 221 Förderungsausschluß und Rückzahlung 

§ 222 Anordnungsermächtigung und Verord- 
nungsermächtigung 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Einstellungszuschuß bei Neugründungen 

§ 223 Gnmdsatz 

§ 224 Einstellungszuschuß bei Neugründungen 
§ 225 Umfang der Förderung 
§ 226 Anordnungsermächtigung 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Eingliederungsvertrag 

§ 227 Grundsatz 

§ 228 Förderungsbedürftige Arbeitslose 
§ 229 Eingliederungsvertrag 

§ 230 Dauer und Auflösung des Eingliederungs- 
vertrages, Rechtsweg 

§231 Förderung 
§ 232 Anordnungsermächtigung 

ZWEITER ABSCHNITT 

Berufliche Ausbildung und Leistungen zur 
beruflichen Eingliederung Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Fördenmg der Berufsausbildung 

§ 233 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Förderung der beruflichen Eingliederung Behinderter 
§ 234 Ausbildung Behinderter 
§ 235 Arbeitshilfen für Behinderte 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 236 Probebeschäftigung Behinderter 
§ 237 Verordn ungsermächtigung 

SECHSTES KAPITEL 
LEISTUNGEN AN TRÄGER 

ERSTER ABSCHNITT 
Förderung der Berufsausbildung 

§ 238 Grundsatz 

§ 239 Förderungsfähige Maßnahmen 
§ 240 Förderungsbedürftige Auszubildende 
§ 241 Leistungen 

§ 242 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 
§ 243 Maßnahmekosten 
§ 244 Sonstige Kosten 
§ 245 Verordnungsermächtigung 

ZWEITER ABSCHNITT 

Förderung von Einrichtungen der beruflichen 
Aus- oder Weiterbildung oder zur beruflichen 
Eingliedenmg Behinderter 

§ 246 Grundsatz 
§ 247 Förderungsausschluß 
§ 248 Bundesanstalt als Träger von Einrichtungen 
§ 249 Verordn ungsermächtigimg 

DRITTER ABSCHNITT 
Förderung von Jugendwohnheimen 

§ 250 Gnmdsatz 
§ 251 Verordn ungsermächtigimg 

VIERTER ABSCHNTTT 
Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen 

§ 252 Grundsatz 

§ 253 Förderungsfähige Maßnahme 
§ 254 Beratung und Vorabentscheidung 
§ 255 Zuschuß 

§ 256 Verhältnis zu anderen Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung 

§ 257 Verordnungsermächtigung 

FÜNFTER ABSCHNTTT 

Fördenmg von Arbeitsbeschaffimgsmaßnahmen 
§ 258 Grundsatz 

§ 259 Förderungsfähige Maßnahmen 
§ 260 Vergabe von Arbeiten 
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§ 236 Probebeschäftigung Behinderter 
§237 Anordnimgsermächtigung 

SECHSTES KAPITEL 
LEISTUNGEN AN TRÄGER 

ERSTER ABSCHNITT 
Förderung der Berufsausbildung 

§ 238 Grundsatz 

§ 239 Förderungsfähige Maßnahmen 
§ 240 Förderungsbedürftige Auszubildende 
§241 Leistungen 

§ 242 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 
§ 243 Maßnahmekosten 
§ 244 Sonstige Kosten 
§ 245 Anordnungsermächtigung 

ZWEITER ABSCHNITT 

Förderung von Einrichtungen der beruflichen 
Aus- oder Weiterbildung oder zur beruflichen 
Eingliederung Behinderter 

§ 246 Grundsatz 
§ 247 Förderungsausschluß 
§ 248 Bundesanstalt als Träger von Einrichtungen 
§ 249 Anordnungsermächtigung 

DRITTER ABSCHNITT 
Förderung von Jugendwohnheimen 

§ 250 Grundsatz 

§251 Anordnungsermächtigung 

VIERTER ABSCHNITT 
Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen 

§252 Grundsatz 

§ 253 Förderungsfähige Maßnahme 
§ 254 Beratung und Vorabentscheidung 
§ 255 Zuschuß 

§ 256 Verhältnis zu anderen Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung 

§ 257 Anordnungsermächtigung 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
§ 258 Grundsatz 

§ 259 Förderungsfähige Maßnahmen 
§ 260 Vergabe von Arbeiten 
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Entwurf 

§ 261 Förderungsbedürftige Arbeitnehmer 
§ 262 Zuschüsse 

§ 263 Berücksichtigxmgsfähiges Arbeitsentgelt 
§ 264 Verstärkte Fördenmg 
§ 265 Dauer der Förderung 
§ 266 Rückzahlung 
§ 267 Zuweisung und Abberufung 
§ 268 Besondere Kündigungsrechte 
§ 269 Verordn ungsermächtigimg 

SECHSTER ABSCHNITT 

Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen 
§ 270 Grundsatz 

§ 271 Förderungsfähige Maßnahmen 
§ 272 Förderungsbedürftige Arbeitnehmer 
§ 273 Höhe der Förderung 
§ 274 Dauer der Förderung 
§ 275 Zuweisung 

§ 276 Anwendung anderer Vorschriften 
§ 277 Verordnizngsermächtigung 

SIEBTES KAPITEL 

WEITERE AUFGABEN DER BUNDESANSTALT 
ERSTER ABSCHNITT 

Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Berichterstattimg 

§ 278 Aufgaben 

§ 279 Arbeitsmarktstatistiken 

§ 280 Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

§ 281 Übermittlung von Daten zwischen der Bun^ 
desanstalt und den statistischen Ämtern des 
Bundes und der Länder 

§ 282 Arbeitsmarktberichterstattung, Weisungs- 
recht 

ZWEITER ABSCHNTIT 

Erteilung von Genehmigungen und Erlaubnissen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Ausländerbeschäftigung 

§ 283 Genehmigungspflicht 
§ 284 Arbeitserlaubnis 
§ 285 Arbeitsberechtigung 
§ 286 Arbeitserlaubnisgebühr 

§ 287 Verordnungsermächtigung und Weisungs- 
recht 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 261 Förderungsbedürftige Arbeitnehmer 
§ 262 Zuschüsse 

§ 263 Berücksichtigxmgsfähiges Arbeitsentgelt 
§ 264 Verstärkte Förderung 
§ 265 Dauer der Förderung 
§ 266 Rückzahlung 
§ 267 Zuweisung und Abberufung 
§ 268 Besondere Kündigungsrechte 
§ 269 Anordnungsermächtigung 

SECHSTER ABSCHNTIT 

Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen 
§ 270 Grundsatz 

§ 271 Förderungsfähige Maßnahmen 
§ 272 Förderungsbedürftige Arbeitnehmer 
§ 273 Höhe der Förderung 
§ 274 Dauer der Förderung 
§ 275 Zuweisung 

§ 276 Anwendung anderer Vorschriften 
§ 277 Anordnungsermächtigung 

SIEBTES KAPITEL 

WEITERE AUFGABEN DER BUNDESANSTALT 
ERSTER ABSCHNITT 

Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Berichterstattung 

§ 278 Aufgaben 
§ 279 Arbeitsmarktstatistiken 
§ 280 Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
§ 281 Übermittlung von Daten 

§ 282 Arbeitsmarktberichterstattung, Weisungs- 
recht 

ZWEITER ABSCHNITT 

Erteilung von Genehmigungen und Erlaubnissen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Ausländerbeschäftigung 

§ 283 Genehmigungspflicht 
§ 284 Arbeitserlaubnis 
§ 285 Arbeitsberechtigung 
§ 286 Arbeitserlaubnisgebühr 

§ 287 Verordnungsermächtigung und Weisungs- 
recht 
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Entwurf 

ZWEITER UNTERABSCHNirr 
Beratung und Vermittlung durch Dritte 

Erster Titel 
Berufsberatimg 

§ 288 Untersagung der Berufsberatung 
§ 289 Offenbarungspflicht 
§ 290 Vergütungen 

Zweiter Titel 

Ausbildungsvermittlung imd 
Arbeitsvermittlung 

§ 291 Erlaubnispflicht 

§ 292 Auslandsvermittlung, Erlaubniserteilung 
§ 293 Voraussetzungen der Erlaubniserteilung 
§ 294 Verfahren der Erlaubniserteilung 
§ 295 Aufhebung der Erlaubnis 
§ 296 Vergütungen 

§ 297 Unwirksamkeit von Vereinbarungen 
§ 298 Behandlung von Daten 
§ 299 Meldung statistischer Daten 
§ 300 Pflichten 

Dritter Titel 

Verordnungsermächtigung imd 
Weisungsrecht 

§ 301 Verordnungsermächtigung imd Weisungs- 
recht 

Vierter Titel 

Anwerbung aus dem Ausland 

§ 302 Befugnis zur Anwerbung 
§ 303 Weisungsrecht 

DRITTER ABSCHNITT 

Bekämpfung von Leistungsmißbrauch und illegaler 
Ausländerbeschäftigung 

§ 304 Prüfimg 

§ 305 Betretens- und Prüfungsrecht 
§ 306 Duldungs- und Mitwirkungspflichten 
§ 307 Zusammenarbeit mit den Hauptzollämtern 

§ 308 Unterrichtung und Zusammenarbeit von Be- 
hörden 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Beratung und Vermittlung durch Dritte 

Erster Titel 
Berufsberatung 

§ 288 Untersagung der Berufsberatung 
§ 289 Offenbarungspflicht 
§ 290 Vergütungen 

Zweiter Titel 

Ausbildungsvermittlung und 
Arbeitsvermittlung 

§ 291 Erlaubnispflicht 

§ 292 Auslandsvermittlung, Erlaubniserteilung 
§ 293 Voraussetzungen der Erlaubniserteüung 
§ 294 Verfahren der Erlaubniserteilung 
§ 295 Aufhebung der Erlaubnis 
§ 296 Vergütungen 

§ 297 Unwirksamkeit von Vereinbarungen 
§ 298 Behandlimg von Daten 
§ 299 Meldung statistischer Daten 
§ 300 Pflichten 

Dritter Titel 

Verordnungsermächtigung und 
Weisungsrecht 

§ 301 Verordnungsermächtigung und Weisungs- 
recht 

Vierter Titel 

Anwerbung aus dem Ausland 

§ 302 Befugnis zur Anwerbung 
§ 303 Weisungsrecht 

DRITTER ABSCHNITT 

Bekämpfung von Leistungsmißbrauch und illegaler 
Ausländerbeschäftigung 

§ 304 Prüfung 

§ 305 Betretens- und Prüfimgsrecht 
§ 306 Duldungs- und Mitwirkungspflichten 
§ 307 Zusammenarbeit mit den HauptzoUämtem 

§ 308 Unterrichtung und Zusammenarbeit von Be- 
hörden 
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Entwurf 

ACHTES KAPITEL 
PFLICHTEN 

ERSTER ABSCHNITT 
Pflichten im Leistimgsverfahren 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Meldepflichten 

§ 309 Allgemeine Meldepflicht 
§ 3 10 Meldepflicht bei Wechsel der Zuständigkeit 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Anzeige- und Bescheinigungspflichten 

§311 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei 
Arbeitsunfähigkeit 

§312 Arbeitsbescheinigung 

§313 Nebeneinkommens bescheinigung 

§314 Insolvenzgeldbescheinigxmg 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Auskunftspflichten 

§315 Allgemeine Auskunftspflicht Dritter 

§316 Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenz- 
geld 

§317 Auskunftspflicht für Arbeitnehmer bei Fest- 
stellung von Leistungsansprüchen 

§318 Auskunftspflicht bei beruflicher Aus- oder 

Weiterbildung oder beruflicher Eingliederung 
Behinderter 

§319 Mitwirkungspflichten 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Sonstige Pflichten 

§ 320 Berechnungs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- 
und Anzeigepflichten 

ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahren 

§ 32 1 Verwendung von V ordrucken 

DRITTER ABSCHNITT 
Schadensersatz bei Pflichtverletzungen 

§ 322 Schadensersatz 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ACHTES KAPITEL 
PFLICHTEN 

ERSTER ABSCHNITT 
Pflichten im Leistimgsverfahren 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Meldepflichten 

§ 309 Allgemeine Meldepflicht 

§310 Meldepflicht bei Wechsel der Zuständigkeit 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Anzeige- und Bescheinigungspflichten 

§311 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei 
Arbeitsunfähigkeit 

§312 Arbeitsbescheinigung 

§313 Nebeneinkommensbescheinigung 

§314 Insolvenzgeldbescheinigimg 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Auskunftspfhchten 

§ 3 15 Allgemeine Auskunftspflicht Dritter 

§316 Auskunftspflicht bei Leistimg von Insolvenz- 
geld 

§ 3 17 Auskunftspflicht für Arbeitnehmer bei Fest- 
stellung von Leistungsansprüchen 

§318 Auskunftspflicht bei beruflicher Aus- oder 

Weiterbildung oder beruflicher Eingliederung 
Behinderter 

§319 Mitwirkungspflichten 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Sonstige Pflichten 

§320 Berechnungs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- 
imd Anzeigepflichten 

ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahren 

§321 Verwendung von Vordrucken 

DRITTER ABSCHNITT 
Schadensersatz bei Pflichtverletzungen 

§ 322 Schadensersatz 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


VIERTER ABSCHNirr 
V erordnungsermächtigiang 


VIERTER ABSCHNITT 

Verordnungsermächtigxmg 

und Anordnungsermächtigung 


§ 323 Verordnungsennächtigung 


§ 323 Verordnungsermächtigung 

§ 323a Anordnungsennächtigung 


NEUNTES KAPITEL 

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR LEISTUNGEN 

ERSTER ABSCHNITT 
Antrag imd Fristen 

§ 324 Antragserfordemis 
§ 325 Antrag vor Leistung 
§ 326 Wirkung des Antrages 
§ 327 Ausschlußfrist für Gesamtabrechnung 

ZWEITER ABSCHNITT 
Zuständigkeit 

§ 328 Grundsatz 

DRITTER ABSCHNITT 
Leistungsverfahren in Sonderfällen 

§ 329 Vorläufige Entscheidung 

§ 330 Einkommensberechnung in besonderen 
Fällen 

§ 331 Sonderregelungen für die Aufhebung von 
Verwaltimgsakten 

§ 332 Vorläufige Zahlungseinstellung 
§ 333 Übergang von Ansprüchen 
§ 334 Aufrechnung 
§ 335 Pfändimg von Leistungen 

§ 336 Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Ren- 
ten- und Pflegeversichenmg 

§ 337 Leishmgsrechtliche Bindimg der Bimdes- 
anstalt 

VIERTER ABSCHNITT 
Auszahlimg von Geldleistimgen 

§ 338 Auszahlung im Regelfall 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Berechnungsgrunds ätze 

§ 339 Allgemeine Berechnungsgrundsätze 
§ 340 Berechnimg von Zeiten 


NEUNTES KAPITEL 

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR LEISTUNGEN 

ERSTER ABSCHNITT 
Antrag imd Fristen 

§ 324 Antragserfordemis 
§ 325 Antrag vor Leistimg 
§ 326 Wirkung des Antrages 
§ 327 Ausschlußfrist für Gesamtabrechnimg 

ZWEITER ABSCHNITT 
Zuständigkeit 

§ 328 Gmndsatz 

DRITTER ABSCHNITT 
Leistungsverfahren in Sonderfällen 

§ 329 Vorläufige Entscheidimg 

§ 330 Einkommensberechnimg in besonderen 
Fällen 

§331 Sonderregelimgen für die Aufhebung von 
Verwaltungsakten 

§ 332 Vorläufige Zahlungseinstellung 
§ 333 Übergang von Ansprüchen 
§ 334 Aufrechmmg 
§ 335 Pfändung von Leistungen 

§ 336 Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Ren- 
ten- und Pflegeversicherung 

§ 337 Leistungsrechtliche Bindimg der Bxmdes- 
anstalt 

VIERTER ABSCHNirr 
Auszahlimg von Geldleistungen 

§ 338 Auszahlung im Regelfall 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Berechnimgsgnmdsätze 

§ 339 Allgemeine Berechnungsgrundsätze 
§ 340 Berechnung von Zeiten 


26 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 1 3/5935 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZEHNTES KAPITEL ZEHNTES KAPITEL 

FINANZIERUNG FINANZIERUNG 


ERSTER ABSCHNITT 
Finanzierungsgrundsatz 

§341 Aufbringung der Mittel 

ZWEITER ABSCHNITT 
Beiträge und Verfahren 

ERSTER UNTERABSCHNirr 
Beiträge 

§ 342 Beitragssatz und Beitragsbemessung 
§ 343 Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

§ 344 Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt als bei- 
tragspflichtige Einnahmen 

§ 345 Sonderregelungen für beitragspflichtige Ein- 
nahmen Beschäftigter 

§ 346 Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger Ver- 
sicherungspflichtiger 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verfahren 

§ 347 Beitragstragung bei Beschäftigten 
§ 348 Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 
§ 349 Beitragszahlung für Beschäftigte 

§ 350 Beitragszahlung für sonstige Versicherungs- 
pflichtige 

§351 Meldungen der Sozialversichenmgsträger 
§ 352 Beitragserstattung 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Verordnungsermächtigung und Ermächtigung 
zum Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

§ 353 Verordnungsermächtigimg 

§ 354 Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltungs- 
vorschriften 

DRITTER ABSCHNITT 
Umlagen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Umlage für das Wintergeld 

§ 355 Grundsatz 
§ 356 Höhe der Umlage 
§357 Umlageabfühnmg 
§ 358 Verordnungsermächtigung 


ERSTER ABSCHNITT 
Finanzierungsgnmdsatz 

§341 Aufbringung der Mittel 

ZWEITER ABSCHNITT 
Beiträge und Verfahren 

ERSTER UNTERABSCHNTTT 
Beiträge 

§ 342 Beitragssatz imd Beitragsbemessung 
§ 343 Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

§ 344 Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt als bei- 
tragspflichtige Einnahmen 

§ 345 Sonderregelungen für beitragspflichtige Ein- 
nahmen Beschäftigter 

§ 346 Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger Ver- 
sichenmgspflichtiger 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verfahren 

§ 347 Beitragstragung bei Beschäftigten 
§ 348 Beitragstragimg bei sonstigen Versicherten 
§ 349 Beitragszahlung für Beschäftigte 

§ 350 Beitragszahlung für sonstige Versicherimgs- 
pflichtige 

§351 Meldungen der Sozialversicherungs träger 
§ 352 Beitragserstattung 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Verordnungsermächtigung und Ermächtigxmg 
zum Erlaß von Verwaltungs Vorschriften 

§ 353 Verordnungsermächtigimg 

§ 354 Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltimgs- 
vorschriften 

DRITTER ABSCHNITT 
Umlagen 

ERSTER UNTERABSCHNTTT 
Umlage für das Wintergeld 

§ 355 Gnmdsatz 
§ 356 Höhe der Umlage 
§ 357 Umlageabführung 
§ 358 Verordnungsermächtigung 
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ZWEITER UlsnTERABSCHNTTT 
Umlage für das Insolvenzgeld 

§ 359 Grundsatz 
§ 360 Aufbringimg der Mittel 
§361 Anteile der Mitglieder 
§ 362 Verfahren 
§ 363 Verordnungsermächtigung 

VIERTER ABSCHNTIT 
Beteiligimg des Bundes 

§ 364 Finanzierung aus Bundesmitteln 
§ 365 Liquiditätshilfen 
§ 366 Bimdeszuschuß 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Rücklage 

§ 367 Bildung und Anlage der Rücklage 

ELFTES KAPITEL 

ORGANISATION UND DATENSCHUTZ 

ERSTER ABSCHNITT 
Bundesanstalt für Arbeit 

§ 368 Träger der Arbeitsförderung 
§ 369 Gliederung der Bundesanstalt 
§ 370 Sitz und bezirkliche Gliedening 
§371 Aufgaben der Bimdesanstalt 
§ 372 Wahrnehmung der Aufgaben 
§ 373 Besonderheiten zum Gerichtsstand 
§ 374 Beteiligung an Gesellschaften 

ZWEITER ABSCHNITT 
Selbstverwaltung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verfassung 

§ 375 Selbstverwaltimgsorgane 
§ 376 Satzung imd Anordnungen 
§ 377 Verwaltungsrat 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Umlage für das Insolvenzgeld 

§ 359 Grundsatz 
§ 360 Aufbringimg der Mittel 
§361 Anteile der Mitglieder 
§ 362 Verfahren 
§ 363 Verordnungsermächtigimg 

VIERTER ABSCHNITT 
Beteiligung des Bundes 

§ 364 Finanzierung aus Bundesmitteln 
§ 365 Liquiditätshilfen 
§ 366 Bundeszuschuß 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Rücklage 

§ 367 Bildung und Anlage der Rücklage 

ELFTES KAPITEL 

ORGANISATION UND DATENSCHUTZ 

ERSTER ABSCHNITT 
Bundesanstalt für Arbeit 

§ 368 Träger der Arbeitsförderung 
§ 369 Gliederung der Bxindesanstalt 
§ 370 Sitz und bezirkliche Gliederung 
§ 37 1 Aufgaben der Bundesanstalt 
§ 372 Wahrnehmung der Aufgaben 
§ 373 Besonderheiten zum Gerichtsstand 
§ 374 Beteiligung an Gesellschaften 

ZWEITER ABSCHNITT 
Selbstverwaltung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verfassung 

§ 375 Selbstverwaltungsorgane 
§ 376 Satzimg und Anordnimgen 
§ 377 Verwaltungsrat 
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§ 378 Vorstand 
§ 379 Verwaltungsausschüsse 
§ 380 Besondere Ausschüsse 

§ 381 Zusammensetzung der Selbstverwaltimgs- 
organe 

§ 382 Amtsdauer 

§ 383 Vorsitzende der Selbstverwaltungsorgane 
§ 384 Beratung 
§ 385 Beschlußfassung 
§ 386 Beanstandung von Beschlüssen 

§ 387 Verfahren bei Versagen von Selbst- 
verwaltungs Organen 

§ 388 Ehrenämter 

§ 389 Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 
§ 390 Haftung 

ZWEFTER UhTTERABSCHNnr 
Berufung und Abberufung 

§391 Berufung und Abberufung der Mitglieder 
§ 392 Berufungsfähigkeit 
§ 393 Vorschlagsberechtigte Stellen 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Neutralitätsausschuß 

§ 394 Neutralitätsausschuß 

DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltung 

§ 395 Präsident der Bundesanstalt 
§ 396 Präsidenten der Landesarbeitsämter 
§ 397 Direktoren der Arbeitsämter 
§ 398 Beauftragte für Frauenbelange 
§ 399 Innenrevision 
§ 400 Personal der Bundesanstalt 
§401 Ernennung der Beamten 

VIERTER ABSCHNITT 
Aufsicht 

§402 Aufsicht 


§ 378 Vorstand 
§ 379 Verwaltimgsausschüsse 
§380 Besondere Ausschüsse 

§ 381 Zusammensetzung der Selbstverwaltungs- 
organe 

§382 Amtsdauer 

§383 Vorsitzende der Selbstverwaltungsorgane 
§384 Beratung 
§ 385 Beschlußfassung 
§ 386 Beanstandung von Beschlüssen 

§ 387 Verfahren bei Versagen von Selbst- 
verwaltungsorganen 

§ 388 Ehrenämter 

§ 389 Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 
§390 Haftung 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Berufung und Abberufung 

§ 391 Berufung und Abberufung der Mitglieder 
§392 Berufungsfähigkeit 
§ 393 Vorschlagsberechtigte Stellen 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Neutralitätsausschuß 

§ 394 Neutralitätsausschuß 

DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltung 

§ 395 Präsident der Bundesanstalt 
§ 396 Präsidenten der Direktionen 
§ 397 Direktoren der Arbeitsämter 
§ 398 Beauftragte für Frauenbelange 
§ 399 Innenrevision 
§ 400 Personal der Bundesanstalt 
§401 Ernennung der Beamten 

VIERTER ABSCHNITT 
Aufsicht 

§402 Aufsicht 
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FÜNFTER ABSCHNITT 
Datenschutz 

§403 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Daten durch die Bundesanstalt 

§ 404 Kennzeichnungs- und Maßregelungs verbot 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Datenschutz 

§403 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Daten durch die Bundesanstalt 

§ 404 Kennzeichnungs- und Maßregelungsverbot 


ZWÖLFTES KAPITEL 

STRAF- UND BUSSGELDVORSCHRIFTEN 

ERSTER ABSCHNITT 
Bußgeldvorschriften 

§405 Bußgeldvorschriften 

§406 Zuständigkeit und Vollstreckung 

ZWEITER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 

§407 Unerlaubte Auslandsvermittlung, Anwerbung 
und Beschäftigung von Ausländern ohne 
Genehmigung und zu ungünstigen Arbeits- 
bedingungen 

§408 Beschäftigung von Ausländem ohne Ge- 
nehmigung in größerem Umfang 


ZWÖLFTES KAPITEL 

STRAF- UND BUSSGELDVORSCHRIFTEN 

ERSTER ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§ 405 Bußgeldvorschriften 

§406 Zuständigkeit und Vollstreckung 

ZWEITER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 

§ 407 Unerlaubte Auslandsvermittlung, Anwerbung 
und Beschäftigung von Ausländem ohne 
Genehmigung und zu ungünstigen Arbeits- 
bedingungen 

§408 Beschäftigung von Ausländem ohne Ge- 
nehmigung in größerem Umfang 


DREIZEHNTES KAPITEL 
SONDERREGELUNGEN 

ERSTER ABSCHNITT 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Herstellung der Einheit Deutschlands 

§409 Besondere Bezugsgröße und Beitrags- 
bemessungsgrenze 

§410 Besondere Leistungsbemessungsgrenze 
§ 4 1 1 Besondere Entgeltabzüge 
§412 Besonderer Anpassungsfaktor 
§413 Besondere Geringverdienergrenze 

§ 4 14 Besonderer Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei der Fördemng der Berufsausbildung 
§ 4 15 Besonderer Bedarf bei der Fördemng der be- 
ruflichen Eingliederung Behinderter 

§416 Besonderheiten bei der Fördemngsfähigkeit 
von Stmkturanpassungsmaßnahmen 


DREIZEHNTES KAPITEL 
SONDERREGELUNGEN 

ERSTER ABSCHNITT 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Herstellung der Einheit Deutschlands 

§ 409 Besondere Bezugsgröße und Beitrags- 
bemessungsgrenze 

§410 Besondere Leistungsbemessungsgrenze 
§ 4 1 1 Besondere Entgeltabzüge 
§412 Besonderer Anpassungsfaktor 
§413 Besondere Geringverdienergrenze 

§414 Besonderer Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei der Fördemng der Berufsausbildung 
§ 4 15 Besonderer Bedarf bei der Förderung der be- 
ruflichen Eingliederung Behinderter 

§ 4 16 Besonderheiten bei der Fördemngsfähigkeit 
von Strukturanpassungsmaßnahmen 

§ 416a Besonderheiten bei der Förderung von 
Arbeitsbeschaifungsmaßnahmen 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Ergänzungen für übergangsweise mögliche 
Leistungen 

§ 417 Angemessene Dauer beruflicher Weiterbil- 
dung in Sonderfällen 

§418 Eingliedenmgshilfe 
§ 4 19 Sprachförderung 

§ 420 Eingliederungshilfe und Sprachfördenmg in 
Sonderfällen 

§ 421 Anwendung von Vorschriften und Maßgaben 

DRITTER ABSCHNITT 
Grundsätze bei Rechtsänderungen 

§ 422 Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
§ 423 Arbeitslosengeld 
§ 424 Organisation 

VIERTER ABSCHNirr 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Einordnung des Arbeitsförderungsrechts 
in das Sozialgesetzbuch 

§ 425 Übergang von der Beitrags- zur Versiche- 
rungspflicht 

§ 426 Gnmdsätze für einzelne Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz 

§ 427 Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 

§ 428 Arbeitslosengeld unter erleichterten Voraus- 
setzungen 

§ 429 Altersübergangsgeld 

§ 430 Sonstige Entgeltersatzleistungen 

§431 Erstattungsansprüche 

§432 Weitergeltung von Arbeitserlaubnissen 

§433 Anlage der Rücklage 

§ 434 Organisation 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
ZWEITER ABSCHNITT 

Ergänzungen für Übergangs weise mögliche 
Leistungen 

§ 417 Angemessene Dauer beruflicher Weiterbil- 
dung in Sonderfällen 

§ 418 Eingliedenmgshilfe 
§ 419 Sprachförderung 

§ 420 Eingliederungshilfe und Sprachförderung in 
Sonderfällen 

§ 421 Anwendung von Vorschriften und Maßgaben 

DRITTER ABSCHNITT 
Grundsätze bei Rechtsänderungen 

§ 422 Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
§ 423 Arbeitslosengeld 
§ 424 Organisation 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonderregelimgen im Zusammenhang 
mit der Einordnung des Arbeitsfördenmgsrechts 
in das Sozialgesetzbuch 

§ 425 Übergang von der Beitrags- zur Versiche- 
rxmgspflicht 

§ 426 Grundsätze für einzelne Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz 

§ 427 Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 

§ 428 Arbeitslosengeld unter erleichterten Voraus- 
setzungen 

§429 Altersübergangsgeld 
§ 430 Sonstige Entgeltersatzleistungen 
§431 Erstattungsansprüche 
§ 432 Weitergeltung von Arbeitserlaubnissen 
§433 Anlage der Rücklage 
§ 434 Organisation 
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ERSTES KAPITEL 
Allgemeine Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze 

§1 

Aufgaben der Arbeitsfördenmg 

(1) Durch die Leistungen der Arbeitsförderung soll 
vor allem der Ausgleich am Arbeitsmarkt unterstützt 
werden, indem Ausbildung- und Arbeitsuchende 
über Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und 
der Berufe beraten, offene Stellen zügig besetzt und 
die Möglichkeiten von benachteiligten Ausbildung- 
und Arbeitsuchenden für eine Erwerbstätigkeit ver- 
bessert und dadurch Zeiten der Arbeitslosigkeit sowie 
des Bezugs von Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosen- 
geld imd Arbeitslosenhilfe vermieden oder verkürzt 
werden. 

(2) Die Leistungen der Arbeitsförderung sind so 
einzusetzen, daß sie der beschäftigungspoütischen 
Zielsetzung der Sozial-, Wirtschafts- und Finanz- 
politik der Bundesregierung entsprechen sowie der 
besonderen Verantwortung der Arbeitgeber für Be- 
schäftigungsmöglichkeiten und der Arbeitnehmer für 
ihre eigenen beruflichen Möglichkeiten Rechnung 
tragen und die Erhaltung und Schaffung von wett- 
bewerbsfähigen Arbeitsplätzen nicht gefährden. 

§2 

Besondere Verantwortung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern 

(1) Die Arbeitgeber haben bei ihren Entschei- 
dungen verantwortungsvoll deren Auswirkungen auf 
die Beschäftigung der Arbeitnehmer und von Arbeits- 
losen imd damit die Inanspruchnahme von Leistun- 
gen der Arbeitsförderung einzubeziehen. Sie sollen 
dabei insbesondere 

1. im Rahmen ihrer Mitverantwortung für die Ent- 
wicklung der beruflichen Leistungsfähigkeit der 
Arbeitnehmer zur Anpassung an sich ändernde 
Anforderungen sorgen, 

2. vorrangig durch betriebliche Maßnahmen die In- 
anspruchnahme von Leistungen der Arbeitsförde- 
rung sowie Entlassungen von Arbeitnehmern ver- 
meiden und 

3. durch frühzeitige Meldung von freien Arbeitsplät- 
zen deren zügige Besetzung und den Abbau von 
Arbeitslosigkeit unterstützen. 

(2) Die Arbeitnehmer haben bei ihren Entschei- 
dungen verantwortungsvoll deren Auswirkungen auf 
ihre beruflichen MögUchkeiten einzubeziehen. Sie 
sollen insbesondere ihre berufliche Leistungsfähigkeit 
den sich ändernden Anforderungen anpassen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ERSTES KAPITEL 
Allgemeine Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Grundsätze 

§1 

Aufgaben der Arbeitsförderung 

unverändert 


§2 

Besondere Verantwortung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern 

unverändert 
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(3) Die Arbeitnehmer haben zur Vermeidung von 

Arbeitslosigkeit 

1. jede zumutbare Möglichkeit bei der Suche und 
Aufnahme einer Beschäftigung zu nutzen, 

2. ein Beschäftigungsverhältnis, dessen Fortsetzung 
ihnen zximutbar ist, nicht zu beenden, bevor sie 
eine neue Beschäftigung haben imd 

3. jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen. 

§3 

Leistungen der Arbeitsfördenmg 

(1) Arbeitnehmer erhalten folgende Leistungen: 

1. Berufsberatung sowie Ausbildungs- und Arbeits- 
vermittlung und diese unterstützende Leistungen, 

2. Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der 
Eingliederungsaussichten, 

3. Mobilitätshilfen und Arbeitnehmerhilfe zur Auf- 
nahme einer Beschäftigung, 

4. Überbrückungsgeld zur Aufnahme einer selb- 
ständigen Tätigkeit, 

5. Beruf sausbildimgsbeihilfe während einer berufli- 
chen Ausbildimg oder einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme, 

6. Übernahme der Weiterbildungskosten imd Un- 
terhaltsgeld während der Teilnahme an einer be- 
ruflichen Weiterbüdung, 

7. allgemeine und besondere Leistungen zur beruf- 
lichen Eingliederung Behinderter, insbesondere 
Ausbüdungsgeld, Übernahme der Teilnahmeko- 
sten und Übergangsgeld, 

8. Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe während 
Arbeitslosigkeit sowie Teilarbeitslosengeld wäh- 
rend Teilarbeitslosigkeit (Leistungen zum Ersatz 
des Arbeitsentgelts bei Arbeitslosigkeit), 

9. Kurzarbeitergeld bei Arbeitsausfall, 

10. Insolvenzgeld bei Zahlungsunfähigkeit des Ar- 
beitgebers, 

11. Wintergeld und Winterausfallgeld in der Bauwirt- 
schaft. 

(2) Arbeitgeber erhalten folgende Leistungen: 

1. Arbeitsmarktberatung sowie Ausbildungs- und Ar- 
beitsvermittlung, 

2. Zuschüsse zu den Arbeitsentgelten bei Eingliede- 
nmg von leistimgsgeminderten Arbeitnehmern 
sowie bei Neugründxmgen, 

3. Erstattung von Arbeitsentgelt für Zeiten ohne Ar- 
beitsleistung und weitere Leistungen bei Abschluß 
eines Eingliederungsvertrages mit Zustimmung 
des Arbeitsamtes, 


Beschlüsse des 11, Ausschusses 


§3 

Leistungen der Arbeitslörderung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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4. Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung bei Durch- 
führung von Maßnahmen während der betriebli- 
chen Ausbildungszeit sowie weitere Zuschüsse bei 
Behinderten. 

(3) Träger von Arbeitsförderungsmaßnahmen er- 
halten folgende Leistungen: 

1. Darlehen und Zuschüsse zu zusätzlichen Maßnah- 
men der betrieblichen Ausbildimg, 

2. Übernahme der Kosten für berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen und Ausbildung in außerbe- 
trieblichen Einrichtungen, 

3. Darlehen und Zuschüsse für Einrichtungen der be- 
ruflichen Aus- oder Weiterbildimg oder zur beruf- 
lichen Eingliederung Behinderter sowie für Ju- 
gendwohnheime, 

4. Zuschüsse zu Eingliederungsmaßnahmen auf 
Grund eines Sozialplans, 

5. Darlehen und Zuschüsse zu Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen sowie zu Strukturanpassungsmaß- 
nahmen. 

(4) Leistungen der aktiven Arbeitsfördenmg sind 
alle Leistimgen der Arbeitsförderung mit Ausnahme 
von Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe und Insolvenzgeld. 

(5) Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsförde- 
rung sind alle Leistungen der aktiven Arbeitsförde- 
rung mit Ausnahme von Berufsausbildungsbeihilfe, 
Kurzarbeitergeld, Wintergeld, Winterausfallgeld und 
Eingliederungszuschuß bei Einarbeitung von Berufs- 
rückkehrem. 

§4 

Vorrang der Vermittlung 

(1) Die Vermittlung in Ausbildung und Arbeit hat 
Vorrang vor den Leistungen zum Ersatz des Arbeits- 
entgelts bei Arbeitslosigkeit. 

(2) Der Vermittlungsvorrang gilt auch im Verhält- 
nis zu den sonstigen Leistungen der aktiven Arbeits- 
förderung, es sei denn, die Leistung ist für eine dau- 
erhafte Eingliederung erforderlich. 

§5 

Vorrang der aktiven Arbeitsförderung 

Die Leistungen der aktiven Arbeitsförderung sind 
entsprechend ihrer jeweiligen Zielbestimmung einzu- 
setzen, um sonst erforderliche Leistungen zum Ersatz 
des Arbeitsentgelts bei Arbeitslosigkeit nicht nur vor- 
übergehend zu vermeiden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsförde- 
rung sind alle Leistungen der aktiven Arbeitsförde- 
rung mit Ausnahme von Berufsausbildungsbeihilfe, 
besonderen Leistungen zur beruflichen Eingliede- 
nmg Behinderter, Kurzarbeitergeld, Wintergeld, 
Winterausfallgeld und Eingliedenmgszuschuß bei 
Einarbeitung von Berufsrückkehrem. 

§4 

Vorrang der Vermittlung 

unverändert 


§5 

Vorrang der aktiven Arbeitsförderung 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 6 § 6 

Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit 

Das Arbeitsamt hat spätestens nach sechs- unverändert 

monatiger Arbeitslosigkeit zusammen mit dem Ar- 
beitslosen festzustellen, durch welche Maßnahmen, 

Leistungen oder eigene Bemühungen des Arbeits- 
losen eine drohende Langzeitarbeitslosigkeit ver- 
mieden werden kann. Sind Maßnahmen oder Lei- 
stungen des Arbeitsamtes noch nicht erforderlich 
oder möglich, sind entsprechende Feststellungen 
nach angemessener Zeit, spätestens nach sechs Mo- 
naten, zu wiederholen. 


§7 

Auswahl von Leistungen 
der aktiven Arbeitsförderung 

(1) Bei der Auswahl von Ermessensleistungen der 
aktiven Arbeitsförderung hat das Arbeitsamt unter 
Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit die für den Einzelfall am besten 
geeignete Leistung oder Kombination von Leistungen 
zu wählen. Dabei sind vorrangig die Fähigkeiten der 
zu fördernden Personen und die Erfolgsaussichten ei- 
ner Eingliederung zugrundezulegen. 

(2) Ist bei Ermessensleistungen der aktiven Arbeits- 
förderung eine Auswahl unter den Personen, die ei- 
ner Förderung bedürfen, erforderlich, so hat diese 
vorrangig danach zu erfolgen, inwieweit unter Be- 
rücksichtigung der Förderungsbedürftigkeit eher mit 
einem Eingliederungserfolg zu rechnen ist. 

(3) Bei Ermessensleistungen der aktiven Arbeits- 
förderung sollen besonders förderungsbedürftige Per- 
sonengruppen, insbesondere Langzeitarbeitslose, 
Schwerbehinderte, Ältere mit Vermittlungserschwer- 
nissen und Berufsrückkehrer hinsichtlich ihres Anteils 
an der jeweiligen Gesamtzahl der Arbeitslosen an- 
gemessen vertreten sein. 


§8 

Frauenförderung 

(1) Die Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
sollen die tatsächliche Durchsetzung der Gleichbe- 
rechtigung von Frauen und Männern am Arbeits- 
markt fördern. Zur Verbesserung der beruflichen Si- 
tuation von Frauen ist durch sie auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile sowie auf die Überwindung 
des geschlechtsspezifischen Ausbildungs- und Ar- 
beitsmarktes hinzuwirken. 

(2) Frauen sollen entsprechend ihrem Anteil an 
den Arbeitslosen gefördert werden. 


§7 

Auswahl von Leistungen 
der aktiven Arbeitsförderung 

unverändert 


§8 

Frauenförderung 

unverändert 
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(3) Die Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
sollen in ihrer zeitlichen, inhaltlichen und orga- 
nisatorischen Ausgestaltiing die Lebensverhältnisse 
von Frauen und Männern berücksichtigen, die auf- 
sichtsbedürftige Kinder betreuen und erziehen oder 
pflegebedürftige Angehörige betreuen oder nach die- 
sen Zeiten wieder in die Erwerbstätigkeit zurück- 
kehren wollen. 

§9 

Ortsnahe Leistungserbringimg 

(1) Die Leistungen der Arbeitsförderung sollen vor- 
rangig durch die örtlichen Arbeitsämter erbracht 
werden. Dabei haben die Arbeitsämter die Gegeben- 
heiten des örtlichen und überörtlichen Arbeitsmarktes 
zu berücksichtigen. 

(2) Die Arbeitsämter sollen die Vorgänge am Ar- 
beitsmarkt besser durchschaubar machen. Sie haben 
zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem 
örtlichen und überörtlichen Arbeitsmarkt beizutra- 
gen. 

(3) Die Arbeitsämter haben zur Erfüllimg ihrer 
Aufgaben mit den Beteiligten des örtlichen Arbeits- 
marktes, insbesondere den Vertretern der Arbeitge- 
ber und der Arbeitnehmer, den Kammern und be- 
rufsständischen Organisationen sowie den Gemein- 
den, Kreisen und Bezirken zusammenzuarbeiten. Sie 
sollen ihre Planungen rechtzeitig mit Trägem von 
Maßnahmen der Arbeitsförderung erörtern. 

§ 10 

Freie Förderung 

(1) Die Arbeitsämter können bis zu fünf Prozent 
der im Eingliedenmgstitel enthaltenen Mittel für Er- 
messensleistungen der aktiven Arbeitsförderung ein- 
setzen, um die Möglichkeiten der gesetzlich geregel- 
ten aktiven Arbeitsfördemngsleistungen durch freie 
Leistungen der aktiven Arbeitsfördemng zu erwei- 
tern. Die freien Leistungen müssen den Zielen und 
Grundsätzen der gesetzlichen Leistimgen entspre- 
chen und dürfen nicht gesetzliche Leistungen auf- 
stocken. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. das Nähere zu der freien Fördenmg, insbesondere 
zu den Voraussetzungen, den Grenzen und zum 
Verfahren, zu regeln, 

2. vom 1, Januar 2000 an die Höhe der für die freie 
Förderung zur Verfügung stehenden Mittel auf bis 
zu zehn Prozent der im Eingliederungstitel enthal- 
tenen Mittel anzuheben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§9 

Ortsnahe Leistungserbringung 

unverändert 


§ 10 

Freie Förderung 

(1) Die Arbeitsämter können bis zu zehn Prozent 
der im Eingliederungstitel enthaltenen Mittel für Er- 
messensleistungen der aktiven Arbeitsfördenmg ein- 
setzen, um die Möglichkeiten der gesetzlich geregel- 
ten aktiven Arbeitsfördemngsleistimgen durch freie 
Leistungen der aktiven Arbeitsfördemng zu erwei- 
tern. Die freien Leistungen müssen den Zielen und 
Gmndsätzen der gesetzlichen Leistungen entspre- 
chen und dürfen nicht gesetzliche Leistungen auf- 
stocken. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu der 
freien Förderung, insbesondere zu den Vorausset- 
zungen, den Grenzen und zum Verfahren, zu regeln. 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§11 §11 
Eingliederungsbilanz Eingliederungsbilanz 

(1) Jedes Arbeitsamt erstellt über seine Ermes- unverändert 

sensleistungen der aktiven Arbeitsförderung nach 

Abschluß eines Haushaltsjahres eine Eingliede- 
nmgsbilanz. Die Eingliederungsbilanzen müssen 
vergleichbar sein und sollen Aufschluß über den 
Mittelemsatz, die geförderten Personengruppen und 
die Wirksamkeit der Förderung geben. 

(2) Die Eingliederungsbilanzen sollen insbesondere 
Angaben enthalten zu 

1. dem Anteil der Gesamtausgaben an den zugewie- 
senen Mitteln sowie den Ausgaben für die einzel- 
nen Leistungen und ihrem Anteil an den Gesamt- 
ausgaben, 

2. den durchschnittlichen Ausgaben für die einzelnen 
Leistungen je geförderten Arbeitnehmer unter Be- 
rücksichtigung der besonders förderungsbedürfti- 
gen Personengruppen, 

3. der Beteiligung besonders förderungsbedürftiger 
Personengruppen an den einzelnen Leistungen 
unter Berücksichtigung ihres Anteils an den Ar- 
beitslosen, 

4. der Beteiligung von Frauen an Maßnahmen der ak- 
tiven Arbeitsfördenmg unter Berücksichtigimg des 
Frauenanteils an den Arbeitslosen sowie über Maß- 
nahmen, die zu einer gleichberechtigten Teilhabe 
von Frauen am Arbeitsmarkt beigetragen haben, 

5. dem Verhältnis der Zahl der in eine nicht geförder- 
te Beschäftigung vermittelten Arbeitslosen zu der 
Zahl der Abgänge aus Arbeitslosigkeit in eine 
nicht geförderte Beschäftigung (Vermittlungs- 
quote). Dabei sind besonders förderungsbedürftige 
Personengruppen gesondert auszuweisen, 

6. dem Verhältnis der Zahl der Arbeitnehmer, die 
in angemessener Zeit im Anschluß an die Maß- 
nahme eine Beschäftigung aufgenommen haben 
oder nicht mehr arbeitslos sind, zu der Zahl geför- 
derter Arbeitnehmer in den einzelnen Maßnahme- 
bereichen. Dabei sind besonders förderungsbe- 
dürftige Personengruppen gesondert auszuweisen, 

7. der Entwicklimg der Rahmenbedingungen für die 
Eingliederung auf dem regionalen Arbeitsmarkt, 

8. der Veränderung der Maßnahmen im Zeitverlauf. 

Die Bundesanstalt stellt den Arbeitsämtern zur Si- 
cherstellung der Vergleichbarkeit der Eingliede- 
rungsbilanzen einheitliche Berechnungsmaßstäbe zu 
den einzelnen Angaben zur Verfügung. 

(3) Die Eingliederungsbilanz ist mit den Beteiligten 
des örtlichen Arbeitsmarktes zu erörtern. Dazu ist sie 
um einen Teil zu ergänzen, der weiteren Aufschluß 
über die Leistungen und ihre Wirkungen auf den ört- 
lichen Arbeitsmarkt sowie Aufschluß über die Kon- 
zentration der Maßnahmen auf einzelne Träger gibt. 

(4) Die Eingliederungsbilanzen sind bis Mitte des 
nachfolgenden Jahres zu veröffentlichen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Berechtigte 

§ 12 

Geltung der Begrihsbestimmungen 

Die in diesem Abschnitt enthaltenen Begriffsbe- 
stimmungen sind nxir für dieses Buch maßgeblich. 

§13 

Heimarbeiter 

Arbeitnehmer im Sinne dieses Buches sind auch 
Heimarbeiter (§ 12 Abs. 2 des Vierten Buches). 

§ 14 

Auszubildende 

Auszubildende sind die zur Berufsausbildung Be- 
schäftigten und Teilnehmer an nach diesem Buch 
förderungsfähigen berufsvorbereitenden Bildungs- 
maßnahmen. 

§15 

Ausbildung- und Arbeitsuchende 

Ausbildungsuchende sind Personen, die eine Be- 
rufsausbildung suchen. Arbeitsuchende sind Perso- 
nen, die eine Beschäftigung als Arbeitnehmer suchen. 
Dies gilt auch, wenn sie bereits eine Beschäftigung 
oder eine selbständige Tätigkeit ausüben. 

§ 16 

Arbeitslose 

Arbeitslose sind Personen, die wie beim Anspruch 
auf Arbeitslosengeld 

1. vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsver- 
hältnis stehen, 

2. eine versicherungspflichtige Beschäftigung suchen 
und dabei den Vermittlungsbemühungen des Ar- 
beitsamtes zur Verfügung stehen und 

3. sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet haben. 

§17 

Von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer 

Von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer sind 
Personen, die 

1. versicherungspflichtig beschäftigt sind, 

2. alsbald mit der Beendigung der Beschäftigung 
rechnen müssen und 

3. voraussichtlich nach Beendigung der Beschäfti- 
gung arbeitslos werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 
Berechtigte 

§ 12 

Geltung der Begriffsbestimmungen 

unverändert 

§ 13 

Heimarbeiter 

unverändert 

§ 14 

Auszubildende 

unverändert 

§ 15 

Ausbildung- und Arbeitsuchende 

unverändert 


§ 16 

Arbeitslose 

unverändert 


§ 17 

Von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer 

unverändert 
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§ 18 

Langzeitarbeitslose 

(1) Langzeitarbeitslose sind Arbeitslose, die ein 
Jahr und länger arbeitslos sind. 

(2) Für Leistungen der aktiven Arbeitsförderung, 
die Langzeitarbeitslosigkeit voraussetzen, bleiben 
folgende Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit in- 
nerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren unberück- 
sichtigt: 

1. Zeiten einer aktiven Arbeitsförderung, 

2. Zeiten einer Krankheit oder eines Beschäftigimgs- 
verbots nach dem Mutterschutzgesetz, 

3. Zeiten der Betreuung und Erziehung aufsichtsbe- 
dürftiger Kinder oder der Betreuung pflegebedürf- 
tiger Angehöriger, 

4. Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten bis 
zu einer Dauer von insgesamt sechs Monaten, 

5. Zeiten, in denen eine Beschäftigung rechtlich nicht 
möglich war, und 

6. kurze Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit ohne 
Nachweis. 

(3) Ergibt sich der Sachverhalt einer unschädlichen 
Unterbrechung üblicherweise nicht aus den Unterla- 
gen der Arbeitsvermittlung, so reicht Glaubhaftma- 
chung aus. 


§ 19 

Behinderte 

(1) Behinderte sind körperlich, geistig oder seelisch 
beeinträchtigte Personen, deren Aussichten, beruflich 
eingegliedert zu werden oder zu bleiben, wegen Art 
oder Schwere ihrer Behinderung nicht nur vorüber- 
gehend wesentlich gemindert sind und die deshalb 
Hilfen zur beruflichen Eingliederung benötigen. 

(2) Den Behinderten stehen diejenigen Personen 
gleich, denen eine Behinderimg mit den in Absatz 1 
genannten Folgen droht. 


§20 

Benifsrückkehrer 

Berufsrückkehrer sind Frauen und Männer, die 

1. ihre Erwerbstätigkeit wegen der Betreuung und 
Erziehung von aufsichtsbedürftigen Kindern oder 
der Betreuxmg pflegebedürftiger Angehöriger un- 
terbrochen haben und 

2. in angemessener Zeit danach in die Erwerbstätig- 
keit zurückkehren wollen. 


§ 18 

Langzeitarbeitslose 

unverändert 


§ 19 

Behinderte 

unverändert 


§20 

Berufsrückkehrer 

unverändert 
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§21 §21 

Träger Träger 

Träger sind natürliche oder juristische Personen, unverändert 

die Maßnahmen der Arbeitsförderung selbst durch- 
führen oder durch Dritte durchführen lassen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verhältnis der Leistungen aktiver 
Arbeitsförderung zu anderen Leistungen 

§22 

Verhältnis zu anderen Leistungen 

(1) Leistungen der aktiven Arbeitsförderung dürfen 
nur erbracht werden, wenn nicht andere Leistungs- 
träger oder andere öffentlich-rechtliche Stellen zur 
Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich ver- 
pflichtet sind. 

(2) Allgemeine und besondere Leistungen zur be- 
ruflichen Eingliederung Behinderter einschließlich 
der Leistungen an Arbeitgeber und der Leistungen an 
Träger dürfen nur erbracht werden, sofern nicht ein 
anderer Rehabilitationsträger im Sinne des Gesetzes 
über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilita- 
tion zuständig ist. 

(3) Soweit Leistungen zur Förderung der Berufs- 
ausbildung und zur Förderung der beruflichen Wei- 
terbildung der Sicherung des Lebensunterhaltes die- 
nen, gehen sie der Ausbildungsbeihilfe nach § 44 des 
Strafvollzugsgesetzes vor. Die Leistungen für Gefan- 
gene dürfen die Höhe der Ausbildungsbeihilfe nach 
§ 44 des Strafvollzugsgesetzes nicht übersteigen. Sie 
werden den Gefangenen nach einer Förderzusage 
des Arbeitsamtes in Vorleistung von den Ländern er- 
bracht und von der Bundesanstalt erstattet. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verhältnis der Leistungen aktiver 
Arbeitslörderung zu anderen Leistungen 

§22 

Verhältnis zu anderen Leistungen 

unverändert 


§ 23 § 23 

Vorleistungspflicht der Arbeitsförderung Vorleistungspflicht der Arbeitsförderung 

(1) Solange und soweit eine vorrangige Stelle Lei- unverändert 

stungen nicht gewährt, sind Leistungen der aktiven 

Arbeitsförderung so zu erbringen, als wenn die Ver- 
pflichtimg dieser Stelle nicht bestünde. 

(2) Hat das Arbeitsamt für eine andere öffentlich- 
rechtliche Stelle vorgeleistet, ist die zur Leistung 
verpflichtete öffentlich-rechtliche Stelle der Bundes- 
anstalt erstattungspflichtig. Für diese Erstattungsan- 
sprüche gelten die Vorschriften des Zehnten Buches 
über die Erstattungsansprüche der Sozialleistungsträ- 
ger untereinander entsprechend. 
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ZWEITES KAPITEL 
Versicherungspflicht 

§24 

Versicherungspflichtverhältnis 

(1) In einem Versicherungspflichtverhältnis stehen 
Personen, die als Beschäftigte oder aus sonstigen 
Gründen versicherungspflichtig sind. 

(2) Das Versicherungspflichtverhältnis beginnt für 
Beschäftigte mit dem Tag des Eintritts in das Be- 
schäftigungsverhältnis oder mit dem Tag nach dem 
Erlöschen der Versicherungsfreiheit, für die sonstigen 
Versicherungspflichtigen mit dem Tag, an dem erst- 
mals die Voraussetzungen für die Versicherungs- 
pflicht erfüllt sind. 

(3) Das Versichenmgspflichtverhältnis für Beschäf- 
tigte besteht fort 

1. während eines erheblichen Arbeitsausfalls mit 
Entgeltausfall im Sinne der Vorschriften über das 
Kurzarbeitergeld oder eines witterungs bedingten 
Arbeitsausfalls im Sinne der Vorschriften über das 
Winterausfallgeld, 

2. für Zeiten eines Beschäftigungsverhältnisses, für 
die kein Arbeitsentgelt gezahlt wird, längstens für 
einen Monat. Das Versichenmgspflichtverhältnis 
von Personen, die zu ihrer Berufsausbildung ohne 
Arbeitsentgelt beschäftigt sind, bleibt unberührt. 

(4) Das Versicherungspflichtverhältnis endet für 
Beschäftigte mit dem Tag des Ausscheidens aus dem 
Beschäftigungsverhältnis oder mit dem Tag vor Ein- 
tritt der Versicherungsfreiheit, für die sonstigen Ver- 
sicherungspflichtigen mit dem Tag, an dem die Vor- 
aussetzungen für die Versicherungspflicht letztmals 
erfüllt waren. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITES KAPITEL 
Versicherungspflicht 

§24 

Versicherungspflichtverhältnis 

unverändert 


§25 


§25 


Beschäftigte 


Beschäftigte 


(1) Versicherungspflichtig sind Personen, die ge- unverändert 

gen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung 

beschäftigt (versicherungspflichtige Beschäftigung) 
sind. 

(2) Bei Wehrdienstleistenden und Zivildienstlei- 
stenden, denen nach gesetzlichen Vorschriften für die 
Zeit ihres Dienstes Arbeitsentgelt weiterzugewähren 
ist, güt das Beschäftigungsverhältnis durch den 
Wehrdienst oder Zivildienst als nicht unterbrochen. 

Personen, die im Rahmen einer besonderen Aus- 
landsverwendung im Sinne des Soldatengesetzes 
freiwillig Wehrdienst leisten, sind in dieser Beschäfti- 
gung nicht nach Absatz 1 versicherungspflichtig; sie 
gelten als Wehrdienstleistende im Sinne des § 26 
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4. 
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§26 

Sonstige Versichenmgspflichtige 

(1) Versicherungspflichtig sind 

1. jugendliche Behinderte, die in Einrichtungen für 
Behinderte, insbesondere in Beruf sbildiangswer- 
ken, an einer berufsfördemden Maßnahme teil- 
nehmen, die ihnen eine Erwerbstätigkeit auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglichen soll, sowie 
Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für 
eine Erwerbstätigkeit befähigt werden sollen, 

2. Personen, die auf Grund gesetzlicher Pflicht länger 
als drei Tage Wehrdienst oder Zivildienst leisten 
und während dieser Zeit nicht als Beschäftigte 
versicherungspflichtig sind, wenn sie 

a) unmittelbar vor Dienstantritt versicherungs- 
pflichtig waren oder eine Entgeltersatzleistung 
nach diesem Buch bezogen haben, oder 

b) eine Beschäftigung gesucht haben, die Versi- 
cherungspfhcht nach diesem Buch begründet, 

3. Personen während des Wehrdienstes in der Verfü- 
gungsbereitschaft nach § 5a Abs. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes und des freiwilligen zusätzlichen 
Wehrdienstes nach § 6b Abs. 1 des Wehrpflichtge- 
setzes, wenn sie während des vorangegangenen 
Grundwehrdienstes versicherungspflichtig waren, 

4. Gefangene, die Arbeitsentgelt, Ausbildungsbei- 
hilfe oder Ausfallentschädigung (§§ 43 bis 45, 176 
und 177 des Strafvollzugsgesetzes) erhalten. Ge- 
fangene im Sinne dieses Buches sind Personen, die 
im Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen 
und freiheitsentziehenden Maßregeln der Besse- 
rung und Sicherung oder einstweilig nach § 126a 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung untergebracht sind. 


(2) Versicherungspflichtig sind Personen in der 
Zeit, für die sie 

1. von einem Leistimgsträger Krankengeld, Versor- 
gungskrankengeld, Verletztengeld oder von einem 
Träger der medizinischen Rehabilitation Über- 
gangsgeld beziehen, wenn sie unmittelbar vor Be- 
ginn der Leistung versicherungspflichtig waren 
oder eine laufende Entgeltersatzleistung nach die- 
sem Buch bezogen haben, 

2. von einem privaten Krankenversicherungsunter- 
nehmen Kranken tagegeld beziehen, wenn sie 
unmittelbar vor Beginn der Leistung versiche- 
nmgspflichtig waren, 

(3) Nach Absatz 1 Nr. 1 ist nicht versicherungs- 
pflichtig, wer nach § 25 Abs. 1 versicherungspflichtig 
ist. Nach Absatz 1 Nr. 4 ist nicht versicherungspflich- 
tig, wer nach anderen Vorschriften dieses Buches 
versicherungspfhchtig ist. Nach Absatz 2 Nr. 2 ist 
nicht versicherungspfhchtig, wer nach Absatz 2 Nr. 1 
versicherungspfhchtig ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§26 

Sonstige Versichenmgspflichtige 

(1) Versicherungspfhchtig sind 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. Gefangene, die Arbeitsentgelt, Ausbildungsbei- 
hilfe oder AusfaUentschädigung (§§ 43 bis 45, 176 
und 177 des StrafvoUzugsgesetzes) erhalten oder 
Ausbildungsbeihilfe nur wegen des Vorrangs von 
Leistungen zur Förderung der Berufsausbildung 
und zur Förderung der beruflichen Weiterbildung 
nach diesem Buch nicht erhalten. Gefangene im 
Sinne dieses Buches sind Personen, die im Vollzug 
von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen und frei- 
heitsentziehenden Maßregeln der Besserung und 
Sicherung oder einstweihg nach § 126a Abs. 1 der 
Strafprozeßordnung untergebracht sind. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr, 2 (4) unverändert 

Buchstabe b tritt nicht ein, wenn der Dienstleistende 

1. in den letzten zwei Monaten vor Beginn des Dien- 
stes eine Ausbildung an einer allgemeinbildenden 
Schule beendet oder ein Studium als ordentlich 
Studierender an einer Hochschule oder einer der 
fachlichen Ausbildung dienenden Schule unter- 
brochen hat und 

2. innerhalb der letzten zwei Jahre vor Beginn der 
Ausbildung weniger als zwölf Monate in einem 
Versicherimgspflichtverhältnis gestanden hat. 

§ 27 § 27 

Versicherungsfreie Beschäftigte Versicherungsfreie Beschäftigte 

(1) Versicherungsfrei sind Personen in einer Be- unverändert 

schäftigung als 

1. Beamter, Richter, Soldat auf Zeit sowie Berufssol- 
dat der Bundeswehr und als sonstig Beschäftigter 
des Bundes, eines Landes, eines Gemeindeverban- 
des, einer Gemeinde, einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft, oder deren Spitzenverbänden, wenn 
sie nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzah- 
lung der Bezüge und auf Beihüfe oder Heilfürsorge 
haben, 

2. Geistliche der als öffenthch-rechtliche Körperschaf- 
ten anerkannten Religionsgesellschaften, wenn sie 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund- 
sätzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der 
Bezüge und auf Beihilfe haben, 

3. Lehrer an privaten genehmigten Ersatzschulen, 
wenn sie hauptamtlich beschäftigt sind und nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der Be- 
züge und auf Beihüfe haben, 

4. satzungsmäßige Mitglieder von geistlichen Genos- 
senschaften, Diakonissen und ähnliche Personen, 
wenn sie sich aus überwiegend religiösen oder 
sittlichen Beweggründen mit Krankenpflege, Un- 
terricht oder anderen gemeinnützigen Tätigkeiten 
beschäftigen und nicht mehr als freien Unterhalt 
oder ein geringes Entgelt beziehen, das nur zm 
Beschaffxmg der unmittelbaren Lebensbedürfnisse 
an Wohnung, Verpflegung, Kleidung und derglei- 
chen ausreicht, 

5. Mitglieder des Vorstandes einer Aktiengesellschaft 
für das Unternehmen, dessen Vorstand sie angehö- 
ren. Konzemunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Unternehmen. 

(2) Versicherungsfrei sind Personen in einer ge- 
ringfügigen Beschäftigung (§ 8 Viertes Buch). Versi- 
cherungsfreiheit besteht nicht für Personen, die 

1, im Rahmen betrieblicher Berufsbüdung, nach dem 
Gesetz zur Förderung eines freiwüligen sozialen 
Jahres, nach dem Gesetz zur Förderung eines 
freiwilligen ökologischen Jahres, 
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2. wegen eines erheblichen Arbeitsausfalls mit Ent- 
geltausfall im Sinne der Vorschriften über das 
Kurzarbeitergeld oder eines witterungsbedingten 
Arbeitsausfalls im Sinne der Vorschriften über das 
Winterausfallgeld oder 

3. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben (§ 74 Fünftes Buch) oder aus einem 
sonstigen der in § 126 Abs. 1 genannten Gründe 

nur geringfügig beschäftigt sind. 

(3) Versicherungsfrei sind Personen in einer 

1. unständigen Beschäftigung, die sie berufsmäßig 
ausüben. Unständig ist eine Beschäftigung, die auf 
weniger als eine Woche der Natur der Sache nach 
beschränkt zu sein pflegt oder im voraus durch Ar- 
beitsvertrag beschränkt ist, 

2. Beschäftigimg als Heimarbeiter, die gleichzeitig 
mit einer Tätigkeit als Zwischenmeister (§12 
Abs. 4 Viertes Buch) ausgeübt wird, wenn der 
überwiegende Teü des Verdienstes aus der Tätig- 
keit als Zwischenmeister bezogen wird, 

3. Beschäftigung als ausländischer Arbeitnehmer zur 
beruflichen Aus- oder Fortbildung, wenn 

a) die berufliche Aus- oder Fortbildung aus Mit- 
teln des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde 
oder eines Gemeindeverbandes oder aus Mit- 
teln einer Einrichtung oder einer Organisation, 
die sich der Aus- oder Fortbildung von Auslän- 
dem widmet, gefördert wird, 

b) sie verpflichtet sind, nach Beendigung der ge- 
förderten Aus- oder Fortbildung das Inland zu 
verlassen, und 

c) die im Inland zurückgelegten Versicherungszei- 
ten weder nach dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaft noch nach zwischenstaatlichen 
Abkommen oder dem Recht des Wohnlandes 
des Arbeitnehmers einen Anspmch auf Lei- 
stungen für den Fall der Arbeitslosigkeit in dem 
Wohnland des Betreffenden begründen kön- 
nen. 

(4) Versicherungsfrei sind Personen, die während 
der Dauer 

1. ihrer Ausbüdung an einer allgemeinbildenden 
Schule oder 

2. ihres Studiums als ordentliche Studierende einer 
Hochschule oder einer der fachlichen Ausbüdung 
dienenden Schule 

eine Beschäftigung ausüben. Satz 1 Nr. 1 güt nicht, 
wenn der Beschäftigte schulische Einrichtungen be- 
sucht, die der Fortbüdung außerhalb der üblichen Ar- 
beitszeit dienen. 
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§ 28 § 28 

Sonstige versichenmgsfreie Personen Sonstige versicheningsfreie Personen 

Versicherungsfrei sind Personen, unverändert 

1. die das 65. Lebensjahr vollendet haben, mit Ablauf 
des Monats, in dem sie dieses Lebensjahr vollen- 
den, 

2. während der Zeit, für die ihnen ein Anspruch auf 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der gesetzli- 
chen Rentenversichenmg oder eine vergleichbare 
Leistung eines ausländischen Leistimgsträgers zu- 
erkannt ist, 

3. die wegen einer Minderung ihrer Leistungsfähig- 
keit dauernd nicht mehr verfügbar sind, von dem 
Zeitpunkt an, an dem das Arbeitsamt diese Minde- 
rung der Leistungsfähigkeit und der zuständige 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung Berufs- 
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit im Sinne der 
gesetzlichen Rentenversicherung festgestellt ha- 
ben. 


DRITTES KAPITEL 


DRITTES KAPITEL 


Beratung und Vermittlung 


Beratung und Vermittlung 


ERSTER ABSCHNITT 

Beratung 


ERSTER ABSCHNITT 
Beratung 


§29 


§ 29 


Beratungsangebot 


Beratungsangebot 


(1) Das Arbeitsamt hat Jugendlichen und Erwach- unverändert 

senen, die am Arbeitsleben teilnehmen oder teilneh- 
men wollen, Berufsberatung und Arbeitgebern Ar- 
beitsmarktberatung anzubieten. 

(2) Art und Umfang der Beratung richten sich nach 
dem Beratungsbedarf des einzelnen Ratsuchenden. 

(3) Das Arbeitsamt soll bei der Beratung die 
Kenntnisse über den Arbeitsmarkt des europäischen 
Wirtschaftsraumes und die Erfahrungen aus der Zu- 
sammenarbeit mit den Arbeitsverwaltungen anderer 
Staaten nutzen. 


§ 30 § 30 

Berufsberatung Berufsberatung 

Die Berufsberatung lunfaßt die Erteilung von Aus- unverändert 

kunft und Rat 

1. zur Berufswahl, beruflichen Entwicklung und zum 
Berufswechsel, 

2. zur Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und 
der Berufe, 

3. zu den Möglichkeiten der beruflichen Bildung, 

4. zur Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche, 

5. zu Leistungen der Arbeitsförderung. 
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Die Berufsberatung erstreckt sich auch auf die Ertei- 
lung von Auskunft und Rat zu Fragen der Ausbil- 
dungsförderung und der schulischen Bildung, soweit 
sie für die Berufswahl und die berufliche Bildung von 
Bedeutung sind. 

§31 § 31 

Grundsätze der Berufsberatung Grundsätze der Berufsberatung 

(1) Bei der Berufsberatung sind Neigung, Eignung unverändert 

und Leistungsfähigkeit der Ratsuchenden sowie die 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. 

(2) Das Arbeitsamt kann sich auch nach Beginn ei- 
ner Berufsausbildung oder der Aufnahme einer Arbeit 
um den Auszubildenden oder den Arbeitnehmer mit 
dessen Einverständnis bemühen und ihn beraten, so- 
weit dies für die Festigung des Ausbildungs- oder 
Arbeits Verhältnisses erforderlich ist. 


§ 32 

Eignungsfeststellung 

Das Arbeitsamt soll ratsuchende Jugendliche und 
Erwachsene mit ihrem Einverständnis ärztlich und 
psychologisch untersuchen und begutachten, soweit 
dies für die Feststellung der Berufseignung oder 
Vermittlungsfähigkeit erforderlich ist. 

§ 33 

Berufsorientierung 

Das Arbeitsamt hat zur Vorbereitung der Jugendli- 
chen und Erwachsenen auf die Berufswahl sowie zur 
Unterrichtung der Ausbildungsuchenden, Arbeitsu- 
chenden, Arbeitnehmer und Arbeitgeber Berufsori- 
entierung zu betreiben. Dabei soll es über Fragen der 
Berufswahl, über die Berufe und ihre Anforderungen 
und Aussichten, über Wege und Förderung der be- 
ruflichen Bildung sowie über beruflich bedeutsame 
Entwicklungen in den Betrieben, Verwaltungen und 
auf dem Arbeitsmarkt umfassend unterrichten. 


§32 

Eignungsfeststellung 

unverändert 


§ 33 

Berufsorientierung 

unverändert 


§ 34 § 34 

Arbeitsmarktberatung Arbeitsmarktberatung 

(1) Die Arbeitsmarktberatung soll dazu beitragen, unverändert 

die Arbeitgeber bei der Besetzung von Ausbildungs- 
und Arbeitsstellen zu unterstützen. Sie umfaßt die 
Erteilung von Auskunft und Rat 

1. zur Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und 
der Berufe, 

2. zur Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsplät- 
zen, 

3. zur Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsbedin- 
gungen und der Arbeitszeit, 

4. zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung, 


46 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 1 3/5935 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


5. zur Eingliederung förderungsbedürftiger Auszu- 
bildender und Arbeitnehmer, 

6. zu Leistungen der Arbeitsförderung. 

(2) Das Arbeitsamt soll die Beratimg zur Gewin- 
nung von Ausbildimgs- und Arbeitsplätzen für die 
Vermittlung nutzen. Es soll auch von sich aus Verbin- 
dung zu den Arbeitgebern aufnehmen imd unterhal- 
ten. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ausbildungsvermittlung und Arbeits- 
Vermittlung 

§35 

Aufgaben der Ausbildungsvermittlung 
und Arbeitsvermittlung 

(1) Das Arbeitsamt hat Ausbüdungsuchenden, Ar- 
beitsuchenden und Arbeitgebern Ausbildungsvermitt- 
lung und Arbeitsvermittlung (Vermittlung) anzubie- 
ten. Die Vermittlung umfaßt alle Tätigkeiten, die dar- 
auf gerichtet sind, Ausbüdungsuchende mit Arbeit- 
gebern zur Begründung eines Ausbildungsverhältnis- 
ses und Arbeitsuchende mit Arbeitgebern zur Be- 
gründung eines Beschäftigungsverhältnisses zusam- 
menzuführen. 

(2) Das Arbeitsamt hat durch Vermittlung darauf 
hinzuwirken, daß Ausbildungsuchende eine Ausbil- 
dungsstelle, Arbeitsuchende eine Arbeitsstelle und 
Arbeitgeber geeignete Arbeitnehmer und Auszubil- 
dende erhalten. Es hat dabei die Neigung, Eignung 
und Leistungsfähigkeit der Ausbildungsuchenden 
und Arbeitsuchenden sowie die Anforderungen der 
angebotenen Stellen zu berücksichtigen. 

§36 

Grundsätze der Vermittlung 

(1) Das Arbeitsamt darf nicht vermitteln, wenn ein 
Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis begründet wer- 
den soll, das gegen ein Gesetz oder die guten Sitten 
verstößt. 

(2) Das Arbeitsamt darf Einschränkungen, die der 
Arbeitgeber für eine Vermittlung hinsichtlich Ge- 
schlecht, Alter, Gesundheitszustand oder Staatsange- 
hörigkeit des Ausbüdungsuchenden und Arbeitsu- 
chenden oder ähnlicher Merkmale vomimmt, die re- 
gelmäßig nicht die berufliche Qualifikation betreffen, 
nur berücksichtigen, wenn diese Einschränkungen 
nach Art der auszuübenden Tätigkeit unerläßlich 
sind. Ist eine Religionsgemeinschaft Arbeitgeber, 
dürfen außerdem Einschränkungen der Vermittlung 
zu ihr und zu ihren karitativen und sozialen Einrich- 
tungen hinsichtlich der Zugehörigkeit zu einer Reli- 
gionsgemeinschaft berücksichtigt werden. Im übrigen 
darf eine Einschränkung hinsichtiich der Zugehörig- 
keit zu einer Gewerkschaft, Partei, Religionsgemein- 
schaft oder vergleichbaren Vereinigung nur berück- 
sichtigt werden, wenn 


ZWEITER ABSCHNITT 

Vermittlung 

§ 35 

Vennittlungsangebot 

unverändert 


§ 36 

Grundsätze der Vermittlung 

unverändert 
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1. der Ausbildungs- oder Arbeitsplatz in einem Ten- 
denzuntemehmen oder -betrieb im Sinne des § 118 
Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes be- 
steht und 

2. die Art der auszuübenden Tätigkeit diese Ein- 
schränkung rechtfertigt. 

(3) Das Arbeitsamt darf in einem dtirch einen Ar- 
beitskampf unmittelbar betroffenen Bereich nur dann 
vermitteln, wenn der Arbeitsuchende und der Arbeit- 
geber dies trotz eines Hinweises auf den Arbeits- 
kampf verlangen. 

(4) Das Arbeitsamt ist auch bei der Vermittlung von 
unständig Beschäftigten nicht verpflichtet zu prüfen, 
ob der vorgesehene Vertrag ein Arbeitsvertrag ist. 
Soll jedoch erkennbar ein Arbeitsverhältnis nicht be- 
gründet werden, darf es unständig Beschäftigte nur 
vermitteln, wenn bei ihnen der Anteil selbständiger 
Tätigkeiten nicht überwiegt. 

§37 

Unterstützung der Vermittlung 

(1) Das Arbeitsamt kann Ausbildungsuchenden 
imd Arbeitsuchenden bei ihren Bewerbungen zur 
Verbesserung der Vermittlungsaussichten Hilfen an- 
bieten. 

(2) Das Arbeitsamt kann zu seiner Unterstützung 
Dritte an der Vermittlung beteiligen. 


(3) Für die Vermittlung sollen auch Ausbildungs- 
platz- und Arbeitsmarktbörsen sowie ähnliche Ver- 
anstaltungen genutzt werden. 

§ 38 

Mitwirkung des Ausbildung- und Arbeitsuchenden 

(1) Der Ausbildungsuchende imd Arbeitsuchende 
hat die für eine Vermittlung erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. Er kann die 
Weitergabe seiner Unterlagen von ihrer Rückgabe an 
das Arbeitsamt abhängig machen oder ihre Weiter- 
gabe an namentlich benannte Arbeitgeber ausschlie- 
ßen. 

(2) Das Arbeitsamt kann die Vermittlung ein- 
stellen, wenn der Ausbildungsuchende oder Arbeit- 
suchende nicht ausreichend mitwirkt. 

(3) Die Ausbildungsvermittlung ist durchzuführen, 

1. bis der Ausbildungsuchende in Ausbildung, schuli- 
sche Bildung oder Arbeit einmündet oder sich die 
Vermittlimg anderweitig erledigt oder 

2. solange der Ausbildungsuchende dies verlangt. 

(4) Die Arbeitsvermittlung ist durchzuführen, 

1 . solange der Arbeitsuchende Leistungen zum Ersatz 
des Arbeitsentgelts bei Arbeitslosigkeit bean- 
sprucht oder 
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§37 

Unterstützung der Vermittlung 

(1) unverändert 

(2) Das Arbeitsamt kann zu seiner Unterstützung 
mit Einwilligung des Ausbildungsuchenden oder des 
Arbeitsuchenden Dritte an der Vermittlung beteili- 
gen. 

(3) unverändert 

§ 38 

Mitwirkung des Ausbildung- und Arbeitsuchenden 

(1) unverändert 


(2) Das Arbeitsamt kann die Vermittlung ein- 
stellen, solange der Ausbildungsuchende oder Ar- 
beitsuchende nicht ausreichend mitwirkt. 

(3) unverändert 
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2. wenn der Arbeitsuchende eine ihm nicht zumutba- 
re Beschäftigung angenommen hat und die Weiter- 
führung verlangt, jedoch nicht länger als sechs 
Monate. 

Im übrigen ist sie nach drei Monaten einzustellen. 

Der Arbeitsuchende kann sie erneut in Anspruch 
nehmen. 


§39 

Mitwirkung des Arbeitgebers 

(1) Der Arbeitgeber hat die für eine Vermittlung 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen. Er kann ihre Überlassung an namentlich 
benannte Arbeitsuchende ausschließen oder die 
Vermittlung auf die Überlassung von Daten geeigne- 
ter Arbeitsuchender an ihn begrenzen. 

(2) Das Arbeitsamt kann die Vermittlung einstel- 
len, wenn sie erfolglos bleibt, weil die Arbeitsbedin- 
gungen der angebotenen Stelle gegenüber denen 
vergleichbarer Ausbildungs- oder Arbeitsplätze so 
ungünstig sind, daß sie den Arbeitsuchenden nicht 
zumutbar sind, und wenn es den Arbeitgeber darauf 
hingewiesen hat. Es kann die Vermittlung einstellen, 
wenn der Arbeitgeber keine oder unzutreffende Mit- 
teilungen über das Nichtzustandekommen eines 
Ausbildungs- oder Arbeitsvertrages mit einem vorge- 
schlagenen Ausbildung- oder Arbeitsuchenden macht 
und die Vermittlung dadurch erschwert wird. Im üb- 
rigen kann es sie nach Ablauf von sechs Monaten 
einstellen, die Ausbildungsvermittlung jedoch frühe- 
stens drei Monate nach Beginn eines Ausbildungsjah- 
res. Der Arbeitgeber kann sie erneut in Anspruch 
nehmen. 

§40 

Beratung des Arbeitgebers bei der Vermittlung 

Das Arbeitsamt soll dem Arbeitgeber eine Ar- 
beitsmarktberatung anbieten, wenn erkennbar wird, 
daß ein gemeldeter freier Ausbildungs- oder Arbeits- 
platz durch seine Vermittlung nicht in angemessener 
Zeit besetzt werden kann. Es soll diese Beratung 
spätestens nach drei Monaten anbieten. 

DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§41 

Allgemeine Unterrichtung 

(1) Das Arbeitsamt soll Ausbildungsuchenden und 
Arbeitsuchenden sowie Arbeitgebern in geeigneter 
Weise Gelegenheit geben, sich über freie Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätze sowie über Ausbildung- 
und Arbeitsuchende zu unterrichten. 


§39 

Mitwirkung des Arbeitgebers 

unverändert 


§40 

Beratung des Arbeitgebers bei der Vermittlung 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

§41 

Allgemeine Unterrichtung 

unverändert 
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(2) Bei der Beratung, Vermittlung und Berufs- 
orientierung sind Selbstinformationseinrichtungen 
einzusetzen. 

(3) Das Arbeitsamt darf in die Selbstinformations- 
einrichtungen Daten über Ausbildungsuchende, Ar- 
beitsuchende und Arbeitgeber nur aufnehmen, so- 
weit sie für die Vermittlimg erforderlich sind. Daten, 
die eine Identifizierung des Betroffenen ermöglichen, 
dürfen nur mit seiner Einwilligimg aufgenommen 
werden. Er kann auch die Aufnahme seiner anony- 
misierten Daten ausschließen. Ein Arbeitsuchender, 
der Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bean- 
sprucht, kann nur die Aufnahme von Daten aus- 
schließen, die seine Identifizierung ermöglichen. Dem 
Betroffenen ist auf Verlangen ein Ausdruck der auf- 
genommenen Daten zuzusenden. Das Arbeitsamt 
kann von der Aufnahme von Daten über Ausbil- 
dimgs- und Arbeitsplätze, die dafür nicht geeignet 
sind, absehen. 

§42 

Einschränkung des Fragerechts 

Das Arbeitsamt darf von Ausbildungsuchenden 
und Arbeitsuchenden Daten nicht erheben, die ein 
Arbeitgeber vor Begründung eines Ausbildimgs- oder 
Arbeitsverhältnisses nicht erfragen darf. Es darf Daten 
über die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei, 
Religionsgemeinschaft oder vergleichbaren Vereini- 
gung nur erheben und nutzen, wenn 


1. eine Vermittlung auf einen Ausbildxmgs- oder Ar- 
beitsplatz 

a) in einem Tendenzunternehmen oder -betrieb im 
Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes oder 

b) bei einer Religionsgemeinschaft oder in einer zu 
ihr gehörenden karitativen oder erzieherischen 
Einrichtung 

vorgesehen ist, 

2. der Ausbildungsuchende oder Arbeitsuchende be- 
reit ist, auf einen solchen Ausbildungs- oder Ar- 
beitsplatz vermittelt zu werden und 

3. bei einer Vermittlung nach Nummer 1 Buchstabe a 
die Art der auszuübenden Tätigkeit diese Be- 
schränkimg rechtfertigt. 

§43 

Ausnahmen von der Unentgeltlichkeit 

(1) Das Arbeitsamt übt die Beratung und Vermitt- 
limg unentgeltlich aus. 

(2) Das Arbeitsamt kann vom Arbeitgeber die Er- 
stattung besonderer bei einer Arbeitsvermittlimg 
entstehender Aufwendungen (Aufwendungsersatz) 
verlangen, wenn 
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§42 

Einschränkung des Fragerechts 

Das Arbeitsamt darf von Ausbildungsuchenden 
und Arbeitsuchenden Daten nicht erheben, die ein 
Arbeitgeber vor Begründung eines Ausbildungs- oder 
Arbeitsverhältnisses nicht erfragen darf. Daten über 
die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei, Re- 
ligionsgemeinschaft oder vergleichbaren Vereinigung 
dürfen nur beim Ausbildungsuchenden und Arbeit- 
suchenden erhoben werden. Das Arbeitsamt darf 
diese Daten nur erheben und nutzen, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


§43 

Ausnahmen von der Unentgeltlichkeit 

u nv e r ä nd e r t 
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1. die Aufwendungen den gewöhnlichen Umfang er- 
heblich übersteigen und 

2. es den Arbeitgeber bei Beginn der Arbeitsvermitt- 
lung über die Erstattungspflicht unterrichtet hat. 

(3) Das Arbeitsamt kann von einem Arbeitgeber, 
der die Auslandsvermittlung auf Grund zwischen- 
staatlicher Vereinbarungen oder Vermittlungsabspra- 
chen der Bundesanstalt mit ausländischen Arbeits- 
verwaltungen in Anspruch nimmt, eine Gebühr 
(Vermittlungsgebühr) erheben. Die Vorschriften des 
Verwaltungskostengesetzes sind anzuwenden. 

(4) Der Arbeitgeber darf sich den Aufwendungser- 
satz oder die Vermittlungsgebühr von dem vermittel- 
ten Arbeitnehmer oder einem Dritten weder ganz 
noch teilweise erstatten lassen. 

§44 

Verordnungstrm^ohtignng 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates die gebührenpflichti- 
gen Tatbestände für die Vermittlungsgebühr zu be- 
stimmen und dabei feste Sätze vorzusehen. Für die 
Bestimmung der Gebührenhöhe können auch Auf- 
wendungen für Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer in die 
Wirtschaft und in die Gesellschaft zu erleichtern, be- 
rücksichtigt werden. 

VIERTES KAPITEL 
Leistungen an Arbeitnehmer 

ERSTER ABSCHNITT 

Unterstützung der Beratung 
und Vermittlung 

§45 

Leistungen 

Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Ar- 
beitsuchende sowie Ausbildungsuchende können zur 
Beratung und Vermittlung unterstützende Leistungen 
erhalten, soweit der Arbeitgeber gleichartige Lei- 
stungen nicht oder voraussichtlich nicht erbringen 
wird und sie die erforderlichen Mittel nicht selbst 
aufbringen können. Als unterstützende Leistungen 
können Kosten 

1. für die Erstellung und Versendung von Bewer- 
bungsunterlagen (Bewerbungskosten), 

2. im Zusammenhang mit Fahrten zur Berufsbera- 
tung, Vermittlung, Eignungsfeststellung und zu 
Vorstellungsgesprächen (Reisekosten) 

übernommen werden. 
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§44 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung die gebührenpflichtigen Tatbestände für die 
Vermittlungsgebühr zu bestimmen und dabei feste 
Sätze vorzusehen. Für die Bestimmung der Gebüh- 
renhöhe können auch Aufwendungen für Maßnah- 
men, die geeignet sind, die Eingliederung ausländi- 
scher Arbeitnehmer in die Wirtschaft und in die Ge- 
sellschaft zu erleichtern oder die der Überwachung 
der Einhaltung der zwischenstaatlichen Vereinba- 
rimgen oder Absprachen über die Vermittlung die- 
nen, berücksichtigt werden. 

VIERTES KAPITEL 
Leistungen an Arbeitnehmer 

ERSTER ABSCHNITT 

Unterstützung der Beratung 
und Vermittlung 

§45 

Leistungen 

unverändert 
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§46 

Höhe 

(1) Bewerbungskosten können bis zu einem Betrag 
von 500 Deutsche Mark jährlich übernommen wer- 
den. 

(2) Als Reisekosten können die berücksichtigungs- 
fähigen Fahrkosten übernommen werden. Berück- 
sichtigungsfähig sind die bei Benutzung eines regel- 
mäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels 
anfallenden Kosten der niedrigsten Klasse des 
zweckmäßigsten öffentlichen Verkehrsmittels, wobei 
mögliche Fahrpreisermäßigungen zu berücksichtigen 
sind. Bei Benutzung sonstiger Verkehrsmittel ist ein 
Betrag in Höhe der Wegstreckenentschädigxmg nach 
§ 6 Abs. 1 des Bundesreisekostengesetzes berück- 
sichtigungsfähig. Bei mehrtägigen Fahrten kann zu- 
sätzlich je Tag und Nacht ein Betrag in Höhe des Ta- 
gegeldes und Übernachtungsgeldes nach den §§ 9 
und 10 des Bundesreisekostengesetzes in der Reise- 
kostenstufe A erbracht werden. 

§47 

VerordnungsmnÄcYk^qvoiq 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. Dabei kann die Zahlung von 
Pauschalen festgelegt werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Verbesserung der Eingliederungsaussichten 

§48 

TrainingsmaBnahmen 

(1) Arbeitslose können bei Tätigkeiten und bei 
Teilnahme an Maßnahmen, die zur Verbesserung ih- 
rer Eingliederungsaussichten beitragen (Trainings- 
maßnahmen), durch Weiterleistung von Arbeitslosen- 
geld oder Arbeitslosenhilfe und durch Übernahme 
von Maßnahmekosten gefördert werden, wenn die 
Tätigkeit oder Maßnahme 

1. geeignet und angemessen ist, die Eingliederungs- 
aussichten des Arbeitslosen zu verbessern und 

2. auf Vorschlag oder mit Einwilligung des Arbeits- 
amtes erfolgt. 

(2) Über die Tätigkeit oder die Teilnahme an einer 
Maßnahme soll dem Arbeitslosen eine Bescheinigung 
ausgestellt werden, aus der sich mindestens Art und 
Inhalt der Tätigkeit oder Maßnahme ergeben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§46 

Höhe 

unverändert 


§47 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. Dabei 
kann die Zahlung von Pauschalen festgelegt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verbesserung der Eingliederungsaussichten 
§48 

Trainingsmaßnahmen 

unverändert 
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§49 

Fdrdenmgsfähigkeit 

(1) Gefördert werden Trainingsmaßnahmen, die 

1. die Eignung des Arbeitslosen für eine berufliche 
Tätigkeit oder eine Leistung der aktiven Arbeits- 
förderung feststellen, 

2. die Selbstsuche des Arbeitslosen sowie seine 
Vermittlung, insbesondere durch Bewerbungs- 
training und Beratung über Möglichkeiten der Ar- 
beitsplatzsuche, unterstützen oder die Arbeitsbe- 
reitschaft und Arbeitsfähigkeit des Arbeitslosen 
prüfen, 

3. dem Arbeitslosen notwendige Kenntnisse und Fä- 
higkeiten vermitteln, um eine Vermittlung in 
Arbeit oder einen erfolgreichen Abschluß einer 
beruflichen Aus- oder Weiterbildung erheblich zu 
erleichtern. 

(2) Die Dauer der Trainingsmaßnahmen muß ihrem 
Zweck und ihrem Inhalt entsprechen. Die Dauer darf 
in der Regel in den Fällen des 

1. Absatzes 1 Nr. 1 vier Wochen, 

2. Absatzes 1 Nr. 2 zwei Wochen, 

3. Absatzes 1 Nr. 3 acht Wochen 

nicht übersteigen. Werden Trainingsmaßnahmen in 
mehreren zeitlichen Abschnitten durchgeführt, zäh- 
len fünf Tage als eine Woche. Insgesamt darf die För- 
derung die Dauer von zwölf Wochen nicht überstei- 
gen. 


§50 

MaBnahmekosten 

Maßnahmekosten sind 

1. erforderliche und angemessene Lehrgangskosten 
und Prüfungsgebühren und 

2. berücksichtigungsfähige Fahrkosten für die tägli- 
che Hin- und Rückfahrt des Teilnehmers zwischen 
Wohnung und Maßnahmestätte. 

§51 

FörderungsausschluB 

Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn die 
Trainingsmaßnahme zu einer Einstellung bei einem 
Arbeitgeber führen soll, 

1. der den Arbeitslosen in den letzten vier Jahren be- 
reits beschäftigt hat, 

2. der dem Arbeitslosen vor Eintritt der Arbeitslosig- 
keit eine Beschäftigung angeboten hat, 

3. von dem eine Beschäftigung üblicherweise ohne 
solche Tätigkeiten oder Maßnahmen erwartet 
werden kann oder 

4. dem geeignete Fachkräfte vermittelt werden kön- 
nen. 


§49 

Förderungsfähigkeit 

unverändert 


§50 

Maßnahmekosten 

unverändert 


§51 

FörderungsausschluB 

unverändert 
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§52 

VerordnungsenaäcYk^qvaiq 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Mobilitätshilfen 

§53 

Mobilitätshilfen 

(1) Arbeitslose, die eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung aufnehmen, können durch Mobili- 
tätshilfen gefördert werden, soweit 

1. dies zur Aufnahme der Beschäftigung notwendig 
ist und 

2. sie die erforderlichen Mittel nicht selbst auf bringen 
können. 

(2) Die Mobilitätshilfen bei Aufnahme einer Be- 
schäftigung umfassen 

1. Leistungen für den Lebensunterhalt bis zur ersten 
Arbeitsentgeltzahlung (Übergangsbeihilfe) , 

2. Leistungen für Arbeitskleidung und Arbeitsgerät 
(Ausrüstungsbeihilfe) , 

3. bei auswärtiger Arbeitsaufnahme die Übernahme 
der Kosten für 

a) tägliche Fahrten zwischen Wohnung und Ar- 
beitsstelle (Fahrkostenbeihilfe), 

b) eine getrennte Haushaltsführung (Trennungs- 
kostenbeihilfe), 

c) einen Umzug (Umzugskostenbeihilfe). 

(3) Leistungen nach Absatz 2 Nr. 1, 2 und 3 Buch- 
stabe c können auch an Ausbildungsuchende er- 
bracht werden, die in ein Ausbildungsverhältnis ein- 
treten, wenn sie beim Arbeitsamt als Bewerber um 
eine berufliche Ausbildungsstelle gemeldet sind. 

§54 

Mobilitätshilfen hei Aufnahme 
einer Beschäftigung 

(1) Als Übergangsbeihilfe kann ein Darlehen bis 
zur Höhe von 80 Prozent des bis zur ersten Entgeltab- 
rechnung voraussichtlich zu beanspruchenden Brut- 
toarbeitsentgelts erbracht werden. 


Beschlüsse des 11. A u s s chu s s e s 
§52 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Mobilitätshilfen 

§53 

Mobilitätshilfen 

unverändert 


§54 

Mobilitätshilfen bei einer Beschäftigimg 

unverändert 
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(2) Als Ausrüstungsbeihilfe können Kosten bis zur 
Höhe von 500 Deutsche Mark übernommen werden. 

(3) Als Fahrkostenbeihilfe können für die ersten 
sechs Monate der Beschäftigung die berücksichti- 
gungsfähigen Fahrkosten übernommen werden. 

(4) Als monatliche Trennungskostenbeihilfe kön- 
nen für die ersten sechs Monate der Beschäftigung 
die Kosten bis zur Höhe des fünfzehnfachen Tage- 
geldes nach § 9 Abs. 2 des Bundesreisekostengeset- 
zes in der Reisekostenstufe A übernommen werden. 

(5) Als Umzugskostenbeihilfe kann ein Darlehen 
für das Befördern des Umzugsgutes im Sinne des § 6 
Abs. 3 Satz 1 des Bundesumzugskostengesetzes von 
der bisherigen zur neuen Wohnung geleistet werden, 
wenn der Umzug innerhalb von zwei Jahren nach 
Aufnahme der Beschäftigung stattfindet. 

§55 

VerordnungsetmAcYi\ig}jnq 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Arbeitnehmerhilfe 

§56 

Arbeitnehmerhilfe 

(1) Bezieher von Arbeitslosenhilfe können für die 
Zeit einer nicht geringfügigen Beschäftigung, die 
nach ihrer Eigenart auf längstens drei Monate be- 
grenzt zu sein pflegt, durch eine Arbeitnehmerhilfe 
gefördert werden. 

(2) Die Arbeitnehmerhilfe beträgt 25 Deutsche 
Mark täglich und wird für jeden Tag geleistet, an 
dem der Arbeitnehmer mindestens sechs Stunden be- 
schäftigt gewesen ist. 

(3) Die Arbeitnehmerhilfe ist bei der Beurteilung 
der Zumutbarkeit der Beschäftigung zu berücksichti- 
gen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§55 

Anordnungsermächtigimg 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Arbeitnehmerhilfe 

§56 

Arbeitnehmerhilfe 

(1) Arbeitnehmer, die Arbeitslosenhilfe für die 
Zeit unmittelbar vor Beginn einer nach ihrer Ei- 
genart auf längstens drei Monate befristeten, nicht 
nur geringfügigen Beschäftigung bezogen haben, 
können dxirch eine Arbeitnehmerhilfe gefördert wer- 
den. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) Die Bundesanstalt erbringt die Arbeitneh- 
merhilfe im Auftrag des Bundes. Das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung kann der Bun- 
desanstalt Weisungen erteilen und sie an seine Auf- 
fassung binden. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Förderung der Aufnahme 
einer selbständigen Tätigkeit 

§57 

Überbrückungsgeld 

(1) Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer selb- 
ständigen Tätigkeit die Arbeitslosigkeit beenden oder 
vermeiden, können zur Sicherung des Lebensunter- 
halts und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der 
Existenzgründung Überbrückungsgeld erhalten. 

(2) Überbrückungsgeld kann geleistet werden, 
wenn der Arbeitnehmer 

1. bis zur Aufnahme der selbständigen Tätigkeit 
mindestens vier Wochen 


a) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Kurz- 
arbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch ei- 
genständigen Einheit bezogen hat oder 

b) eine Beschäftigung ausgeübt hat, die als Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahme oder als Struktur- 
anpassungsmaßnahme gefördert worden ist, 

und 

2. eine Stellungnahme einer fachkundigen Stelle 
über die Tragfähigkeit der Existenzgründung vor- 
gelegt hat. 

(3) Als Überbrückungsgeld wird im Regelfall für 
die Dauer von sechs Monaten, in Ausnahmefällen 
auch für einen kürzeren Zeitraum, der Betrag gelei- 
stet, den der Arbeitnehmer als Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe zuletzt bezogen hat oder bei Ar- 
beitslosigkeit hätte beziehen können. Das Überb rük- 
kungsgeld umfaßt auch die auf das Arbeitslosengeld 
oder auf die Arbeitslosenhilfe allgemein entfallenden 
Sozialversicherungsbeiträge, die das Arbeitsamt ge- 
tragen hat oder hätte tragen müssen. Der Berechnimg 
der Sozialversicherungsbeiträge sind die gesetzlich 
festgelegten Beitragssätze zur Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten, zur sozialen Pfle- 
geversichenmg und das gewogene Mittel der am 
1. Juli des Vorjahres geltenden allgemeinen Beitrags- 
sätze zur gesetzlichen Krankenversicherung zugrun- 
de zu legen. 

§58 

VerordnungstYm^c\iüg\xng 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziaiord’ 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Förderung der Aufnahme 
einer selbständigen Tätigkeit 

§57 

Überbrückungsgeld 

(1) unverändert 


(2) Überbrückungsgeld kann geleistet werden, 
wenn der Arbeitnehmer 

1. bis zur Aufnahme der selbständigen Tätigkeit oder 
bis zu der vorgeschalteten Teilnahme an einer 
Maßnahme zu deren Vorbereitung mindestens 
vier Wochen 

a) unverändert 


b) unverändert 

und 

2. unverändert 

(3) unverändert 


§ 58 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Fördening zu bestimmen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 
Förderung der Berufsausbildung 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Förderung der Berufsausbildung 


Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 

Auszubildende haben Anspruch auf Berufsausbil- 
dungsbeihilfe während einer beruflichen Ausbildung 
oder einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme, 


Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 

unverändert 


1. die berufliche Ausbildung oder die berufsvorberei- 
tende Bildungsmaßnahme förderungsfähig ist, 

2. sie zum förderungsfähigen Personenkreis gehören 
und die sonstigen persönlichen Voraussetzungen 
für eine Förderung erfüllt sind und 

3. ihnen die erforderlichen Mittel zur Deckung des 
Bedarfs für den Lebensunterhalt, die Fahrkosten, 
die sonstigen Aufwendungen und die Lehrgangs - 
kosten (Gesamtbedarf) nicht anderweitig zur Ver- 
fügung stehen. 

§60 

Berufliche Ausbildung 

(1) Eine berufliche Ausbildimg ist förderungsfähig, 
wenn sie in einem nach dem Berufsbildungsgesetz, 
der Handwerksordnimg oder dem Seemannsgesetz 
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf betrieblich 
oder außerbetrieblich durchgeführt wird und der da- 
für vorgeschriebene Berufsausbildungsvertrag abge- 
schlossen worden ist. 

(2) Förderungsfähig ist die erstmalige Ausbildimg. 
Nach der vorzeitigen Lösung eines Ausbildungsver- 
hältnisses darf erneut gefördert werden, wenn für die 
Lösimg ein berechtigter Grund bestand. 


§60 

Berufliche Ausbildung 

unverändert 


Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme 

(1) Eine berufs vorbereitende Bildungsmaßnahme 

ist förderungsfähig, wenn sie 

1. auf die Aufnahme einer Ausbildung vorbereitet 
oder der beruflichen Eingliederung dient und nicht 
den Schulgesetzen der Länder unterliegt, 

2. nach Ausbildung imd Berufserfahrung des Leiters 
imd des Ausbildungs- und Betreuungspersonals, 
Gestaltimg des Lehrplans, Unterrichtsmethode und 
Güte der zum Einsatz vorgesehenen Lehr- und 
Lernmittel eine erfolgreiche berufliche Bildung er- 
warten läßt und 

3. nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit imd 
Sparsamkeit geplant und im Auftrag des Arbeits- 
amtes durchgeführt wird und die Kosten angemes- 
sen sind. 


Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme 
unverändert 
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(2) Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen kön- 
nen zur Erleichterung der beruflichen Eingliederung, 
insbesondere von Jugendlichen ohne Hauptschulab- 
schluß, auch allgemeinbildende Fächer enthalten, 
soweit ihr Anteil nicht überwiegt. Wenn dabei zu- 
gleich auf den nachträglichen Erwerb des Haupt- 
schulabschlusses vorbereitet wird, schließt dies die 
Fördenmg nicht aus. 


§62 

Förderung im Ausland 

(1) Eine berufliche Ausbildung oder eine berufs- 
vorbereitende Bildungsmaßnahme, die teilweise im 
Ausland durchgeführt wird, ist auch für den im Aus- 
land durchgeführten Teil förderungsfähig, wenn die- 
ser Teil im Verhältnis zur Gesamtdauer der Ausbil- 
dxmg oder der berufsvorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme angemessen ist imd die Dauer von einem Jahr 
nicht übersteigt. 

(2) Eine betriebliche Ausbildung, die vollständig im 
angrenzenden Ausland durchgeführt wird, ist förde- 
nmgsfähig, wenn 

1. eine nach dem Berufsbildungsgesetz, der Hand- 
werksordmmg oder dem Seemannsgesetz für die 
berufliche Ausbildung zuständige Stelle bestätigt, 
daß die Ausbildung einer entsprechenden betrieb- 
lichen Ausbildimg gleichwertig ist, 

2. der Auszubildende von seinem im Inland liegen- 
den Wohnsitz aus täglich eine im angrenzenden 
Ausland liegende Ausbildungsstätte besucht, 

3. eine entsprechende Ausbildung im Inland für den 
Auszubildenden nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist und 

4. der Auszubildende vor Beginn der Ausbildung ins- 
gesamt drei Jahre seinen Wohnsitz im Inland hatte. 

§63 

Förderungsfähiger Personenkreis 

(1) Gefördert werden 

1. Deutsche, 

2. Ausländer im Sinne des § 1 des Gesetzes über die 
Rechtsstellimg heimatloser Ausländer im Bundes- 
gebiet in der im Bimdesgesetzblatt Teil III Gliede- 
rungsnummer 243-1 veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge- 
setzes vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354), 

3. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben und xmanfechtbar als Asylberechtig- 
te anerkannt sind. 


§62 

Förderung im Ausland 
unverändert 


§63 

Förderungsfähiger Personenkreis 

unverändert 
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4. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben und Flüchtlinge im Sinne des § 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen hu- 
manitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlin- 
ge vom 22. Juli 1980 (BGBL I S. 1057), zuletzt ge- 
ändert durch § 43 des Gesetzes vom 2. September 
1994 (BGBL I S. 2265), sind, 

5. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben und die außerhalb des Bundesgebie- 
tes als ausländische Flüchtlinge im Sinne des Ab- 
kommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
vom 28. Juli 1951 (BGBL 1953 II S. 559) anerkannt 
und im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt berech- 
tigt sind, 

6. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben und bei denen festgestellt ist, daß 
Abschiebungsschutz nach § 51 Abs. 1 des Auslän- 
dergesetzes besteht, 

7. Ausländer, die ihren Wohnsitz im Inland haben, 
wenn ein Eltemteil oder der Ehegatte Deutscher ist, 

8. Ausländer, denen nach dem Aufenthaltsge- 
setz/EWG Freizügigkeit gewährt wird. 

(2) Andere Ausländer werden gefördert, wenn 

1. sie sich vor Beginn der förderungsfähigen Ausbil- 
dimg insgesamt fünf Jahre im Inland aufgehalten 
haben und rechtmäßig erwerbstätig gewesen sind 
oder 

2. ein Eltemteil sich insgesamt drei Jahre im Inland 
aufgehalten hat imd rechtmäßig erwerbstätig ge- 
wesen ist; im übrigen von dem Zeitpunkt an, in 
dem im weiteren Verlauf der Ausbildung diese 
Voraussetzungen Vorgelegen haben, 

und sie voraussichtlich nach der Ausbildung im In- 
land rechtmäßig erwerbstätig sein werden. Von dem 
Erfordernis der rechtmäßigen Erwerbstätigkeit eines 
Eltemteils kann insoweit abgesehen werden, als die 
Erwerbstätigkeit aus einem von dem Erwerbstätigen 
nicht zu vertretenden Gmnd nicht ausgeübt worden 
ist. Ist der Auszubildende in den Haushalt eines Ver- 
wandten aufgenommen, so kann dieser zur Erfüllung 
der Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 an die Stelle 
des Eltemteils treten, sofern der Auszubildende sich 
in den letzten drei Jahren vor Beginn der Ausbildung 
rechtmäßig im Inland aufgehalten hat. 


§ 64 § 64 

Sonstige persönliche Voraussetzungen Sonstige persönliche Voraussetzungen 

(1) Der Auszubildende wird bei einer beruflichen (l)unverändert 
Ausbildung nur gefördert, wenn er 

1. außerhalb des Haushaltes der Eltern oder eines 
Eltemteils wohnt und 

2. die Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern 
oder eines Eltemteils aus nicht in angemessener 
Zeit erreichen kann. 
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Die Voraussetzung nach Nununer 2 gilt jedoch nicht, 
wenn der Auszubildende 

1. das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

2. verheiratet ist oder war, 

3. mit mindestens einem Kind zusammenlebt oder 

4. aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf 
die Wohnung der Eltern oder eines Eltemteils 
verwiesen werden kann. 

(2) Der Auszubildende wird bei einer berufsvorbe- 
reitenden Bildungsmaßnahme nur gefördert, wenn 
die Maßnahme zur Vorbereitung auf eine Berufs- 
ausbildung erforderlich ist und seine Fähigkeiten er- 
warten lassen, daß er das Ziel der Maßnahme er- 
reicht. 

§65 

Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei beruflicher Ausbildung 

(1) Bei Unterbringung außerhalb des Haushalts der 
Eltern oder eines Eltemteils, ausgenommen bei Un- 
terbringung mit voller Verpflegung in einem Wohn- 
heim, einem Internat oder beim Ausbildenden, wer- 
den bei einer beruflichen Ausbildung als Bedarf für 
den Lebensunterhalt 835 Deutsche Mark monatlich 
zugrunde gelegt. Ist der Auszubildende verheiratet 
oder hat er das 21. Lebensjahr vollendet, werden 
880 Deutsche Mark monatlich zugrunde gelegt. Hin- 
zuzurechnen sind die Kosten der Unterbringung, so- 
weit sie 250 Deutsche Mark monatlich übersteigen, 
höchstens jedoch 75 Deutsche Mark monatlich. 

(2) Bei Unterbringung beim Ausbildenden mit vol- 
ler Verpflegung werden als Bedarf für den Lebens- 
unterhalt die Werte der Sachbezugsverordnung für 
Verpflegung und Unterbringung oder Wohnung zu- 
züglich 155 Deutsche Mark für sonstige Bedürfnisse 
zugmnde gelegt. 

(3) Bei Unterbringung mit voller Verpflegung in 
einem Wohnheim oder einem Internat werden als Be- 
darf für den Lebensunterhalt die amtlich festgesetz- 
ten Kosten für Verpflegung und Unterbringung zu- 
züglich 155 Deutsche Mark monatlich für sonstige 
Bedürfnisse zugmnde gelegt. 

§66 

Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei berufsvorbereitenden Bildungsmafinahmen 

(1) Bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder 
eines Eltemteils werden bei einer bemfsvorbereiten- 
den Bildungsmaßnahme als Bedarf für den Lebensun- 
terhalt 365 Deutsche Mark monatlich zugrunde ge- 
legt. Ist der Auszubildende verheiratet oder hat er das 
21. Lebensjahr vollendet, werden 710 Deutsche Mark 
monatlich zugrunde gelegt. 


Beschlüsse des 11. Aus s c hus s es 


(2) Der Auszubildende wird bei einer bemfs vorbe- 
reitenden Bildungsmaßnahme nur gefördert, wenn 
die Maßnahme zur Vorbereitung auf eine Bemfs- 
ausbildung oder zur beruflichen Eingliederung er- 
forderlich ist und seine Fähigkeiten erwarten lassen, 
daß er das Ziel der Maßnahme erreicht. 

§ 65 

Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei beruflicher Ausbildung 

(1) Bei Unterbringung außerhalb des Haushalts der 
Eltern oder eines Eltemteils, ausgenommen bei Un- 
terbringung mit voller Verpflegung in einem Wohn- 
heim, einem Internat oder beim Ausbildenden, wer- 
den bei einer bemflichen Ausbildung als Bedarf für 
den Lebensunterhalt 785 Deutsche Mark monatlich 
zugrunde gelegt. Ist der Auszubildende verheiratet 
oder hat er das 21. Lebensjahr vollendet, werden 
830 Deutsche Mark monatlich zugmnde gelegt. Hin- 
zuzurechnen sind die Kosten der Unterbringung, so- 
weit sie 235 Deutsche Mark monatlich übersteigen, 
höchstens jedoch 75 Deutsche Mark monatlich. 

(2) Bei Unterbringung beim Ausbildenden mit vol- 
ler Verpflegung werden als Bedarf für den Lebens- 
unterhalt die Werte der Sachbezugsverordnung für 
Verpflegung und Unterbringung oder Wohnung zu- 
züglich 145 Deutsche Mark für sonstige Bedürfnisse 
zugmnde gelegt. 

(3) Bei Unterbringung mit voller Verpflegung in 
einem Wohnheim oder einem Internat werden als Be- 
darf für den Lebensunterhalt die amtlich festgesetz- 
ten Kosten für Verpflegung und Unterbringung zu- 
züglich 145 Deutsche Mark monatlich für sonstige 
Bedürfnisse zugmnde gelegt. 

§ 66 

Bedarf für den Lebensunterhalt 

bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 

(1) Bei Unterbringimg im Haushalt der Eltern oder 
eines Eltemteils werden bei einer berufsvorbereiten- 
den Bildungsmaßnahme als Bedarf für den Lebensun- 
terhalt 345 Deutsche Mark monatlich zugrunde ge- 
legt. Ist der Auszubildende verheiratet oder hat er das 
21. Lebensjahr vollendet, werden 670 Deutsche Mark 
monatlich zugmnde gelegt. 
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(2) Bei Unterbringung mit voller Verpflegung in 
einem Wohnheim oder einem Internat werden als 
Bedarf für den Lebensunterhalt die amtlich festge- 
setzten Kosten für Verpflegung und Unterbringung 
zuzüglich 155 Deutsche Mark monatlich für sonstige 
Bedürfnisse zugrunde gelegt. 

(3) Bei Unterbringung außerhalb des Haushalts der 
Eltern oder eines Eltemteüs, ausgenommen bei Un- 
terbringung mit voller Verpflegung in einem Wohn- 
heim oder Internat, werden als Bedarf für den Le- 
bensunterhalt 650 Deutsche Mark monatlich zugrun- 
de gelegt. Ist der Auszubildende verheiratet oder hat 
er das 21. Lebensjahr vollendet, werden 880 Deutsche 
Mark zugrunde gelegt. Hinzuzurechnen sind die Ko- 
sten der Unterbringimg, soweit sie bei dem Bedarfs- 
satz von 

1. 650 Deutsche Mark den Betrag von 80 Deutsche 
Mark, 

2. 880 Deutsche Mark den Betrag von 250 Deutsche 
Mark 

monatlich übersteigen, höchstens jedoch 75 Deutsche 
Mark monatlich. 

§ 67 

Fahrkosten 

(1) Als Bedarf für die Fahrkosten werden die Ko- 
sten des Auszubüdenden 

1. für Fahrten zwischen Unterkunft, AusbUdimgsstät- 
te und Berufsschule (Pendelfahrten), 

2. bei einer erforderlichen auswärtigen Unterbrin- 
gung für die An- und Abreise und für eine monat- 
liche Famüienheimfahrt oder anstelle der Fami- 
lienheimfahrt für eine monatliche Fahrt eines An- 
gehörigen zum Aufenthaltsort des Auszubildenden 

zugrunde gelegt. 

(2) Die Fahrkosten werden in Höhe des Betrages 
zugrunde gelegt, der bei Benutzung eines regelmäßig 
verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels der nied- 
rigsten Klasse des zweckmäßigsten öffentlichen Ver- 
kehrsmittels zu zahlen ist, bei Benutzung sonstiger 
Verkehrsmittel in Höhe der Wegstreckenentschädi- 
gung nach § 6 Abs. 1 des Bundesreisekostengesetzes. 
Für Pendelfahrten wird für den Bewilligungszeitraum 
eine monatliche Pauschale in Höhe der Fahrkosten 
zugrunde gelegt, die im ersten Monat des Bewilli- 
gungszeitraums anfallen. Bei nicht geringfügigen 
Fahrpreiserhöhungen ist die Pauschale auf Antrag 
anzupassen, wenn der Bewilligungszeitraum noch 
mindestens drei weitere Monate andauert. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Bei Unterbringung mit voller Verpflegung in 
einem Wohnheim oder einem Internat werden als 
Bedarf für den Lebensvmterhalt die amtlich festge- 
setzten Kosten für Verpflegung und Unterbringung 
zuzüglich 145 Deutsche Mark monatlich für sonstige 
Bedürfnisse zugrunde gelegt. 

(3) Bei Unterbringung außerhalb des Haushalts der 
Eltern oder eines Eltemteüs, ausgenommen bei Un- 
terbringung mit voller Verpflegung in einem Wohn- 
heim oder Internat, werden als Bedarf für den Le- 
bensunterhalt 615 Deutsche Mark monatlich zugrun- 
de gelegt. Ist der Auszubildende verheiratet oder hat 
er das 21. Lebensjahr vollendet, werden 830 Deutsche 
Mark zugmnde gelegt. Hinzuzurechnen sind die Ko- 
sten der Unterbringung, soweit sie bei dem Bedarfs - 
Satz von 

1. 615 Deutsche Mark den Betrag von 80 Deutsche 
Mark, 

2. 830 Deutsche Mark den Betrag von 235 Deutsche 
Mark 

monatlich übersteigen, höchstens jedoch 75 Deutsche 
Mark monatlich. 

§ 67 

Fahrkosten 

unverändert 
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§68 

Sonstige Aufwendungen 

(1) Bei einer beruflichen Ausbildung werden als 
Bedarf für sonstige Aufwendungen Gebühren für die 
Teilnahme des Auszubildenden an einem Fernunter- 
richt bis zu einer Höhe von 30 Deutsche Mark monat- 
lich zugrunde gelegt, wenn 

1. die nach dem Berufsbildungsgesetz für die Ausbil- 
dung zuständige Stelle bescheinigt, daß der 
Fernunterricht zur Erreichung des Ausbildungszie- 
les zweckmäßig ist und 

2. der Fernunterricht nach § 12 des Femunterrichts- 
schutzgesetzes zugelassen ist oder, ohne unter die 
Bestimmungen des Femunterrichtsschutzgesetzes 
zu fallen, von einem öffentlich-rechtlichen Träger 
veranstaltet wird. 

(2) Bei einer beruf s vorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme werden als Bedarf für sonstige Aufwendxmgen 

1. eine Pauschale für Lernmittel in Höhe von 
15 Deutsche Mark monatlich, 

2. bei Auszubildenden, deren Schutz im Krankheits- 
oder Pflegefalle nicht anderweitig sichergestellt ist, 
die Beiträge für eine freiwillige Krankenversiche- 
rung ohne Anspruch auf Krankengeld und zur 
Pflegepflichtversicherung bei einem Träger der ge- 
setzlichen Kranken- und Pflegeversicherung oder, 
wenn dort im Einzelfall ein Schutz nicht gewähr- 
leistet ist, bei einem privaten Krankenversiche- 
rungsunternehmen 

zugrunde gelegt. 

(3) Bei einer beruflichen Ausbildung und einer be- 
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme wird als Be- 
darf für sonstige Aufwendimgen eine Pauschale für 
Kosten der Arbeitskleidung in Höhe von 20 Deutsche 
Mark monatlich zugrunde gelegt. Außerdem können 
sonstige Kosten anerkannt werden, soweit sie durch 
die Ausbüdung oder Teilnahme an der berufsvorbe- 
reitenden Bildungsmaßnahme unvermeidbar entste- 
hen, die Ausbildung oder Teilnahme an der Maß- 
nahme andernfalls gefährdet ist und wenn die Auf- 
wendungen vom Auszubildenden oder seinen Erzie- 
hungsberechtigten zu tragen sind. Darüber hinaus 
können Kosten für die Betreuimg der aufsichts- 
bedürftigen Kinder des Auszubildenden bis zu 
120 Deutsche Mark monatlich je Kind übernommen 
werden. In besonderen Härtefällen können sie bis zu 
200 Deutsche Mark monatlich je Kind übernommen 
werden. 

§69 

Lehrgangskosten 

Bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah- 
me werden die Lehrgangskosten übernommen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§68 

Sonstige Aufwendungen 

unverändert 


§69 

Lehrgangskosten 

unverändert 


62 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 1 3/5935 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 70 

Anpassung der Bedarfssätze 


§ 70 

Anpassung der Bedarfssätze 


Für die Anpassung der Bedarfssätze gilt § 35 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes entsprechend. 


unverändert 


§ 71 § 71 

Einkommensanrechnung Einkonunensanrechnung 

(1) Auf den Gesamtbedarf sind das Einkommen unverändert 

des Auszubildenden, seines nicht dauernd von ihm 

getrennt lebenden Ehegatten und seiner Eltern in 
dieser Reihenfolge anzurechnen. 

(2) Für die Ermittlung des Einkommens und dessen 
Anrechnung sowie die Berücksichtigung von Freibe- 
trägen gelten die Vorschriften des Vierten Abschnitts 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes mit den 
hierzu ergangenen Rechtsverordnungen entspre- 
chend. Abweichend von 

1. § 22 Abs. 1 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes ist bei einer beruflichen Ausbildung das 
Einkommen des Auszubildenden maßgebend, das 
zum Zeitpimkt der Antragstellung absehbar ist, 

Änderungen bis zum Zeitpimkt der Entscheidung 
sind jedoch zu berücksichtigen; 

2. § 23 Abs. 3 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes bleiben 90 Deutsche Mark der Ausbil- 
dungsvergütung und abweichend von § 25 Abs. 1 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes zusätz- 
lich 1 000 Deutsche Mark anrechnungsfrei, wenn 
die Vermittlung einer geeigneten beruflichen 
Ausbildungsstelle oder die Teilnahme an einer 
geeigneten berufsvorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme nur bei Unterbringung des Auszubildenden 
außerhalb des Haushalts der Eltern oder eines 
Elternteils möglich ist. 

(3) Bei einer beruflichen Ausbildung im Betrieb der 
Eltern oder des Ehegatten ist für die Feststellimg des 
Einkommens des Auszubildenden die tarifliche oder, 
soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, die 
ortsübliche Bruttoausbildungsvergütung, die in die- 
sem Ausbildungsberuf bei einer Ausbildung in einem 
fremden Betrieb geleistet wird, als vereinbart zu- 
grunde zu legen. 

(4) Für die Teilnehmer an berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen wird bei den Lehrgangskosten, 

Fahrkosten sowie den Kosten für Lernmittel imd Ar- 
beitskleidung von einer Anrechnung des Einkom- 
mens abgesehen. 
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§72 

Vorausleistung von Berufsausbildungsbeihilie 

(1) Macht der Auszubildende glaubhaft, daß seine 
Eltern den nach den Vorschriften dieses Gesetzes an- 
gerechneten Unterhaltsbetrag nicht leisten, oder 
kann das Einkommen der Eltern nicht berechnet 
werden, weil diese die erforderlichen Auskünfte nicht 
erteilen oder Urkunden nicht vorlegen, und ist die 
Ausbildung, auch unter Berücksichtigung des Ein- 
kommens des Ehegatten im Bewilligungszeitraum, 
gefährdet, so wird nach Anhörung der Eltern ohne 
Anrechnung dieses Betrages Beruf sausbildungsbeihü- 
fe geleistet. Von der Anhörung der Eltern kann aus 
wichtigem Grund abgesehen werden. 

(2) Das Arbeitsamt hat den Eltern die Förderung 
anzuzeigen. Die Anzeige bewirkt, daß ein Anspruch 
des Auszubildenden auf Unterhaltsleistung gegen die 
Eltern bis zur Höhe des anzurechnenden Unterhalts- 
betrags auf das Arbeitsamt übergeht. Der Übergang 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Anspruch 
nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden 
kann. Ist die Unterhaltsleistung trotz des Rechtsüber- 
gangs mit befreiender Wirkung an den Auszubilden- 
den gezahlt worden, hat der Auszubildende diese in- 
soweit zu erstatten. 

(3) Berufsausbildungsbeihilfe wird nicht vorausge- 
leistet, soweit 

1. die Eltern bereit sind, Unterhalt entsprechend ei- 
ner gemäß § 1612 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches getroffenen Bestimmung zu leisten, oder 

2. die Unterhaltsleistung der Eltern hinter den auf 
den Auszubildenden entfallenden Kindergeldlei- 
stungen nach dem Einkommensteuergesetz oder 
Bundeskindergeldgesetz, Kinderzulagen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung oder Kinderzu- 
schüssen aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen, die sie für den Auszubildenden erhalten, zu- 
rückbleibt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§72 

Vorausleistung von Berufsausbildungsbeihilfe 

unv e r ände rt 


§ 73 § 73 

Dauer der Förderung Dauer der Förderung 

(1) Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht unverändert 

für die Dauer der beruflichen Ausbildung und der 

berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme. Über den 
Anspruch wird in der Regel für ein Jahr (Bewilli- 
gungszeitraum) entschieden. 

(2) Für Fehlzeiten besteht Anspruch auf Berufs- 
ausbildungsbeihilfe 

1. bei Krankheit längstens bis zum Ende des dritten 
auf den Eintritt der Krankheit folgenden Kalen- 
dermonats, im Falle einer beruflichen Ausbildung 
jedoch nur, solange das Ausbildungsverhältnis 
fortbesteht, oder 
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2. für Zeiten einer Schwangerschaft oder nach der 
Entbindung, wenn 

a) bei einer beruflichen Ausbildung nach den 
Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes An- 
spruch auf Fortzahlung der Ausbildimgsvergü- 
hmg oder Anspruch auf Mutterschaftsgeld be- 
steht oder 

b) bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme die Maßnahme nicht länger als 14 Wo- 
chen oder im Falle von Früh- oder Mehrlings- 
geburten 18 Wochen (§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 
Mutterschutzgesetz) unterbrochen wird, oder 

3. wenn bei einer beruflichen Ausbüdimg der Aus- 
zubildende aus einem sonstigen Grund der Ausbil- 
dung fembleibt und die Ausbildungsvergütimg 
weitergezahlt wird oder 

4. wenn bei einer berufsvorbereitenden Bildungs- 
maßnahme ein sonstiger wichtiger Grund für das 
Fernbleiben des Auszubüdenden vorliegt. 


§74 §74 

Benifsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose Beniisausbildungsbeihilfe für Arbeitslose 

(1) Ein Arbeitsloser hat für die Teilnahme an einer unverändert 

berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme mit der 

Dauer von längstens einem Jahr Anspruch auf Be- 
rufsausbildungsbeihilfe ohne Anrechnung von Ein- 
kommen des Ehegatten oder der Eltern, wenn er in- 
nerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn der Maß- 
nahme mindestens vier Monate in einem Versiche- 
rimgspflichtverhältnis gestanden hat. 

(2) Ein Arbeitsloser, der zu Beginn der Maßnahme 
ansonsten Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Ar- 
beitslosenhilfe gehabt hätte, der höher ist als der zu- 
grunde zu legende Bedarf für den Lebensunterhalt, 
hat Anspruch auf Berufsausbildimgsbeihilfe in Höhe 
des Arbeitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe. In 
diesem Fall wird Einkommen, das der Arbeitslose aus 
einer neben der berufsvorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme ausgeübten Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit erzielt, in gleicher Weise angerechnet wie 
bei der Leistung von Arbeitslosengeld, 


§75 


§75 


Auszahlung 


Auszahlung 


Die errechnete monatliche Berufs ausbildungsbei- unverändert 

hilfe ist auf volle Deutsche Mark nach unten zu run- 
den. Eine sich danach ergebende monatliche Berufs- 
ausbüdungsbeihüfe von weniger als 20 Deutsche 
Mark wird nicht ausgezahlt. 
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§76 

Verordnungsermächügung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Umfang und Verfahren der Förderung 
sowie das Nähere über Art und Inhalt der berufsvor- 
bereitenden Bildungsmaßnahmen und die an sie ge- 
stellten Anforderungen zu bestimmen. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Weiterbildung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Förderungsvoraussetzungen 

§77 

Grundsatz 

(1) Arbeitnehmer können bei Teilnahme an Maß- 
nahmen der beruflichen Weiterbildung durch Über- 
nahme der Weiterbildungskosten und Leistung von 
Unterhaltsgeld gefördert werden, wenn 

1. die Weiterbildimg notwendig ist, um sie bei Ar- 
beitslosigkeit beruflich einzugliedem, eine ihnen 
drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden, oder weil 
bei ihnen wegen fehlenden Berufsabschlusses die 
Notwendigkeit der Weiterbildung anerkannt ist, 

2. die Vorbeschäftigungszeit erfüllt ist, 

3. vor Beginn der Teilnahme eine Beratung durch das 
Arbeitsamt erfolgt ist und das Arbeitsamt der Teil- 
nahme zugestimmt hat und 

4. die Maßnahme für die Weiterbildungsförderung 
durch das Arbeitsamt anerkannt ist. 

(2) Anerkannt wird die Notwendigkeit der Wei- 
terbildung bei Arbeitnehmern wegen fehlenden Be- 
ruf sabschlusses, wenn sie 

1, nicht über einen Berufs abschluß verfügen, für den 
nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften 
eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jah- 
ren festgelegt ist, oder 

2. über einen Berufs abschluß verfügen, jedoch auf 
Grund einer mehr als sechs Jahre ausgeübten Be- 
schäftigung in an- oder ungelernter Tätigkeit eine 
entsprechende Beschäftigung voraussichtlich nicht 
mehr ausüben können. 

(3) Arbeitnehmer ohne Berufsabschluß, die noch 
nicht drei Jahre beruflich tätig gewesen sind, können 
nur nach den Vorschriften über die Förderung der Be- 
rufsausbildung gefördert werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§76 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung sowie über Art und In- 
halt der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
und die an sie gestellten Anforderungen zu bestim- 
men. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Weiterbildung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Förderungsvoraussetzungen 

§77 

Grundsatz 

unverändert 
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§ 78 § 78 

Vorbeschäftigungszeit Vorbeschäftigungszeit 

Die Vorbeschäftigungszeit ist erfüllt, wenn der Ar- unverändert 

beitnehmer innerhalb der letzten drei Jahre vor Be- 
ginn der Teilnahme 

1. mindestens zwölf Monate in einem Versiche- 
nmgspflichtverhältnis gestanden hat oder 

2. die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erfüllt und 
Leistungen beantragt hat. 

Der Zeitraum von drei Jahren gilt nicht für Berufs- 
rückkehrer. Er verlängert sich um die Dauer einer Be- 
schäftigung als Arbeitnehmer im Ausland, die für die 
weitere Ausübung des Berufes oder für den beruf- 
lichen Aufstieg nützlich xmd üblich ist, längstens je- 
doch um zwei Jahre. 


§ 79 § 79 

Ergänzende Förderung Ergänzende Förderung 

(1) Ist der Arbeitnehmer innerhalb der letzten drei unverändert 

Jahre vor Beginn der Teilnahme bereits als Teilneh- 
mer an einer Maßnahme der beruflichen Weiterbil- 
dung durch das Arbeitsamt gefördert worden, so 

kann er erneut nur gefördert werden, wenn wegen 
der besonderen Schwierigkeiten einer beruflichen 
Eingliederung die Teilnahme an einer weiteren Maß- 
nahme der beruflichen Weiterbildung unerläßlich ist. 

Diese Einschränkung gilt nicht, wenn der Arbeitneh- 
mer bei der vorherigen Fördenmg 

1. an einem für die Weiterbildungsförderung aner- 
kannten Maßnahmeteil teilgenommen hat, 

2. an einer Maßnahme zur Feststellung beruflicher 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten (Fest- 
stellungsmaßnahme) teilgenommen hat oder 

3. die Maßnahme aus einem wichtigen Grund nicht 
beenden und nicht fortsetzen konnte. 

(2) Der Arbeitnehmer wird bei Wiederholung eines 
Teils einer Maßnahme nur gefördert, wenn 

1. die Wiederholung erforderlich ist, um das Bil- 
dungsziel zu erreichen, 

2. der Arbeitnehmer den Grund für die Wiederholung 
nicht zu vertreten hat und 

3. der zu wiederholende Teil insgesamt nicht länger 
als sechs Monate dauert. 

Der zu wiederholende Teil darf bis zur Hälfte der 
Dauer der Maßnahme, längstens jedoch zwölf Mona- 
te dauern, wenn in bundes- oder landes gesetzlichen 
Regelungen eine längere Dauer als sechs Monate für 
die Zulassung zu einer Wiederholungsprüfung vorge- 
schrieben ist. 


67 




Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 80 § 80 

Personen ohne Vorbeschäftigungszeit Personen ohne Vorbeschäftigungszeit 

Arbeitnehmer, die die Vorbeschäftigungszeit nicht unverändert 

erfüllen, sich jedoch verpflichten, im Anschluß an die 
Maßnahme mindestens drei Jahre lang eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung auszuüben, können 
durch Übernahme der Weiterbildungskosten geför- 
dert werden. Die erbrachten Leistungen sind zu er- 
statten, wenn die Verpflichtung innerhalb von vier 
Jahren nach Abschluß der Maßnahme nicht erfüllt 
wird. Die Erstattungspflicht entfällt, wenn die Ver- 
pflichtung aus einem wichtigen Grund nicht erfüllt 
werden konnte. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Leistungen 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Leistungen 


§81 § 81 
Weiterbildungskosten Weiterbildungskosten 

(1) Weiterbildungskosten sind die durch die Wei- unverändert 

terbildung unmittelbar entstehenden 

1. Lehrgangskosten und Kosten für die Eignungs- 
feststellung, 

2. Fahrkosten, 

3. Kosten für auswärtige Unterbringimg und Verpfle- 
gung, 

4. Kosten für die Betreuung von Kindern. 

(2) Leistungen können unmittelbar an den Träger 
der Maßnahme aus gezahlt werden, soweit Kosten bei 
dem Träger unmittelbar entstehen. Soweit ein Be- 
scheid über die Bewilligung von unmittelbar an den 
Träger erbrachten Leistungen aufgehoben worden ist, 
sind diese Leistungen ausschließlich von dem Träger 
zu erstatten. 


§ 82 § 82 

Lehrgangskosten Lehrgangskosten 

Als Lehrgangskosten können Lehrgangsgebühren unverändert 

einschließlich der Kosten für erforderliche Lernmittel, 

Arbeitskleidung, Prüfungsstücke und der Prüfimgs- 
gebühren für gesetzlich geregelte oder allgemein an- 
erkannte Zwischen- und Abschlußprüfungen über- 
nommen werden. Es können auch die Kosten für eine 
notwendige Eignungsfeststellimg übernommen wer- 
den. 

§ 83 

Fahrkosten 

(1) Fahrkosten können übernommen werden 

1. für Fahrten zwischen Wohnung und Bildimgsstätte 

(Pendelfahrten), 


§ 83 

Fahrkosten 

unverändert 
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2. bei einer erforderlichen auswärtigen Unterbrin- 
gung für die An- und Abreise und für eine monat- 
liche Familienheimfahrt oder anstelle der Fami- 
lienheimfahrt für eine monatliche Fahrt eines An- 
gehörigen zum Aufenthaltsort des Arbeitnehmers. 

(2) Die Fahrkosten können bis zur Höhe des Betra- 
ges übernommen werden, der bei Benutzung eines 
regelmäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmit- 
tels der niedrigsten Klasse des zweckmäßigsten öf- 
fentlichen Verkehrsmittels anfällt, bei Benutzung 
sonstiger Verkehrsmittel bis zur Höhe der Wegstrek- 
kenentschädigung nach § 6 Abs. 1 des Bundesreise- 
kostengesetzes. Werden Kosten für Pendelfahrten 
übernommen, sind die Kosten monatlich in Höhe der 
zu Beginn der Teilnahme anfallenden Kosten zu 
übernehmen. Bei nicht geringfügigen Fahrpreiserhö- 
hungen hat auf Antrag eine Anpassung zu erfolgen, 
wenn die Maßnahme mindestens drei weitere Monate 
andauert. 

(3) Kosten für Pendelfahrten können nur bis zu der 
Höhe des Betrages übernommen werden, der bei 
auswärtiger Unterbringung für Unterbringung und 
Verpflegung zu leisten wäre. 


§84 

Kosten für auswärtige Unterbringung 
und Verpflegung 

Ist eine auswärtige Unterbringung erforderlich, so 
können 

1. für die Unterbringung je Tag ein Betrag in Höhe 
des Zweifachen des Übernachtungsgeldes nach 
§ 10 Abs. 2 des Bundesreisekostengesetzes in der 
Reisekostenstufe A, je Kalendermonat höchstens 
jedoch ein Betrag in Höhe des Siebenfachen des 
Betrages je Tag und 

2, für die Verpflegung je Tag ein Betrag in Höhe des 
Tagegeldes nach § 9 Abs. 2 des Bundesreiseko- 
stengesetzes in der Reisekostenstufe A, je Kalen- 
dermonat höchstens jedoch ein Betrag in Höhe des 
Achtfachen des Betrages je Tag erbracht werden. 

§85 

Kinderbetreuungskosten 

Kosten für die Betreuung der aufsichtsbedürftigen 
Kinder des Arbeitnehmers können bis zu 120 Deut- 
sche Mark monatlich je Kind übernommen werden. In 
besonderen Härtefällen können sie bis zu 200 Deut- 
sche Mark monatlich je Kind übernommen werden. 


§84 

Kosten für auswärtige Unterbringung 
und Verpflegung 

unverändert 


§ 85 

Kinderbetreuungskosten 

unverändert 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Anerkennung von Maßnahmen 

§86 

Anerkennung für die Weiterbildungsförderung 

(1) Die Anerkennung einer Maßnahme für die 
Weiterbildungsförderung setzt voraus, daß das Ar- 
beitsamt vor Beginn festgestellt hat, daß 

1. die Maßnahme den Zielen der Weiterbildungsför- 
derung entspricht, 

2. die Dauer der Maßnahme angemessen ist, 

3. der Träger der Maßnahme die erforderliche Lei- 
stungsfähigkeit besitzt, 

4. die Maßnahme nach 

a) Ausbildung und Berufserfahrung des Leiters 
und der Lehrkräfte und 

b) Gestaltung des Lehrplans, Unterrichtsmethode 
und der Güte der zum Einsatz vorgesehenen 
Lehr- und Lernmittel 

eine erfolgreiche berufliche Bildung erwarten läßt, 

5. die Maßnahme angemessene Teilnahmebedin- 
gungen bietet, 

6. die Maßnahme mit einem Zeugnis abschließt, das 
Auskxmft über den Inhalt des vermittelten Lehr- 
stoffs gibt, 

7. die Maßnahme nach den Grundsätzen der Wirt- 
schaftlichkeit und Sparsamkeit geplant und durch- 
geführt wird und die Kosten angemessen sind und 

8. die Maßnahme nach Lage imd Entwicklung des 
Arbeitsmarktes zweckmäßig ist. 

(2) Soweit andere fachkundige Stellen das Vorlie- 
gen einzelner Voraussetzungen, die für die Anerken- 
nung erheblich sind, festgestellt haben, kann das Ar- 
beitsamt insoweit von eigenen Feststellungen abse- 
hen. 

(3) Die Anerkennung für die Weiterbildungsförde- 
rung ist ausgeschlossen, wenn eine Förderung von 
Arbeitnehmern bei Teilnahme an dieser Maßnahme 
nicht zu erwarten ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Anerkennung von Maßnahmen 

§ 86 

Anerkennung für die Weiterbildungsförderung 

unverändert 


§ 87 § 87 

Ziele der Weiterbildungsförderung Ziele der Weiterbildungsförderung 

(1) Eine Maßnahme entspricht den Zielen der unverändert 

Weiterbildungsförderung nur, wenn sie das Ziel hat, 

1. berufliche Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkei- 
ten festzustellen, zu erhalten, zu erweitern, der 
technischen Entwicklimg anzupassen oder einen 
beruflichen Aufstieg zu ermöglichen, 

2. einen beruflichen Abschluß zu vermitteln oder 

3. zu einer anderen beruflichen Tätigkeit zu befähi- 
gen. 
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(2) Den Zielen der Weiterbildungsförderung ent- 
spricht eine Maßnahme nicht, in der überwiegend 

1. Wissen vermittelt wird, das dem von allgemeinbil- 
denden Schulen angestrebten Bildungsziel oder 
den berufsqualifizierenden Studiengängen an 
Hochschulen oder ähnlichen Bildungsstätten ent- 
spricht, 

2. nicht berufsbezogene Inhalte vermittelt werden 
oder 

3. Inhalte vermittelt werden, die zur Vorbereitung der 
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit dienen. 

§88 

Maßnahmen im Ausland 

Wird eine Maßnahme im Inland und im Ausland unverändert 

durchgeführt, so wird die Anerkennung für die Wei- 
terbildungsförderung des Teils, der im Inland durch- 
geführt wird, dadurch nicht ausgeschlossen. Eine 
Maßnahme oder ein Maßnahmeteü im Ausland ist für 
die Weiterbildungsförderung nur anerkennungsfähig, 
soweit 

1. der Bildungsabschluß nur im Ausland erreicht 
werden kann, 

2. die Durchführung nach bundes- oder landesrecht- 
lichen Vorschriften im Ausland vorgeschrieben ist 
oder 

3. die Maßnahme im Ausland für die in Betracht 
kommenden Arbeitnehmer wesentlich günstiger 
zu erreichen ist als inländische Maßnahmen 

und die Kosten vergleichbarer inländischer Maßnah- 
men nicht überschritten werden. Die Anerkennung 
setzt voraus, daß der Träger einen Sitz im Inland hat 
oder in anderer Weise die Überprüfung sichergestellt 
ist. 

§89 

Praktikum 

(1) Eine Maßnahme, die Zeiten betrieblicher Vor- unverändert 

und Zwischenpraktika enthält, kann für die Weiter- 
bildungsförderung nur anerkannt werden, wenn 
Dauer und Inhalt der Praktika in Ausbildungs- oder 
Prüfungsbestimmungen festgelegt sind oder die Er- 
folgsaussichten einer Eingliederung dadurch verbes- 
sert werden. Die Praktika dürfen regelmäßig die 
Hälfte der Dauer der Maßnahme nicht übersteigen. 

Bei einer Maßnahme, die einem besonderen arbeits- 
marktpolitischen Interesse an der überwiegenden 
Vermittlung berufspraktischer Fertigkeiten ent- 
spricht, dürfen die Praktika drei Viertel der Dauer der 
Maßnahme nicht übersteigen. 

(2) Zeiten einer der beruflichen Weiterbildung fol- 
genden Beschäftigung, die der Erlangung der staatli- 
chen Anerkennimg oder der staatlichen Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufes dienen, sind für die Weiterbil- 
dimgsförderung nicht anerkennungsfähig. 


§ 89 

Praktikum 


§ 88 

Maßnahmen im Ausland 
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§90 

Fernunterricht und Selbstlemmaßnahmen 

Eine Maßnahme, die in Fernunterricht durchge- 
führt wird, ist für die Weiterbildungsförderung nur 
anerkennungsfähig, wenn sie in ausreichendem Um- 
fang durch Nahunterricht ergänzt wird. Eine Maß- 
nahme, die unter Einsatz geeigneter Selbstlempro- 
gramme und Medien durchgeführt wird, ist für die 
Weiterbildungsförderung nur anerkennungsfähig, 
wenn sie in ausreichendem Umfang durch Nahunter- 
richt oder entsprechende mediengestützte Kommuni- 
kation ergänzt wird und regelmäßige Erfolgskontrol- 
len durchgeführt werden. 

§91 

Maßnahmeteile 

Für die Weiterbildungsförderung ist auch ein Maß- 
nahmeteil anerkennungsfähig, wenn 

1. die in diesem Teil vermittelten Kenntnisse und 
Fertigkeiten für sich bereits auf dem Arbeitsmarkt 
verwertbar sind oder 

2. der Teil so ergänzt werden kann, daß ein aner- 
kannter Berufsabschluß erreicht werden kann. 

§92 

Angemessene Dauer 

(1) Die Dauer der Maßnahme ist angemessen, 
wenn sie sich auf den für das Erreichen des Bil- 
dungsziels erforderlichen Umfang beschränkt. 


(2) Die Dauer einer Vollzeitmaßnahme, die zu ei- 
nem Abschluß in einem allgemein anerkannten 
Ausbildungsberuf führt, ist angemessen, wenn sie 
gegenüber einer entsprechenden Berufsausbildung 
um mindestens ein Drittel der Ausbildungszeit ver- 
kürzt ist. 

(3) Die Dauer einer anderen Vollzeitmaßnahme ist 
nur angemessen, wenn sie ein Jahr nicht übersteigt. 
Sie kann bis zu zwei Jahre dauern, wenn 

1. das Bildungsziel innerhalb eines Jahres nicht er- 
reicht werden kann und 

2. in der Maßnahme Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermittelt werden, die zu einer Qualifikation füh- 
ren, die einem anerkannten Berufsabschluß ver- 
gleichbar ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§90 

Fernunterricht und Selbstlernmaßnahmen 

unverändert 


§91 

Maßnahmeteile 

unverändert 


§92 

Angemessene Dauer 

(1) Die Dauer der Maßnahme ist angemessen, 
wenn sie sich auf den für das Erreichen des Bil- 
dungsziels erforderlichen Umfang beschränkt. Eine 
Vollzeitmaßnahme, die nicht in Fernunterricht oder 
unter Einsatz von Selbstlemprogrammen und Me- 
dien durchgeiührt wird, ist für die Weiterbildungs- 
förderung nur anerkennungsfähig, wenn Unterricht 
von im Regelfall 35 Stunden und im Ausnahmefall 
von mindestens 25 Stunden wöchentlich erteilt wird. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Bei Teilzeitmaßnahmen ist eine angemessene 
Verlängenmg der Dauer zulässig. 

§93 

Qualitätsprüfung 

(1) Das Arbeitsamt soll durch geeignete Maßnah- 
men die Durchführung der Maßnahme überwachen 
sowie den Erfolg beobachten. Es kann insbesondere 

1. von dem Träger der Maßnahme und den Teilneh- 
mern Auskunft über den Verlauf der Maßnahme 
und den Einghedenmgserfolg verlangen und 

2. die Einhaltung der Voraussetzungen, die für die 
Anerkennung der Maßnahme für die Weiterbil- 
dungsförderung erfüllt sein müssen, durch Einsicht 
in alle die Maßnahme betreffenden Unterlagen des 
Trägers prüfen. 

Das Arbeitsamt ist berechtigt, zu diesem Zwecke 
Grundstücke, Geschäfts- und Unterrichtsräume des 
Trägers während der Geschäfts- oder Unterrichtszeit 
zu betreten. Wird die Maßnahme bei einem Dritten 
durchgeführt, ist das Arbeitsamt berechtigt, die 
Grundstücke, Geschäfts- und Unterrichtsräume des 
Dritten während dieser Zeit zu betreten. 


(2) Das Arbeitsamt kann vom Träger die Beseiti- 
gung festgestellter Mängel innerhalb angemessener 
Frist verlangen. Kommt der Träger diesem Verlangen 
nicht nach, werden die in Absatz 1 genannten Aus- 
künfte nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig 
erteilt oder die Prüfungen oder das Betreten der 
Grundstücke, Geschäfts- und Unterrichtsräume durch 
das Arbeitsamt nicht geduldet, kann das Arbeitsamt 
die Anerkennung für die Weiterbildungsförderung 
widerrufen. 

§94 

Beauftragung von Trägem 

Das Arbeitsamt kann Träger mit der Durchführimg 
von beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen beauf- 
tragen, wenn dies zur Förderung besonderer Perso- 
nengruppen erforderlich ist oder damit zu rechnen ist, 
daß geeignete Maßnahmen, die die Voraussetzungen 
für eine Anerkennimg für die Weiterbildungsförde- 
rung erfüllen, innerhalb angemessener Zeit nicht an- 
geboten werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(4) unverändert 

§93 

Qualitätsprüfung 

(1) Das Arbeitsamt soll durch geeignete Maßnah- 
men die Durchführung der Maßnahme überwachen 
sowie den Erfolg beobachten. Es kann insbesondere 

1. von dem Träger der Maßnahme und den Teilneh- 
mern Auskiinft über den Verlauf der Maßnahme 
und den Eingliederungserfolg verlangen und 

2. die Einhaltung der Voraussetzungen, die für die 
Anerkennung der Maßnahme für die Weiterbil- 
dungsförderimg erfüllt sein müssen, durch Einsicht 
in alle die Maßnahme betreffenden Unterlagen des 
Trägers prüfen. 

Das Arbeitsamt ist berechtigt, zu diesem Zwecke 
Grundstücke, Geschäfts- und Unterrichtsräume des 
Trägers während der Geschäfts- oder Unterrichtszeit 
zu betreten. Wird die Maßnahme bei einem Dritten 
durchgeführt, ist das Arbeitsame berechtigt, die 
Grundstücke, Geschäfts- und Unterrichtsräume des 
Dritten während dieser Zeit zu betreten. Stellt das 
Arbeitsamt bei der Prüfung der Maßnahme hinrei- 
chende Anhaltspunkte für Verstöße gegen daten- 
schutzrechtliche Vorschriften fest, soll es die zu- 
ständige Aufsichtsbehörde hiervon unterrichten. 

(2) unverändert 


§94 

Beauftragung von Trägem 

unverändert 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Förderungsausschluß 

§ 95 

Vermeidung der Wettbewerbsverzerrung 

(1) Durch die Weiterbildungsförderung darf die Er- 
haltung oder Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeits- 
plätze und die Bereitstellung von betrieblichen Aus- 
bildungsmöglichkeiten für die berufliche Erstausbil- 
dung nicht gefährdet werden. Soweit Auszubilden- 
den nach gesetzlichen oder tarifvertraglichen Rege- 
lungen eine Ausbildungsvergütung zu zahlen ist, 
sollen Teilnehmer an entsprechenden betrieblichen 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung nur ge- 
fördert werden, wenn ihnen eine vergleichbare Ver- 
gütung gezahlt wird. Das Arbeitsamt kann vom Ar- 
beitgeber die Vorlage einer Stellungnahme des Be- 
triebsrats insbesondere dann verlangen, wenn die 
Maßnahme überwiegend Zeiten betrieblicher Prakti- 
ka enthält. 

(2) Arbeitnehmer dürfen nicht gefördert werden, 
wenn die Weiterbildung überwiegend im Interesse 
des Betriebes liegt, dem die Arbeitnehmer angehö- 
ren. Eine Maßnahme liegt insbesondere im Interesse 
des Betriebes, wenn sie unmittelbar oder mittelbar 
von dem Betrieb getragen wird. Arbeitnehmer kön- 
nen gefördert werden, wenn dafür ein besonderes ar- 
beitsmarktpolitisches Interesse besteht. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Förderungsausschluß 

§ 95 

Vermeidung der Wettbewerbsverzemmg 
unverändert 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
VerordnungsexmAch^qimq 

§96 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rxmg und das Verfahren der Anerkennung der Maß- 
nahmen zu bestimmen. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Anordnungsermächtigung 

§ 96 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung und das Verfahren der 
Anerkennung der Maßnahmen zu bestimmen. 
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SIEBTER ABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Eingliederung 
Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Grundsätze 

§97 

Berufliche Eingliederung Behinderter 

(1) Behinderten können Leistungen zur Förderung 
der beruflichen Eingliederung erbracht werden, die 
wegen Art oder Schwere der Behinderung erforder- 
lich sind, um ihre Erwerbsfähigkeit entsprechend ih- 
rer Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu bessern, her- 
zustellen oder wiederherzustellen und ihre berufliche 
Eingliederung zu sichern. 

(2) Bei der Auswahl der Leistungen sind Eignung, 
Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und Ent- 
wicklung des Arbeitsmarktes angemessen zu be- 
rücksichtigen. Soweit es erforderlich ist, schließt das 
Verfahren zur Auswahl der Leistungen eine Berufs- 
findung oder Arbeitserprobung ein. 

§ 98 

Leistungen zur beruflichen Eingliederung 

(1) Als Leistungen zur beruflichen Eingliederung 
können erbracht werden 

1. allgemeine Leistungen und 

2. besondere Leistungen. 

(2) Die besonderen Leistungen zur beruflichen 
Eingliederung werden nur erbracht, soweit nicht be- 
reits durch die allgemeinen Leistungen eine benafli- 
che Eingliederung erreicht werden kann. 

§99 

Leistungsrahmen 

Die allgemeinen und besonderen Leistungen rich- 
ten sich nach den Vorschriften des ersten bis sechsten 
Abschnitts, soweit nachfolgend nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Leistungen 

§ 100 

Leistungen 

Die allgemeinen Leistungen umfassen die Leistun- 
gen zur 

1. Unterstützung der Beratung und Vermittlung, 

2. Verbesserung der Eingliederungsaussichten, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SIEBTER ABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Eingliederung 
Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Grundsätze 

§97 

Berufliche Eingliederung Behinderter 

unverändert 


§ 98 

Leistungen zur beruflichen Eingliederung 

unverändert 


§ 99 

Leistungsrahmen 

unverändert 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Leistungen 

§ 100 

Leistungen 

unverändert 
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3. Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung, 

4. Fördenmg der Aufnahme einer selbständigen Tä- 
tigkeit, 

5. Fördenmg der Beruf sausbildimg, 

6. Förderung der beruflichen Weiterbildung. 

§ 101 

Besonderheiten 

(1) Mobilitätshilfe bei Aufnahme einer Beschäfti- 
grmg kann auch erbracht werden, wenn der Behin- 
derte nicht arbeitslos ist und durch Mobilitätshilfen 
eine dauerhafte Eingliederung erreicht werden kann. 

(2) Förderungsfähig sind auch berufliche Aus- und 
Weiterbildungen, die im Rahmen des Berufsbildungs- 
gesetzes oder der Handwerksordnimg abweichend 
von den Ausbildimgsordnxmgen für staatlich aner- 
kannte Ausbildungsberufe oder in Sonderformen für 
Behinderte durchgeführt werden. Anspruch auf Be- 
rufsausbildungsbeihilfe besteht auch, wenn der Be- 
hinderte während der beruflichen Ausbildxmg im 
Haushalt der Eltern oder eines Eltemteils wohnt. In 
diesen Fällen beträgt der allgemeine Bedarf 530 
Deutsche Mark monatlich. Er beträgt 710 Deutsche 
Mark, wenn der Behinderte verheiratet ist oder das 
21. Lebensjahr vollendet hat. Eine Verlängerung der 
Ausbildxmg über das vorgesehene Ausbildungsende 
hinaus, eine Wiederholung der Ausbildung ganz oder 
in Teilen sowie eine erneute berufliche Ausbildung 
wird gefördert, wenn Art oder Schwere der Behinde- 
rimg es erfordern und ohne die Förderung eine dau- 
erhafte berufliche Eingliederung nicht erreicht wer- 
den kann. 


(3) Eine berufliche Weiterbildxmg kann auch ge- 
fördert werden, wenn der Behinderte 

1. nicht arbeitslos ist, 

2. als Arbeitnehmer ohne Berufsabschluß noch nicht 
drei Jahre beruflich tätig gewesen ist oder 

3. einer längeren Förderung als Nichtbehinderte oder 
der erneuten Förderung bedarf, um beruflich ein- 
gegliedert zu werden oder zu bleiben. 

Weiterbildimgskosten können auch übernommen 
werden, wenn die Vorbeschäftigxmgszeit nicht erfüllt 
ist. Förderungsfähig sind auch schulische Ausbildun- 
gen, deren Abschluß für die Weiterbildung erforder- 
lich ist. 


Beschlüsse des 11. Auss chusses 


§ 101 

Besonderheiten 

(1) unverändert 


(2) Förderungsfähig sind auch berufliche Aus- und 
Weiterbildungen, die im Rahmen des Berufsbildungs- 
gesetzes oder der Handwerksordnung abweichend 
von den Ausbildungsordnungen für staatlich aner- 
kannte Ausbildungsberufe oder in Sonderformen für 
Behinderte durchgeführt werden. Die Förderung 
kann bei Bedarf ausbildungsbegleitende Hilfen und 
Übergangshilfen nach dem Ersten Abschnitt des 
Sechsten Kapitels umfassen. Anspruch auf Berufs- 
ausbildungsbeihilfe besteht auch, wenn der Behinder- 
te während der beruflichen Ausbildung im Haushalt 
der Eltern oder eines Eltemteils wohnt. In diesen 
Fällen beträgt der allgemeine Bedarf 500 Deutsche 
Mark monatlich. Er beträgt 670 Deutsche Mark, wenn 
der Behinderte verheiratet ist oder das 21. Lebensjahr 
vollendet hat. Eine Verlängerung der Ausbildung 
über das vorgesehene Ausbildungsende hinaus, eine 
Wiederholung der Ausbildung ganz oder in Teilen 
sowie eine erneute berufliche Ausbildung wird geför- 
dert, wenn Art oder Schwere der Behinderung es er- 
fordern und ohne die Förderung eine dauerhafte be- 
rufliche Eingliederung nicht erreicht werden kann. 

(3) Eine bemfliche Weiterbildung kann auch ge- 
fördert werden, wenn der Behinderte 

1. nicht arbeitslos ist, 

2. als Arbeitnehmer ohne Bemfsabschluß noch nicht 
drei Jahre beruflich tätig gewesen ist oder 

3. einer längeren Fördemng als Nichtbehinderte oder 
der erneuten Förderung bedarf, um bemflich ein- 
gegliedert zu werden oder zu bleiben. 

Unterhaltsgeld kann an den Behinderten auch er- 
bracht werden, wenn er bei Teilnahme an einer 
Maßnahme, für die die besonderen Leistungen zur 
beruflichen Eingliederung erbracht werden, Über- 
gangsgeld erhalten würde, Weiterbildungskosten 
können auch übernommen werden, wenn die Vorbe- 
schäftigungszeit nicht erfüllt ist. Fördemngsfähig sind 
auch schulische Ausbildungen, deren Abschluß für 
die Weiterbildung erforderlich ist. 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Leistungen 

ERSTER TITEL 
Allgemeines 

§ 102 

Grundsatz 

(1) Die besonderen Leistungen können anstelle der 
allgemeinen Leistungen insbesondere zur Förderung 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung einschließ- 
lich Berufsvorbereitung sowie blindentechnischer und 
vergleichbarer spezieller Grundausbildungen nur er- 
bracht werden, wenn 

1. Art oder Schwere der Behinderung oder die Siche- 
rung des Eingliederungserfolges die Teilnahme an 

a) einer Maßnahme in einer besonderen Einrich- 
tung für Behinderte oder 

b) einer sonstigen auf die besonderen Bedürfnisse 
Behinderter ausgerichteten Maßnahme 

unerläßlich machen oder 

2. die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder 
Schwere der Behinderung erforderlichen Leistun- 
gen nicht oder nicht im erforderlichen Umfang vor- 
sehen. 

Ausbildungen in besonderen Einrichtungen für Be- 
hinderte können auch gefördert werden, wenn die 
Maßnahme in einem zeitlich nicht überwiegenden 
Abschnitt schulisch durchgeführt wird oder die Aus- 
oder Weiterbildung außerhalb des Berufsbildungsge- 
setzes und der Handwerksordnung erfolgt. 

(2) Leistungen für die Teilnahme an Maßnahmen 
in anerkannten Werkstätten für Behinderte im Sinne 
des Schwerbehindertengesetzes können nur erbracht 
werden 

1. im Eingangsverfahren bis zur Dauer von vier Wo- 
chen, wenn die Leistungen erforderlich sind, um 
im Zweifelsfall festzustellen, ob die Werkstatt die 
geeignete Einrichtung für die Eingliederung des 
Behinderten in das Arbeitsleben ist, sowie welche 
Bereiche der Werkstatt und welche berufsfördem- 
den und ergänzenden Maßnahmen zur Eingliede- 
rung für den Behinderten in Betracht kommen, 

2. im Arbeitstrainingsbereich bis zur Dauer von zwei 
Jahren, wenn die Maßnahmen erforderlich sind, 
um die Leistungsfähigkeit oder Erwerbsfähigkeit 
des Behinderten soweit wie möglich zu entwickeln, 
zu erhöhen oder wiederzugewinnen und erwartet 
werden kann, daß der Behinderte nach Teilnahme 
an diesen Maßnahmen in der Lage ist, wenigstens 
ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Ar- 
beitsleistung im Sinne des § 54 des Schwerbehin- 
dertengesetzes zu erbringen. Über ein Jahr hinaus 
werden Leistungen nur erbracht, wenn die Lei- 
stungsfähigkeit des Behinderten weiterentwickelt 
oder wie der ge Wonnen werden kann. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Leistungen 

ERSTER TITEL 
Allgemeines 

§ 102 

Grundsatz 

(1) Die besonderen Leistungen sind anstelle der 
allgemeinen Leistungen insbesondere zur Förderung 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung einschließ- 
lich Berufsvorbereitung sowie blindentechnischer und 
vergleichbarer spezieller Grundausbildungen zu er- 
bringen, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


Ausbildungen in besonderen Einrichtungen für Be- 
hinderte können auch gefördert werden, wenn die 
Maßnahme in einem zeitlich nicht überwiegenden 
Abschnitt schulisch durchgeführt wird oder die Aus- 
oder Weiterbildung außerhalb des Berufsbildungsge- 
setzes und der Handwerksordnung erfolgt. 

(2) unverändert 


77 



Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 103 

Leistungen 

Die besonderen Leistungen umfassen 

1. das Übergangsgeld nach dem Achten Abschnitt, 

2. das Ausbüdungsgeld, wenn ein Übergangsgeld 
nicht erbracht werden kann, 

3. die Übernahme der Teilnahmekosten für eine 
Maßnahme und 

4. die sonstigen Hilfen. 

ZWEITER TITEL 
Ausbüdungsgeld 

§ 104 

Ausbildungsgeld 

(1) Behinderte können Ausbildungsgeld erhalten 
während 

1. einer beruflichen Ausbüdung oder berufsvorberei- 
tenden Bildungsmaßnahme einschließlich einer 
Grundausbüdung und 

2. einer Maßnahme im Eingangsverfahren oder Ar- 
beitstrainingsbereich einer anerkannten Werkstatt 
für Behinderte, 

wenn ein Übergangsgeld nicht erbracht werden 
kann. 

(2) Für das Ausbüdungsgeld gelten die Vorschrif- 
ten über die Berufsausbüdungsbeihüfe entsprechend, 
soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt 
ist. 

§ 105 

Bedarf bei beruflicher Ausbildung 

(1) Als Bedarf werden bei beruflicher Ausbüdung 
zugrunde gelegt 

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder 
eines Elternteüs 530 Deutsche Mark monatlich, 
wenn der Behinderte unverheiratet ist und das 
21. Lebensjahr noch nicht voUendet hat, im übri- 
gen 710 Deutsche Mark monatlich, 

2. bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat, 
beim Ausbüdenden oder in einer besonderen Ein- 
richtung für Behinderte 180 Deutsche Mark mo- 
natlich, wenn die Kosten für Unterbringung und 
Verpflegung vom Arbeitsamt oder einem anderen 
Leistungsträger übernommen werden, 

3. bei anderweitiger Unterbringung und Kostener- 
stattung für Unterbringung und Verpflegung 
395 Deutsche Mark monatlich, wenn der Behinder- 
te unverheiratet ist und das 21. Lebensjahr noch 
nicht voUendet hat, im übrigen 440 Deutsche Mark 
monatlich und 


Beschlüsse des 11. Aus s chu s s e s 
§ 103 

Leistungen 

unverändert 


ZWEITER TITEL 
Ausbüdungsgeld 

§ 104 

Ausbildungsgeld 

(1) Behinderte haben Anspruch auf Ausbildungs- 
geld während 

1. unverändert 

2. unverändert 

wenn ein Übergangsgeld nicht erbracht werden 
kann. 

(2) unverändert 


§ 105 

Bedarf bei beruflicher Ausbildung 

(1) Als Bedarf werden bei beruflicher Ausbüdung 

zugrunde gelegt 

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder 
eines Elternteüs 500 Deutsche Mark monatlich, 
wenn der Behinderte unverheiratet ist und das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, im übri- 
gen 670 Deutsche Mark monatlich, 

2. bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat, 
beim Ausbüdenden oder in einer besonderen Ein- 
richtung für Behinderte 170 Deutsche Mark mo- 
natiich, wenn die Kosten für Unterbringung und 
Verpflegung vom Arbeitsamt oder einem anderen 
Leistungsträger übernommen werden, 

3. bei anderweitiger Unterbringung und Kostener- 
stattung für Unterbringung und Verpflegung 
370 Deutsche Mark monatlich, wenn der Behinder- 
te unverheiratet ist und das 21. Lebensjahr noch 
nicht voUendet hat, im übrigen 415 Deutsche Mark 
monatlich und 
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4. bei anderweitiger Unterbringung ohne Kosten- 
erstattung für Unterbringung und Verpflegung 
835 Deutsche Mark monatlich, wenn der Behinder- 
te unverheiratet ist und das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, im übrigen 880 Deutsche Mark 
monatlich. Hinzuzurechnen sind die Kosten der 
Unterbringung, soweit sie 250 Deutsche Mark mo- 
natlich übersteigen, höchstens jedoch 75 Deutsche 
Mark monatlich, 

(2) Für einen Behinderten, der das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, wird anstelle des Bedarfs 
nach Absatz 1 Nr. 4 ein Bedarf in Höhe von 530 Deut- 
sche Mark monatlich zugrunde gelegt, wenn 

1. er die Ausbildungsstätte von der Wohnung der 
Eltern oder eines Eltemteils aus in angemessener 
Zeit erreichen könnte oder 

2. für ihn Erziehungshilfe durch das Jugendamt ge- 
währt wird oder Freiwillige Erziehungshilfe ver- 
einbart oder Fürsorgeerziehung angeordnet ist. 

§ 106 

Bedarf bei berufsvorbereitenden Bildungs- 
maßnahmen und bei Grundausbildung 

(1) Als Bedarf werden bei berufs vorbereitenden 
Bildimgsmaßnahmen und bei Grundausbildung zu- 
grunde gelegt 

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder 
eines Eltemteils 365 Deutsche Mark monatlich, 

2. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines 
Wohnheims oder Internats ohne Kostenerstattung 
für Unterbringung und Verpflegung 650 Deutsche 
Mark monatlich. Hinzuzurechnen sind die Kosten 
der Unterbringung, soweit sie 80 Deutsche Mark 
monatlich übersteigen, höchstens jedoch 75 Deut- 
sche Mark monatlich, 

3. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines 
Wohnheims oder Internats und Kostenerstattung 
für Unterbringung und Verpflegung 295 Deutsche 
Mark monatlich, wenn der Behinderte unverheira- 
tet ist und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 

(2) Für einen Behinderten, der das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, wird anstelle des Bedarfs 
nach Absatz 1 Nr. 2 ein Bedarf in Höhe von 365 Deut- 
sche Mark monatlich zugrunde gelegt, wenn 

1. er die Ausbildungsstätte von der Wohnung der 
Eltern oder eines Eltemteils aus in angemessener 
Zeit erreichen könnte oder 

2. für ihn Erziehungshilfe durch das Jugendamt ge- 
währt wird oder Freiwillige Erziehungshilfe ver- 
einbart oder Fürsorgeerziehung angeordnet ist. 

(3) In den übrigen Fällen ist ein Bedarf wie bei ei- 
ner bemflichen Ausbildung zugrunde zu legen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. bei anderweitiger Unterbringung ohne Kosten- 
erstattimg für Unterbringung und Verpflegung 
785 Deutsche Mark monatlich, wenn der Behinder- 
te unverheiratet ist und das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, im übrigen 830 Deutsche Mark 
monatlich. Hinzuzurechnen sind die Kosten der 
Unterbringung, soweit sie 235 Deutsche Mark mo- 
natlich übersteigen, höchstens jedoch 75 Deutsche 
Mark monatlich. 

(2) Für einen Behinderten, der das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, wird anstelle des Bedarfs 
nach Absatz 1 Nr. 4 ein Bedarf in Höhe von 500 Deut- 
sche Mark monatlich zugrunde gelegt, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


§ 106 

Bedarf bei benifsvorbereitenden Bildungs- 
maßnahmen und bei Grundausbildung 

(1) Als Bedarf werden bei bemfsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen imd bei Grundausbildung zu- 
grunde gelegt 

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder 
eines Eltemteils 325 Deutsche Mark monatlich, 

2. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines 
Wohnheims oder Internats ohne Kostenerstathmg 
für Unterbringung und Verpflegung 595 Deutsche 
Mark monatlich. Hinzuzurechnen sind die Kosten 
der Unterbringung, soweit sie 80 Deutsche Mark 
monatlich übersteigen, höchstens jedoch 75 Deut- 
sche Mark monatlich, 

3. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines 
Wohnheims oder Internats und Kostenerstattung 
für Unterbringung und Verpflegung 275 Deutsche 
Mark monatlich, wenn der Behinderte unverheira- 
tet ist und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 

(2) Für einen Behinderten, der das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, wird anstelle des Bedarfs 
nach Absatz 1 Nr. 2 ein Bedarf in Höhe von 325 Deut- 
sche Mark monatlich zugrunde gelegt, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


(3) unverändert 
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§ 107 

Bedarf bei Maßnahmen 
in anerkannten Werkstätten für Behinderte 

Als Bedarf werden bei Maßnahmen in einer Werk- 
statt für Behinderte im ersten Jahr 110 Deutsche 
Mark monatiich und danach 130 Deutsche Mark mo- 
natiich zugnmde gelegt. 

§ 108 

Einkommensanrechnung 

(1) Auf den Bedarf wird bei Maßnahmen in einer 
anerkannten Werkstatt für Behinderte Einkommen 
nicht angerechnet. 

(2) Im übrigen bleibt bei der Einkommensanrech- 
nimg das Einkommen 

1. des Behinderten aus Waisenrenten, Waisengeld 
oder aus Unterhaltsleistungen bis 355 Deutsche 
Mark monatlich, bei Teilnahme an einer berufs- 
vorbereitenden Bildungsmaßnahme einschließlich 
einer Grundausbildung weitere 180 Deutsche 
Mark monatiich, 

2. der Eltern bis 4 960 Deutsche Mark monatiich, des 
verwitweten Eltemteils oder bei getrennt lebenden 
Eltern, das Einkommen des Eltemteils, bei dem der 
Behinderte lebt, ohne Anrechnung des Einkom- 
mens des anderen Eltemteils, bis 3 085 Deutsche 
Mark monatiich und 

3. des Ehegatten bis 3 085 Deutsche Mark monatiich 
anrechnungsfrei. 

DRITTER TITEL 
Teilnahmekosten 

§ 109 

Teilnahmekosten 

(1) Teilnahmekosten sind die durch die Maßnahme 
unmittelbar entstehenden 

1. Lehrgangskosten einschließlich Prüfungsgebühren, 
die vom Arbeitsamt als angemessen anerkannt 
oder mit dem Träger der Maßnahme oder der Ein- 
richtimg vereinbart sind, 

2. Kosten für erforderliche Lernmittel, 

3. Kosten für erforderliche Arbeitsausrüstung, 

4. Reisekosten, 

5. Kosten für Unterbringung und Verpflegung, 

6. Kosten für eine Haushaltshilfe oder Kosten für die 
Betreuung von aufsichtsbedürftigen Kindern, 

7. Kosten für eine erforderliche Kranken- und Pflege- 
versichenmg. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 107 

Bedarf bei Maßnahmen 
in anerkannten Werkstätten für Behinderte 

Als Bedarf werden bei Maßnahmen in einer Werk- 
statt für Behinderte im ersten Jahr 100 Deutsche 
Mark monatlich und danach 120 Deutsche Mark mo- 
natiich zugrunde gelegt. 

§ 108 

Einkommensanrechnung 

(1) unverändert 

(2) Im übrigen bleibt bei der Einkommensanrech- 
mmg das Einkommen 

1. des Behinderten aus Waisenrenten, Waisengeld 
oder aus Unterhaltsleistungen bis 345 Deutsche 
Mark monatlich, bei Teilnahme an einer berufs- 
vorbereitenden Bildungsmaßnahme einschließlich 
einer Grundausbildung weitere 175 Deutsche 
Mark monatiich, 

2. der Eltern bis 4 820 Deutsche Mark monatiich, des 
verwitweten Eltemteils oder bei getrennt lebenden 
Eltern, das Einkommen des Eltemteils, bei dem der 
Behinderte lebt, ohne Anrechnung des Einkom- 
mens des anderen Eltemteils, bis 3 000 Deutsche 
Mark monatiich und 

3. des Ehegatten bis 3 000 Deutsche Mark monatlich 
anrechmmgsfrei. 

DRITTER TITEL 
Teilnahmekosten 

§ 109 

Teilnahmekosten 

unverändert 
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8. weiteren Aufwendungen, die wegen der Art oder 
Schwere der Behinderung unvermeidbar entste- 
hen. 

(2) Die Teilnahmekosten nach Absatz 1 können 
Aufwendungen für erforderliche eingliedenmgsbe- 
gleitende Dienste während und im Anschluß an die 
Maßnahme einschließen. Für Leistungen im Anschlxiß 
an die Maßnahme gelten die Vorschriften für die 
Übergangshilfen nach dem ersten Abschnitt des 
Sechsten Kapitels entsprechend. 

§ 110 

Reisekosten 

(1) Als Reisekosten können erforderliche Fahr-, 
Verpflegungs- und Übernachtungskosten sowie Ko- 
sten des Gepäcktransports für 

1. An- und Abreise, 

2. monatlich zwei Familienheimfahrten bei einer er- 
forderlichen auswärtigen Unterbringung oder mo- 
natlich zwei Fahrten eines Angehörigen zum Auf- 
enthaltsort des Behinderten, 

3. Fahrten zwischen Wohnung oder Unterbringung 
und der Bildungsstätte, soweit das Arbeitsamt nicht 
die Kosten für Fahrdienste in Werkstätten für Be- 
hinderte übernimmt und 

4. die persönliche Vorstellung bei einem Träger oder 
einer Einrichtung zur Erlangung eines Platzes in 
einer Bildungsmaßnahme, wenn das Arbeitsamt 
zugestimmt hat, 

übernommen werden. 

(2) Als Reisekosten können auch die Kosten für be- 
sondere Beförderungsmittel, zu deren Inanspruch- 
nahme der Behinderte wegen Art oder Schwere der 
Behinderung gezwungen ist, und die Fahr-, Verpfle- 
gungs- und Übernachtungskosten für eine erforder- 
liche Begleitperson übernommen werden. 

§ 111 

Unterbringung und Verpflegung 

Ist für die Teilnahme an einer Maßnahme eine 
auswärtige Unterbringung erforderlich, so können 
erbracht werden 

1. bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat, 
einer besonderen Einrichtung für Behinderte oder 
beim Ausbildenden mit voller Verpflegung ein Be- 
trag in Höhe der vom Arbeitsamt als angemessen 
anerkannten Kosten, wenn Unterbringung und 
Verpflegung im Einvernehmen mit dem Arbeits- 
amt bereitgestellt werden, 

2. in den übrigen Fällen ein Betrag in Höhe von 
525 Deutsche Mark monatlich zuzüglich der nach- 
gewiesenen behinderungsbedingten Mehraufwen- 
dungen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 110 

Reisekosten 

unverändert 


§ 111 

Unterbringung und Verpflegung 

Ist für die Teilnahme an einer Maßnahme eine 
auswärtige Unterbringung erforderlich, so können 
erbracht werden 

1. unverändert 


2. in den übrigen Fällen ein Betrag in Höhe von 
495 Deutsche Mark monatlich zuzüglich der nach- 
gewiesenen behinderungsbedingten Mehraufwen- 
dungen. 
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§ 112 

Haushaltshilie oder Kinderbetreuimgskosten 

(1) Haushaltshilfe kann erbracht werden, wenn 

1. der Behinderte wegen der Teilnahme an einer 
Maßnahme außerhalb des eigenen Haushalts un- 
tergebracht ist und ihm deshalb die Weiterführung 
des Haushalts nicht möglich ist, 

2. eine andere im Haushalt lebende Person den 
Haushalt nicht weiterführen kann und 

3. im Haushalt ein Kind lebt, das bei Beginn der 
Haushaltshilfe das zwölfte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat oder das behindert und auf Hilfe an- 
gewiesen ist. 

(2) Anstelle der Haushaltshilfe können in beson- 
ders begründeten Einzelfällen die Kosten für die Mit- 
nahme oder anderweitige Unterbringung des Kindes 
bis zur Höhe des Aufwandes für die sonst zu erbrin- 
gende Haushaltshilfe übernommen werden, wenn 
sich die Mitnahme des Kindes auf den Maßnahme- 
erfolg voraussichtlich nicht nachteilig auswirkt und 
die Unterbringung und Betreuung des Kindes sicher- 
gestellt ist. 

(3) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 1 
oder 2 nicht vor, können die Kosten für notwendige 
Kinderbetreuung bis zur Höhe von 120 Deutsche 
Mark monatlich je Kind übernommen werden. In be- 
sonderen Härtefällen können sie bis zu 200 Deutsche 
Mark monatlich je Kind übernommen werden, 

§ 113 

Kranken- und Pflegeversicherung 

Ist der Schutz des Behinderten im Krankheits- oder 
Pflegefalle während der Teilnahme an einer Maß- 
nahme nicht anderweitig sichergestellt, können die 
Beiträge für eine freiwillige Krankenversicherung oh- 
ne Anspruch auf Krankengeld und zur Pflegepflicht- 
versicherung bei einem Träger der gesetzlichen 
Kranken- imd Pflegeversicherung oder, wenn dort im 
Einzelfall ein Schutz nicht gewährleistet ist, die Bei- 
träge zu einem privaten Krankenversicherungsunter- 
nehmen erbracht werden. 

VIERTER TITEL 

Sonstige Hilfen 

§ 114 

Sonstige Hilfen 

Als sonstige Hilfen können insbesondere erbracht 
werden 

1. Kraftfahrzeughilfe nach der Verordnung über 
Kraftfahrzeughilfe zur beruflichen Rehabilitation, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 112 

Haushaltshilfe oder Kinderbetreuungskosten 

unverändert 


§ 113 

Kranken- und Pflegeversicherung 

unverändert 


VIERTER TITEL 
Sonstige Hilfen 

§ 114 

Sonstige Hilfen 
unverändert 
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2. unvermeidbarer Verdienstausfall des Behinderten 
oder einer erforderlichen Begleitperson wegen 
Fahrten der An- und Abreise zu einer Bildungs- 
maßnahme und wegen Fahrten zur persönlichen 
Vorstellung bei einem Arbeitgeber, einem Träger 
oder einer Einrichtung für Behinderte, 

3. Kostenübemahme für nichtorthopädische Hilfsmit- 
tel, die wegen Art oder Schwere der Behindenmg 
zur Berufsausübung einschließlich zur Erhöhimg 
dßT Sicherheit auf dem Weg vom und zum Ar- 
beitsplatz und am Arbeitsplatz erforderlich sind, 

4. Kostenübemahme für technische Arbeitshilfen, die 
wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Be- 
rufsausübung erforderlich sind, und 

5. Kostenübemahme in angemessenem Umfang für 
die Beschaffung oder den Ausbau einer Wohnung 
(Wohnkosten), wenn die Leistung für die beruf- 
liche Eingliederung erforderlich ist und die Woh- 
nung wegen Art oder Schwere der Behindenmg 
besonderer Ausstattung bedarf, bis zu 10 000 Deut- 
sche Mark, in besonders begründeten Ausnahme- 
fällen bis zu 20 000 Deutsche Mark, wobei der 
10 000 Deutsche Mark übersteigende Betrag als 
Darlehen erbracht wird. 

Wohnkosten können neben einer Kraftfahrzeughilfe 
nur erbracht werden, wenn die bemfliche Eingliede- 
rung nur durch beide Leistungen erreicht oder gesi- 
chert werden kann. 

FÜNFTER TITEL 
Verordnungsermächügimg 

§ 115 

VerordnungsermächÜgung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang Ausführung der Leistun- 
gen in Übereinstimmung mit den für die anderen 
Träger der Leistungen zur bemflichen Eingliederung 
geltenden Regelungen zu bestimmen. 

ACHTER ABSCHNITT 

Entgeltersatzleistungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Leistungsübersicht 

§ 116 

Leistungsarten 

Entgeltersatzleistungen sind 

1. Arbeitslosengeld für Arbeitslose und Teilarbeitslo- 
sengeld für Teilarbeitslose, 
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FÜNFTER TITEL 
Anordnungsermächtigung 

§115 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Ausfühmng der Leistungen in Übereinstimmung 
mit den für die anderen Träger der Leistungen zur 
bemflichen Eingliederung geltenden Regelungen zu 
bestimmen. 

ACHTER ABSCHNITT 
Entgeltersatzleistungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Leistungsübersicht 

§ 116 

Leistungsarten 

unverändert 
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2. Unterhaltsgeld für Arbeitnehmer bei Teilnahme an 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung, 

3. Übergangsgeld für Behinderte bei Teilnahme an 
Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung Behin- 
derter, 

4. Kurzarbeitergeld für Arbeitnehmer, die infolge 
eines Arbeitsausfalles einen Entgeltausfall haben, 

5. Insolvenzgeld für Arbeitnehmer, die wegen Zah- 
lungsunfähigkeit des Arbeitgebers kein Arbeits- 
entgelt erhalten, 

6. Arbeitslosenhilfe für Arbeitslose im Anschluß an 
den Bezug von Arbeitslosengeld. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Arbeitslosengeld 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Arbeitslosengeld 


ERSTER TITEL 
Regelvoraussetzungen 

§117 

Anspruch auf Arbeitslosengeld 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld haben Arbeit- 
nehmer, die 

1. arbeitslos sind, 

2. sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und 

3. die Anwartschaftszeit erfüllt haben. 

(2) Arbeitnehmer, die das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet haben, haben vom Beginn des fol- 
genden Monats an keinen Anspruch auf Arbeits- 
losengeld. 


ERSTER TITEL 
Regelvoraussetzungen 

§117 

Anspruch auf Arbeitslosengeld 

unverändert 


§ 118 

Arbeitslosigkeit 

(1) Arbeitslos ist ein Arbeitnehmer, der 

1. vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsver- 
hältnis steht (Beschäftigirngslosigkeit) und 

2. eine versicherungspflichtige Beschäftigimg sucht 
(Beschäftigungssuche) . 

(2) Die Ausübimg einer geringfügigen Beschäfti- 
gung schließt Arbeitslosigkeit nicht aus. Übt ein Ar- 
beitnehmer mehrere geringfü0ge Beschäftigungen 
aus, so schließt dies die Arbeitslosigkeit aus, wenn die 
Beschäftigungen zusammengerechnet die Geringfü- 
gigkeitsgrenze überschreiten. 


§ 118 

Arbeitslosigkeit 

(l)unverändert 


(2) Die Ausübung einer geringfügigen Beschäfti- 
gung schließt Beschäftigungslosigkeit nicht aus. Übt 
ein Arbeitnehmer mehrere geringfügige Beschäfti- 
gungen aus, so schließt dies die Beschäftigungslosig- 
keit aus, wenn die Beschäftigungen zusammenge- 
rechnet die Geringfügigkeitsgrenze überschreiten. 
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(3) Geringfügige selbständige Tätigkeiten oder ge- 
ringfügige Tätigkeiten als mithelfender Familienan- 
gehöriger stehen der geringfügigen Beschäftigung 
nach Absatz 2 gleich. 


§ 119 

Beschäftigungssuche 

(1) Eine Beschäftigung sucht, wer 

1. alle Möglichkeiten nutzt und nutzen will, um seine 
Beschäftigungslosigkeit zu beenden imd 

2. den Vermittlungsbemühungen des Arbeitsamtes 
zur Verfügung steht (Verfügbarkeit). 

(2) Den Vermittliingsbemühungen des Arbeitsam- 
tes steht zur Verfügung, wer arbeitsfähig und seiner 
Arbeitsfähigkeit entsprechend arbeitsbereit ist. 

(3) Arbeitsfähig ist ein Arbeitsloser, der 

1. eine versicherungspflichtige Beschäftigung unter 
den üblichen Bedingungen des für ihn in Betracht 
kommenden Arbeitsmarktes aufnehmen und aus- 
üben, 

2. an Maßnahmen zur beruflichen EingÜederung in 
das Erwerbsleben teilnehmen imd 

3. Vorschlägen des Arbeitsamtes zur beruflichen 
Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten 

kann und darf. 

(4) Arbeitsbereit und arbeitsfähig ist der Arbeits- 
lose auch dann, wenn er bereit oder in der Lage ist, 
unter den üblichen Bedingungen des für ihn in Be- 
tracht kommenden Arbeitsmarktes nur 

1. zumutbare Beschäftigungen aufzunehmen imd 
auszuüben, 

2. versicherungspflichtige Beschäftigungen mit be- 
stimmter Dauer, Lage und Verteilung der Arbeits- 
zeit aufzunehmen imd auszuüben, wenn dies we- 
gen der Betreuimg und Erziehimg eines aufsichts- 
bedürftigen Kindes oder Pflege eines pflegebe- 
dürftigen Angehörigen erforderlich ist, 

3. versicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigimgen 
aufzunehmen und auszuüben, wenn er die An- 
wartschaftszeit durch eine Teilzeitbeschäftigung 
erfüllt hat und das Arbeitslosengeld nach einer 
Teilzeitbeschäftigung bemessen worden ist, 

4. Heimarbeit auszuüben, wenn er die Anwart- 
schaftszeit durch eine Beschäftigung als Heimar- 
beiter erfüllt hat. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) Eine selbständige Tätigkeit und eine Tätigkeit 
als mithelfender Familienangehöriger stehen einer 
Beschäftigung gleich. Die Fortführung einer mehr 
als geringfügigen, aber weniger als 18 Stunden wö- 
chentlich umfassenden selbständigen Tätigkeit oder 
Tätigkeit als mithelfender Familienangehöriger, die 
unmittelbar vor dem Tag der Erfüllung aller sonsti- 
gen Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeits- 
losengeld innerhalb der letzten zwölf Monate min- 
destens zehn Monate neben der Beschäftigung, die 
den Anspruch begründet, ausgeübt worden ist, 
schließt Beschäftigungslosigkeit nicht aus. 

§ 119 

Beschäftigungssuche 

unverändert 
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In Fällen der N umm ern 3 und 4 sind Einschränkun- 
gen der Arbeitsbereitschaft oder Arbeitsfähigkeit 
längstens für die Dauer von sechs Monaten zulässig. 

(5) Das Arbeitsamt hat den Arbeitslosen bei der 
Arbeitslosmeldung auf seine Verpflichtung nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 besonders hinzuweisen. Auf Verlangen 
des Arbeitsamtes hat der Arbeitslose seine Eigenbe- 
mühungen nachzuweisen, wenn er rechtzeitig auf die 
Nachweispflicht hingewiesen worden ist. 


§ 120 § 120 
Sonderfälle der Verfügbarkeit Sonderfälle der Verfügbarkeit 

(1) Nimmt der Arbeitslose an einer Trainingsmaß- unverändert 

nähme oder an einer Berufsfindung oder Arbeitser- 
probung im Sinne des Rechts der beruflichen Reha- 
bilitation teil, leistet er vorübergehend zur Verhütung 

oder Beseitigung öffentlicher Notstände Dienste, die 
nicht auf einem Arbeitsverhältnis beruhen, übt er 
eine freie Arbeit im Sinne des Artikels 293 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch oder auf 
Grund einer Anordnung im Gnadenwege aus oder 
erbringt er gemeinnützige Leistungen oder Arbeits- 
leistungen nach den in Artikel 293 Abs. 3 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch genannten Vor- 
schriften oder auf Grund deren entsprechender An- 
wendung, so schließt dies die Verfügbarkeit nicht 
aus. 

(2) Ist der Arbeitslose Schüler oder Student einer 
Schule, Hochschule oder sonstigen Ausbildungsstätte, 
so wird vermutet, daß er nur versicherungsfreie 
Beschäftigungen ausüben kann. Die Vermutung ist 
widerlegt, wenn der Arbeitslose darlegt und nach- 
weist, daß der Ausbildungsgang die Ausübung einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung bei ord- 
nungsgemäßer Erfüllung der in den Ausbildungs-, 
und Prüfungsbestimmungen vorgeschriebenen An- 
forderungen zuläßt. 


§ 121 

Zumutbare Beschäftigungen 


§ 121 

Zumutbare Beschäftigungen 


(1) Einem Arbeitslosen sind alle seiner Arbeitsfä- unverändert 

higkeit entsprechenden Beschäftigungen zumutbar, 

soweit allgemeine oder personenbezogene Gründe 
der Zumutbarkeit einer Beschäftigung nicht entge- 
genstehen. 

(2) Aus allgemeinen Gründen ist eine Beschäfti- 
gung einem Arbeitslosen insbesondere nicht zumut- 
bar, wenn die Beschäftigung gegen gesetzliche, tarif- 
liche oder in Betriebsvereinbarungen festgelegte 
Bestimmungen über Arbeitsbedingungen oder gegen 
Bestimmungen des Arbeitsschutzes verstößt. 
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(3) Aus personenbezogenen Gründen ist eine Be- 
schäftigung einem Arbeitslosen insbesondere nicht 
zumutbar, wenn das daraus erzielbare Arbeitsentgelt 
erheblich niedriger ist als das der Bemessiing des Ar- 
beitslosengeldes zugrunde liegende Arbeitsentgelt. In 
den ersten drei Monaten der Arbeitslosigkeit ist eine 
Mindenmg um mehr als 20 Prozent imd in den fol- 
genden drei Monaten um mehr als 30 Prozent dieses 
Arbeitsentgelts nicht zumutbar. Vom siebten Monat 
der Arbeitslosigkeit an ist dem Arbeitslosen eine Be- 
schäftigung nur dann nicht zumutbar, wenn das dar- 
aus erzielbare Nettoeinkommen imter Berücksichti- 
gung der mit der Beschäftigung zusammenhängen- 
den Aufwendimgen niedriger ist als das Arbeits- 
losengeld. 

(4) Aus personenbezogenen Gründen ist einem 
Arbeitslosen eine Beschäftigung auch nicht zumutbar, 
wenn die täglichen Pendelzeiten zwischen seiner 
Wohnung und der Arbeitsstätte im Vergleich zur Ar- 
beitszeit unverhältnismäßig lang sind. Als imverhält- 
nismäßig lang sind im Regelfall Pendelzeiten von ins- 
gesamt drei Stunden bei einer Arbeitszeit von mehr 
als sechs Stunden und Pendelzeiten von zweieinhalb 
Stunden bei einer Arbeitszeit von sechs Stunden und 
weniger anzusehen. Sind in einer Region unter ver- 
gleichbaren Arbeitnehmern längere Pendelzeiten 
üblich, bilden diese den Maßstab. 

(5) Eine Beschäftigung ist nicht schon deshalb un- 
zumutbar, weil sie befristet ist, vorübergehend eine 
getrennte Haushaltsführung erfordert oder nicht zum 
Kreis der Beschäftigungen gehört, für die der Arbeit- 
nehmer ausgebildet ist oder die er bisher ausgeübt 
hat. 


§ 122 § 122 

Persönliche Arbeitslosmeldung Persönliche Arbeitslosmeldung 

(1) Der Arbeitslose hat sich persönlich beim zu- unverändert 

ständigen Arbeitsamt arbeitslos zu melden. Eine Mel- 
dung ist auch zulässig, wenn die Arbeitslosigkeit 

noch nicht eingetreten, der Eintritt der Arbeitslosig- 
keit aber innerhalb der nächsten zwei Monate zu er- 
warten ist. 

(2) Die Wirkung der Meldung erlischt 

1. bei einer mehr als sechswöchigen Unterbrechimg 
der Arbeitslosigkeit, 

2. mit der Aufnahme der Beschäftigung, selbständi- 
gen Tätigkeit oder Tätigkeit als mithelfender Fa- 
milienangehöriger, wenn der Arbeitslose diese 
dem Arbeitsamt nicht unverzüglich mitgeteilt hat, 
sowie 

3. mit Ablauf eines Zeitraumes von drei Monaten 
nach der letzten persönlichen Meldimg des Ar- 
beitslosen beim zuständigen Arbeitsamt, wenn der 
Arbeitslose die Meldung nicht vor Ablaxif dieses 
Zeitraumes erneuert. 
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(3) Ist das zuständige Arbeitsamt an einem Tag, an 
dem der Arbeitslose sich persönlich arbeitslos melden 
will, nicht dienstbereit, so wirkt eine persönliche 
Meldung an dem nächsten Tag, an dem das Arbeits- 
amt dienstbereit ist, auf den Tag zurück, an dem das 
Arbeitsamt nicht dienstbereit war. 


§ 123 

Anwartschaftszeit 

Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer in der Rah- 
menfrist mindestens zwölf Monate, als Saisonarbeit- 
nehmer mindestens sechs Monate, in einem Versiche- 
rungspflichtverhältnis gestanden hat. Zeiten, die vor 
dem Tag liegen, an dem der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld oder Arbeitslosenhilfe wegen des Eintritts 
einer Sperrzeit erloschen ist, dienen nicht zur Erfül- 
lung der Anwartschaftszeit, 


§ 124 

Rahmenfrist 

(1) Die Rahmenfrist beträgt drei Jahre und beginnt 
mit dem Tag vor der Erfüllung aller sonstigen Voraus- 
setzungen für den Anspruch auf Arbeitslosengeld. Sie 
verlängert sich um innerhalb der Frist liegende Zeiten 

1. einer selbständigen Tätigkeit, längstens auf fünf 
Jahre, 

2. der Betreuung und Erziehung eines aufsichtsbe- 
dürftigen Kindes oder der Pflege eines pflegebe- 
dürftigen Angehörigen, der Anspruch auf Leistun- 
gen aus der sozialen oder einer privaten Pflege- 
versicherung hat, längstens auf sechs Jahre, 

3. in denen der Arbeitslose Unterhaltsgeld nach die- 
sem Buch bezogen oder nur wegen des Vorrangs 
anderer Leistungen nicht bezogen hat, längstens 
auf fünf Jahre und 

4. in denen der Arbeitslose von einem Rehabilitations- 
träger Übergangsgeld wegen einer berufsfördern- 
den Maßnahme bezogen oder nur deshalb nicht 
bezogen hat, weil er die hierfür erforderliche Vor- 
beschäftigungszeit nicht erfüllt hat und in einer 
Einrichtung für Behinderte, insbesondere in einem 
Berufsbildungswerk, an einer Maßnahme teilge- 
nommen hat, die ihm eine Erwerbstätigkeit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglichen soll, 
längstens auf fünf Jahre. 

(2) Die Rahmenfrist reicht nicht in eine vorange- 
gangene Rahmenfrist hinein, in der der Arbeitslose 
eine Anwartschaftszeit erfüllt hatte. 
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§ 123 

Anwartschaftszeit 

unverändert 


§ 124 

Rahmenfrist 

(1) Die Rahmenfrist beträgt drei Jahre und beginnt 
mit dem Tag vor der Erfüllung aller sonstigen Voraus- 
setzungen für den Anspruch auf Arbeitslosengeld. 

1. entfällt 

2. entfällt 

3. entfällt 

4. entfällt 


(2) unverändert 
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ZWEITER TITEL 

Sonderformen des Arbeitslosengeldes 
§ 125 

Minderung der Leistungsfähigkeit 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat auch, wer 
allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil er wegen einer 
mehr als sechsmonatigen Mindenmg seiner Lei- 
stungsfähigkeit versicherungspflichtige Beschäfti- 
gxmgen nicht imter den Bedingungen ausüben kann, 
die auf dem für ihn in Betracht kommenden Arbeits- 
markt ohne Berücksichtigung der Minderung der 
Leistungsfähigkeit üblich sind, wenn weder Berufs- 
unfähigkeit noch Erwerbsunfähigkeit im Sinne der 
gesetzlichen Rentenversicherung festgestellt worden 
ist. Die Feststellung, ob Berufsunfähigkeit oder Er- 
werbsunfähigkeit vorliegt, trifft der zuständige Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Kann sich der 
Leistungsgeminderte wegen gesundheitlicher Ein- 
schränkungen nicht persönlich arbeitslos melden, so 
kann die Meldimg durch einen Vertreter erfolgen. 
Der Leistungsgeminderte hat sich unverzüglich per- 
sönlich beim Arbeitsamt zu melden, sobald der Grund 
für die Verhinderung entfallen ist. 

(2) Das Arbeitsamt soll den Arbeitslosen vinverzüg- 
lich auffordem, innerhalb eines Monats einen Antrag 
auf Maßnahmen zur Rehabilitation oder zur berufli- 
chen Eingliederung Behinderter zu stellen. Stellt der 
Arbeitslose diesen Antrag fristgemäß, so gilt er im 
Zeitpimkt des Antrags auf Arbeitslosengeld als ge- 
stellt. Stellt der Arbeitslose den Antrag nicht, ruht der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld vom Tage nach Ab- 
lauf der Frist an bis zum Tage, an dem der Arbeitslose 
einen Antrag auf Maßnahmen zur Rehabilitation oder 
zur beruflichen Eingliedenmg Behinderter oder einen 
Antrag auf Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Er- 
werbsunfähigkeit stellt. 
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(3) In die Rahmenfrist werden nicht eingerechnet 

1. Zeiten der Pflege eines Angehörigen, der An- 
spruch auf Leistungen aus der sozialen oder einer 
privaten Pflegeversicherung hat, 

2. Zeiten der Betreuung und Erziehung eines Kindes 
des Arbeitslosen, das das dritte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, 

3. Zeiten einer selbständigen Tätigkeit, 

4. Zeiten, in denen der Arbeitslose Unterhaltsgeld 
nach diesem Buch bezogen oder nur wegen des 
Vorrangs anderer Leistungen nicht bezogen hat. 

5. Zeiten, in denen der Arbeitslose von einem Re- 
habilitationsträger Übergangsgeld wegen einer 
berufsfördemden Maßnahme bezogen hat. 

Die Rahmenfrist endet im Falle der Nummern 3 bis 5 

spätestens nach fünf Jahren seit ihrem Beginn. 

ZWEITER TITEL 

Sonderformen des Arbeitslosengeldes 
§ 125 

Minderung der Leistungsfähigkeit 

unverändert 
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(3) Wird dem Arbeitslosen von einem Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung wegen einer Maß- 
nahme zur Rehabilitation Übergangsgeld oder eine 
Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä- 
higkeit zuerkannt, steht der Bundesanstalt ein Erstat- 
tungsanspruch entsprechend § 103 des Zehnten Bu- 
ches zu. Hat der Träger der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung Leistimgen nach Satz 1 mit befreiender Wir- 
kimg an den Arbeitslosen oder einen Dritten gezahlt, 
hat der Bezieher des Arbeitslosengeldes dieses inso- 
weit zu erstatten. 

§ 126 § 126 
Leistimgsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit Leistimgsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 

(1) Wird ein Arbeitsloser während des Bezugs von unverändert 

Arbeitslosengeld infolge Krankheit arbeitsunfähig, 

ohne daß ihn ein Verschulden trifft, oder wird er wäh- 
rend des Bezugs von Arbeitslosengeld auf Kosten der 
Krankenkasse stationär behandelt, verliert er dadurch 
nicht den Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Zeit 
der Arbeitsunfähigkeit oder stationären Behandlung 
bis zur Dauer von sechs Wochen (Leistimgs- 
fortzahlung). Als unverschuldet im Sinne des Satzes 1 
gilt auch eine Arbeitsunfähigkeit, die infolge einer 
nicht rechtswidrigen Sterilisation durch einen Arzt 
oder eines nicht rechtswidrigen Abbruchs der 
Schwangerschaft eintritt. Dasselbe gilt für einen Ab- 
bruch der Schwangerschaft, wenn die Schwanger- 
schaft innerhalb von zwölf Wochen nach der Emp- 
fängnis durch einen Arzt abgebrochen wird, die 
Schwangere den Abbruch verlangt und dem Arzt 
durch eine Bescheinigung nachgewiesen hat, daß sie 
sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff von einer 
anerkannten Beratimgsstelle beraten lassen hat. 

(2) Eine Leistungsfortzahlung erfolgt auch im Falle 
einer nach ärztlichem Zeugnis erforderlichen Beauf- 
sichtigimg, Betreuimg oder Pflege eines erkrankten 
Kindes des Arbeitslosen bis zur Dauer von zehn, bei 
alleinerziehenden Arbeitslosen bis zur Dauer von 
20 Tagen für jedes Kind in jedem Kalenderjahr, wenn 
eine andere im Haushalt des Arbeitslosen lebende 
Person diese Aufgabe nicht übernehmen kann und 
das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. Arbeitslosengeld wird jedoch für nicht mehr als 
25, für alleinerziehende Arbeitslose für nicht mehr als 
50 Tage in jedem Kalenderjahr fortgezahlt. 

(3) Die Vorschriften des Fünften Buches, die bei 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts durch den Arbeitge- 
ber im Krankheitsfall sowie bei Zahlimg von Kran- 
kengeld im Falle der Erkrankimg eines Kindes anzu- 
wenden sind, gelten entsprechend. 
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DRITTER TITEL 
Anspruchsdauer 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER TITEL 
Anspruchsdauer 


§ 127 

Grundsatz 

(1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
richtet sich 

1. nach der Dauer der Versicherungspflichtverhält- 
nisse innerhalb der auf sieben Jahre erweiterten 
Rahmenfrist und 

2. dem Lebensalter, das der Arbeitslose bei der Ent- 
stehung des Anspruchs vollendet hat. 

Die Vorschriften des Ersten Titels zum Ausschluß von 
Zeiten bei der Erfüllung der Anwartschaftszeit und 
zur Begrenzung der Rahmenfrist gelten entspre- 
chend. 


(2) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
beträgt 


nach Versicherungs- 
pflichtverhältnissen mit 
einer Dauer von insgesamt 
mindestens . . . Monaten 

und nach 
Vollendung 
des 

. . . Lebensjahres 

. . , Monate 

12 


6 

16 


8 

20 


10 

24 


12 

28 

45. 

14 

32 

45. 

16 

36 

45. 

18 

40 

47. 

20 

44 

47. 

22 

48 

52. 

24 

52 

52. 

26 

56 

57. 

28 

60 

57. 

30 

64 

57. 

32 


(3) Für einen Anspruch auf Grund einer Beschäfti- 
gung als Saisonarbeitnehmer beträgt die Dauer des 
Anspruchs 

1. nach Versicherungspflichtverhältnissen mit einer 
Dauer von insgesamt mindestens sechs Monaten 
drei Monate und 

2. nach Versicherungspflichtverhältnissen mit einer 
Dauer von insgesamt mindestens acht Monaten 
vier Monate. 

(4) Die Dauer des Anspruchs verlängert sich um 
die Restdauer des wegen Entstehung eines neuen 
Anspruchs erloschenen Anspruchs, wenn nach der 
Entstehung des erloschenen Anspruchs noch nicht 
sieben Jahre verstrichen sind; sie verlängert sich 
längstens bis zu der dem Lebensalter des Arbeitslo- 
sen zugeordneten Höchstdauer. 


§ 127 

Grundsatz 

(1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
richtet sich 

1. nach der Dauer der Versicherungspflichtverhält- 
nisse innerhalb der um vier Jahre erweiterten 
Rahmenfrist und 

2. unverändert 

Die Vorschriften des Ersten Titels zum Ausschluß von 
Zeiten bei der Erfüllung der Anwartschaftszeit und 
zur Begrenzung der Rahmenfrist durch eine voran- 
gegangene Rahmenfrist gelten entsprechend. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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§ 128 § 128 

Minderung der Anspruchsdauer Minderung der Anspruchsdauer 

(1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld unverändert 

mindert sich um 

1. die Anzahl von Tagen, für die der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld erfüllt worden ist, 

2. jeweils einen Tag für jeweils zwei Tage, für die ein 
Anspruch auf Teilarbeitslosengeld innerhalb der 
letzten zwei Jahre vor der Entstehung des An- 
spruchs erfüllt worden ist, 

3. die Anzahl von Tagen einer Sperrzeit wegen Ar- 
beitsablehnung, Ablehnung oder Abbruchs einer 
beruflichen Eingliederungsmaßnahme, 

4. die Anzahl von Tagen einer Sperrzeit wegen Ar- 
beitsaufgabe; in Fällen einer Sperrzeit von zwölf 
Wochen mindestens jedoch um ein Viertel der An- 
spruchsdauer, die dem Arbeitslosen bei erstmaliger 
Erfüllung der Voraussetzungen für den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld nach dem Ereignis, das die 
Sperrzeit begründet, zusteht, 

5. die Anzahl von Tagen einer Säumniszeit, höch- 
stens um acht Wochen, 

6. die Anzahl von Tagen, für die dem Arbeitslosen 
das Adpeitslosengeld wegen fehlender Mitwirkung 
(§ 66 Erstes Buch) oder wegen Nichtbefolgen einer 
Aufforderung zur Hinterlegung des Sozialversiche- 
lungsausweises (§100 Abs. 1 Satz 4 Viertes Buch) 
versagt oder entzogen worden ist, 

7. die Anzahl von Tagen der Beschäftigungslosigkeit 
nach der Erfüllung der Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld, an denen der Ar- 
beitslose nicht arbeitsbereit ist, ohne für sein Ver- 
halten einen wichtigen Gnmd zu haben, 

8. die Anzahl von Tagen, für die Unterhaltsgeld auf 
Grund einer vorläufigen Entscheidung zu Unrecht 
bezogen worden, aber nach § 329 Abs. 3 Satz 3 
nicht zu erstatten ist. 

(2) In den Fällen der Nummern 6 und 7 mindert 
sich die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
höchstens um vier Wochen, In den Fällen der Num- 
mern 3 und 4 entfällt die Minderung bei Sperrzeiten 
wegen Abbruchs einer beruflichen Eingliederungs- 
maßnahme oder wegen Arbeitsaufgabe, wenn das 
Ereignis, das die Sperrzeit begründet, bei Erfüllung 
der Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld länger als ein Jahr zurückliegt. 
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VIERTER TITEL 
Höhe des Arbeitslosengeldes 

§ 129 

Grundsatz 

Das Arbeitslosengeld beträgt 

1. für Arbeitslose, die mindestens ein Kind im Sinne 
des § 32 Abs. 1, 4 und 5 des Einkommensteuerge- 
setzes haben, sowie für Arbeitslose, deren Ehegat- 
te mindestens ein Kind im Sinne des § 32 Abs. 1, 4 
und 5 des Einkommensteuergesetzes hat, wenn 
beide Ehegatten imbeschränkt einkommensteu- 
erpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben, 
67 Prozent (erhöhter Leistungssatz), 

2. für die übrigen Arbeitslosen 60 Prozent (allgemei- 
ner Leistungssatz) 

des pauschalierten Nettoentgelts (Leistungsentgelt), 
das sich aus dem Bruttoentgelt ergibt, das der Ar- 
beitslose im Bemessimgszeitraum erzielt hat (Bemes- 
simgsentgelt). 


§ 130 

Bemessimgszeitraum 

(1) Der Bemessungszeitraum umfaßt die Entgeltab- 
rechnungszeiträume, die in den letzten 52 Wochen 
vor der Entstehimg des Anspruches, in denen Versi- 
cherungspflicht bestand, enthalten sind und beim 
Ausscheiden des Arbeitslosen aus dem letzten Versi- 
cherungspflichtverhältnis vor der Entstehung des An- 
spruches abgerechnet waren. 

(2) Enthält der Bemessimgszeitraum weniger als 
39 Wochen mit Anspruch auf Entgelt, so verlängert er 
sich um weitere Entgeltabrechnungszeiträume, bis 
39 Wochen mit Anspruch auf Entgelt erreicht sind. 
Eine Woche, in der nicht für alle Tage Entgelt bean- 
sprucht werden kann, ist mit dem Teil zu berücksich- 
tigen, der dem Verhältnis dieser Tage zu den Tagen 
entspricht, für die Entgelt in einer vollen Woche be- 
ansprucht werden kann. 

(3) Bei Saisonarbeitnehmem treten an die Stelle 
der in Absatz 1 genannten 52 Wochen 26 Wochen 
und an die Stelle der in Absatz 2 genannten 39 Wo- 
chen 20 Wochen. 


VIERTER TITEL 
Höhe des Arbeitslosengeldes 

§ 129 

Grundsatz 

unverändert 


§ 130 

Bemessimgszeitraum 

unverändert 


§ 131 § 131 

Bemessungszeitraum in Sonderfällen Bemessungszeitraum in Sonderfällen 

(1) Wäre es mit Rücksicht auf die berufliche Tätig- unverändert 

keit, die der Arbeitslose in den letzten zwei Jahren 
vor der Arbeitslosmeldimg überwiegend ausgeübt 
hat, imbillig hart, von dem Entgelt des Arbeitslosen 
im Bemessungszeitraum auszugehen oder umfaßt der 
Bemessungszeitraum Zeiten des Wehrdienstes oder 
des Zivildienstes, ist der Bemessungszeitraum auf die 
letzten zwei Jahre vor der Arbeitslosmeldung zu er- 
weitern, wenn der Arbeitslose dies verlangt und die 
zur Bemessung erforderlichen Unterlagen vorlegt. 


93 



Drucksache 1 3/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

(2) Bei der Ermittlung des Bemessxingszeitraumes 
bleiben Zeiten außer Betracht, in denen 

1. der Arbeitslose Erziehungsgeld bezogen oder nur 
wegen der Berücksichtigung von Einkommen nicht 
bezogen hat, soweit wegen der Betreuung oder 
Erziehung eines Kindes das Arbeitsentgelt oder die 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar- 
beitszeit gemindert war oder 

2. die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit auf Grund einer Teilzeitvereinbarung 
nicht nur vorübergehend auf weniger als 80 Pro- 
zent der durchschiüttlichen regelmäßigen Arbeits- 
zeit einer vergleichbaren Vollzeitbeschäftigung, 
mindestens um fünf Stunden wöchentlich, vermin- 
dert war, wenn der Arbeitslose Beschäftigimgen 
mit einer höheren Arbeitszeit innerhalb der letzten 
dreieinhalb Jahre vor der Entstehung des An- 
spruchs während eines sechs Monate umfassenden 
zusammenhängenden Zeitraums ausgeübt hat. 

§ 132 

Bemessungsentgelt 

(1) Bemessungsentgelt ist das im Bemessungszeit- 
raum durchschnittlich auf die Woche entfallende Ent- 
gelt, das der Berechnung der Beiträge nach diesem 
Buch zugrunde lag. 

(2) Für die Berechnung des Bemessxmgsentgelts ist 
das Entgelt im Bemessimgszeitraum durch die Zahl 
der Wochen zu teilen, für die es gezahlt worden ist. 
Eine Woche, in der nicht für alle Tage Entgelt bean- 
sprucht werden konnte, ist mit dem Teil zu berück- 
sichtigen, der dem Verhältnis dieser Tage zu den Ta- 
gen entspricht, für die Entgelt in einer vollen Woche 
beansprucht werden konnte. 

(3) Das Bemessungsentgelt ist auf den nächsten 
durch zehn teilbaren Deutsche-Mark-Betrag zu run- 
den. 

§ 133 

Sonderfälle des Bemessimgsentgelts 

(1) Hat der Arbeitslose innerhalb der letzten drei 
Jahre vor der Entstehung des Anspruchs Arbeitslo- 
sengeld oder Arbeitslosenhilfe bezogen, ist Bernes - 
simgsentgelt mindestens das Entgelt, nach dem das 
Arbeitslosengeld oder die Arbeitslosenhilfe zuletzt 
bemessen worden ist. Zwischenzeitliche Anpassun- 
gen sind zu berücksichtigen. Das Arbeitslosengeld 
darf das Leistungsentgelt, das ohne Berücksichtigimg 
des Satzes 1 maßgebend wäre, nicht übersteigen. 
Wird das Arbeitslosengeld durch das Leistxmgsentgelt 
begrenzt, ist ein diesem Leistungsentgelt entspre- 
chendes Bemessungsentgelt festzusetzen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 132 

Bemessungsentgelt 

(1) Bemessungsentgelt ist das im Bemessungszeit- 
raum durchschnittlich auf die Woche entfallende Ent- 
gelt, das der Erhebung der Beiträge nach diesem 
Buch zugrunde lag. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 133 

Sonderfälle des Bemessungsentgelts 

(1) Hat der Arbeitslose innerhalb der letzten drei 
Jahre vor der Entstehung des Anspruchs Arbeitslo- 
sengeld oder Arbeitslosenhilfe bezogen, ist Bernes - 
simgsentgelt mindestens das Entgelt, nach dem das 
Arbeitslosengeld oder die Arbeitslosenhilfe zuletzt 
bemessen worden ist. Zwischenzeitliche Anpassun- 
gen sind zu berücksichtigen. Das Arbeitslosengeld 
darf das Leistungsentgelt, das ohne Berücksichtigimg 
des Satzes 1 maßgebend wäre, nicht übersteigen. 
Wird das Arbeitslosengeld durch das Leistungsentgelt 
begrenzt, ist ein diesem Leistungsentgelt entspre- 
chendes Bemessungsentgelt festzusetzen. Absatz 2 
gilt entsprechend. 
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(2) Kann der Arbeitslose nicht mehr die im Bernes- (2) unverändert 
sungszeitraum durchschnittlich auf die Woche entfal- 
lende Zahl von Arbeitsstunden leisten, weil er tat- 
sächlich oder rechtlich gebunden oder sein Lei- 
stungsvermögen eingeschränkt ist, vermindert sich 

das Bemessungsentgelt für die Zeit, während der die 
Bindungen vorliegen oder das Leistungsvermögen 
eingeschränkt ist, entsprechend dem Verhältnis der 
Zahl der durchschnittiichen regelmäßigen wöchentli- 
chen Arbeitsstunden, die der Arbeitslose künftig lei- 
sten kann, zu der Zahl der durchschnittlich auf die 
Woche entfallenden Arbeitsstunden im Bemessimgs- 
zeitraum. Kann für Zeiten eines Versicherimgspflicht- 
verhältnisses im Bemessungszeitraum eine Arbeitszeit 
nicht zugeordnet werden, ist insoweit die tarifliche 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit maßgebend, 
die bei Entstehung des Anspruchs für Angestellte im 
öffentlichen Dienst gilt. Einschränkungen des Lei- 
stungsvermögens bleiben unberücksichtigt, wenn 
Arbeitslosengeld nach den Vorschriften des Zweiten 
Titels bei Minderung der Leistimgsfähigkeit geleistet 
wird. 

(3) Kann ein Bemessungszeitraum von mindestens (3) unverändert 
39 Wochen mit Anspruch auf Entgelt, bei Saisonar- 

beitnehmem von 20 Wochen mit Anspruch auf Ent- 
gelt, innerhalb der letzten drei Jahre vor der Entste- 
hung des Anspruchs nicht festgestellt werden, ist Be- 
messungsentgelt das tarifliche Arbeitsentgelt deijeni- 
gen Beschäftigung, auf die. das Arbeitsamt die Ver- 
mittlungsbemühungen für den Arbeitslosen in erster 
Linie zu erstrecken hat. 


§ 134 

Entgelt bei versicherungspflichtiger 
Beschäftigung 

(1) Für Zeiten einer Beschäftigung ist als Entgelt 
nur das beitragspflichtige Arbeitsentgelt zu berück- 
sichtigen, das der Arbeitslose erzielt hat. Arbeitsent- 
gelte, auf die der Arbeitslose beim Ausscheiden aus 
dem Beschäftigungsverhältnis Anspruch hatte, gelten 
als erzielt, wenn sie zugeflossen oder nur wegen 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers nicht zugeflos- 
sen sind. Außer Betracht bleiben 

1, Arbeitsentgelte, die einmalig gezahlt werden, 

2. Arbeitsentgelte, die der Arbeitslose wegen der Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses erhält oder die 
im Hinblick auf die Arbeitslosigkeit vereinbart 
worden sind. 


§ 134 

Entgelt bei versichenmgspflichtiger 
Beschäftigung 

(1) unverändert 


(2) Als Entgelt ist zugrunde zu legen, (2) Als Entgelt ist zugrunde zu legen, 

1. für Zeiten einer Beschäftigung bei dem Ehegatten 1. unverändert 
oder einem Verwandten in gerader Linie das Ar- 
beitsentgelt aus der Beschäftigung, höchstens das 
Arbeitsentgelt, das familienfremde Arbeitnehmer 
bei gleichartiger Beschäftigung gewöhnlich erhal- 
ten. 
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2. für Zeiten einer Beschäftigung zur Berufsausbil- 
dung, wenn der Arbeitslose die Abschlußprüfung 
bestanden hat, die Hälfte des tariflichen Arbeits- 
entgelts derjenigen Beschäftigung, auf die das Ar- 
beitsamt die Vermittlungsbemühungen für den Ar- 
beitslosen in erster Linie zu erstrecken hat, minde- 
stens das Arbeitsentgelt der Beschäftigung zur Be- 
rufsausbildung, 

3. für Zeiten, in denen der Arbeitslose eine Winter- 
ausfallgeld-Vorausleistung (§ 209 Abs. 2) bezogen 
hat, das Arbeitsentgelt, das der Arbeitslose ohne 
den Arbeitsausfall erzielt hätte, 

4. für Zeiten einer Beschäftigung zur Berufsausbil- 
dung mit Leistung von Unterhaltsgeld nach diesem 
Buch das Arbeitsentgelt, nach dem das Unterhalts- 
geld bemessen worden ist, mindestens das Ar- 
beitsentgelt der Beschäftigimg zur Berufsausbil- 
dung, 

5. für Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung im Sinne der 
Vorschrift über das Teilunterhaltsgeld, neben der 
Teilimterhaltsgeld geleistet worden ist, zusätzlich 
zum Arbeitsentgelt der Beschäftigung das Arbeits- 
entgelt, nach dem das Teilunterhaltsgeld zuletzt 
bemessen worden ist, 

6. für Zeiten einer Beschäftigung zur Berufsausbil- 
dung mit Anspruch auf Übergangsgeld wegen ei- 
ner berufsfördemden Maßnahme zur Rehabilita- 
tion oder wegen einer Maßnahme zur Förderung 
der beruflichen Eingliederung Behinderter das Ar- 
beitsentgelt, nach dem das Übergangsgeld zuletzt 
bemessen worden ist, mindestens das Arbeitsent- 
gelt der Beschäftigung zur Berufsausbildung, 

7. für Zeiten, für die dem Arbeitslosen eine Teilrente 
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung oder eine ähnliche Leistung öffentlich- 
rechtlicher Art zuerkannt ist, das Arbeitsentgelt 
aus der Beschäftigung, höchstens ein Entgelt in 
Höhe der Hinzuverdienstgrenze und 

8. für Zeiten einer Beschäftigung, neben der Teilar- 
beitslosengeld geleistet worden ist, zusätzlich zum 
Arbeitsentgelt der Beschäftigung das Entgelt, nach 
dem das Teilarbeitslosengeld bemessen worden ist. 

§ 135 

Besonderes Entgelt ^ 

bei sonstigen Versicherungspflichtverhältnissen 

Als Entgelt ist zugrunde zu legen, 

1. für Zeiten, in denen Versicherungspflicht wegen 
des Bezuges von Sozialleistungen bestand, das 
Entgelt, das der Bemessung der Sozialleistungen 
zugrunde gelegt worden ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
2. unverändert 


3. für Zeiten, in denen der Arbeitslose Kurzarbeiter- 
geld oder eine Winterausfallgeld-Vorausleistung 
(§ 209 Abs. 2) bezogen hat, das Arbeitsentgelt, das 
der Arbeitslose ohne den Arbeitsausfall und ohne 
Mehrarbeit erzielt hätte, 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


§ 135 

Besonderes Entgelt 

bei sonstigen Versicherungspflichtverhältnissen 

unverändert 
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2. für Zeiten, in denen Versicherxingspflicht wegen 
des Bezuges von Krankentagegeld bestand, ein 
Entgelt in Höhe von V 360 der Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung für jeden Tag des Bezuges von Krankentage- 
geld. 


§ 136 § 136 

Leistungsentgelt Leistungsentgelt 

(1) Leistungsentgelt ist das um die gesetzlichen unverändert 

Entgeltabzüge, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich 

anfallen, verminderte Bemessungsentgelt. 

(2) Entgeltabzüge sind Steuern, die Beiträge zur 

Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung sowie 

die sonstigen gewöhnlich anfallenden Abzüge, die zu 

Beginn des Kalenderjahres maßgeblich sind, soweit in 

Satz 2 Nr. 2 und 3 nichts Abweichendes bestimmt ist. 

Dabei ist zugrunde zu legen 

1. für die Lohnsteuer die Steuer, die sich nach der für 
den Arbeitslosen maßgeblichen Leistungsgruppe 
ergibt, 

2. für die Kirchensteuer die Steuer nach dem im 
Vorjahr in den Ländern geltenden niedrigsten Kir- 
chensteuer-Hebesatz, 

3. für die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversiche- 
rung die Hälfte des gewogenen Mittels der am 
1. Juli des Vorjahres geltenden allgemeinen Bei- 
tragssätze, 

4. für die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung die Hälfte des geltenden Beitragssatzes der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange- 
stellten, 

5. für die Beiträge zur sozialen Pflegeversicherung 
die Hälfte des geltenden Beitragssatzes, 

6. für die Beiträge zur Arbeitsförderung die Hälfte 
des geltenden Beitragssatzes, 

7. als Geringverdienergrenze die Entgeltgrenze, bis 
zu der der Arbeitgeber zur alleinigen Beitragstra- 
gung verpflichtet ist und 

8. als Leistimgsbemessungsgrenze die für den Beitrag 
zur Arbeitsförderung geltende Beitragsbemes- 
sungsgrenze. 

(3) Gewöhnlicher Lohnsteuerabzug sind 

1. in Leistungsgruppe A die Steuer nach der all- 
gemeinen Lohnsteuertabelle für die Lohnsteuer- 
klasse I ohne Kinderfreibetrag, 

2. in Leistungsgruppe B die Steuer nach der all- 
gemeinen Lohnsteuertabelle für die Lohnsteuer- 
klasse I ohne Kinderfreibetrag unter Berücksichti- 
gung eines Freibetrages in Höhe des Haushalts- 
freibetrages nach § 32 Abs. 7 des Einkommensteu- 
ergesetzes, 

3. in Leistungsgruppe C die Steuer nach der all- 
gemeinen Lohnsteuertabelle für die Lohnsteuer- 
klasse III ohne Kinderfreibetrag, 
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4. in Leistungsgruppe D die Steuer nach der all- 
gemeinen Lohnsteuertabelle für die Lohnsteuer- 
klasse V sowie 

5. in Leistungsgruppe E die Steuer nach der all- 
gemeinen Lohnsteuertabelle für die Lohnsteuer- 
klasse VI. 


§ 137 

Leistungsgruppe 


§ 137 

Leistungsgruppe 


(1) Die als gewöhnlicher Abzug zugrunde zule- unverändert 

gende Steuer richtet sich nach der Leistungsgruppe, 

der der Arbeitslose zuzuordnen ist. 

(2) Zxizuordnen sind 

1. Arbeitnehmer, auf deren Lohnsteuerkarte die 
Lohnsteuerklasse I oder IV eingetragen ist, der 
Leistungsgruppe A, 

2. Arbeitnehmer, auf deren Lohnsteuerkarte die 
Lohnsteuerklasse II eingetragen ist, der Leistungs- 
gruppe B, 

3. Arbeitnehmer, 

a) auf deren Lohnsteuerkarte die Lohnsteuerklas- 
se III eingetragen ist oder 

b) die von ihrem im Ausland lebenden und daher 
nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichti- 
gen Ehegatten nicht dauernd getrennt leben, 
wenn sie darlegen und nachweisen, daß der 
Arbeitslohn des Ehegatten weniger als 40 Pro- 
zent des Arbeitslohns beider Ehegatten beträgt, 
wobei bei der Bewertimg des Arbeitslohns des 
Ehegatten die Einkommensverhältnisse des 
Wohnsitzstaates zu berücksichtigen sind, 

der Leistungsgruppe C, 

4. Arbeitnehmer, auf deren Lohnsteuerkarte die 
Lohnsteuerklasse V eingetragen ist, der Leistungs- 
gruppe D sowie 

5. Arbeitnehmer, auf deren Lohnsteuerkarte die 
Lohnsteuerklasse VI eingetragen ist, weil sie noch 
aus einem weiteren Dienstverhältnis Arbeitslohn 
beziehen, der Leistungsgruppe E. 

(3) Die Zuordnung richtet sich nach der Lohnsteu- 
erklasse, die zu Beginn des Kalenderjahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist, auf der Lohnsteuerkarte 
des Arbeitslosen eingetragen war. Spätere Änderun- 
gen der eingetragenen Lohnsteuerklasse werden mit 
Wirkung des Tages berücksichtigt, an dem erstmals 
die Voraussetzungen für die Änderung Vorlagen. Das 
gleiche gilt, wenn auf der für spätere Kalenderjahre 
ausgestellten Lohnsteuerkarte eine andere Lohn- 
steuerklasse eingetragen wird. 

(4) Haben Ehegatten die Steuerklassen gewech- 
selt, so werden die neu eingetragenen Lohnsteuer- 
klassen von dem Tage an berücksichtigt, an dem sie 
wirksam werden, wenn 
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1. die neu eingetragenen Lohnsteuerklassen dem 
Verhältnis der monatlichen Arbeitsentgelte beider 
Ehegatten entsprechen oder 

2. sich auf Grund der neu eingetragenen Lohnsteu- 
erklassen ein Arbeitslosengeld ergibt, das geringer 
ist, als das Arbeitslosengeld, das sich ohne den 
Wechsel der Steuerklasse ergäbe. 

Ein Ausfall des Arbeitsentgelts, der den Anspruch auf 
eine lohnsteuerfreie Entgeltersatzleistung begründet, 
bleibt bei der Beurteilung des Verhältnisses der mo- 
natlichen Arbeitsentgelte außer Betracht. Absatz 3 
Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 138 

Anpassung 

(1) Das Bemessungsentgelt, das sich vor der Run- unverändert 

düng ergibt, wird jeweils nach Ablauf eines Jahres 
seit dem Ende des Bemessungszeitraximes (Anpas- 
simgstag) entsprechend der Veränderung der Brutto- 
lohn- und -gehaltsumme je durchschnittlich beschäf- 
tigten Arbeitnehmer vom vorvergangenen zum ver- 
gangenen Kalenderjahr an die Entwicklimg der 
Bruttoarbeitsentgelte angepaßt. Ist das Bemessimgs- 
entgelt nach dem tariflichen Arbeitsentgelt derjeni- 
gen Beschäftigung bemessen worden, auf die sich die 
Vermittlungsbemühungen für den Arbeitslosen in er- 
ster Linie erstrecken, ist Anpassungstag der Tag, der 
dem Zeitraum vorausgeht, für den das Arbeitslosen- 
geld bemessen worden ist. 

(2) Der Anpassungsfaktor errechnet sich, indem die 
Bruttolohn- und -gehaltsumme je durchschnittlich be- 
schäftigten Arbeitnehmer für das vergangene Kalen- 
derjahr durch die Bruttolohn- und -gehaltsumme für 
das vorvergangene Kalenderjahr geteilt wird; § 68 
Abs. 4 und § 121 Abs. 1 und 2 des Sechsten Buches 
gelten entsprechend. 

(3) Eine Minderung des Arbeitslosengeldes infolge 
einer Erhöhung des Bemessungsentgelts ist ausge- 
schlossen. 


§ 138 

Anpassung 


§ 139 § 139 

Berechnung und Leistung Berechnung und Leistung 

Das Arbeitslosengeld wird für die Woche berech- unverändert 

net und für Kalendertage geleistet. Auf jeden Kalen- 
dertag entfällt ein Siebtel des wöchentlichen Arbeits- 
losengeldes. 
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FÜNFTER TITEL 

Zusammentreffen des Anspruchs mit sonstigem 
Einkommen und Ruhen des Anspruchs 

§ 140 

Anrechnung von Enüassungsentschädigungen 
auf das Arbeitslosengeld 

(1) Eine Abfindung, Entschädigung oder ähnliche 
Leistung (Entlassungsentschädigung), die der Arbeits- 
lose wegen der Beendigimg des Arbeits- oder Be- 
schäftigungsverhältnisses erhalten oder zu beanspru- 
chen hat, wird auf die Hälfte des Arbeitslosengeldes 
angerechnet, soweit sie den Freibetrag überschreitet. 
Leistungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitslosen, 
dessen Arbeitsverhältnis frühestens mit Vollendung 
des 55. Lebensjahres beendet wird, unmittelbar für 
dessen Rentenversicherung zum Ausgleich von Ren- 
tenminderungen bei vorzeitiger Inanspruchnahme ei- 
ner Rente wegen Alters aufwendet, bleiben unbe- 
rücksichtigt. Satz 2 gilt entsprechend für Beiträge des 
Arbeitgebers zu einer berufsständischen Versor- 
gungseinrichtung. 

(2) Der Freibetrag der Entlassungsentschädigung 
beträgt 25 Prozent, bei Arbeitnehmern, die bei 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses das 
50. Lebensjahr vollendet haben, 35 Prozent. Er erhöht 
sich für je fünf Jahre des Bestandes des Beschäfti- 
gungsverhältnisses nach Vollendung des 45. Lebens- 
jahres des Arbeitnehmers um je fünf Prozentpunkte. 

(3) Eine Anrechnung erfolgt nicht, wenn der An- 
spruch auf Arbeitslosengeld auf einer Anwartschafts- 
zeit von mindestens zwölf Monaten beruht, die insge- 
samt nach der Beendigung des für die Entlassungs- 
entschädigung maßgeblichen Beschäftigimgsver- 
hältnisses erfüllt worden ist. Dies gilt nicht, wenn die 
Anwartschaftszeit ganz oder teilweise durch Zeiten 
einer Beschäftigung bei dem Arbeitgeber, der die 
Entlassungsentschädigung zu leisten hat, erfüllt wor- 
den ist. Konzemunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Die Sät- 
ze 2 und 3 gelten nicht, wenn die Beschäftigung bei 
dem Arbeitgeber, der die Entlassungsentschädigung 
zu leisten hat, frühestens zwölf Monate nach der Be- 
endigung des für die Entlassungsentschädigung 
maßgeblichen Beschäftigungsverhältnisses aufge- 
nommen worden ist. 

(4) Soweit der Arbeitslose die Entlassungsent- 
schädigimg tatsächlich nicht erhält, wird das Arbeits- 
losengeld ohne Anrechnung der Entlassungsent- 
schädigung geleistet. Der Anspruch des Arbeitslosen 
gegen den zur Leistung der Entlassungsentschä- 
digung Verpflichteten geht nach § 115 des Zehnten 
Buches auf die Bundesanstalt über, soweit sie das Ar- 
beitslosengeld ohne Anrechnung erbracht hat. Hat 
der Verpflichtete die Entlassungsentschädigung trotz 
des Rechtsübergangs mit befreiender Wirkung an den 
Arbeitslosen oder an einen Dritten gezahlt, hat der 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
FÜNFTER TITEL 

Zusammentreffen des Anspruchs mit sonstigem 
Einkommen und Ruhen des Anspruchs 

§ 140 

Anrechnung von Entlassungsentschädigungen 
aui das Arbeitslosengeld 

unverändert 
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Bezieher des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu 
erstatten. 

§ 141 

Anrechnung von Nebeneinkommen 

(1) Übt der Arbeitslose während einer Zeit, für die 
ihm Arbeitslosengeld zusteht, eine geringfügige Be- 
schäftigung aus, ist das Arbeitsentgelt aus der Be- 
schäftigung nach Abzug der Steuern und der Wer- 
bungskosten sowie eines Freibetrages in Höhe von 
20 Prozent des monatUchen Arbeitslosengeldes, min- 
destens aber von einem Vierzehntel der Bezugsgröße 
auf das Arbeitslosengeld für den Kalendermonat, in 
dem die Beschäftigung ausgeübt wird, anzurechnen. 
Arbeitsentgelte, die einmalig gezahlt werden, bleiben 
außer Betracht. 

(2) Hat der Arbeitslose während des Bemessungs- 
zeitraumes eine geringfügige Beschäftigung minde- 
stens 13 Wochen lang ausgeübt, so bleiben abwei- 
chend von Absatz 1 Arbeitsentgelte anrechnungsfrei, 
soweit sie zusammen mit dem der Bemessung des 
Arbeitslosengeldes zugrunde liegenden Arbeitsent- 
gelt das im Bemessimgszeitraum aus diesen Beschäf- 
tigimgen durchschnittlich im Monat erzielte Arbeits- 
entgelt nicht übersteigen. 

(3) Für selbständige Tätigkeiten und Tätigkeiten 
als mithelfender Familienangehöriger gelten die Ab- 
sätze 1 und 2 entsprechend. 


§ 142 

Ruhen des Anspruchs 
bei anderen Sozialleistungen 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht wäh- 
rend der Zeit, für die dem Arbeitslosen ein Anspruch 
auf eine der folgenden Leistungen zueikannt ist: 

1. Berufsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose oder 
Unterhaltsgeld, 

2. Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletz- 
tengeld, Mutterschaftsgeld, Übergangsgeld nach 
diesem oder einem anderen Gesetz oder Sonder- 
unterstützung nach dem Mutterschutzgesetz, 

3. Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der gesetzli- 
chen Rentenversicherung oder 

4. Altersrente aus der gesetzlichen Renten versiche- 
rimg oder Knappschaftsausgleichsleistimg oder 
ähnliche Leistungen öffentlich-rechtlicher Art. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 141 

Anrechnung von Nebeneinkommen 
(1) unverändert 


(2) Hat der Arbeitslose während des Bemessimgs- 
zeitraumes eine geringfügige Beschäftigung minde- 
stens drei Monate lang ausgeübt, so bleiben abwei- 
chend von Absatz 1 Arbeitsentgelte anrechnungsfrei, 
soweit sie zusammen mit dem der Bemessung des 
Arbeitslosengeldes zugrunde liegenden Entgelt das 
im Bemessungszeitraum aus diesen Beschäftigungen 
durchschnittUch im Monat erzielte Entgelt nicht 
übersteigen. 

(3) Für geringfügige selbständige Tätigkeiten imd 
Tätigkeiten als mithelfender Familienangehöriger 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Übt der Arbeitslose eine mehr als geringfügige 
selbständige Tätigkeit aus, die seine Beschäftigungs- 
losigkeit nicht ausschließt, bleibt Arbeitseinkommen 
anrechnungsfrei, soweit es zusammen mit dem der 
Bemessung des Arbeitslosengeldes zugrunde liegen- 
den Entgelt das im Bemessungszeitraum aus diesen 
Beschäftigimgen und Tätigkeiten durchschnittlich im 
Monat erzielte Gesamteinkommen nicht übersteigt. 

§ 142 

Ruhen des Anspruchs 
bei anderen Sozialleistungen 

unverändert 
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(2) Abweichend von Absatz 1 ruht der Anspruch 

1. im Falle der Nummer 3 vom Beginn der laufenden 

Zahlung der Rente an und 

2. im Falle der Nummer 4 

a) mit Ablauf des dritten Kalendermonats nach 
Erfüllung der Voraussetzungen für den An- 
spruch auf Arbeitslosengeld, wenn dem Ar- 
beitslosen für die letzten sechs Monate einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung eine 
Teilrente oder eine ähnliche Leistung öffent- 
lich-rechtlicher Art zuerkannt ist, 

b) nur bis zur Höhe der zuerkannten Leistung, 
wenn die Leistung auch während einer Be- 
schäftigung und ohne Rücksicht auf die Höhe 
des Arbeitsentgelts gewährt wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für einen ver- 
gleichbaren Anspruch auf eine andere Sozialleistung, 
den ein ausländischer Träger zuerkannt hat. 

(4) Dem Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfä- 
higkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 steht eine Inva- 
lidenrente, Bergmannsinvalidenrente oder Invaliden- 
rente für Behinderte nach Artikel 2 des Renten- 
Überleitungsgesetzes gleich, wenn der zuständige 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung Er- 
werbsunfähigkeit festgestellt hat. Hat der zuständige 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung weder 
Erwerbsunfähigkeit noch Berufsunfähigkeit festge- 
stellt, ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld abwei- 
chend von Absatz 1 zu dem Teil, um den der für das 
Arbeitslosengeld des Arbeitslosen maßgebliche Pro- 
zentsatz den Satz von 100 unterschreitet. 

(5) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht auch 
während der Zeit, für die der Arbeitslose wegen sei- 
nes Ausscheidens aus dem Erwerbsleben Vorruhe- 
standsgeld oder eine vergleichbare Leistung des Ar- 
beitgebers mindestens in Höhe von 65 Prozent des 
Bemessungsentgelts bezieht. 


§ 143 § 143 

Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt 

und Urlaubsabgeltung und Urlaubsabgeltung 


(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht wäh- unverändert 

rend der Zeit, für die der Arbeitslose Arbeitsentgelt 

erhält oder zu beanspruchen hat. 

(2) Hat der Arbeitslose wegen Beendigung des Ar- 
beitsverhältnisses eine Urlaubsabgeltung erhalten 
oder zu beanspruchen, so ruht der Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld für die Zeit des abgegoltenen Urlaubs. 

Der Ruhenszeitraum beginnt mit dem Ende des die 
Urlaubsabgeltung begründenden Arbeitsverhältnis- 
ses. 
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(3) Soweit der Arbeitslose die in den Absätzen 1 
und 2 genannten Leistungen (Arbeitsentgelt im Sinne 
des § 115 des Zehnten Buches) tatsächlich nicht er- 
hält, wird das Arbeitslosengeld auch für die Zeit ge- 
leistet, in der der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht. 

Hat der Arbeitgeber die in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Leistungen trotz des Rechtsübergangs mit 
befreiender Wirkung an den Arbeitslosen oder an 
einen Dritten gezahlt, hat der Bezieher des Arbeits- 
losengeldes dieses insoweit zu erstatten. 


§ 144 


§ 144 


Ruhen des Anspruchs bei Sperrzeit 


Ruhen des Anspruchs bei Sperrzeit 


(1) Hat der Arbeitslose unverändert 

1. das Beschäftigungsverhältnis gelöst oder durch ein 
arbeitsvertragswidriges Verhalten Anlaß für die 
Lösung des Beschäftigungsverhältnisses gegeben 
und hat er dadurch vorsätzlich oder grobfahrlässig 
die Arbeitslosigkeit herbeigeführt (Sperrzeit wegen 
Arbeitsaufgabe), 

2. trotz Belehrung über die Rechtsfolgen eine vom 
Arbeitsamt unter Benennung des Arbeitgebers und 
der Art der Tätigkeit angebotene Beschäftigung 
nicht angenommen oder nicht angetreten (Sperr- 
zeit wegen Arbeitsablehnung), 

3. sich trotz Belehrung über die Rechtsfolgen gewei- 
gert, an einer Trainingsmaßnahme oder einer 
Maßnahme zur beruflichen Ausbildung oder Wei- 
terbildung oder einer Maßnahme zur beruflichen 
Eingliederung Behinderter teilzunehmen (Sperrzeit 
wegen Ablehnung einer beruflichen Eingliede- 
rungsmaßnahme), oder 

4. die Teilnahme an einer in Nummer 3 genannten 
Maßnahme abgebrochen oder durch maßnahme- 
widriges Verhalten Anlaß für den Ausschluß aus 
einer dieser Maßnahmen gegeben (Sperrzeit we- 
gen Abbruch einer beruflichen Eingliederungs- 
maßnahme), 

ohne für sein Verhalten einen wichtigen Grund zu 
haben, so tritt eine Sperrzeit von zwölf Wochen ein. 

(2) Die Sperrzeit beginnt mit dem Tag nach dem 
Ereignis, das die Sperrzeit begründet, oder, wenn 
dieser Tag in eine Sperrzeit fällt, mit dem Ende dieser 
Sperrzeit. Während der Sperrzeit ruht der Anspruch 
auf Arbeitslosengeld. 

(3) Würde eine Sperrzeit von zwölf Wochen für den 
Arbeitslosen nach den für den Eintritt der Sperrzeit 
maßgebenden Tatsachen eine besondere Härte be- 
deuten, so umfaßt die Sperrzeit sechs Wochen. Die 
Sperrzeit umfaßt drei Wochen 

1. im Falle einer Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe 
oder wegen Abbruchs einer beruflichen Eingliede- 
rungsmaßnahme, wenn das Arbeitsverhältnis oder 
die Maßnahme innerhalb von sechs Wochen nach 
dem Ereignis, das die Sperrzeit begründet, ohne 
eine Sperrzeit geendet hätte. 
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2. im Falle einer Sperrzeit wegen Arbeitsablehnung 
oder wegen Ablehnung einer beruflichen Einglie- 
derungsmaßnahme, wenn der Arbeitslose eine bis 
zu sechs Wochen befristete Arbeit oder Maßnahme 
nicht angenommen oder nicht angetreten hat. 

§ 145 § 145 

Ruhen des Anspruchs bei Säumniszeit Ruhen des Anspruchs bei Samnniszeit 

(1) Kommt der Arbeitslose einer Aufforderung des unverändert 

Arbeitsamts, sich zu melden oder zu einem ärztlichen 

oder psychologischen Untersuchungstermin zu er- 
scheinen (allgemeine Meldepflicht) trotz Belehnmg 
über die Rechtsfolgen ohne wichtigen Grund nicht 
nach, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld wäh- 
rend einer Säumniszeit von zwei Wochen, die mit 
dem Tag nach dem Meldeversäumnis beginnt. 

(2) Versäumt der Arbeitslose innerhalb einer 
Säumniszeit nach Absatz 1 von zwei Wochen einen 
weiteren Meldetermin trotz Belehrung über die 
Rechtsfolgen xmd ohne wichtigen Grund, so verlän- 
gert sich die Säumniszeit nach Absatz 1 bis zur per- 
sönlichen Meldung des Arbeitslosen beim Arbeitsamt, 
mindestens um vier Wochen. 

(3) Würde die Dauer einer Säumniszeit von zwei 
Wochen nach Absatz 1 oder die Verlängerung dieser 
Säumniszeit nach Absatz 2 nach den für den Eintritt 
oder für die Verlängenmg der Säumniszeit maßge- 
benden Tatsachen für den Arbeitslosen eine beson- 
dere Härte bedeuten, so umfaßt die Säumniszeit im 
Falle des Absatzes 1 eine Woche, im Falle des Absat- 
zes 2 längstens vier Wochen. 


§ 146 

Ruhen bei Arbeitskämpfen 


§ 146 

Ruhen bei Arbeitskämpfen 


(1) Durch die Leistung von Arbeitslosengeld darf (l)unverändert 
nicht in Arbeitskämpfe eingegriffen werden. Ein Ein- 
griff in den Arbeitskampf liegt nicht vor, wenn Ar- 
beitslosengeld Arbeitslosen geleistet wird, die zuletzt 

in einem Betrieb beschäftigt waren, der nicht dem 
fachlichen Geltungsbereich des umkämpften Tarif- 
vertrags zuzuordnen ist. 

(2) Ist der Arbeitnehmer durch Beteiligung an (2) unverändert 
einem inländischen Arbeitskampf arbeitslos gewor- 
den, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld bis 

zur Beendigimg des Arbeitskampfes. 

(3) Ist der Arbeitnehmer durch einen inländischen (3) unverändert 
Arbeitskampf, an dem er nicht beteiligt ist, arbeitslos 

geworden, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
bis zur Beendigung des Arbeitskampfes nur, wenn 
der Betrieb, in dem der Arbeitslose zuletzt beschäftigt 
war, 

1. dem räumlichen und fachlichen Geltungsbereich 
des umkämpften Tarifvertrages zuzuordnen ist 
oder 
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2. nicht dem räumlichen, aber dem fachlichen Gel- 
tungsbereich des umkämpften Tarifvertrages zu- 
zuordnen ist und im räumlichen Geltungsbereich 
des Tarifvertrags, dem der Betrieb zuzuordnen ist, 

a) eine Forderung erhoben worden ist, die einer 
Hauptforderung des Arbeitskampfes nach Art 
und Umfang gleich ist, ohne mit ihr überein- 
stimmen zu müssen, und 

b) das Arbeitskampfergebnis aller Voraussicht 
nach in dem räumlichen Geltungsbereich des 
nicht umkämpften Tarifvertrages im wesentli- 
chen übernommen wird. 

Eine Forderung ist erhoben, wenn sie von der zur 
Entscheidung berufenen Stelle beschlossen worden 
ist oder auf Grund des Verhaltens der Tarifvertrags- 
partei im Zusammenhang mit dem angestrebten Ab- 
schluß des Tarifvertrags als beschlossen anzusehen 
ist. Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht nach 
Satz 1 nur, wenn die umkämpften oder geforderten 
Arbeitsbedingungen nach Abschluß eines entspre- 
chenden Tarifvertrages für den Arbeitnehmer gelten 
oder auf ihn angewendet würden. 

(4) Ist bei einem Arbeitskampf das Ruhen des An- 
spruchs nach Absatz 3 für eine bestimmte Gruppe 
von Arbeitnehmern ausnahmsweise nicht gerechtfer- 
tigt, so kann der Verwaltungsausschuß des Landesar- 
beitsamtes bestimmen, daß ihnen Arbeitslosengeld zu 
leisten ist. Erstrecken sich die Auswirkungen eines 
Arbeitskampfes über den Bezirk eines Landesarbeits- 
amtes hinaus, so entscheidet der Verwaltungsrat, Die- 
ser kann auch in Fällen des Satzes 1 die Entscheidung 
an sich ziehen, 

(5) Die Feststellung, ob die Voraussetzungen nach 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 Buchstaben a imd b erfüllt sind, 
trifft der Neutralitätsausschuß (§ 394). Er hat vor sei- 
ner Entscheidung den Fachspitzenverbänden der am 
Arbeitskampf beteiligten Tarifvertragsparteien Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

(6) Die Fachspitzenverbände der am Arbeitskampf 
beteiligten Tarifvertragsparteien können durch Klage 
die Aufhebung der Entscheidung des Neutralitätsaus- 
schusses nach Absatz 5 und eine andere Feststellung 
begehren. Die Klage ist gegen die Bundesanstalt zu 
richten. Ein Vorverfahren findet nicht statt. Über die 
Klage entscheidet das Bundessozialgericht im ersten 
und letzten Rechtszug. Das Verfahren ist vorrangig zu 
erledigen. Auf Antrag eines Fachspitzenverbandes 
kann das Bundessozialgericht eine einstweilige An- 
ordnung erlassen. 
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(4) Ist bei einem Arbeitskampf das Ruhen des An- 
spruchs nach Absatz 3 für eine bestimmte Gruppe 
von Arbeitnehmern ausnahmsweise nicht gerechtfer- 
tigt, so kann der Verwaltungsrat bestimmen, daß ih- 
nen Arbeitslosengeld zu leisten ist. 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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SECHSTER TITEL 
Erlöschen des Anspruchs 

§ 147 

Erlöschen des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld erlischt 

1. mit der Entstehung eines neuen Anspruchs, 

2. wenn der Arbeitslose nach der Entstehung des An- 
spruchs Anlaß für den Eintritt von Sperrzeiten mit 
einer Dauer von insgesamt mindestens 24 Wochen 
gegeben hat, der Arbeitslose über den Eintritt der 
Sperrzeiten nach Entstehung des Anspruchs 
schriftliche Bescheide erhalten hat und auf die 
Rechtsfolgen des Eintritts von Sperrzeiten mit einer 
Dauer von insgesamt mindestens 24 Wochen hin- 
gewiesen worden ist. 

(2) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld kann nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn nach seiner 
Entstehung vier Jahre verstrichen sind. 

SIEBTER TITEL 

Erstattungspflichten für Arbeitgeber 

§ 148 

Erstattungspilicht bei Konkurrenzklausel 

(1) Ist der Arbeitslose durch eine Vereinbarung mit 
dem bisherigen Arbeitgeber in seiner beruflichen Tä- 
tigkeit als Arbeitnehmer beschränkt, so erstattet der 
bisherige Arbeitgeber der Bundesanstalt vierteljähr- 
lich das Arbeitslosengeld, das dem Arbeitslosen für 
die Zeit gezahlt worden ist, in der diese Beschrän- 
kung besteht. Das Arbeitslosengeld, das der Arbeit- 
geber erstattet, muß sich der Arbeitnehmer wie Ar- 
beitsentgelt auf die Entschädigung für die Wettbe- 
werbsbeschränkung anrechnen lassen. 

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung des Arbeitslo- 
sengeldes schließt die auf diese Leistung entfallenden 
Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversiche- 
rung ein. 

§ 149 

Erstattungspflicht bei Ablösung 

Beansprucht der bisherige Arbeitgeber des Arbeits- 
losen für den Fall der Aufnahme einer Arbeit eine 
Ablösung, so erstattet der bisherige Arbeitgeber der 
Bundesanstalt vierteljährlich das Arbeitslosengeld, 
das dem Arbeitslosen für die Zeit gezahlt worden ist, 
in der die Ablösung verlangt wird. §148 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SECHSTER TITEL 
Erlöschen des Anspruchs 

§ 147 

Erlöschen des Anspruchs 
unverändert 


SIEBTER TITEL 

Erstattungspflichten für Arbeitgeber 
§ 148 

Erstattungspflicht bei Konkurrenzklausel 

unverändert 


§ 149 

Erstattungspflicht bei Ablösung 
entfällt 
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§ 150 

Wirkung von Widerspruch und Klage 

(1) Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen 
auf Erstattung des Arbeitslosengeldes durch Arbeit- 
geber haben keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Das Gericht der Hauptsache kann auf Antrag 
die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise an- 
ordnen. Der Antrag ist schon vor Klageerhebung zu- 
lässig. Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung schon vollzogen oder befolgt worden, so 
kann das Gericht die Aufhebung der Vollziehung an- 
ordnen. Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
oder die Aufhebung der sofortigen Vollziehung kann 
mit Auflagen versehen oder befristet werden. Das 
Gericht der Hauptsache kann Beschlüsse über Anträ- 
ge nach Satz 1 jederzeit ändern oder aufheben. Jeder 
Beteüigte kann die Änderung oder Aufhebung wegen 
veränderter oder im ursprünglichen Verfahren ohne 
Verschulden nicht geltend gemachter Umstände be- 
antragen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende 
entscheiden. 

ACHTER TITEL 
Teilarbeitslosengeld 

§ 151 

Teilarbeitslosengeld 

(1) Anspruch auf Teilarbeitslosengeld hat ein Ar- 
beitnehmer, der 

1 . teilarbeitslos ist, 

2. sich teilarbeitslos gemeldet und 

3. die Anwartschaftszeit für Teilarbeitslosengeld er- 
füllt hat. 

(2) Für das Teüarbeitslosengeld gelten die Vor- 
schriften über das Arbeitslosengeld und für Empfän- 
ger dieser Leistung entsprechend, soweit sich aus den 
Besonderheiten des Teüarbeitslosengeldes nichts an- 
deres ergibt, mit folgenden Maßgaben: 

1. Teilarbeitslos ist, wer eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung verloren hat, die er neben einer 
weiteren versicherungspflichtigen Beschäftigung 
ausgeübt hat, und eine versicherungspflichtige Be- 
schäftigung sucht. 

2. Die Anwartschaftszeit für das Teilarbeitslosengeld 
hat erfüllt, wer in der Teilarbeitslosengeld- Rah- 
menfrist von zwei Jahren neben der weiterhin aus- 
geübten versicherungspflichtigen Beschäftigung 
mindestens zwölf Monate eine weitere versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung ausgeübt hat. Für 
die Teilarbeitslosengeld- Rahmenfrist gelten die 
Regelungen zum Arbeitslosengeld über die Rah- 
menfrist entsprechend. 

3. Die Dauer des Anspruchs auf Teilarbeitslosengeld 
beträgt sechs Monate. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 150 

Wirkung von Widerspruch und Klage 

unverändert 


ACHTER TITEL 
Teüarbeitslosengeld 

§ 151 

Teilarbeitslosengeld 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


4. Für die Zuordnung zur Leistungsgruppe ist die 
Lohnsteuerklasse maßgebend, die auf der Lohn- 
steuerkarte für das Beschäftigtmgsverhältnis, das 
den Anspruch auf Teüarbeitslosengeld begründet, 
zuletzt eingetragen war. 

5. Der Anspruch auf Teilarbeitslosengeld erlischt, 

a) wenn der Arbeitnehmer nach der Entstehung 
des Anspruchs eine Beschäftigung, selbständi- 
ge Tätigkeit oder Tätigkeit als mithelfender 
Familienangehöriger für mehr als zwei Wochen 
oder mit einer Arbeitszeit von mehr als fünf 
Stunden wöchentlich aufnimmt, 

b) wenn die Voraussetzungen für einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld erfüllt sind oder 

c) spätestens nach Ablauf eines Jahres seit Ent- 
stehung des Anspruchs. 

NEUNTER TITEL NEUNTER TITEL 

Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

und Anordnungsermächtigiuig 


§ 152 

Verordnungsermächtigung 


§ 152 

Verordnungsermächtigimg 


(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- unverändert 

Ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmimg des Bundesrates das Nähere zur Ab- 
grenzung des Personenkreises der Saisonarbeitneh- 
mer zu bestimmen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnimg wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. jeweils zum 30. Juni eines Kalenderjahres den An- 
passungsfaktor festzusetzen, der für die folgenden 
zwölf Monate maßgebend ist, 

2. jeweils für ein Kalenderjahr die für die Bemessung 
des Arbeitslosengeldes maßgeblichen Leistungs- 
entgelte zu bestimmen; es kann dabei bestimmen, 
daß geänderte Leistungsentgelte vom Beginn des 
Zahlungszeitraumes an gelten, in dem die Rechts- 
verordnung in Kraft tritt; es kann auch bestimmen, 
daß für Arbeitslose, die bei Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung die Anwartschaftszeit für einen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld erfüllen, bisherige 
günstigere Leistungsentgelte weiterhin maßge- 
bend sind, soweit dies zur Vermeidung von Härten 
erforderlich ist, und 

3. Versorgungen im Sinne des § 9 Abs. 1 des An- 
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 
der Altersrente oder der Rente wegen Erwerbsun- 
fähigkeit gleichzustellen, soweit dies zur Vermei- 
dung von Doppelleistungen erforderlich ist. Es hat 
dabei zu bestimmen, ob das Arbeitslosengeld voll 
oder nur bis zur Höhe der Versorgimgsleistung 
ruht. Es kann auch bestimmen, daß die Bundesan- 
stalt die Daten bei den zuständigen Versorgungs- 
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trägem oder bei der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte, die die Versorgungsleistungen 
auszahlt (§ 9 Abs. 2 des Anspmchs- und Anwart- 
schaftsüberführungsgesetzes), erhebt und diese 
Daten verarbeitet und nutzt, soweit dies zur Über- 
prüfung des Zusammentreffens von Arbeitslosen- 
geld, Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld und Al- 
tersübergangsgeld mit Versorgungsleistungen der 
Sonderversorgungssysteme im Sinne des § 9 Abs. 1 
des Anspmchs- und Anwartschaftsüberfühmngs- 
gesetzes erforderlich ist. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Unterhaltsgeld 

ERSTER TITEL 
Regelvoraussetzungen 

§ 153 

Voraussetzungen 

Arbeitnehmer können bei Teilnahme an einer für 
die Weiterbildungsfördemng anerkannten Vollzeit- 
maßnahme ein Unterhaltsgeld erhalten, wenn sie die 
allgemeinen Fördemngsvoraussetzungen für die För- 
demng der bemflichen Weiterbildung einschließlich 
der Vorbeschäftigungszeit erfüllen. 

ZWEITER TITEL 

Sonderformen des Unterhaltsgeldes 
§ 154 

Teilunterhaltsgeld 

Arbeitnehmer können bei Teilnahme an einer für 
die Weiterbildungsfördemng anerkannten Teilzeit- 
maßnahme, die mindestens zwölf Stunden wöchent- 
lich umfaßt, ein Teilunterhaltsgeld erhalten, wenn 

1. sie die allgemeinen Fördervoraussetzungen für die 
Förderung der beruflichen Weiterbildung ein- 
schließlich der Vorbeschäftigungszeit erfüllen imd 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 152a 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung Näheres zu bestimmen zu den Pflichten des 
Arbeitslosen, 

1. alle Möglichkeiten zu nutzen und nutzen zu wol- 
len, um seine Beschäftigungslosigkeit zu beenden 
(§ 119 Abs. 1 Nr. 1) und 

2. Vorschlägen des Arbeitsamtes zur beruflichen 
Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten zu 
können (§ 119 Abs. 3 Nr. 3). 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Unterhaltsgeld 

ERSTER TITEL 
Regelvoraussetzungen 

§ 153 

V oraussetzungen 

unverändert 


ZWEITER TITEL 

Sonderformen des Unterhaltsgeldes 
§ 154 

Teilunterhaltsgeld 

unverändert 
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a) ihnen wegen der Betreuung und Erziehung 
von aufsichtsbedürftigen Kindern oder der Be- 
treuung von pflegebedürftigen Angehörigen 
die Teilnahme an einer Vollzeitmaßnahme 
nicht zumutbar ist, 

b) sie die Vorbeschäftigungszeit durch eine versi- 
cherungspflichtige Beschäftigung mit einer Ar- 
beitszeit, die auf weniger als 80 Prozent der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei- 
ner vergleichbaren Vollzeitbeschäftigung ver- 
mindert war, erfüllt haben oder 

c) sie eine Teilzeitbeschäftigung ausüben und die 
Notwendigkeit der Weiterbildung wegen feh- 
lenden Berufs abschlusses anerkannt ist, 

oder 

2. sie nach Erfüllen der Vorbeschäftigungszeit 

a) bei Beginn der Teilnahme das 25. Lebensjahr 
nicht vollendet haben, oder 

b) die Teilzeitbeschäftigung im Rahmen einer Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahme oder einer Struk- 
turanpassungsmaßnahme ausüben 

und die Teilnahme an der Maßnahme zur Auf- 
nahme einer Vollzeitbeschäftigung notwendig ist. 


§ 155 § 155 

Unterhaltsgeld in Sonderfällen Unterhaltsgeld in Sonderfällen 

Unterhaltsgeld wird auch für Zeiten erbracht, unverändert 

1. in denen der Arbeitnehmer aus einem wichtigen 
Grund nicht an der Maßnahme teilnehmen kann, 

2. in denen die Voraussetzungen für eine Leistungs- 
fortzahlung des Arbeitslosengeldes bei Arbeitsun- 
fähigkeit vorliegen würden, längstens jedoch bis 
zur Beendigung der Maßnahme, 

3. die das Arbeitsamt als Ferien anerkannt hat, 

4. die zwischen dem Ende des Unterrichts und dem 
Ende der Prüfung liegen, wenn die Prüfung inner- 
halb von drei Wochen nach dem Ende des Unter- 
richts abgeschlossen wird und 

5. die zwischen dem Ende der Maßnahme und dem 
darauf folgenden Montag liegen, wenn die Maß- 
nahme an einem Freitag beendet worden ist. 

§ 156 § 156 

Anschliißunterhaltsgeld Anschlußunterhalts geld 

(1) Anspruch auf Anschlußunterhalts geld haben unverändert 

Arbeitnehmer, die 

1. im Anschluß an eine abgeschlossene Maßnahme 
mit Bezug von Unterhaltsgeld arbeitslos sind, 

2. sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet haben 
und 

3. nicht einen Anspruch auf Arbeitslosengeld von 
mindestens drei Monaten geltend machen können. 
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(2) Die Dauer des Anspruchs auf Anschlußunter- 
haltsgeld beträgt drei Monate. Sie mindert sich um 
die Anzahl von Tagen, für die der Arbeitnehmer im 
Anschluß an eine abgeschlossene Maßnahme mit Be- 
zug von Unterhaltsgeld einen Anspruch auf Arbeits- 
losengeld geltend machen kann. 

DRITTER TITEL 

Anwendimg von Vorschriften 
und Besonderheiten 

§ 157 

Grundsatz 

(1) Auf das Unterhaltsgeld sind die Vorschriften 
über das Arbeitslosengeld hinsichtlich 

1. der Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit, 

2. der Höhe, 

3. der Anrechnung von Nebeneinkommen, 

4. des Rühens des Anspruchs bei anderen Soziallei- 
stungen und 

5. des Rühens des Anspruchs bei Urlaubs abgeltung 
entsprechend anzuwenden, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld und der An- 
spruch auf Anschlußunterhaltsgeld gelten als einheit- 
licher Anspruch. Auf das Anschlußunterhaltsgeld sind 
die Vorschriften über das Arbeitslosengeld und für 
Bezieher dieser Leistung entsprechend anzuwenden, 
soweit die Besonderheiten des Anschlußunterhalts- 
geldes nicht entgegenstehen. 

§ 158 

Besonderheiten bei der Höhe 

(1) Hat der Arbeitnehmer innerhalb der letzten drei 
Jahre vor Beginn der Teilnahme Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe bezogen und hat er danach 
nicht mindestens zwölf Monate, als Saisonarbeitneh- 
mer nicht mindestens sechs Monate, in einem Versi- 
cherungspflichtverhältnis gestanden, so ist dem Un- 
terhaltsgeld das Bemessungsentgelt zugrunde zu le- 
gen, nach dem das Arbeitslosengeld oder die Arbeits- 
losenhilfe zuletzt bemessen worden ist. Zwischenzeit- 
liche Anpassungen sind zu berücksichtigen. 

(2) Wäre es mit Rücksicht auf den durchschnittli- 
chen wöchentlichen Umfang der Maßnahme unbillig 
hart, von dem im Bemessimgszeitraum erzielten Ent- 
gelt oder dem für das Arbeitslosengeld oder die 
Arbeitslosenhilfe maßgeblichen Bemessungsentgelt 
auszugehen, ist als Entgelt das tarifliche Arbeitsent- 
gelt derjenigen Beschäftigung zugrunde zu legen, auf 
die das Arbeitsamt die Vermittlungsbemühungen zu 
Beginn der Teilnahme an der Maßnahme in erster 
Linie zu erstrecken hätte. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


DRITTER TITEL 

Anwendimg von Vorschriften 
und Besonderheiten 

§ 157 

Grundsatz 

unverändert 


§ 158 

Besonderheiten bei der Höhe 

unverändert 
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(3) Für das Teiiunterhaltsgeld ist als Bemessungs- 
entgelt zugrunde zu legen, 

1. bei Teilnahme an einer Teilzeitmaßnahme neben 
einer Teilzeitbeschäftigung die Hälfte des Arbeits- 
entgelts, das bei durchschnittlicher regelmäßiger 
Arbeitszeit einer Vollzeitbeschäftigung der Bemes- 
sung des Arbeitslosengeldes bei Arbeitslosigkeit 
zugrunde zu legen wäre, 

2. bei Teilnahme an einer Teilzeitmaßnahme, wenn 
der Arbeitnehmer eine Beschäftigimg nicht aus- 
übt, das Entgelt, das der Bemessimg des Arbeits- 
losengeldes bei Arbeitslosigkeit zugnmde zu legen 
wäre. 

(4) Für die Änderung der Leistungsgruppe gelten 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslo- 
senhilfe und die Inanspruchnahme von Unterhalts- 
geld als ein Anspruch, wenn der Arbeitnehmer nach 
dem Bezug von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hilfe nicht mindestens zwölf Monate in einem Versi- 
cherungspflichtverhältnis gestanden hat. 

§ 159 

Besonderheiten bei der Einkommensanrechnung 

(1) Die Vorschrift über die Anrechnung von Ne- 
beneinkommen auf das Arbeitslosengeld ist bei Ar- 
beitsentgelt aus einer nicht geringfügigen Beschäfti- 
gung entsprechend anzuwenden. 

(2) Leistungen, die der Bezieher von Unterhalts- 
geld 

1. von seinem Arbeitgeber wegen der Teilnahme an 
der Maßnahme oder 

2. auf Grund eines früheren oder bestehenden Ar- 
beitsverhältnisses ohne Ausübung einer Beschäfti- 
gung für die Zeit der Teilnahme 

erhält oder zu beanspruchen hat, werden auf das 
Unterhaltsgeld angerechnet, soweit sie nach Abzug 
der Steuern und der Beitragsanteiie zur Sozialversi- 
cherung und zur Arbeitsfördenong zusammen mit 
dem Unterhaltsgeld das dem Unterhaltsgeld zugrun- 
deliegende Leistungsentgelt übersteigen. Arbeitsent- 
gelte und Leistungen, die einmalig gezahlt werden, 
bleiben außer Betracht. 

(3) Soweit der Arbeitnehmer die in Absatz 2 ge- 
nannten Leistungen tatsächlich nicht erhält, wird das 
Unterhaltsgeld ohne Anrechnung geleistet. § 115 des 
Zehnten Buches findet auf andere Leistungen als Ar- 
beitsentgelt entsprechende Anwendung. Hat der Ar- 
beitgeber die in Absatz 2 genannten Leistungen trotz 
des Rechtsübergangs nach § 115 des Zehnten Buches 
mit befreiender Wirkung an den Arbeitnehmer oder 
an einen Dritten gezahlt, hat der Bezieher des Unter- 
haltsgeldes dieses insoweit zu erstatten, als es im 
Falle der Anrechnung gemindert worden wäre. 

(4) Einkommen eines Beziehers von Teilunter- 
haltsgeld aus einer Teilzeitbeschäftigung im Sinne 
der Vorschrift über das Teiiunterhaltsgeld bleibt an- 
rechnungsfrei. 


Beschlüsse des 11. Au s s ch u s s e s 


§ 159 

Besonderheiten bei der Einkommensanrechnung 

unverändert 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Übergangsgeld 

§ 160 

Voraussetzungen 

(1) Behinderte können ein Übergangsgeld erhal- 
ten, wenn 

1. die Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld 
erfüllt ist und 

2. sie an einer Maßnahme der 

a) Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung ein- 
schließlich einer wegen der Behinderung erfor- 
derlichen Grundausbildung oder an einer Maß- 
nahme der beruflichen Weiterbildung teilneh- 
men, für die die besonderen Leistungen er- 
bracht werden, oder 

b) Berufsfindung oder Arbeitserprobung teilneh- 
men und deshalb kein oder ein geringeres Ar- 
beitsentgelt erzielen 

und deshalb eine ganztägige Erwerbstätigkeit 
nicht ausüben können. 

(2) Das Übergangsgeld wird für den Zeitraum 
weiter erbracht, in dem Behinderte 

1. an einer Maßnahme aus gesundheitlichen Grün- 
den nicht weiter teilnehmen können, bis zu sechs 
Wochen, längstens jedoch bis zum Tag der Be- 
endigung der Maßnahme, 

2. im Anschluß an eine abgeschlossene berufsför- 
dernde Leistung arbeitslos sind, bis zu drei Mona- 
te, wenn sie sich beim Arbeitsamt arbeitslos ge- 
meldet haben und einen Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld von mindestens drei Monaten nicht gel- 
tend machen können; die Dauer von drei Monaten 
vermindert sich um die Anzahl von Tagen, für die 
Behinderte im Anschluß an eine abgeschlossene 
berufsfördemde Leistung einen Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld geltend machen können, 

3. nach Abschluß einer Maßnahme 

a) arbeitsunfähig sind und ein Anspruch auf 
Krankengeld nicht besteht oder 

b) beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet sind und 
in eine zumutbare Beschäftigung aus Gründen, 
die sie nicht zu vertreten haben, nicht vermittelt 
werden können, 

wenn weitere Leistungen zur beruflichen Einglie- 
derung Behinderter erforderlich sind, die dem 
Grunde nach einen Anspruch auf Übergangsgeld 
bewirken, und diese aus Gründen, die die Behin- 
derten nicht zu vertreten haben, nicht unmittelbar 
anschließend durchgeführt werden können. Die 
Behinderten haben die Verzögerung insbesondere 
zu vertreten, wenn sie zumutbare Angebote förde- 
rungsfähiger Maßnahmen in größerer Entfernung 
von ihrem Wohnort ablehnen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Übergangsgeld 

§ 160 

V oraussetzungen 

(1) Behinderte haben Anspruch auf ein Über- 
gangsgeld, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Der Anspruch auf Übergangsgeld ruht, solange 
ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld besteht. 

§ 161 

Vorbeschältigungszeit für das Übergangsgeld 

(1) Die Vorbeschäftigungszeit für das Übergangs- 
geld ist erfüllt, wenn der Behinderte innerhalb der 
letzten drei Jahre vor Beginn der Teilnahme 

1. mindestens zwölf Monate in einem Versiche- 
rungspflichtverhältnis gestanden hat oder 

2. die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erfüllt und 
Leistungen beantragt hat. 

(2) Der Zeitraum von drei Jahren gilt nicht für be- 
hinderte Berufsrückkehrer. Er verlängert sich um die 
Dauer einer Beschäftigung als Arbeitnehmer im Aus- 
land, die für die weitere Ausübung des Berufes oder 
für den beruflichen Aufstieg nützlich und üblich ist, 
längstens jedoch um zwei Jahre. 

§ 162 

Behinderte ohne Vorbeschäftigungszeit 

Behinderte können auch dann Übergangsgeld er- 
halten, wenn die Vorbeschäftigungszeit nicht erfüllt 
ist, jedoch innerhalb des letzten Jahres vor Beginn 
der Teilnahme 

1. durch den Behinderten ein Berufsausbildungsab- 
schluß auf Grund einer Zulassung zur Prüfimg 
nach § 40 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes oder 
§ 37 Abs. 3 der Handwerksordnung erworben 
worden ist oder 

2. ihr Prüfungszeugnis auf Grund einer Rechtsver- 
ordnung nach § 43 Abs. 1 des Beruf sbildimgsge- 
setzes oder § 40 Abs. 1 der Handwerksordnung 
dem Zeugnis über das Bestehen der Abschlxißprü- 
fung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz 
oder der Handwerksordnung anerkannten Ausbil- 
dungsberuf gleichgestellt worden ist. 

Der Zeitraum von einem Jahr verlängert sich um 
Zeiten, in denen der Behinderte nach dem Erwerb 
des Prüfungszeugnisses beim Arbeitsamt arbeitslos 
gemeldet war. 

§ 163 

Höhe des Übergangsgeldes 

Das Übergangsgeld beträgt 
1. für Behinderte, 

a) die beim Arbeitslosengeld die Voraussetzungen 
für den erhöhten Leistungssatz erfüllen würden, 
oder 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(3) unverändert 

§ 161 

Vorbeschäftigimgszeit für das Übergangsgeld 
unverändert 


§ 162 

Behinderte ohne Vorbeschäftigungszeit 

unverändert 


§ 163 

Höhe des Übergangsgeldes 
unverändert 
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b) deren Ehegatte, mit dem er in häuslicher Ge- 
meinschaft lebt, eine Erwerbstätigkeit nicht 
ausüben kann, weil er den Behinderten pflegt 
oder selbst pflegebedürftig ist und einen An- 
spruch auf Leistungen der Pflegeversicherung 
nicht hat, 

75 Prozent, bei Arbeitslosigkeit im Anschluß an die 
Maßnahme 67 Prozent und 

2. für die übrigen Behinderten 68 Prozent, bei Ar- 
beitslosigkeit im Anschluß an die Maßnahme 
60 Prozent der maßgeblichen Berechnungsgrund- 
lage. 

§ 164 

Regelmäßige Berechnungsgrundlage 

Die Berechnungsgrundlage für das Übergangsgeld 
wird für Behinderte, die Arbeitsentgelt erzielt oder 
Mutterschaftsgeld bezogen haben, wie das Kranken- 
geld für Arbeitnehmer ermittelt (§47 Abs. 1 und 2 
Fünftes Buch); hierbei gilt die Beitragsbemessungs- 
grenze der Arbeitsförderung. Für Behinderte, die 
Kurzarbeitergeld bezogen haben, wird das regelmä- 
ßige Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, das zuletzt vor 
dem Arbeitsausfall erzielt wurde. 


§ 165 

Berechnungsgrundlage in Sonderfällen 

Die Berechnungsgrundlage für das Übergangsgeld 
beträgt 65 Prozent des auf ein Jahr bezogenen tarifli- 
chen oder, wenn es an einer tariflichen Regelung 
fehlt, des ortsüblichen Arbeitsentgelts, das für den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort der Be- 
hinderten gilt, wenn 

1. der letzte Tag des Bemessungszeitraums (§47 
Abs. 2 Fünftes Buch) zu Beginn der Maßnahme 
länger als drei Jahre zurückliegt, 

2. Arbeitsentgelt nach § 47 Abs. 2 des Fünften Bu- 
ches nicht erzielt worden ist oder 

3. es unbillig hart wäre, das Arbeitsentgelt nach § 47 
Abs. 2 des Fünften Buches der Bemessung des 
Übergangsgeldes zugrunde zu legen. 

Maßgebend ist das Arbeitsentgelt in dem letzten Ka- 
lendermonat vor dem Beginn der Maßnahme für die 
Beschäftigung, für die die Behinderten ohne die Be- 
hinderung nach ihren beruflichen Fähigkeiten und 
nach ihrem Lebensalter in Betracht kämen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 164 

Regelmäßige Berechnungsgrundlage 

Die Berechnungsgrundlage für das Übergangsgeld 
wird für Behinderte, die Arbeitsentgelt erzielt oder 
Mutterschafts geld bezogen haben, wie das Kranken- 
geld für Arbeitnehmer (§47 Abs. 1 und 2 Fünftes 
Buch) mit der Maßgabe ermittelt, daß der Berech- 
nung 80 Prozent des Regelentgelts, höchstens jedoch 
das bei entsprechender Anwendung des § 47 Abs. 2 
des Fünften Buches berechnete Nettoarbeitsentgelt 
zugrunde zu legen ist; hierbei gilt die Beitragsbemes- 
sungsgrenze der Arbeitsförderung. Für Behinderte, 
die Kurzarbeitergeld bezogen haben, wird das regel- 
mäßige Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, das zuletzt 
vor dem Arbeitsausfall erzielt wurde. 

§ 165 

Berechnungsgrundlage in Sonderfällen 

u n V er ä n d er t 


115 




Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 166 § 166 

Weitergeltung der Berechnungsgnmdlage Weitergeltung der Berechnungsgrundlage 

Haben Behinderte Übergangsgeld, Verletztengeld, unverändert 

Versorgungskrankengeld oder Krankengeld bezogen 
und im Anschluß an diese Leistungen Anspruch auf 
Übergangsgeld nach diesem Buch, ist bei der Be- 
rechnimg des Übergangsgeldes von dem bisher zu- 
grunde gelegten Arbeitsentgelt auszugehen; es gilt 
die Beitragsbemessimgsgrenze der Arbeitsförderung. 

§ 167 

Anpassung des Obergangsgeldes 

Das Übergangsgeld wird jeweils nach Ablauf eines 
Jahres seit dem Ende des Bemessungszeitraums {§47 
Abs. 2 Fünftes Buch) um den Prozentsatz erhöht, um 
den die Renten der gesetzlichen Rentenversichenmg 
zuletzt vor diesem Zeitpimkt ohne Berücksichtigung 
der Veränderung der Belastung bei Renten anzupas- 
sen gewesen wären. 


§ 167 

Anpassung des Obergangsgeldes 

unverändert 


§ 168 § 168 
Einkonunensanrechnung Einkommensanrechnung 

(1) Auf das Übergangsgeld werden angerechnet unverändert 

1. Arbeitsentgelt aus einer während des Bezugs von 
Übergangsgeld ausgeübten Beschäftigung, ver- 
mindert um die gesetzlichen Abzüge imd Arbeits- 
entgelte, die einmalig gezahlt werden, 

2. Erwerbseinkommen aus einer während des Bezugs 
von Übergangsgeld ausgeübten selbständigen Tä- 
tigkeit, vermindert um 20 Prozent, 

3. Leistimgen des Arbeitgebers zum Übergangsgeld, 
soweit sie zusammen mit dem Übergangsgeld das 
vor Beginn der Maßnahme erzielte, um die gesetz- 
lichen Abzüge verminderte Arbeitsentgelt über- 
steigen, 

4. Renten, wenn dem Übergangsgeld ein vor Beginn 
der Rentenleistung erzieltes Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen zugnmde liegt, 

5. Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, die 
aus demselben Anlaß wie die Leistungen zur be- 
ruflichen Eingliedenmg erbracht wird, wenn die 
Anrechnung eine unbillige Doppelleistung ver- 
meidet, 

6. sonstige Geldleistungen, die eine öffentlich- 
rechtliche Stelle im Zusammenhang mit einer Lei- 
stung zur beruflichen Eingliederung des Behinder- 
ten erbringt. 

(2) Soweit der Anspruch des Behinderten auf eine 
Leistung, die nach Absatz 1 Nr. 6 auf das Übergangs- 
geld anzurechnen ist, nicht erfüllt wird, geht er mit 
Zahlimg des Übergangsgeldes auf die Bimdesanstalt 
über. Die §§ 104 und 115 des Zehnten Buches bleiben 
unberührt. 
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FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Kurzarbeitergeld 

ERSTER TITEL 
Regelvoraussetzungen 

§ 169 
Anspruch 

Arbeitnehmer haben Anspruch auf Kurzarbeiter- 
geld, wenn 

1. ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall 
vorliegt, 

2. die betrieblichen Voraussetzungen erfüllt sind, 

3. die persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind und 

4. der Arbeitsausfall dem Arbeitsamt angezeigt wor- 
den ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Kurzarbeitergeld 

ERSTER TITEL 
Regelvoraussetzungen 

§ 169 

Anspruch 

unverändert 


§ 170 § 170 

Erheblicher Arbeitsausfall Erheblicher Arbeitsausfall 

(1) Ein Arbeitsausfall ist erheblich, wenn unverändert 

1. er auf wirtschaftlichen Gründen oder einem unab- 
wendbaren Ereignis beruht, 

2. er vorübergehend ist, 

3. er nicht vermeidbar ist und 

4. im jeweiligen Kalendermonat (Anspruchszeitraum) 
mindestens ein Drittel der in dem Betrieb beschäf- 
tigten Arbeitnehmer von einem Entgeltausfall von 
jeweils mehr als zehn Prozent ihres monatlichen 
Bruttoentgelts betroffen ist. 

(2) Ein Arbeitsausfall beruht auch auf wirtschaftli- 
chen Gründen, wenn er durch eine Veränderung der 
betrieblichen Strukturen verursacht wird, die durch 
die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung bedingt 
ist. 

(3) Ein unabwendbares Ereignis liegt insbesondere 
vor, wenn ein Arbeitsausfall auf ungewöhnlichen, 
dem üblichen Witterungsverlauf nicht entsprechen- 
den Witterungsgründen beruht. Ein unabwendbares 
Ereignis liegt auch vor, wenn ein Arbeitsausfall durch 
behördliche oder behördlich anerkannte Maßnahmen 
verursacht ist, die vom Arbeitgeber nicht zu vertreten 
sind. 

(4) Ein Arbeitsausfall ist nicht vermeidbar, wenn in 
einem Betrieb alle zumutbaren Vorkehrungen getrof- 
fen wurden, um den Eintritt des Arbeitsausfalls zu 
verhindern. Als vermeidbar gilt insbesondere ein Ar- 
beitsausfall, der 

1. überwiegend branchenüblich, betriebsüblich oder 
saisonbedingt ist oder ausschließlich auf betriebs- 
organisatorischen Gründen beruht. 


117 


Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. bei Gewährung von bezahltem Erholungsurlaub 
ganz oder teilweise verhindert werden kann, so- 
weit vorrangige Urlaubswünsche der Arbeitneh- 
mer der Urlaubsgewährung nicht entgegenstehen, 
oder 

3. bei der Nutzung von im Betrieb zulässigen Ar- 
beitszeitschwankungen ganz oder teilweise ver- 
mieden werden kann. 

Die Auflösung eines Arbeitszeitguthabens kann vom 
Arbeitnehmer nicht verlangt werden, soweit es 

1. ausschließlich für eine vorzeitige Freistellung eines 
Arbeitnehmers vor einer altersbedingten Beendi- 
gung des Arbeitsverhältnisses bestimmt ist, 

2. zur Finanzierung einer Winter ausfallgeld- Voraus- 
leistung angespart worden ist, 

3. den Umfang von zehn Prozent der ohne Mehrar- 
beit geschuldeten Jahresarbeitszeit eines Arbeit- 
nehmers übersteigt oder 

4. länger als ein Jahr unverändert bestanden hat. 

In einem Betrieb, in dem eine Vereinbarung über Ar- 
beitszeitschwankungen gilt, nach der mindestens 
zehn Prozent der ohne Mehrarbeit geschuldeten Jah- 
resarbeitszeit für einen unterschiedlichen Arbeitsan- 
fall eingesetzt werden, gilt ein Arbeitsausfall, der im 
Rahmen dieser Arbeitszeitschwankungen nicht mehr 
ausgeglichen werden kann, als nicht vermeidbar. 

§ 171 

Betriebliche Voraussetzungen 

Die betrieblichen Voraussetzungen sind erfüllt, 
wenn in dem Betrieb regelmäßig mindestens ein Ar- 
beitnehmer beschäftigt ist. Betrieb im Sinne der Vor- 
schriften über das Kurzarbeitergeld ist auch eine Be- 
triebsabteilung. 


§ 172 

Persönliche Voraussetzungen 

(1) Die persönlichen Voraussetzungen sind erfüllt, 
wenn 

1. der Arbeitnehmer nach Beginn des Arbeitsausfalls 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 

a) fortsetzt, 

b) aus zwingenden Gründen aufnimmt oder 

c) im Anschluß an die Beendigung eines Berufs- 
ausbildimgsverhältnisses aufnimmt, 

2. das Arbeitsverhältnis nicht gekündigt oder durch 
Aufhebungsvertrag aufgelöst ist und 

3. der Arbeitnehmer nicht vom Kurzarbeitergeldbe- 
zug ausgeschlossen ist. 


§ 171 

Betriebliche Voraussetzungen 

unverändert 


§ 172 

Persönliche Voraussetzungen 
unverändert 
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(2) Ausgeschlossen sind Arbeitnehmer, 

1. die als Teilnehmer an einer beruflichen Weiterbil- 
dungsmaßnahme Unterhaltsgeld oder Übergangs- 
geld beziehen, wenn diese Leistung nicht für eine 
neben der Beschäftigung durchgeführte Teilzeit- 
maßnahme gezahlt wird, 

2. während der Zeit, in der sie Krankengeld bezie- 
hen, oder 

3. die in einem Betrieb des Schaustellergewerbes 
oder einem Theater-, Lichtspiel- oder Konzert- 
untemehmen beschäftigt sind. 

(3) Ausgeschlossen sind Arbeitnehmer, wenn und 
solange sie bei einer Vermittlung nicht in der vom 
Arbeitsamt verlangten und gebotenen Weise mitwir- 
ken. Arbeitnehmer, die von einem erheblichen Ar- 
beitsausfall mit Entgeltausfall betroffen sind, sind in 
die Vermittlungsbemühungen des Arbeitsamtes ein- 
zubeziehen. Hat der Arbeitnehmer trotz Belehrung 
über die Rechtsfolgen eine vom Arbeitsamt unter Be- 
nennung des Arbeitgebers und der Art der Tätigkeit 
angebotene zumutbare Beschäftigung nicht ange- 
nommen oder nicht angetreten, ohne für sein Verhal- 
ten einen wichtigen Gnmd zu haben, sind die Vor- 
schriften über die Sperrzeit beim Arbeitslosengeld 
entsprechend anzuwenden. 

§ 173 
Anzeige 

(1) Der Arbeitsausfall ist bei dem Arbeitsamt, in 
dessen Bezirk der Betrieb liegt, schriftlich anzuzei- 
gen. Die Anzeige kann nur vom Arbeitgeber oder der 
Betriebsvertretung erstattet werden. Der Anzeige des 
Arbeitgebers ist eine Stellungnahme der Betriebsver- 
tretung beizufügen. Mit der Anzeige sind das Vorlie- 
gen eines erheblichen Arbeitsausfalls und die be- 
trieblichen Voraussetzungen für das Kurzarbeitergeld 
glaubhaft zu machen. 

(2) Kurzarbeitergeld wird frühestens von dem Ka- 
lendermonat an geleistet, in dem die Anzeige über 
den Arbeitsausfall beim Arbeitsamt eingegangen ist. 
Beruht der Arbeitsausfall auf einem unabwendbaren 
Ereignis, gilt die Anzeige für den entsprechenden 
Kalendermonat als erstattet, wenn sie unverzüglich 
erstattet worden ist. 

(3) Das Arbeitsamt hat dem Anzeigenden unver- 
züglich einen schriftlichen Bescheid darüber zu ertei- 
len, ob auf Grund der vorgetragenen und glaubhaft 
gemachten Tatsachen ein erheblicher Arbeitsausfall 
vorliegt und die betrieblichen Voraussetzungen er- 
füllt sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 173 
Anzeige 

unverändert 
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§ 174 

Kurzarbeitergeld bei Arbeitskämpfen 

(1) Die Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld bei Arbeitskämpfen gelten ent- 
sprechend für den Anspruch auf Kurzarbeitergeld bei 
einem Arbeitnehmer, dessen Arbeitsausfall Folge ei- 
nes inländischen Arbeitskampfes ist, an dem er nicht 
beteiligt ist. 

(2) Macht der Arbeitgeber geltend, der Arbeitsaus- 
fall sei die Folge eines Arbeitskampfes, so hat er dies 
darzulegen und glaubhaft zu machen. Der Erklärung 
ist eine Stellungnahme der Betriebsvertretung beizu- 
fügen. Der Arbeitgeber hat der Betriebsvertretung die 
für die Stellungnahme erforderlichen Angaben zu 
machen. Bei der Feststellung des Sachverhalts kann 
das Arbeitsamt insbesondere auch Feststellungen im 
Betrieb treffen. 

(3) Stellt das Arbeitsamt fest, daß ein Arbeitsausfall 
entgegen der Erklärung des Arbeitgebers nicht Folge 
eines Arbeitskampfes ist, und liegen die Anspruchs- 
voraussetzungen für das Kurzarbeitergeld allein des- 
halb nicht vor, weil der Arbeitsausfall nicht unver- 
meidbar ist, wird das Kurzarbeitergeld auch insoweit 
geleistet, als der Arbeitnehmer Arbeitsentgelt (Ar- 
beitsentgelt im Sinne des § 115 des Zehnten Buches) 
tatsächlich nicht erhält. Bei der Feststellung nach 
Satz 1 hat das Arbeitsamt auch die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit einer Fortführung der Arbeit zu be- 
rücksichtigen. Hat der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt 
trotz des Rechtsübergangs mit befreiender Wirkung 
an den Arbeitnehmer oder an einen Dritten gezahlt, 
hat der Empfänger des Kurzarbeitergelds dieses in- 
soweit zu erstatten. 

ZWEITER TITEL 

Sonderformen des Kurzarbeitergeldes 
§ 175 

Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch 
eigenständigen Einheit 

(1) Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht bis zum 
31. Dezember 2002 auch in Fällen eines nicht nur 
vorübergehenden Arbeitsausfalles, wenn 

1. Strukturveränderungen für einen Betrieb mit einer 
Einschränkung und Stillegung des ganzen Betriebs 
oder von wesentlichen Betriebsteilen verbunden 
sind und mit Personalanpassungsmaßnahmen in 
erheblichem Umfang einhergehen und 

2. die von dem Arbeitsausfall betroffenen Arbeit- 
nehmer zur Vermeidung von Entlassimgen einer 
erheblichen Anzahl von Arbeitnehmern des Be- 
triebes (§17 Abs. 1 des Kündigungsschutzgeset- 
zes) in einer betriebsorganisatorisch eigenständi- 
gen Einheit zusammengefaßt sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 174 

Kurzarbeitergeld bei Arbeitskämpfen 

unverändert 


ZWEITER TITEL 

Sonderformen des Kurzarbeitergeldes 
§ 175 

Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch 
eigenständigen Einheit 

unverändert 
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Die Zahlung von Kurzarbeitergeld soll dazu beitra- 
gen, die Schaffung und Besetzung neuer Arbeitsplät- 
ze zu erleichtern. Die Zeiten des Arbeitsausfalls sollen 
vom Betrieb dazu genutzt werden, die Vermittlungs- 
aussichten der Arbeitnehmer insbesondere durch ei- 
ne berufliche Qualifizierung, zu der auch eine zeitlich 
begrenzte Beschäftigimg bei einem anderen Arbeit- 
geber gehören kann, zu verbessern. 

(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn die Ar- 
beitnehmer nur vorübergehend in der betriebsorgani- 
satorisch eigenständigen Einheit zusammengefaßt 
werden, um anschließend einen anderen Arbeitsplatz 
des Betriebes zu besetzen. 

(3) Der Anspruch besteht auch für Arbeitnehmer, 
deren Arbeitsverhältnis gekündigt oder durch Aufhe- 
bungsvertrag aufgelöst ist. 


§ 176 


§ 176 


Kurzarbeitergeld für Heimarbeiter 


Kurzarbeitergeld für Heimarbeiter 


(1) Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben auch unverändert 

Heimarbeiter, wenn sie ihren Lebensunterhalt aus- 
schließlich oder weitaus überwiegend aus dem Be- 
schäftigungsverhältnis als Heimarbeiter beziehen und 

soweit nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Eine versicherungspflichtige Beschäftigung als 
Heimarbeiter gilt während des Entgeltausfalls als 
fortbestehend, solange der Auftraggeber bereit ist, 
dem Heimarbeiter so bald wie möglich Aufträge in 
dem vor Eintritt der Kurzarbeit üblichen Umfang zu 
erteilen, und solange der Heimarbeiter bereit ist, sol- 
che Aufträge zu übernehmen. 

(3) Kurzarbeitergeld für Heimarbeiter wird frühe- 
stens vom Ersten des Kalendermonats an geleistet, 
der auf den Eingang der Anzeige beim Arbeitsamt 
folgt. Im übrigen tritt an die Stelle des erheblichen 
Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall der erhebliche Ent- 
geltausfall und an die Stelle des Betriebes und des 
Arbeitgebers der Auftraggeber; Auftraggeber kann 
ein Gewerbetreibender oder ein Zwischenmeister 
sein. 


DRITTER TITEL 


DRITTER TITEL 


Leistungsumfang 


Leistungsumfang 


§ 177 

Dauer 

(1) Kurzarbeitergeld wird für den Arbeitsausfall 
während der Bezugsfrist geleistet. Die Bezugsfrist gilt 
einheitlich für alle in einem Betrieb beschäftigten Ar- 
beitnehmer. Sie beginnt mit dem ersten Kalendermo- 
nat, für den in einem Betrieb Kurzarbeitergeld ge- 
zahlt wird, und beträgt längstens sechs Monate, beim 
Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch 
eigenständigen Einheit längstens zwölf Monate. Ein 


§ 177 

Dauer 
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Anspruch auf Kurzarbeitergeld in einer betriebsor- 
ganisatorisch eigenständigen Einheit besteht über die 
Dauer von sechs Monaten hinaus nur, wenn für die 
Arbeitnehmer Maßnahmen der beruflichen Qualifi- 
zierung oder andere geeignete Maßnahmen zur 
Eingliederung vorgesehen sind. 

(2) Wird innerhalb der Bezugsfrist für einen zu- 
sammenhängenden Zeitraum von mindestens einem 
Monat Kurzarbeitergeld nicht geleistet, verlängert 
sich die Bezugsfrist um diesen Zeitraum. 

(3) Sind seit dem letzten Kalendermonat, für den 
Kurzarbeitergeld geleistet worden ist, drei Monate 
vergangen und liegen die Anspruchsvoraussetzungen 
erneut vor, beginnt eine neue Bezugsfrist. 

(4) Die Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld in 
einer betriebsorganisatorisch eigenständigen Einheit 
verkürzt sich um die vorangegangene Bezugsdauer 
des Kurzarbeitergeldes, wenn seit dem letzten Kalen- 
dermonat des Bezugs noch nicht drei Monate ver- 
gangen sind. Die Bezugsfrist für Kurzarbeitergeld 
darf in einem Zeitraum von drei Jahren insgesamt 
zwei Jahre nicht überschreiten. 


§ 178 
Höhe 

Das Kurzarbeitergeld beträgt 

1. für Arbeitnehmer, die beim Arbeitslosengeld die 
Voraussetzungen für den erhöhten Leistimgssatz 
erfüllen würden, 67 Prozent, 

2. für die übrigen Arbeitnehmer 60 Prozent 

der Nettoentgeltdifferenz im Anspruchszeitraum. 

§ 179 

Nettoentgeltdifferenz 

(1) Die Nettoentgeltdifferenz entspricht dem Unter- 
schiedsbetrag zwischen 

1. dem pauschalierten Nettoentgelt aus dem Soll- 
entgelt imd 

2. dem pauschalierten Nettoentgelt aus dem Ist- 
entgelt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld in 
einer betriebsorganisatorisch eigenständigen Einheit 
verkürzt sich um die vorangegangene Bezugsdauer 
des Kurzarbeitergeldes, wenn seit dem letzten Kalen- 
dermonat des Bezugs noch nicht drei Monate ver- 
gangen sind. Die Bezugsfrist für Kurzarbeitergeld 
darf in einem Zeitraum von drei Jahren insgesamt 
zwei Jahre nicht überschreiten; der Zeitraum von 
zwei Jahren verlängert sich in dem Betrieb oder der 
betriebsorganisatorisch eigenständigen Einheit um 
Zeiten, 

1. um die eine durch Rechtsverordnung bis zur 
Höchstdauer verlängerte Bezugsfrist die gesetz- 
liche Bezugsfrist übersteigt oder 

2. für die ein Sozialplan eine Maßnahme vorsieht, 
die der beruflichen Eingliederung von Arbeit- 
nehmern dient. 

§ 178 

Höhe 

unverändert 


§ 179 

Nettoentgeltdifferenz 

unverändert 
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Sollentgelt ist das Bruttoarbeitsentgelt, das der Ar- 
beitnehmer ohne den Arbeitsausfall und vermindert 
um Entgelt für Mehrarbeit in dem Anspruchszeitraum 
erzielt hätte. Istentgelt ist das Bruttoarbeitsentgelt, 
das der Arbeitnehmer in dem Anspruchszeitraum tat- 
sächlich erzielt hat. Sollentgelt und Istentgelt sind auf 
den nächsten durch 50 teilbaren Deutsche-Mark- 
Betrag zu runden. Die Vorschriften beim Arbeitslo- 
sengeld über die Berechnung des Leistungsentgelts 
und über die Leistungsgruppen gelten mit Ausnahme 
der Regelungen über den Zeitpunkt der Zuordnung 
der Lohnsteuerklassen und den Steuerklassenwechsel 
für die Berechnung der pauschalierten Nettoarbeits- 
entgelte beim Kurzarbeitergeld entsprechend. 

(2) Erzielt der Arbeitnehmer aus anderen als wirt- 
schaftlichen Gründen kein Arbeitsentgelt, ist das 
Istentgelt um den Betrag zu erhöhen, um den das Ar- 
beitsentgelt aus diesen Gründen gemindert ist. Ar- 
beitsentgelt, das unter Anrechnung des Kurzarbeiter- 
geldes gezahlt wird, bleibt bei der Berechnung des 
Istentgelts außer Betracht. 

(3) Erzielt der Arbeitnehmer für Zeiten des Ar- 
beitsausfalls ein Entgelt aus einer anderen während 
des Bezuges von Kurzarbeitergeld aufgenommenen 
Beschäftigung, selbständigen Tätigkeit oder Tätigkeit 
als mithelfender Familienangehöriger, ist das Istent- 
gelt um dieses Entgelt zu erhöhen. 

(4) Läßt sich das Sollentgelt eines Arbeitnehmers in 
dem Anspruchszeitraum nicht hinreichend bestimmt 
feststellen, ist als Sollentgelt das Arbeitsentgelt maß- 
gebend, das der Arbeitnehmer in den letzten drei ab- 
gerechneten Kalendermonaten vor Beginn des Ar- 
beitsausfalls, vermindert um Entgelt für Mehrarbeit, 
in dem Betrieb durchschnittlich erzielt hat. Ist eine 
Berechnung nach Satz 1 nicht möglich, ist das durch- 
schnittliche Sollentgelt eines vergleichbaren Arbeit- 
nehmers zugrunde zu legen. Änderungen der 
Grundlage für die Berechnung des Arbeitsentgelts 
sind zu berücksichtigen, wenn und solange sie auch 
während des Arbeitsausfalls wirksam sind. 


VIERTER TITEL 


VIERTER TITEL 


Anwendung anderer Vorschriften 


Anwendung anderer Vorschriften 


§ 180 § 180 

Anwendung anderer Vorschriften Anwendung anderer Vorschriften 

Die Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs unverändert 

auf Arbeitslosengeld bei Säumniszeiten imd Zusam- 
mentreffen mit anderen Sozialleistungen gelten für 
den Anspruch auf Kurzarbeitergeld entsprechend. 

Die Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs bei 
Zusammentreffen mit anderen Sozialleistungen gel- 
ten jedoch nur für die Fälle, in denen eine Altersrente 
als Vollrente zuerkannt ist. 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


FÜNFTER TITEL 

Verfügung über das Kurzarbeitergeld 
§ 181 

Verfügung über das Kurzarbeitergeld 

(1) Die Vorschrift des § 48 des Ersten Buches zur 
Auszahlung von Leistungen bei Verletzung der Un- 
terhaltspflicht ist auf das Kurzarbeitergeld nicht an- 
zuwenden. 

(2) Für die Zwangsvollstreckung in den Anspruch 
auf Kurzarbeitergeld gilt der Arbeitgeber als Dritt- 
schuldner. Die Abtretung oder Verpfändung des An- 
spruchs ist nur wirksam, wenn der Gläubiger sie dem 
Arbeitgeber anzeigt. 

(3) Hat ein Arbeitgeber oder eine von ihm bestellte 
Person durch eine der in § 45 Abs. 2 Satz 3 des 
Zehnten Buches bezeichneten Handlungen bewirkt, 
daß Kurzarbeitergeld zu Unrecht geleistet worden ist, 
so ist der zu Unrecht geleistete Betrag vom Arbeitge- 
ber zu ersetzen. Sind die zu Unrecht geleisteten Be- 
träge sowohl vom Arbeitgeber zu ersetzen als auch 
vom Bezieher der Leistung zu erstatten, so haften 
beide als Gesamtschuldner. 

(4) Wird über das Vermögen eines Arbeitgebers, 
der vom Arbeitsamt Beträge zur Auszahlung an die 
Arbeitnehmer erhalten, diese aber noch nicht ausge- 
zahlt hat, das Konkursverfahren eröffnet, so sind die- 
se Beträge aus der Konkursmasse zurückzuzahlen. 
Der Anspruch der Bundesanstalt hat das Vorrecht des 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordmmg. 

SECHSTER TITEL 
Verordnungsermächtigung 

§ 182 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates 

1. jeweils für ein Kalendeijahr die für die Berechnung 
des Kurzarbeitergeldes maßgeblichen pauschalier- 
ten monatlichen Nettoarbeitsentgelte festzulegen, 

2. das Nähere über den Anspruch auf Kurzarbeiter- 
geld für Heimarbeiter zu bestimmen und 

3. die Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld über die 
gesetzliche Bezugsfrist hinaus 

a) bis zur Dauer von zwölf Monaten zu verlän- 
gern, wenn in bestimmten Wirtschaftszweigen 
oder Bezirken außergewöhnliche Verhältnisse 
auf dem Arbeitsmarkt vorliegen und 

b) bis zur Dauer von 24 Monaten zu verlängern, 
wenn außergewöhnliche Verhältnisse auf dem 
gesamten Arbeitsmarkt vorliegen. 


FÜNFTER TITEL 

Verfügung über das Kurzarbeitergeld 
§ 181 

Verfügung über das Kurzarbeitergeld 

unverändert 


SECHSTER TITEL 
Verordnungsermächtigung 

§ 182 

Verordnungsermäcbtigung 

unverändert 
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SECHSTER UNTERABSCHNITT 

Insolvenzgeld 

§ 183 

Anspruch 

(1) Arbeitnehmer haben bei Zahlungsunfähigkeit 
ihres Arbeitgebers Anspruch auf Insolvenzgeld, wenn 
sie bei 

1. Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver- 
mögen ihres Arbeitgebers, 

2. Abweisung des Antrags auf Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens mangels Masse oder 

3. vollständiger Beendigung der Betriebstätigkeit im 
Inland, wenn ein Antrag auf Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens nicht gestellt worden ist und ein 
Insolvenzverfahren offensichtlich mangels Masse 
nicht in Betracht kommt, 

(Insolvenzereignis) für die vorausgehenden drei Mo- 
nate noch Ansprüche auf Arbeitsentgelt haben. 

(2) Hat ein Arbeitnehmer in Unkenntnis eines In- 
solvenzereignisses weitergearbeitet oder die Arbeit 
auf genommen, besteht der Anspruch für die dem Tag 
der Kenntnisnahme vorausgehenden drei Monate des 
Arbeitsverhältnisses . 

(3) Anspruch auf Insolvenzgeld hat auch der Erbe 
des Arbeitnehmers. 

(4) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Beschluß 
des Insolvenzgerichts über die Abweisung des An- 
trags auf Insolvenzeröffnung mangels Masse dem 
Betriebsrat oder, wenn ein Betriebsrat nicht besteht, 
den Arbeitnehmern unverzüglich bekanntzugeben. 

§ 184 

Anspruchsausschluß 

(1) Der Arbeitnehmer hat keinen Anspruch auf In- 
solvenzgeld für Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die 

1. er wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
oder für die Zeit nach der Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses hat, 

2. er durch eine nach der Insolvenzordnimg ange- 
fochtene Rechtshandlung oder eine Rechtshand- 
lung erworben hat, die im Falle der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens anfechtbar wäre oder 

3. der Insolvenzverwalter wegen eines Rechts zur 
Leistungsverweigerung nicht erfüllt. 

(2) Soweit Insolvenzgeld auf Grund eines für das 
Insolvenzgeld ausgeschlossenen Anspruchs auf Ar- 
beitsentgelt erbracht worden ist, ist es zu erstatten. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 

Insolvenzgeld 

§ 183 

Anspruch 

(1) Arbeitnehmer haben Anspruch auf Insolvenz- 
geld, wenn sie bei 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

(Insolvenzereignis) für die vorausgehenden drei Mo- 
nate des Arbeitsverhältnisses noch Ansprüche auf 
Arbeitsentgelt haben. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


§ 184 

Anspruchsausschluß 

unv e rändert 
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§ 185 

Höhe 

(1) Insolvenzgeld wird in Höhe des Nettoarbeits- 
entgelts geleistet, das sich ergibt, wenn das Arbeits- 
entgelt um die gesetzlichen Abzüge vermindert wird. 

(2) Ist der Arbeitnehmer 

1. im Inland einkommensteuerpflichtig, ohne daß 
Steuern durch Abzug vom Arbeitsentgelt erhoben 
werden oder 

2. im Inland nicht einkommensteuerpflichtig und 
unterliegt das Insolvenzgeld nach den für ihn 
maßgebenden Vorschriften nicht der Steuer, 

ist das Arbeitsentgelt um die Steuern zu vermindern, 
die bei Einkommensteuerpflicht im Inland durch Ab- 
zug vom Arbeitsentgelt erhoben würden. 


§ 186 

Anspnichsübergang 

Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die einen Anspruch 
auf Insolvenzgeld begründen, gehen mit dem Antrag 
auf Insolvenzgeld auf die Bundesanstalt über. Die ge- 
gen den Arbeitnehmer begründete Anfechtung nach 
der Insolvenzordnung findet gegen die Bundesanstalt 
statt. 

§ 187 

Verfügungen über das Arbeitsentgelt 

(1) Soweit der Arbeitnehmer vor seinem Antrag auf 
Insolvenzgeld Ansprüche auf Arbeitsentgelt einem 
Dritten übertragen hat, steht der Anspruch auf Insol- 
venzgeld diesem zu. 

(2) Von einer vor dem Antrag auf Insolvenzgeld 
vorgenommenen Pfändung oder Verpfändxing des 
Anspruchs auf Arbeitsentgelt wird auch der Anspruch 
auf Insolvenzgeld erfaßt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 185 
Höhe 

unverändert 


§ 185a 
Vorschuß 

Das Arbeitsamt kann einen Vorschuß auf das In- 
solvenzgeld erbringen, wenn 

1. die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Arbeitgebers beantragt ist, 

2. das Arbeits Verhältnis beendet ist imd 

3. die Voraussetzimgen für den Anspruch auf Insol- 
venzgeld mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
erfüllt werden. 

Das Arbeitsamt bestimmt die Höhe des Vorschusses 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Der Vorschuß ist auf 
das Insolvenzgeld anzurechnen. Er ist zu erstatten, 
soweit ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht oder 
nur in geringerer Höhe zuerkannt wird. 

§ 186 

Anspruchsübergang 

unverändert 


§ 187 

Verfügungen über das Arbeitsentgelt 

unverändert 
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(3) Die an den Ansprüchen auf Arbeitsentgelt be- 
stehenden Pfandrechte erlöschen, wenn die Ansprü- 
che auf die Bundesanstalt übergegangen sind und sie 
Insolvenzgeld an den Berechtigten erbracht hat. 

(4) Der neue Gläubiger oder Pfandgläubiger hat 
keinen Anspruch auf Insolvenzgeld für Ansprüche auf 
Arbeitsentgelt, die ihm vor dem Insolvenz er eignis 
ohne Zustimmung des Arbeitsamtes zur Vorfinanzie- 
rung der Arbeitsentgelte übertragen oder verpfändet 
wurden. Das Arbeitsamt darf der Übertragung oder 
Verpfändung nur zustimmen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß durch die Vorfinanzie- 
rung der Arbeitsentgelte ein erheblicher Teil der Ar- 
beitsplätze erhalten bleibt. 

§ 188 § 188 

Verfügungen über das Insolvenzgeld Verfügungen über das Insolvenzgeld 

Nachdem das Insolvenzgeld beantragt worden ist, unverändert 

kann der Anspruch auf Insolvenz geld wie Arbeits- 
einkommen gepfändet, verpfändet oder übertragön 
werden. Eine Pfändung des Anspruchs vor diesem 
Zeitpunkt wird erst mit dem Antrag wirksam. 


SIEBTER UNTERABSCHNITT 

Arbeitslosenhilfe 

ERSTER TITEL 
Voraussetzungen 


SIEBTER UNTERABSCHNITT 

Arbeitslosenhilfe 

ERSTER TITEL 
V oraussetzungen 


§ 189 § 189 

Anspruch Anspruch 

(1) Anspruch auf Arbeitslosenhilfe haben Arbeit- unverändert 

nehmer, die 

1. arbeitslos sind, 

2. sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet haben, 

3. einen Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht haben, 
weil sie die Anwartschaftszeit nicht erfüllt haben, 

4. die Vorbezugszeit erfüllt haben und 

5. bedürftig sind. 

(2) Arbeitnehmer, die das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet haben, haben vom Beginn des fol- 
genden Monats an keinen Anspruch auf Arbeitslo- 
senhilfe. 

(3) Die Arbeitslosenhilfe soll jeweils für längstens 
ein Jahr bewilligt werden. Vor einer erneuten Bewil- 
ligung sind die Voraussetzungen des Anspruchs zu 
prüfen. 
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§ 190 

Vorbezugszeit 

Die Vorbezugszeit hat ein Arbeitnehmer erfüllt, 
der in der Vorfrist Arbeitslosengeld, ohne daß der An- 
spruch wegen des Eintritts einer zweiten Sperrzeit 
erloschen ist, bezogen hat. 

§ 191 
Vorfrist 

Die Vorfrist beträgt ein Jahr und beginnt mit dem 
Tag vor der Erfüllung aller sonstigen Voraussetzun- 
gen für den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe. Sie ver- 
längert sich um Zeiten, in denen der Arbeitslose in- 
nerhalb der letzten drei Jahre vor dem Tag, an dem 
die sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe erfüllt sind, 

1. nur deshalb einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
nicht hatte, weil er nicht bedürftig war, oder 

2. nach dem Erwerb des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld eine nicht geringfügige selbständige Tätigkeit 
ausgeübt hat, 

3. Unterhaltsgeld nach diesem Buch bezogen oder 
nur wegen des Vorrangs anderer Leistungen nicht 
bezogen hat oder 

4. von einem Rehabilitationsträger Übergangsgeld 
wegen einer berufsfördemden Maßnahme bezo- 
gen oder nur deshalb nicht bezogen hat, weil er 
die hierfür erforderliche Vorbeschäftigungszeit 
nicht erfüllt hat oder in einer Einrichtung für Be- 
hinderte, insbesondere in einem Berufsbildungs- 
werk, an einer Maßnahme teilgenommen hat, die 
ihm eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt ermöglichen soll, 

längstens jedoch um zwei Jahre. 

§ 192 

Bedürftigkeit 

(1) Bedürftig ist ein Arbeitsloser, soweit er seinen 
Lebensunterhalt nicht auf andere Weise als durch Ar- 
beitslosenhilfe bestreitet oder bestreiten kann und 
das zu berücksichtigende Einkommen die Arbeitslo- 
senhilfe nicht erreicht. 

(2) Nicht bedürftig ist ein Arbeitsloser, solange mit 
Rücksicht auf sein Vermögen, das Vermögen seines 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten, das 
Vermögen einer Person, die mit dem Arbeitslosen in 
eheähnlicher Gemeinschaft lebt oder das Vermögen 
der Eltern eines minderjährigen unverheirateten 
Arbeitslosen die Erbringung von Arbeitslosenhilfe 
offenbar nicht gerechtfertigt ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 190 

Vorbezugszeit 

Die Vorbezugszeit hat ein Arbeitnehmer erfüllt, 
der in der Vorfrist Arbeitslosengeld bezogen hat, oh- 
ne daß der Anspruch wegen des Eintritts von Sperr- 
zeiten mit einer Dauer von insgesamt mindestens 
24 Wochen erloschen ist. 

§ 191 

Vorfrist 

un V e rändert 


§ 192 

Bedürftigkeit 

(1) unverändert 


(2) Nicht bedürftig ist ein Arbeitsloser, solange mit 
Rücksicht auf sein Vermögen, das Vermögen seines 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder das 
Vermögen einer Person, die mit dem Arbeitslosen in 
eheähnlicher Gemeinschaft lebt, die Erbringung von 
Arbeitslosenhilfe offenbar nicht gerechtfertigt ist. 
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§ 193 

Zu berücksichtigendes Einkommen 

(1) Zu berücksichtigendes Einkommen sind das 

1. Einkommen des Arbeitslosen, soweit es nicht als 
Nebeneinkommen anzurechnen ist, 

2. Einkommen des vom Arbeitslosen nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten oder einer Person, 
die mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Gemein- 
schaft lebt, soweit es den Freibetrag übersteigt. 

Freibetrag ist ein Betrag in Höhe der Arbeitslosenhil- 
fe, die dem Einkommen des vom Arbeitslosen nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder der Per- 
son, die mit dem Arbeitslosen in ehe ähnlicher Ge- 
meinschaft lebt, entspricht, mindestens aber in Höhe 
des Betrages, bis zu dem auf Erwerbsbezüge eines 
Alleinstehenden Einkommensteuer nicht festzusetzen 
wäre (§ 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Einkommensteu- 
ergesetzes). 


(2) Einkommen im Sinne der Vorschriften über die 

Arbeitslosenhilfe sind alle Einnahmen in Geld oder 

Geldeswert einschließlich der Leistungen, die von 

Dritten beansprucht werden können. Abzusetzen sind 

1. die auf das Einkommen entfallenden Steuern, 

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversichenmg und zur Ar- 
beitsförderung sowie Beiträge zu öffentlichen oder 
privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrich- 
tungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorge- 
schrieben oder nach Grund und Höhe angemessen 
sind, 

3. die notwendigen Aufwendungen für den Erwerb, 
zur Sicherung und Erhaltung der Einnahmen und 

4. ein Betrag in angemessener Höhe von den Er- 
werbsbezügen des vom Arbeitslosen nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten oder der Person, die 
mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Gemein- 
schaft lebt. 

(3) Nicht als Einkommen gelten 

1. Leistungen, die nach bundes- oder landesgesetz- 
lichen Vorschriften erbracht werden, um einen 
Mehrbedarf zu decken, der durch einen Körper- 
schaden oder Pflegebedürftigkeit verursacht ist, 

2. Leistungen der vorbeugenden oder nachgehen- 
den Gesundheitsfürsorge, 

3. zweckgebundene Leistungen, insbesondere 
nichtsteuerpflichtige Aufwandsentschädigungen 
und Leistungen zur Erziehung, Erwerbsbefähi- 
gung und Berufsausbildung, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 193 

Zu berücksichtigendes Einkommen 

(1) Zu berücksichtigendes Einkommen sind das 

1. unverändert 

2. unv er ände rt 


Freibetrag ist ein Betrag in Höhe der Arbeitslosenhil- 
fe, die dem Einkommen des vom Arbeitslosen nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder der Per- 
son, die mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Ge- 
meinschaft lebt, entspricht, mindestens aber in Höhe 
des Betrages, bis zu dem auf Erwerbsbezüge eines 
Alleinstehenden Einkommensteuer nicht festzusetzen 
wäre (§ 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Einkommensteu- 
ergesetzes). Der Freibetrag erhöht sich um Unter- 
haltsleistungen, die der Ehegatte oder die Person, 
die mit dem Arbeitslosen in eheähnlicher Gemeüi- 
schait lebt, Dritten auf Grund einer rechtlichen 
Pflicht zu erbringen hat. 

(2) unverändert 


(3) Nicht als Einkommen gelten 
1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 
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4. die Eigenheünzulage, soweit sie nachweislich zur 
Herstellung oder Anschaffung einer zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wohnung in einem im 
Inland gelegenen eigenen Haus oder in einer 
eigenen Eigentumswohnung oder zu einem Aus- 
bau oder einer Erweiterung an einer solchen 
Wohnung verwendet wird, 

5. Leistimgen, die nach bundes- oder landesgesetz- 
lichen Vorschriften unter Anrechnimg der Ar- 
beitslosenhilfe erbracht werden, 

6. die Grundrenten und die Schwerstbeschädigten- 
zulage nach dem Bundesversorgungsgesetz, die 
Renten, die in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes 
über die Gnmdrente und die Schwerstbeschädig- 
tenzulage erbracht werden, und die Renten, die 
den Opfern nationalsozialistischer Verfolgung 
wegen einer durch die Verfolgung erlittenen Ge- 
sundheitsschädigimg erbracht werden, bis zur 
Höhe des Betrags, der in der Kriegsopferversor- 
gimg bei gleicher Minderung der Erwerbsfähig- 
keit als Grundrente und Schwerstbeschädigtenzu- 
lage erbracht würde, 

7. Leistungen zum Ausgleich eines Schadens, so- 
weit sie nicht für entgangenes oder entgehendes 
Einkommen oder für den Verlust gesetzlicher 
Unterhaltsansprüche erbracht werden; die Vor- 
schriften über die Berücksichtigimg von Vermö- 
gen bleiben imberührt, 

8. Unterstützungen auf Gnmd eigener Vorsorge für 
den Fall der Arbeitslosigkeit und Zuwendungen, 
die die freie Wohlfahrtspflege erbringt oder die 
ein Dritter zur Ergänzung der Arbeitslosenhilfe 
erbringt, ohne dazu rechtlich oder sittlich ver- 
pflichtet zu sein, 

9. das Kindergeld sowie Leistungen für Kinder, die 
den Anspruch auf Kindergeld ausschließen, 
jedoch nur bis zur Höhe des Kindergelds, das 
ohne den Anspruch auf die Leistung zu zahlen 
wäre, 

10. die Arbeitslosenhilfe des nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten oder der Person, die mit dem 
Arbeitslosen in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, 

11. Unterhaltsansprüche gegen Verwandte zweiten 
und entfernteren Grades sowie Unterhaltsansprü- 
che, die ein voUjährger Arbeitsloser gegen Ver- 
wandte hat, aber nicht geltend macht. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. das Kindergeld sowie Leistungen für Kinder, die 
den Anspruch auf Kindergeld ausschließen, 
jedoch nur bis zur Höhe des Kindergeldes, das 
ohne den Anspruch auf die Leistung zu zahlen 
wäre, 

10. unverändert 


11. unverändert 
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ZWEITER TITEL 
Höhe der Arbeitslosenhilfe 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER TITEL 
Höhe der Arbeitslosenhilfe 


§ 194 § 194 

Höhe Höhe 

Die Arbeitslosenhilfe beträgt unverändert 

1. für Arbeitslose, die beim Arbeitslosengeld die Vor- 
aussetzungen für den erhöhten Leistungssatz erfül- 
len würden, 57 Prozent, 

2. für die übrigen Arbeitslosen 53 Prozent 
des Leistungsentgelts. 

DRITTER TITEL DRITTER TITEL 

Erlöschen des Anspruchs Erlöschen des Anspruchs 


§ 195 § 195 

Erlöschen des Anspruchs Erlöschen des Anspruchs 

Der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe erlischt, wenn unverändert 

1. der Arbeitslose durch Erfüllung der Anwartschafts- 
zeit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erwirbt, 

2. seit dem letzten Tag des Bezugs von Arbeitslo- 
senhilfe ein Jahr vergangen ist oder 

3. der Arbeitslose nach der Entstehung des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld Anlaß für den Eintritt 
von Sperrzeiten mit einer Dauer von insgesamt 
24 Wochen gegeben hat, der Arbeitslose über den 
Eintritt der ersten Sperrzeit nach Entstehung des 
Anspruchs einen schriftlichen Bescheid erhalten 
hat und auf die Rechtsfolgen des Eintritts von 
Sperrzeiten von insgesamt 24 Wochen hingewie- 
sen worden ist. 

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 verlängert sich um Zeiten, 

in denen der Arbeitslose nach dem letzten Tag des 

Bezugs von Arbeitslosenhilfe 

1. nur deshalb einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
nicht hatte, weil er nicht bedürftig war, 

2. selbständig erwerbstätig war, 

3. Unterhalts geld nach diesem Buch bezogen oder 
nur wegen des Vorrangs anderer Leistungen nicht 
bezogen hat oder 

4. von einem Rehabilitationsträger Übergangsgeld 
wegen einer berufsfördernden Maßnahme bezo- 
gen oder nur deshalb nicht bezogen hat, weil er 
die hierfür erforderliche Vorbeschäftigungszeit 
nicht erfüllt hat oder in einer Einrichtung für Be- 
hinderte, insbesondere in einem Berufsbildungs- 
werk, an einer Maßnahme teilgenommen hat, die 
ihm eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt ermöglichen soll, 

längstens jedoch um zwei Jahre. 
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VIERTER TITEL 

Anwendung von Vorschriften und Besonderheiten 

§ 196 

Grundsatz 

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld und der An- 
spruch auf Arbeitslosenhilfe gelten, soweit nichts an- 
deres bestimmt ist, als einheitlicher Anspruch auf 
Entgeltersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit. Auf die 
Arbeitslosenhilfe sind die Vorschriften über das Ar- 
beitslosengeld hinsichtlich 

1. der Arbeitslosigkeit, 

2. der persönlichen Arbeitslosmeldung, 

3. des Anspruchs bei Minderung der Leistungsfähig- 
keit, der Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfähig- 
keit und des Anspruchs unter erleichterten Voraus- 
setzxmgen, 

4. des Leistxmgsentgelts und der Leistungsgruppe, 

5. der Anpassung und Zahlung, 

6. des Zusammentreffens des Anspruchs mit sonsti- 
gem Einkommen und des Rühens des Anspruchs 
mit Ausnahme der Vorschrift über die Anrechnung 
von Entlassungsentschädigungen und 

7. der Erstattungspflichten für Arbeitgeber 

entsprechend anzuwenden, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes bestimmt ist. § 121 Abs. 3 gilt 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Arbeitslosen- 
geldes die Arbeitslosenhilfe tritt. 

§ 197 

Besonderheiten zur Arbeitslosigkeit 

Der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe wird nicht da- 
durch ausgeschlossen, daß der Arbeitslose mit Zu- 
stimmung des Arbeitsamtes gemeinnützige und zu- 
sätzliche Arbeit im Sinne des § 19 Abs. 3 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes verrichtet, 

§ 198 

Besonderheiten zum Bemessungsentgelt 

(1) Bemessungsentgelt für die Arbeitslosenhilfe ist 
das Bemessungsentgelt, nach dem das Arbeitslosen- 
geld zuletzt bemessen worden ist oder ohne die Vor- 
schrift über die Verminderung des Bemessungsent- 
gelts wegen tatsächlicher oder rechtlicher Bindxmgen 
oder wegen Einschränkung des Leistungsvermögens 
bemessen worden wäre. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
VIERTER TITEL 

Anwendung von Vorschriften und Besonderheiten 
§ 196 

Grundsatz 

unverändert 


§ 197 

Besonderheiten zur Arbeitslosigkeit 
unverändert 


§ 198 

Besonderheiten zum Bemessungsentgelt 
unverändert 
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(2) Solange der Arbeitslose aus Gründen, die in 
seiner Person liegen, nicht mehr das maßgebliche 
Bemessungsentgelt erzielen kann, ist Bemessungs- 
entgelt das tarifliche Arbeitsentgelt derjenigen Be- 
schäftigung, auf die das Arbeitsamt die Vermittlungs- 
bemühungen für den Arbeitslosen in erster Linie zu 
erstrecken hat; alle Umstände des Einzelfalles sind zu 
berücksichtigen. Einschränkungen des Leistungs- 
vermögens bleiben unberücksichtigt, wenn Arbeitslo- 
senhilfe nach der Vorschrift über den Anspruch bei 
Minderung der Leistungsfähigkeit geleistet wird. 

§ 199 

Besonderheiten zur Anpassung 

Das Bemessungsentgelt für die Arbeitslosenhilfe, 
das sich vor der Rundung ergibt, wird jeweils nach 
Ablauf eines Jahres seit dem Entstehen des An- 
spruchs auf Arbeitslosenhilfe mit einem um 0,03 ver- 
minderten Anpassungsfaktor angepaßt. Das Arbeits- 
entgelt darf nicht durch die Anpassung 50 Prozent 
der Bezugsgröße unterschreiten. Für eine Teilzeitbe- 
schäftigung wird der in Satz 2 genannte Betrag ent- 
sprechend gemindert. Die Anpassung des für die Ar- 
beitslosenhilfe maßgebenden Arbeitsentgelts unter- 
bleibt, wenn der nach Satz 1 verminderte Anpas- 
sungsfaktor zwischen 0,99 und 1,01 beträgt. 

§ 200 

Besonderheiten zum Ruhen des Anspruchs 
bei anderen Sozialleistungen 

(1) Das Arbeitsamt soll den Arbeitslosen, der in ab- 
sehbarer Zeit die Voraussetzungen für den Anspruch 
auf Rente wegen Alters voraussichtlich erfüllt, auffor- 
dem, diese Rente innerhalb eines Monats zu beantra- 
gen; dies gilt nicht für Altersrenten, die vor dem für 
den Versicherten maßgebenden Rentenalter in An- 
spruch genommen werden können. Stellt der Arbeits- 
lose den Antrag nicht, ruht der Anspruch auf Arbeits- 
losenhilfe vom Tage nach Ablauf der Frist bis zu dem 
Tage, an dem der Arbeitslose Rente wegen Alters be- 
antragt. Fällt der zuerkannte Anspruch auf Rente we- 
gen Alters weg, ruht der Anspruch auf Arbeitslosen- 
hilfe weiterhin, wenn die Voraussetzungen für den 
Rentenanspruch nach dem Zweiten Unterabschnitt 
des Zweiten Abschnitts des Zweiten Kapitels des 
Sechsten Buches weiterhin erfüllt sind. 

(2) § 142 Abs. 2 findet auf die Arbeitslosenhilfe 
keine Anwendung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 199 

Besonderheiten zur Anpassung 

unverändert 


§ 200 

Besonderheiten zum Ruhen des Anspruchs 
bei anderen Soziaileistungen 

(1) unverändert 


(2) § 141 Abs. 4 und § 142 Abs. 2 finden auf die 
Arbeitslosenhilfe keine Anwendung. 
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FÜNFTER TITEL 

Übergang von Ansprüchen auf den Bund 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


FÜNFTER TITEL 


Übergang von Ansprüchen auf den Bimd 


§ 201 § 201 

Übergang von Ansprüchen des Arbeitslosen Übergang von Ansprüchen des Arbeitslosen 

(1) Solange und soweit der Arbeitslose Leistungen, unverändert 

auf die er einen Anspruch hat, nicht erhält, kann das 

Arbeitsamt ohne Rücksicht auf diese Leistungen Ar- 
beitslosenhilfe erbringen. Das Arbeitsamt hat die Er- 
bringung der Arbeitslosenhilfe dem Leistungspflichti- 
gen unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige bewirkt, 
daß die Ansprüche des Arbeitslosen gegen jemanden, 
der nicht Leistungsträger im Sinne von § 12 des Er- 
sten Buches ist, in Höhe der Aufwendungen an Ar- 
beitslosenhilfe, die infolge der Nichtberücksichtigung 
der Leistungen entstanden sind oder entstehen, auf 
den Bund übergehen. Der Übergang wird nicht da- 
durch ausgeschlossen, daß der Anspruch nicht über- 
tragen, verpfändet oder gepfändet werden kann. Die 
Bundesanstalt ist berechtigt und verpflichtet, die An- 
sprüche für den Bund geltend zu machen. 

(2) Hat der Leistungspflichtige die in Absatz 1 
Satz 1 genannten Leistungen trotz des Rechtsüber- 
gangs mit befreiender Wirkung an den Arbeitslosen 
oder an einen Dritten gezahlt, hat der Empfänger der 
Arbeitslosenhilfe diese insoweit zu erstatten. 


§ 202 § 202 

Übergang von sonstigen Ansprüchen Übergang von sonstigen Ansprüchen 

Soweit die Vorschriften dieses oder des Zehnten unverändert 

Buches bestimmen, daß Ansprüche auf die Bundes- 
anstalt übergehen, daß ihr Aufwendungen zu erstat- 
ten sind oder daß ihr Schadenersatz zu leisten ist, fin- 
den diese Vorschriften für die Arbeitslosenhilfe mit 
der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß die 
Ansprüche dem Bund zustehen, die Aufwendungen 
dem Bund zu erstatten sind oder dem Bund Schaden- 
ersatz zu leisten ist. Die Bundesanstalt ist berechtigt 
und verpflichtet, die Ansprüche für den Bund geltend 
zu machen. 

SECHSTER TITEL 
Auftragsverwaltung 


§ 202a 

Auitragsverwaltung 

Die Bundesanstalt erbringt die Arbeitslosenhilfe 
im Auftrag des Bundes. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung kann der Bundesanstalt 
Weisungen erteilen und sie an seine Auffassung bin- 
den. 


134 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5935 


Entwurf 

SECHSTER TITEL 
Verordnungsermächtigung 

§ 203 

Verordnungsemiächtigiing 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu be- 
stimmen, 

1. inwieweit Vermögen zu berücksichtigen und unter 
welchen Voraussetzungen anzunehmen ist, daß 
der Arbeitslose seinen Lebensunterhalt auf andere 
Weise bestreitet oder bestreiten kann, 

2. welche weitere Einnahmen nicht als Einkommen 
gelten, 

3. wie das Einkommen im einzelnen zu berechnen ist 
und 

4. ob und welche Pauschbeträge für die von dem 
Einkommen abzusetzenden Beträge zu berück- 
sichtigen sind. 


ACHTER UNTERABSCHNITT 

Ergänzende Regelungen zur Sozial- 
versicherung bei Entgeltersatzleistungen 

§204 

Übernahme und Erstathmg von Beiträgen 
bei Befreiung von der Versicherungspüicht 
in der Rentenversicherung 

(1) Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhil- 
fe, Unterhaltsgeld oder Übergangsgeld, die von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung befreit sind (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 231 
Abs. 1 und Abs. 2 Sechstes Buch), haben Anspruch 
auf 

1. Übernahme der Beiträge, die für die Dauer des 
Leistungsbezugs an eine öffentlich-rechtliche Ver- 
sicherungs- oder Versorgungseinrichtimg einer Be- 
rufsgruppe oder an ein Versicherungsuntemehmen 
zu zahlen sind, und 

2. Erstattung der vom Leistungsbezieher für die 
Dauer des Leistungsbezugs freiwillig an die ge- 
setzliche Rentenversicherung gezahlten Beiträge. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SIEBTER TITEL 
Verordnungsermächtigung 

§ 203 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bimdesministerium der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu be- 
stimmen, 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. wie das Einkommen im einzelnen zu berechnen 
ist, 

4. ob und welche Pauschbeträge für die von dem 
Einkommen abzusetzenden Beträge zu berück- 
sichtigen sind und 

5. wie und in welchen Zeitabständen der Arbeits- 
lose nachzuweisen hat, daß er alle Möglichkei- 
ten nutzt, um seine Beschäftigungslosigkeit zu be- 
enden, 

6. unter welchen Voraussetzungen davon auszuge- 
hen ist, daß der Arbeitslose Vorschlägen des Ar- 
beitsamtes zur beruflichen Eingliederung zeit- 
und ortsnah Folge leisten kann. 

ACHTER UNTERABSCHNITT 

Ergänzende Regelungen zur Sozial- 
versicherung bei Entgeltersatzleistungen 

§204 

Übernahme und Erstattung von Beiträgen 
bei Befreiung von der Versicherungspflicht 
in der Rentenversicherung 

unverändert 
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Freiwillig an die gesetzliche Rentenversicherung ge- 
zahlte Beiträge werden nur bei Nachweis auf Antrag 
des Leistungsbeziehers erstattet. 

(2) Die Bundesanstalt übernimmt höchstens die 
vom Leistungsbezieher nach der Satzung der Versi- 
cherungs- oder Versorgimgseinrichtung geschuldeten 
oder im Lebensversicherungsvertrag spätestens sechs 
Monate vor Beginn des Leistungsbezugs vereinbarten 
Beiträge. Sie erstattet höchstens die vom Leistungs- 
bezieher freiwillig an die gesetzliche Rentenversiche- 
rung gezahlten Beiträge. 

(3) Die von der Bundesanstalt zu übernehmenden 
und zu erstattenden Beiträge sind auf die Höhe der 
Beiträge begrenzt, die die Bundesanstalt ohne die 
Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung für die Dauer des Lei- 
stungsbezugs zu tragen hätte. Der Leistungsbezieher 
kann bestimmen, ob vorrangig Beiträge übernommen 
oder erstattet werden sollen. Trifft der Leistungsbe- 
zieher keine Bestimmung, sind die Beiträge in dem 
Verhältnis zu übernehmen und zu erstatten, in dem 
die vom Leistungsbezieher zu zahlenden oder frei- 
willig gezahlten Beiträge stehen. 

(4) Der Leistungsbezieher wird insoweit von der 
Verpflichtung befreit, Beiträge an die Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung oder an das Versiche- 
rungsuntemehmen zu zahlen, als die Bundesanstalt 
die Beitragszahlung für ihn übernommen hat. 


§ 205 

Übernahme von Beiträgen 
bei Befreiung von der Versichenmgspflicht 
in der Krankenversicherung 

(1) Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhil- 
fe oder Unterhaltsgeld, die nach § 8 Abs. 1 Nr. la des 
Fünften Buches von der Versicherungspflicht befreit 
sind, haben Anspruch auf Übernahme der Beiträge, 
die für die Dauer des Leistungsbezugs an ein privates 
Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§205 

Übernahme von Beiträgen 
bei Befreiung von der Versicherungspflicht 
in der Kranken- und Pflegeversicherung 

(1) Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhil- 
fe oder Unterhaltsgeld, die 

1. nach § 8 Abs. 1 Nr. la des Fünften Buches von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung befreit sind, 

2. nach § 22 Abs. 1 des Elften Buches oder nach Ar- 
tikel 42 des Pflege-Versicherungsgesetzes von der 
Versicherungspflicht in der sozialen Pflege- 
versicherung befreit oder nach § 23 Abs. 1 des 
Elften Buches bei einem privaten Versicherungs- 
Unternehmen gegen das Risiko der Pflegebedürf- 
tigkeit versichert sind, 

haben Anspruch auf Übernahme der Beiträge, die für 
die Dauer des Leistungsbezugs für eine Versicherung 
gegen Krankheit oder Pflegebedürftigkeit an ein 
privates Versicherungsuntemehmen zu zahlen sind. 
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(2) Die Bundesanstalt übernimmt die vom Lei- 
stungsbezieher an das private Krankenveisiche- 
rungsuntemehmen zu zahlenden Beiträge, höchstens 
jedoch die Beiträge, die sie ohne die Befreiung von 
der Versichenmgspflicht in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zu tragen hätte. Hierbei ist der 
durchschnittliche allgemeine Beitragssatz der Kran- 
kenkassen (§ 245 des Fünften Buches) zugrunde zu 
legen. Der zum 1. Januar festgesteUte Beitragssatz 
gilt jeweils vom 1. Juli des laufenden Kalenderjahres 
bis zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres. 


(3) Der Leistungsbezieher wird insoweit von seiner 
Verpflichtimg befreit, Beiträge an das private Kram 
kenversicherungsunternehmen zu zahlen, als die 
Bundesanstalt die Beitragszahlung für ihn übernom- 
men hat. 

§ 206 

Zahlung von Pflichtbeiträgen 
bei Insolvenzereignis 

(1) Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, der auf 
Arbeitsentgelte für die letzten dem Insolvenzereignis 
vorausgehenden drei Monate des Arbeitsverhältnis- 
ses entfällt und bei Eintritt des Insolvenzereignisses 
noch nicht gezahlt worden ist, zahlt das Arbeitsamt 
auf Antrag der zuständigen Einzugsstelle. Die Ein- 
zugsstelle hat dem Arbeitsamt die Beiträge nachzu- 
weisen und dafür zu sorgen, daß die Beschäftigimgs- 
zeit und das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt 
einschließlich des Arbeitsentgelts, für das Beiträge 
nach Satz 1 gezahlt werden, dem zuständigen Ren- 
tenversicherungsträger mitgeteüt werden. §§ 184, 
314, 324 Abs. 1 Satz 1 und § 328 Abs. 3 gelten ent- 
sprechend. 

(2) Die Ansprüche auf die in Absatz 1 Satz 1 ge- 
nannten Beiträge bleiben gegenüber dem Arbeitge- 
ber bestehen. Soweit Zahlungen geleistet werden, hat 
die Einzugsstelle dem Arbeitsamt die nach Absatz 1 
Satz 1 gezahlten Beiträge zu erstatten. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Bundesanstalt übernimmt die vom Lei- 
stungsbezieher an das private Versicherungsim- 
ternehmen zu zahlenden Beiträge, höchstens jedoch 
die Beiträge, die sie ohne die Befreiung von der Ver- 
sichenmgspflicht in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung oder in der sozialen Pflegeversicherung zu 
tragen hätte. Hierbei sind zugrunde zu legen 

1. für die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversi- 
cherung der durchschnittliche allgemeine Bei- 
tragssatz der Krankenkassen (§ 245 des Fünften 
Buches); der zum 1. Januar festgestellte Beitrags- 
satz gilt jeweils vom 1« Juli des laufenden Kalen- 
derjahres bis zum 30. Juni des folgenden Kalen- 
derjahreSr 

2. für die Beiträge zur sozialen Pflegeversicherung 
der Beitragssatz nach § 55 Abs. 1 Satz 1 des Elften 
Buches. 

(3) Der Leistimgsbezieher wird insoweit von seiner 
Verpflichtung befreit, Beiträge an das private Versi- 
cherungsuntemehmen zu zahlen, als die Bundesan- 
stalt die Beitragszahlimg für ihn übernommen hat. 


§ 206 

Zahlung von Pflichtbeiträgen 
bei Insolvenzereignis 

unverändert 


137 




Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

NEUNTER ABSCHNITT 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Grundsätze 

§207 

Anspruch 

Arbeitnehmer in der Bauwirtschaft haben 

1. Anspruch auf Wintergeld 

a) in der Förderungszeit zur Abgeltung witte- 
rungsbedingter Mehraufwendungen für gelei- 
stete Arbeitsstunden (Mehraufwands-Winter- 
geld) und 

b) in der Schlechtwetterzeit als Zuschuß zu einer 

Winterausfallgeld- Vorausleistung (Zuschuß- 

Wintergeld), 

2. Anspruch auf Winterausfallgeld bei witterungsbe- 
dingtem Arbeitsausfall in der Schlechtwetterzeit im 
Anschluß an eine Winterausfallgeld-Voraus- 
leistung, 

wenn die allgemeinen Fördenmgsvoraussetzungen 
und die besonderen Anspruchsvoraussetzungen der 
einzelnen Leistungen erfüllt sind. 

§ 208 

Allgemeine Förderungsvoraussetzungen 

(1) Die allgemeinen Förderungs voraus Setzungen 
sind erfüllt, wenn 

1. der Arbeitnehmer in einem Betrieb des Baugewer- 
bes auf einem witterungs abhängigen Arbeitsplatz 
beschäftigt ist und 

2. das Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers in der 
Schlechtwetterzeit nicht aus witterungsbedingten 
Gründen gekündigt werden kann. 

(2) Ein Betrieb des Baugewerbes ist ein Betrieb, der 
gewerblich überwiegend Leistungen auf dem Bau- 
markt anbietet, die der Herstellung, Instandsetzung, 
Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von 
Bauwerken dienen. Betrieb im Sinne der Vorschriften 
über die Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft ist auch eine Betriebsabteilung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
NEUNTER ABSCHNITT 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Grundsätze 

§207 

Anspruch 

unverändert 


§208 

Allgemeine Förderungsvoraussetzungen 

Die allgemeinen Förderungsvoraussetzungen sind 
erfüllt, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

(2) entfällt 
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§209 

Begriffe 


( 1 ) Förderungszeit ist die Zeit vom 1. Januar bis 
zum letzten Kalendertag des Monats Februar und 
vom 15. bis 31. Dezember. Schlechtwetterzeit ist die 
Zeit vom 1. Januar bis 31. März und vom 1. Novem- 
ber bis 31. Dezember. 

(2) Winterausfallgeld- Vorausleistung ist eine Lei- 
stung, die das Arbeitsentgelt bei witterungsbeding- 
tem Arbeitsausfall in der Schlechtwetterzeit für min- 
destens 150 Stunden ersetzt, in angemessener Höhe 
im Verhältnis zum Winterausfallgeld steht und durch 
Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Arbeitsver- 
trag geregelt ist. 

(3) Witterungs bedingter Arbeitsausfall liegt nur 
vor, wenn 

1. dieser ausschließlich durch zwingende Witte- 
rimgs gründe verursacht ist und 

2. an einem Arbeitstag mindestens eine Stunde der 
regelmäßigen betrieblichen Arbeitszeit ausfällt 
(Ausfalltag). 

Zwingende Witterungsgründe im Sinne von Satz 1 
Nr. 1 liegen nur vor, wenn atmosphärische Einwir- 
kungen (insbesondere Regen, Schnee, Frost) oder de- 
ren Folgewirkungen so stark oder so nachhaltig sind, 
daß trotz einfacher Schutz Vorkehrungen (insbe- 
sondere Tragen von Schutzkleidung, Abdichten der 
Fenster- und Türöffnungen, Abdecken von Baumate- 
rialien und Baugeräten), die Fortführung der Bauar- 
beiten technisch unmöglich oder wirtschaftlich unver- 
tretbar ist oder den Arbeitnehmern nicht zugemutet 
werden kann. Der Arbeitsausfall ist nicht ausschließ- 
lich durch zwingende Witterungsgründe verursacht, 
wenn er durch Beachtung der besonderen arbeits- 
schutzrechtlichen Anforderungen an witterungsab- 
hängige Arbeitsplätze auf Baustellen vermieden wer- 
den kann. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§209 

Begriffe 

(1) Ein Betrieb des Baugewerbes ist ein Betrieb, 
der gewerblich überwiegend Bauleistungen auf dem 
Baumarkt erbringt. Bauleistungen sind alle Lei- 
stungen, die der Herstellung, Instandsetzung, In- 
standhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bau- 
werken dienen. Betriebe, die überwiegend Bauvor- 
richtungen, Baumaschinen, Baugeräte oder sonstige 
Baubetriebsmittel ohne Personal Betrieben des Bau- 
gewerbes gewerblich zur Verfügung stellen oder 
überwiegend Baustoffe oder Bauteile für den Markt 
herstellen, sowie Betriebe, die Betonentladegeräte 
gewerblich zur Verfügung stellen, sind nicht Betrie- 
be im Sinne des Satzes 1. Betrieb im Sinne der Vor- 
schriften über die Förderung der ganzjährigen Be- 
schäftigung in der Bauwirtschaft ist auch eine Be- 
triebsabteilung. 

(2) Förderungszeit ist die Zeit vom 1. Januar bis 
zum letzten Kalendertag des Monats Februar und 
vom 15. bis 31. Dezember. Schlechtwetterzeit ist die 
Zeit vom 1. Januar bis 31. März und vom 1. Novem- 
ber bis 31. Dezember. 

(3) Winterausfallgeld-Vorausleistung ist eine Lei- 
stung, die das Arbeitsentgelt bei witterungsbeding- 
tem Arbeitsausfall in der Schlechtwetterzeit für min- 
destens 150 Stunden ersetzt, in angemessener Höhe 
im Verhältnis zum Winterausfallgeld steht und durch 
Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Arbeitsver- 
trag geregelt ist. 

(4) Witterungsbedingter Arbeitsausfall liegt nur 
vor, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 


Zwingende Witterungsgründe im Sinne von Satz 1 
Nr. 1 liegen nur vor, wenn atmosphärische Einwir- 
kungen (insbesondere Regen, Schnee, Frost) oder de- 
ren Folgewirkungen so stark oder so nachhaltig sind, 
daß trotz einfacher Schutzvorkehrungen (insbe- 
sondere Tragen von Schutzkleidung, Abdichten der 
Fenster- und Türöffnungen, Abdecken von Baumate- 
rialien und Baugeräten), die Fortführung der Bauar- 
beiten technisch unmöglich oder wirtschaftlich unver- 
tretbar ist oder den Arbeitnehmern nicht zugemutet 
werden kann. Der Arbeitsausfall ist nicht ausschließ- 
lich durch zwingende Witterungsgründe verursacht, 
wenn er durch Beachtung der besonderen arbeits- 
schutzrechtlichen Anforderungen an witterungs ab- 
hängige Arbeitsplätze auf Baustellen vermieden wer- 
den kann. 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Wintergeld 

§ 210 

Mehraufwands-Wintergeld 

(1) Anspruch auf Mehraufwands -Wintergeld be- 
steht für die vom Arbeitnehmer innerhalb der regel- 
mäßigen betrieblichen Arbeitszeit im Kalendermonat 
geleisteten Arbeitsstunden. Übersteigt die regelmäßi- 
ge betriebliche Arbeitszeit die tarifliche Arbeitszeit, 
so ist der Anspruch auf die innerhalb der regelmäßi- 
gen tariflichen Arbeitszeit geleisteten Arbeitsstunden 
begrenzt. 

(2) Das Mehraufwands-Wintergeld beträgt zwei 
Deutsche Mark je Arbeitsstunde. 

§211 

Zuschuß-Wintergeld 

(1) Die besonderen Voraussetzungen für einen An- 
spruch auf Zuschuß- Wintergeld erfüllen Arbeitneh- 
mer, die Anspruch auf eine Winterausfallgeld- 
Vorausleistung haben, die niedriger ist, als der An- 
spruch auf das ohne den wittenmgsbedingten Ar- 
beitsausfall erzielte Arbeitsentgelt. 

(2) Anspruch auf Zuschuß-Wintergeld besteht für 
die innerhalb der regelmäßigen betrieblichen Ar- 
beitszeit liegenden Arbeitsstunden, die aus Witte- 
nmgsgründen ausgefallen sind und für die ein An- 
spruch auf Winterausfallgeld-Vorausleistung besteht. 

(3) Das Zuschuß-Wintergeld beträgt zwei Deutsche 
Mark je Ausfallstunde. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Winterausfallgeld 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Wintergeld 

§210 

Mehraufwands-Wintergeld 

unverändert 


§211 

Zuschuß-Wintergeld 

unverändert 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Winterausfallgeld 


§212 §212 

Winterausfallgeld Winterausfallgeld 

(1) Die besonderen Voraussetzimgen für einen An- unverändert 

Spruch auf Winterausfallgeld erfüllen Arbeitnehmer, 

1. die bei Beginn des Arbeitsausfalls versicherungs- 
pflichtig beschäftigt sind, 

2. deren Anspruch auf eine Winterausfallgeld- 
Vorausleistung ausgeschöpft ist, 

3. die nicht Bezieher von Krankengeld sind und 

4. bei denen durch die Leistung von Winterausfall- 
geld nicht in Arbeitskämpfe eingegriffen wird. Ein 
Eingriff in den Arbeitskampf liegt nicht vor, wenn 
der Arbeitnehmer in einem Betrieb beschäftigt ist, 
der nicht dem fachlichen Geltungsbereich des um- 
kämpften Tarifvertrags zuzuordnen ist. 
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(2) Für die Bemessung und die Höhe des Winter- 
ausfallgeldes und die Einkommensanrechnung gelten 
die Vorschriften für das Kurzarbeitergeld entspre- 
chend. Fallen in einen Anspruchszeitraum neben 
Zeiten, für die der Arbeitnehmer Anspruch auf Win- 
terausfallgeld hat, auch Zeiten, für die er Anspruch 
auf eine Winterausfallgeld-Vorausleistung hat, so ist 
beim Istentgelt anstelle des tatsächlich erzielten Ar- 
beitsentgeltes aus der Winterausfallgeld- Voraus- 
leistung das Arbeitsentgelt zu berücksichtigen, das 
der Arbeitnehmer ohne den Arbeitsausfall erzielt 
hätte. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Anwendung anderer Vorschriften 

§213 

Anwendung anderer Vorschriften 

(1) Die Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld bei Säumniszeiten und Zusam- 
mentreffen mit anderen Sozialleistungen gelten für 
den Anspruch auf Winterausfallgeld entsprechend. 
Die Vorschriften über das Ruhen des Anspruchs bei 
Zusammentreffen mit anderen Sozialleistungen gel- 
ten jedoch nur für die Fälle, in denen eine Altersrente 
als Vollrente zuerkannt ist. 

(2) Die Vorschriften über die Verfügung über das 
Kurzarbeitergeld gelten für die Verfügung über das 
Winterausfallgeld entsprechend. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Verordnungsermächtigung 

§214 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Anwendung anderer Vorschriften 

§213 

Anwendung anderer Vorschriften 

unverändert 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Verordnungsermächtigung 

§214 

Verordnungsermächtigung 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia- 
lordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnimg 
mit Zustimmung des Bundesrates zu bestinimen, daß 
Wintergeld auch für Arbeitsstunden gezahlt wird, 
die entsandte Arbeitnehmer im Sinne des § 4 Abs. 1 
des Vierten Buches außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes in Gebieten leisten, in denen die 
Bauarbeiten während der Förderungszeit in gleicher 
Weise witterungsbedingten Erschwernissen ausge- 
setzt sind, wie im Geltungsbereich dieses Gesetzes. 
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1. festzulegen, in welchen Zweigen des Baugewerbes 
die Leistungen nach diesem Abschnitt erbracht 
werden sollen; nach Möglichkeit sollen hierbei der 
fachliche Geltungsbereich tariflicher Regelungen 
berücksichtigt und die Tarifvertragsparteien des 
Baugewerbes vorher angehört werden; Abwei- 
chungen vom fachlichen Geltungsbereich tarifli- 
cher Regelungen kommen insbesondere in Be- 
tracht, wenn die Leistungen nach diesem Abschnitt 
in einem tarifvertraglich erfaßten Zweig des Bau- 
gewerbes nicht oder in einem tarifvertraglich nicht 
erfaßten Zweig des Baugewerbes außerdem dazu 
beitragen können, die Bauarbeiten auch bei witte- 
rungsbedingten Erschwernissen durchzuführen 
und die Beschäftigungsverhältnisse der Arbeit- 
nehmer auch bei witterungsbedingten Unterbre- 
chungen der Bauarbeiten aufrechtzuerhalten und 

2. zu bestimmen, daß Wintergeld auch für Arbeits- 
stunden gezahlt wird, die entsandte Arbeitnehmer 
im Sinne des § 4 Abs. 1 des Vierten Buches außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes in Ge- 
bieten leisten, in denen die Bauarbeiten während 
der Förderungszeit in gleicher Weise witterungs- 
bedingten Erschwernissen ausgesetzt sind, wie im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

FÜNFTES KAPITEL 

Leistungen an Arbeitgeber 

ERSTER ABSCHNITT 

Eingliederung von Arbeitnehmern 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Eingliederungszuschüsse 

§215 

Grundsatz 

Arbeitgeber können zur Eingliederung von förde- 
rungsbedürftigen Arbeitnehmern Zuschüsse zu den 
Arbeitsentgelten zum Ausgleich von Minderleistun- 
gen erhalten. Förderungsbedürftig sind Arbeitneh- 
mer, die ohne die Leistung nicht oder nicht dauerhaft 
in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden können. 

§216 

Eingliederungszuschüsse 

(1) Eingliederungszuschüsse können erbracht wer- 
den, wenn 

1. Arbeitnehmer einer besonderen Einarbeitung zur 
Eingliederung bedürfen (Eingliederungszuschuß 
bei Einarbeitung), 


Beschlüsse des 11. Au s s c hus s e s 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordung 
ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, in 
welchen Zweigen des Baugewerbes die Leistungen 
nach diesem Abschnitt erbracht werden sollen. Es 
hat hierbei zu berücksichtigen, ob dadurch die Bau- 
tätigkeit in der Schlechtwetterzeit voraussichtlich in 
Wirtschafts- und sozialpolitisch erwünschter Weise 
belebt werden wird. Nach Möglichkeit sollen hier- 
bei der fachliche Geltungsbereich tariflicher Rege- 
lungen berücksichtigt und die Tarifvertragsparteien 
des Baugewerbes vorher angehört werden. Abwei- 
chungen vom fachlichen Geltungsbereich tariflicher 
Regelungen kommen insbesondere in Betracht, 
wenn die Leistungen nach diesem Abschnitt 

1. in einem tarifvertraglich erfaßten Zweig des Bau- 
gewerbes nicht dazu beitragen können, oder 

2. in einem tarifvertraglich nicht erfaßten Zweig des 
Baugewerbes dazu beitragen können, 

die Bauarbeiten auch bei witterungsbedingten Er- 
schwernissen durchzuführen und die Beschäfti- 
gungsverhältnisse der Arbeitnehmer auch bei witte- 
rungsbedingten Unterbrechungen der Bauarbeiten 
aufrechtzuerhalten. 

FÜNFTES KAPITEL 
Leistungen an Arbeitgeber 

ERSTER ABSCHNITT 

Eingliederung von Arbeitnehmern 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Eingliederungszuschüsse 

§215 

Grundsatz 

unverändert 


§216 

Eingliederungszuschüsse 

unverändert 
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2. Arbeitnehmer, insbesondere Langzeitarbeitslose, 
Schwerbehinderte oder sonstige Behinderte, we- 
gen in ihrer Person liegender Umstände nur er- 
schwert vermittelt werden können (Einglie- 
derungszuschuß bei erschwerter Vermittlung) oder 

3. Arbeitnehmer das 55. Lebensjahr vollendet haben 
und vor Beginn des Arbeitsverhältnisses langzeit- 
arbeitslos waren (Eingliederungszuschuß für ältere 
Arbeitnehmer). 

(2) Der Eingliederungszuschuß bei Einarbeitung 
von Berufsrückkehrem ist zu erbringen, wenn sie ei- 
ner besonderen Einarbeitung zur Eingliederung be- 
dürfen. 

(3) Für die Zuschüsse sind berücksichtigungsfähig 

1. die vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlten Ar- 
beitsentgelte, soweit sie die tariflichen Arbeitsent- 
gelte oder, wenn eine tarifliche Regelung nicht 
besteht, die für vergleichbare Tätigkeiten ortsübli- 
chen Arbeitsentgelte und soweit sie die Beitrags- 
bemessungsgrenze in der Arbeitsförderung nicht 
übersteigen, 

2. der Anteü des Arbeitgebers am Gesamtsozialversi- 
cherungsbeitrag. 

Arbeitsentgelt, das einmalig gezahlt wird, ist nicht 
berücksichtigungsfähig. 

(4) Die Zuschüsse können zu Beginn der Maßnah- 
me für jeweils ein Jahr oder für die Förderungsdauer, 
wenn diese kürzer als ein Jahr ist, in monatlichen 
Festbeträgen festgelegt werden. Sie werden nur an- 
gepaßt, wenn sich das berücksichtigungsfähige Ar- 
beitsentgelt verringert. 


§217 

Umfang der Förderung 

Höhe und Dauer der Förderung richten sich nach 
dem Umfang einer Minderleistung des Arbeitneh- 
mers und den jeweiligen Eingliederungserforder- 
nissen. 


§218 

Regeliörderung 

(1) Die Förderungshöhe darf im Regelfall 

1. beim Eingliederungszuschuß bei Einarbeitimg 
30 Prozent, 

2. beim Eingliederungszuschuß bei erschwerter 
Vermittlung und beim Eingliederungszuschuß für 
ältere Arbeitnehmer 50 Prozent 

des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts nicht 
übersteigen (Regelförderungshöhe). 

(2) Die Förderungsdauer darf im Regelfall 

1. beim Eingliederungszuschuß bei Einarbeitung 
sechs Monate, 
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§217 

Umfang der Förderung 

unverändert 


§ 218 

Regelförderung 

unverändert 
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2. beim Eingliederungszuschuß bei erschwerter 
Vermittlimg zwölf Monate imd 

3. beim Eingliederungszuschuß für ältere Arbeitneh- 
mer 24 Monate 

nicht übersteigen (Regelfördenmgsdauer). 

§219 

Erhöhte Förderung 

(1) Ist die Regelf örderxingshöhe nach dem Umfang 
der Minderleistung der Arbeitnehmer, der Eingliede- 
nmgserfordemisse oder des Einarbeihmgsaufwands 
nicht ausreichend, können die Eingliederungszu- 
schüsse um bis zu 20 Prozentpunkte höher festgelegt 
werden. 

(2) Ist das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt 
wegen der Minderleistung des Arbeitnehmers abge- 
senkt, können die Eingliederimgszuschüsse jeweils 
entsprechend höher, jedoch nicht mehr als 10 Pro- 
zentpunkte, festgelegt werden. 

§220 

Verlängerte Förderung 

(1) In begründeten Fällen besonders schwerer 
Vermittelbarkeit kann bei den Eingliederungszu- 
schüssen eine verlängerte Förderungsdauer festge- 
legt werden. Sie darf das Doppelte der Regelförde- 
rimgsdauer und beim Eingliederungszuschuß für älte- 
re Arbeitnehmer insgesamt 36 Monate nicht überstei- 
gen. 

(2) Nach der Regelfördenmgsdauer sind die Ein- 
gliederungszuschüsse entsprechend der zu erwarten- 
den Zunahme der Leistungsfähigkeit des Arbeitneh- 
mers \md den abnehmenden Eingliederungserfor- 
demissen gegenüber der bisherigen Förderungshöhe, 
mindestens aber um zehn Prozentpunkte, zu vermin- 
dern. Der Eingliederungszuschuß für ältere Arbeit- 
nehmer ist nach der Regelförderungsdauer \md je- 
weils nach Ablauf von zwölf Monaten um mindestens 
zehn Prozentpunkte zu vermindern. 

§221 

Förderungsausschluß und Rückzahlung 

(1) Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn 

1. zu vermuten ist, daß der Arbeitgeber die Beendi- 
gung eines Beschäftigungsverhältnisses veranlaßt 
hat, um einen Eingliederxmgszuschiiß zu erhalten 
oder 

2. die Einstellxmg bei einem früheren Arbeitgeber 
erfolgt, bei dem der Arbeitnehmer während der 
letzten vier Jahre vor Förderungsbeginn beschäf- 
tigt war. 


§219 

Erhöhte Förderung 

unverändert 


§220 

Verlängerte Förderung 

unverändert 


§221 

Förderungsausschluß und Rückzahlung 

unverändert 
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(2) Der Eingliederungszuschuß ist zurückzuzahlen, 
wenn das Beschäftigungsverhältnis während des För- 
derungszeitraums oder innerhalb eines Zeitraums, 
der der Förderungs dauer entspricht, längstens jedoch 
von zwölf Monaten, nach Ende des Förderungszeit- 
raums beendet wird. Dies gilt nicht, wenn 

1. der Arbeitgeber berechtigt war, das Arbeitsver- 
hältnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung ei- 
ner Kündigungsfrist zu kündigen, 

2. die Beendigimg des Arbeitsverhältnisses auf das 
Bestreben des Arbeitnehmers hin erfolgt, ohne daß 
der Arbeitgeber den Grund hierfür zu vertreten 
hat, oder 

3. der Arbeitnehmer das Mindestalter für den Bezug 
der gesetzlichen Altersrente erreicht hat. 

§ 222 

VerordnungsexmAc\i\iqvakq 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung durch Eingliederungszuschüsse zu bestimmen. 
Es kann insbesondere regeln, daß beim Eingliede- 
rungszuschuß für ältere Arbeitnehmer die Altersgren- 
ze auf bis zu 50 Jahre herabgesetzt wird, wenn dies 
nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes er- 
forderlich ist, um die Arbeitslosigkeit älterer Arbeit- 
nehmer zu beheben. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Einstellungsziischuß bei Neugründungen 

§ 223 

Grundsatz 

Arbeitgeber, die vor nicht mehr als einem Jahr 
eine selbständige Tätigkeit aufgenommen haben, 
können für die unbefristete Beschäftigung eines zu- 
vor arbeitslosen Arbeitnehmers auf einem neu ge- 
schaffenen Arbeitsplatz einen Zuschuß zum Arbeits- 
entgelt erhalten. 

§224 

Einstellungszuschuß bei Neugründungen 

(1) Ein Einstellungszuschuß bei Neugründungen 
kann erbracht werden, wenn 
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§222 

Anordnungsermächtigung 
und Verordnungsennächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigtr durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungenr Art, Um- 
fang und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates beim Eingliede- 
rungszuschuß für ältere Arbeitnehmer die Altersgren- 
ze auf bis zu 50 Jahre herabzusetzen, wenn dies nach 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes erforder- 
lich ist, um die Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer 
zu beheben. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Einstellungszuschuß bei Neugründungen 

§223 

Grundsatz 

Arbeitgeber, die vor nicht mehr als zwei Jahren 
eine selbständige Tätigkeit aufgenommen haben, 
können für die unbefristete Beschäftigung eines zu- 
vor arbeitslosen Arbeitnehmers auf einem neu ge- 
schaffenen Arbeitsplatz einen Zuschuß zum Arbeits- 
entgelt erhalten. 

§224 

Einstellungszuschuß bei Neugründungen 

(1) Ein Einstellungszuschuß bei Neugründungen 
kann erbracht werden, wenn 
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f. der Arbeitnehmer vor der Einstellung mindestens 
drei Monale Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisato- 
risch eigenständigen Einheit bezogen hat, 


2. der Arbeitgeber nicht mehr als fünf Arbeitnehmer 
beschäftigt imd 

3. eine Stellungnahme einer fachkundigen Stelle 
über die Tragfähigkeit der Existenzgründung vor- 
liegt. 

(2) Der Einstellungszuschuß kann höchstens für 
zwei Arbeitnehmer geleistet werden. 

(3) Ein Einstellungszuschuß bei Neugründungen 
kann neben einem anderen Lohnkostenzuschuß auf 
Grund dieses Gesetzes für denselben Arbeitnehmer 
nicht geleistet werden. Die Vorschriften über den 
Förderungsausschluß bei Eingliederungszuschüssen 
sind anzuwenden. 

(4) Bei der Feststellimg der Zahl der förderbaren 
und der beschäftigten Arbeitnehmer sind teilzeitbe- 
schäftigte Arbeitnehmer mit einer regelmäßigen wö- 
chentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 10 Stimden 
mit 0,25, nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht 
mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. 

§225 

Umfang der Förderung 

Der Einstellungszuschuß bei Neugründungen kann 
für höchstens zwölf Monate in Höhe von 50 Prozent 
des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts gelei- 
stet werden. Die Vorschriften über das berücksichti- 
gungsfähige Arbeitsentgelt und über Festbeträge bei 
Eingliederungszuschüssen sind anzuwenden. 

§ 226 

Verordnungsermächügiung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. der Arbeitnehmer vor der Einstellung insgesamt 

mindestens drei Monate 

a) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Kurz- 
arbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch 
eigenständigen Einheit bezogen hat, 

b) eine Beschäftigung ausgeübt hat, die als Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahme oder als Stnik- 
turanpassungsmaßnahme gefördert worden ist 
oder 

c) an einer nach diesem Buch geförderten Maß- 
nahme der beruflichen Weiterbildung teilge- 
nommen hat, 

2. unverändert 

3. unverändert 


(2) Der Einstellungszuschuß kann höchstens für 
zwei Arbeitnehmer gleichzeitig geleistet werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§225 

Umfang der Förderung 

unverändert 


§226 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Eingliederungsvertrag 

§ 227 

Grundsatz 

Das Arbeitsamt kann die EingUederimg von förde- 
rungsbedürftigen Arbeitslosen fördern, die vom Ar- 
beitgeber unter Mitwirkung des Arbeitsamtes auf 
Grund eines Eingliederimgsvertrages mit dem Ziel 
beschäftigt werden, sie nach erfolgreichem Abschluß 
der Eingliederung in ein Arbeitsverhältnis zu über- 
nehmen. 

§228 

Förderungsbedürftige Arbeitslose 

Förderungsbedürftige Arbeitslose sind Langzeitar- 
beitslose sowie andere Arbeitslose, die mindestens 
sechs Monate arbeitslos sind und bei denen minde- 
stens ein Vermittlungserschwernis vorliegt. 

§ 229 

Eingliederungsvertrag 

(1) Zur Eingliederung von förderungsbedürftigen 
Arbeitslosen können der Arbeitgeber und der Arbeits- 
lose mit Zustimmung des Arbeitsamtes einen Einglie- 
derungsvertrag abschließen. Der Abschluß eines 
Eingliederimgsvertrages ist nicht dadurch ausge- 
schlossen, daß der Arbeitslose zuvor an einer Trai- 
ningsmaßnahme teilgenommen hat. Für die Zeit der 
Beschäftigung besteht ein Beschäftigungsverhältnis 
nach § 7 des Vierten Buches. 

(2) Soweit sich aus den nachfolgenden Bestim- 
mimgen nichts anderes ergibt, sind auf den Einglie- 
derungsvertrag die Vorschriften und Grundsätze des 
Arbeitsrechts anzuwenden. Ist die Geltung arbeits- 
rechtlicher Vorschriften von der Zahl der Arbeitneh- 
mer im Betrieb oder Unternehmen abhängig, werden 
Arbeitslose, die auf Grund eines Einghederungsver- 
trages beschäftigt werden, nicht berücksichtigt. 

(3) Durch den Eingliederungsvertrag verpflichtet 
sich der Arbeitgeber, dem Arbeitslosen die Gelegen- 
heit zu geben, sich unter betriebsüblichen Arbeits- 
bedingungen zu qualifizieren und einzuarbeiten mit 
dem Ziel, ihn nach erfolgreichem Abschluß der Ein- 
gliederung in ein Arbeitsverhältnis zu übernehmen. 
Der Arbeitgeber hat den Arbeitslosen während der 
Eingliederung in geeigneter Weise zu betreuen und 
eine Betreuimg durch das Arbeitsamt oder einen von 
diesem benannten Dritten zuzulassen. Der Arbeitge- 
ber hat den Arbeitslosen für eine berufliche Weiter- 
bildungsmaßnahme, die das Arbeitsamt mit ihm zeit- 
lich abgestimmt hat, freizustellen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Eingliederungsvertrag 

§227 

Grundsatz 

unverändert 


§228 

Förderungsbedürftige Arbeitslose 
unverändert 


§229 

Eingliederungsvertrag 

(1) Zur Eingliederung von förderungsbedürftigen 
Arbeitslosen können der Arbeitgeber und der Arbeits- 
lose mit Zustimmung des Arbeitsamtes einen Einglie- 
derungsvertrag abschließen. Der Abschluß eines 
Eingliederungsvertrages ist nicht dadurch ausge- 
schlossen, daß der Arbeitslose zuvor an einer Trai- 
ningsmaßnahme teilgenommen hat. Für die Zeit der 
Eingliederung besteht ein Beschäftigungsverhältnis 
nach § 7 des Vierten Buches. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Der Arbeitslose verpflichtet sich, die vereinbar- (4) unverändert 
te Tätigkeit zu verrichten. Dabei kann er beim Ar- 
beitgeber im Rahmen flexibler Einsatzzeiten und an 
wechselnden Stellen eingesetzt werden. Der Arbeits- 
lose ist verpflichtet, an vom Arbeitgeber vorgeschla- 
genen betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen teil- 
zunehmen. 


§ 230 

Dauer und Auflösung 
des Eingliederungsvertrages, Rechtsweg 

(1) Der Eingliederungsvertrag ist auf mindestens 
zwei Wochen, längstens auf sechs Monate zu befri- 
sten. Ist seine Laufzeit kürzer als sechs Monate, kann 
er bis zu einer Gesamtdauer von sechs Monaten ver- 
längert werden. Schließt sich das Eingliederungsver- 
hältnis unmittelbar an eine Trainingsmaßnahme bei 
demselben Arbeitgeber an, dürfen sie zusammen eine 
Dauer von sechs Monaten nicht überschreiten. 

(2) Der Arbeitslose und der Arbeitgeber können 
die Eingliederung ohne Angabe von Gründen für ge- 
scheitert erklären und dadurch den Eingliederungs- 
vertrag auflösen. 

(3) Für Rechtsstreitigkeiten aus dem Eingliede- 
rungsvertrag ist der Rechtsweg zu den Gerichten für 
Arbeitssachen gegeben. 

§231 

Förderung 

(1) Das Arbeitsamt erstattet dem Arbeitgeber, der 
einen Eingliederungsvertrag abgeschlossen hat, das 
für Zeiten ohne Arbeitsleistung von ihm zu tragende 
Arbeitsentgelt, den darauf entfallenden Arbeitgeber- 
anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag sowie 
die Beiträge, die er im Rahmen eines Ausgleichsy- 
stems für die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle und 
für die Zahlung von Urlaubsgeld zu leisten hat. Die 
Erstattung durch das Arbeitsamt mindert sich um den 
Betrag, den der Arbeitgeber nach § 6 des Entgeltfort- 
zahlungsgesetzes von einem Dritten erhält. 

(2) Das Arbeitsamt kann für die Zeiten mit Be- 
schäftigung einen Eingliederungszuschuß erbringen. 
Der Arbeitgeber ist zur Rückzahlung nicht verpflich- 
tet, wenn der Eingliederungs vertrag aufgelöst wird. 

(3) Das Arbeitsamt kann die Förderung einstellen, 
wenn voraussichtlich das Eingliederungsziel, insbe- 
sondere wegen Fehlzeiten, nicht erreicht werden 
kann. 

§ 232 

F(?wi//ii#/i^sermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 


§230 

Dauer und Auflösung 
des Eingliederungsvertrages, Rechtsweg 

unverändert 


§231 

Förderung 

unv erändert 


§232 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Berufliche Ausbildung und Leistungen 

zur beruflichen Eingliederung Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Förderung der Berufsausbildung 

§233 

Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 

(1) Arbeitgeber können für die berufliche Ausbil- 
dung von Auszubildenden durch Zuschüsse zur 
Ausbildungsvergütung gefördert werden, soweit vom 
Arbeitsamt geförderte ausbildungsbegleitende Hilfen 
während der betrieblichen Ausbildungszeit durchge- 
führt oder durch Abschnitte der Berufsausbildung in 
einer außerbetrieblichen Einrichtung ergänzt werden 
und die Ausbildungsvergütung weitergezahlt wird. 

(2) Die Zuschüsse können in Höhe des Betrages 
erbracht werden, der sich als anteilige Ausbildungs- 
vergütung einschließlich des darauf entfallenden Ar- 
beitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbei- 
trag errechnet. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Eingliederung 
Behinderter 

§234 

Ausbildung Behinderter 

(1) Arbeitgeber können für die betriebliche Aus- 
oder Weiterbildung von Behinderten in Ausbildungs- 
berufen durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütimg 
gefördert werden, wenn die Aus- oder Weiterbildung 
sonst nicht zu erreichen ist. 

(2) Die Zuschüsse sollen regelmäßig 60 Prozent der 
monatlichen Ausbildungsvergütung für das letzte 
Ausbildungsjahr nicht übersteigen. In begründeten 
Ausnahmefällen können Zuschüsse bis zur Höhe der 
Ausbildungsvergütung für das letzte Ausbildxmgsjahr 
erbracht werden. 

§235 

Arbeitshilfen für Behinderte 

Arbeitgebern können Zuschüsse für eine behinder- 
tengerechte Ausgestaltung von Ausbildungs- oder 
Arbeitsplätzen erbracht werden, soweit dies erforder- 
lich ist, um die dauerhafte berufliche Eingliederimg 
Behinderter zu erreichen oder zu sichern und eine 
entsprechende Verpflichtung des Arbeitgebers nach 
dem Schwerbehindertengesetz nicht besteht. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
ZWEITER ABSCHNITT 

Berufliche Ausbildung und Leistungen 
zur beruflichen Eingliederung Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Förderung der Berufsausbildung 

§ 233 

Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 

unverändert 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Eingliederung 
Behinderter 

§234 

Ausbildung Behinderter 

unverändert 


§235 

Arbeitshilfen für Behinderte 

unverändert 
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§236 

Probebeschäftigung Behinderter 

Arbeitgebern können die Kosten für eine befristete 
Probebeschäftigung Behinderter bis zu einer Dauer 
von drei Monaten erstattet werden, wenn dadurch die 
Möglichkeit einer beruflichen Eingliederung verbes- 
sert wird oder eine vollständige und dauerhafte be- 
rufliche Eingliederung zu erreichen ist. 

§237 

Verordnungsennachügung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 

SECHSTES KAPITEL 
Leistungen an Träger 

ERSTER ABSCHNITT 

Förderung der Berufsausbildung 

§238 

Grundsatz 

Träger von Maßnahmen der beruflichen Ausbil- 
dimg können durch Zuschüsse gefördert werden, 
wenn sie durch zusätzliche Maßnahmen zur betriebli- 
chen Ausbildung für förderungsbedürftige Auszubil- 
dende diesen eine berufliche Ausbildung ermögli- 
chen und ihre Eingliederungsaussichten verbessern. 

§ 239 

Förderungsfähige Maßnahmen 

(1) Förderungsfähig sind Maßnahmen, die eine 
betriebliche Ausbildung in einem nach dem Berufs- 
bildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem 
Seemannsgesetz staatlich anerkannten Ausbildxmgs- 
beruf im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages 
nach dem Berufsbildungsgesetz unterstützen und 
über betriebs- und ausbildungsübliche Inhalte hin- 
ausgehen (ausbildimgsbegleitende Hilfen). Hierzu 
gehören Maßnahmen 

1. zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten, 

2. zur Förderung der Fachpraxis und Fachtheorie und 

3. zur sozialpädagogischen Begleitung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 236 

Probebeschäftigung Behinderter 

unverändert 


§ 237 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 


SECHSTES KAPITEL 
Leistungen an Träger 

ERSTER ABSCHNITT 

Förderung der Berufsausbildung 

§ 238 

Grundsatz 

unverändert 


§ 239 

Förderungsfähige Maßnahmen 

unverändert 
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Ausbildungsbegleitende Hilfen können durch Ab- 
schnitte der Berufsausbildung in einer außerbetriebli- 
chen Einrichtung ergänzt werden, wobei die Dauer je 
Ausbildungsabschnitt drei Monate nicht übersteigen 
soll. Nicht als solche Abschnitte gelten Ausbildungs- 
maßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, die 
durchgeführt werden, weil der Betrieb die erforderli- 
chen Kenntnisse und Fertigkeiten nicht in vollem 
Umfange vermitteln kann oder weü dies nach der 
Ausbildungsordnung so vorgesehen ist. 

(2) Maßnahmen, die anstelle einer Ausbildung in 
einem Betrieb als berufliche Ausbildung im ersten 
Jahr in einer außerbetrieblichen Einrichtung im Rah- 
men eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Be- 
rufsbildungsgesetz durchgeführt werden, sind förde- 
lungsfähig, wenn 

1. den an der Maßnahme teilnehmenden Auszubil- 
denden auch mit ausbildungsbegleitenden Hilfen 
eine Ausbildungsstelle in einem Betrieb nicht 
vermittelt werden kann und 

2. die Auszubildenden nach Erfüllung der allge- 
meinbildenden Vollzeitschulpflicht an einer be- 
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme mit' einer 
Dauer von mindestens sechs Monaten teilgenom- 
men haben. 

Nach Ablauf des ersten Jahres der Ausbildung in ei- 
ner außerbetrieblichen Einrichtung ist eine weitere 
Förderung nur möglich, solange dem Auszubildenden 
auch mit ausbildungsbegleitenden Hilfen eine Aus- 
bildungsstelle in einem Betrieb nicht vermittelt wer- 
den kann. Im Zusammenwirken mit den Trägem der 
Maßnahmen sind alle Möglichkeiten wahrzunehmen, 
um den Übergang der Auszubildenden auf einen be- 
trieblichen Ausbildungsplatz zu fördern. Falls erfor- 
derlich, ist dieser Übergang mit ausbildungsbeglei- 
tenden Hilfen zu unterstützen. 

(3) Außerhalb einer betrieblichen oder außerbe- 
trieblichen Ausbildung sind Maßnahmen förderungs- 
fähig, die ausbildungsbegleitende Hilfen 

1. nach einem Abbmch einer Ausbildung in einem 
Betrieb oder einer außerbetrieblichen Einrichtung 
bis zur Aufnahme einer weiteren Ausbildung oder 

2. nach erfolgreicher Beendigung einer Ausbildung 
zur Begründung oder Festigung eines Arbeitsver- 
hältnisses fortsetzen (Übergangshilfen) und für die 
weitere Ausbildung oder die Begründung oder 
Festigung eines Arbeits Verhältnisses erforderlich 
sind. Die Fördemng darf eine Dauer von sechs 
Monaten nicht übersteigen. Übergangshilfen nach 
Satz 1 Nr. 1 sind nicht fördemngsfähig, wenn zu- 
gunsten des Auszubildenden Maßnahmen nach 
dieser Vorschrift bereits einmal gefördert worden 
sind. 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(4) Die Maßnahmen sind nur förderungsfähig, 
wenn sie 

1. nach Ausbildung und Berufserfahrung des Leiters 
und des Ausbildungs- und Betreuungspersonals, 
Gestaltung des Lehrplans, Unterrichtsmethode und 
Güte der zum Einsatz vorgesehenen Lehr- und 
Lernmittel eine erfolgreiche berufliche Bildung er- 
warten lassen und 

2. nach den Gnmdsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit geplant, im Auftrag des Arbeitsamtes 
durchgeführt werden und die Kosten angemessen 
sind. 


§240 

Fördemngsbedürftige Auszubildende 

(1) Förderungsbedürftig sind lernbeeinträchtigte 
und sozial benachteiligte Auszubildende, die wegen 
der in ihrer Person liegenden Gründe ohne die Förde- 
rung 

1. eine Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen, 
erfolgreich beenden können oder 

2. nach dem Abbruch einer Berufsausbildung eine 
weitere Ausbildimg nicht beginnen oder 

3. nach erfolgreicher Beendigung einer Ausbildung 
ein Arbeitsverhältnis nicht begründen oder festi- 
gen können. 

Förderungsbedürftig sind auch Auszubildende, bei 
denen ohne die Förderung mit ausbildungsbegleiten- 
den Hilfen ein Abbruch ihrer Ausbildung droht. Aus- 
zubildende nach Satz 1 und Absolventen berufsvor- 
bereitender Bildungsmaßnahmen sollen vorrangig 
gefördert werden. 

(2) Zugunsten von Ausländern im Sinne des § 63 
Abs. 2 dürfen Maßnahmen nur gefördert werden, 
wenn die Auszubildenden voraussichtlich nach Ab- 
schluß der Ausbildung im Inland rechtmäßig erwerbs- 
tätig sein werden. 


§241 

Leistungen 

Die Förderung umfaßt 

1. die Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung zuzüg- 
lich des Gesamtsozialversicherungsbeitrags und 
des Beitrags zur Unfallversicherung, 

2. die Maßnahmekosten und 

3. sonstige Kosten. 

Leistungen können nur erbracht werden, soweit sie 
nicht für den gleichen Zweck durch Dritte erbracht 
werden. Leistungen Dritter zur Aufstockung der Lei- 
stungen bleiben anrechnungsfrei. 


§240 

Fördenmgsbedürftige Auszubildende 
unverändert 


§241 

Leistungen 

unverändert 
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§ 242 

Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 

Wird eine Ausbildung in einer außerbetrieblichen 
Einrichtung durchgeführt, so kann als Zuschuß zur 
Ausbildungsvergütung höchstens ein Betrag über- 
nommen werden, der nach § 105 Abs. 1 Nr. 1 dem 
Bedarf für den Lebensunterhalt eines unverheirateten 
Auszubildenden zugnmde zu legen ist, wenn er das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und im 
Haushalt der Eltern untergebracht ist, zuzüglich fünf 
Prozent ab dem zweiten Ausbildungsjahr. Der Betrag 
erhöht sich um den vom Träger zu tragenden Ge- 
samtsozialversicherungsbeitrag und den Beitrag zior 
Unfallversicherung. 

§243 

Maßnahmekosten 

Als Maßnahmekosten körmen die angemessenen 
Aufwendungen für das zur Durchführimg der Maß- 
nahme eingesetzte erforderliche Ausbildungs- und 
Betreuimgspersonal sowie das insoweit erforderliche 
Leitungs- und Verwaltungspersonal sowie die ange- 
messenen Sach- und Verwaltungskosten übernom- 
men werden. 

§244 

Sonstige Kosten 

Als sonstige Kosten können übernommen werden 

1. Zuschüsse für die Teilnahme des Ausbildimgs- und 
Betreuungspersonals an besonderen von der Bim- 
desanstalt anerkannten Weiterbildungsmaßnah- 
men, 

2. bei ausbildimgsbegleitenden Hilfen zur Weiterga- 
be an den Auszubildenden ein Zuschuß zu den 
Fahrkosten, wenn dem Auszubildenden durch die 
Teilnahme an der Maßnahme Fahrkosten zusätz- 
lich entstehen. 

§245 

Peror^/fM/f^$ermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordngng mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. Es kann auch bestimmen, daß 
einzelne Kosten pauschaliert zu erstatten sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 242 

Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 

unverändert 


§243 

Maßnahmekosten 

unverändert 


§244 

Sonstige Kosten 
unverändert 


§245 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
imd Verfahren der Förderung zu bestimmen. Sie 
kaim auch bestimmen, daß einzelne Kosten pauscha- 
liert zu erstatten sind. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Förderung von Einrichtungen 
der beruflichen Aus- oder Weiterbildung oder 
zur beruflichen Eingliederung Behinderter 

§246 

Grundsatz 

(1) Träger von Einrichtungen der beruflichen Aus- 
oder Weiterbildung oder zur beruflichen Eingliede- 
rung Behinderter können durch Darlehen und Zu- 
schüsse gefördert werden, wenn dies für die Erbrin- 
gung von anderen Leistungen der aktiven Arbeitsför- 
derung erforderlich ist und die Träger sich in ange- 
messenem Umfang an den Kosten beteiligen. Lei- 
stungen können erbracht werden für 

1. den Aufbau, die Erweitenmg und die Ausstattung 
der Einrichtungen sowie den der beruflichen Bil- 
dung Behinderter dienenden begleitenden Dien- 
ste, Internate, Wohnheime und Nebeneinrichtun- 
gen und 

2. Maßnahmen zur Entwicklimg oder Weiterentwick- 
lung von Lehrgängen, Lehrprogrammen und 
Lehrmethoden zur beruflichen Bildung Behinder- 
ter. 

(2) In die Förderung von Trägem von Einrichtun- 
gen zur beruflichen Eingliederung Behinderter kön- 
nen nur Vorhaben einbezogen werden, die im Rah- 
men der überregionalen Planung mit dem Bimdes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung und den 
obersten Landesbehörden abgestimmt sind und bei 
deren Gestaltung und Durchfühnmg der Bundesan- 
stalt hinreichend Einfluß eingeräumt wird. 

§247 

Fördenmgsausschluß 

Die Fördenmg ist ausgeschlossen, wenn die Ein- 
richtung der beruflichen Aus- oder Weiterbildung in 
bemfsbildenden Schulen oder die Einrichtung über- 
wiegend den Zwecken eines Betriebes, mehrerer Be- 
triebe, eines Verbandes oder zu Erwerbszwecken 
dient. Eine Fördemng ist jedoch möglich, soweit 
Maßnahmen der Arbeitsfördemng auf andere Weise 
nicht, nicht in ausreichendem Umfang oder nicht 
rechtzeitig durchgeführt werden können. 

§248 

Bundesanstalt als Träger von Einrichtungen 

Die Bundesanstalt soll Einrichtungen der berufli- 
chen Aus- oder Weiterbildung sowie zur beruflichen 
Eingliedenmg Behinderter mit anderen Trägem oder 
alleine errichten, wenn bei dringendem Bedarf ge- 
eignete Einrichtungen nicht zur Verfügung stehen. 
Die Bundesanstalt kann darüber hinaus alleine oder 
mit anderen Trägem Einrichtungen errichten, die als 
Modell für andere Träger dienen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

Förderung von Einrichtungen 
der beruflichen Aus- oder Weiterbildung oder 
zur beruflichen Eingliederung Behinderter 

§246 

Grundsatz 

unverändert 


§247 

Förderungsausschluß 

unverändert 


§248 

Bundesanstalt als Träger von Einrichtungen 
unv e rändert 
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§249 

VerordnungsermächÜgung 

Das Bundesministehum für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzimgen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu best imm en. 

DRITTER ABSCHNITT 

Förderung von Jugendwohnheimen 

§250 

Grundsatz 

Träger von Jugendwohnheimen können durch 
Darlehen und Zuschüsse gefördert werden, wenn dies 
zum Ausgleich auf dem Ausbildungsstellenmarkt imd 
zur Förderung der Berufsausbildung erforderüch ist 
und die Träger sich in angemessenem Umfang an 
den Kosten beteiligen. Leistungen können erbracht 
werden für den Aufbau, die Erweiterung, den Umbau 
und die Ausstattimg von Jugendwohnheimen. 

§251 

Verordnungsermikchügnng 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen 

§252 

Grundsatz 

Die in einem Sozialplan vorgesehenen Maßnah- 
men, die der Eingliederung von Arbeitnehmern die- 
nen, können durch Zuschüsse gefördert werden, 
wenn anstelle dieser Maßnahmen für die Mehrzahl 
dieser Arbeitnehmer voraussichtlich andere Leistun- 
gen der aktiven Arbeitsförderung zu erbringen wä- 
ren. 

§253 

Fördenmgsfähige MaBnahme 

(1) Eine Maßnahme ist förderungsfähig, wenn 

1. die in der Maßnahme zu fördernden Arbeitnehmer 
infolge einer geplanten Betriebsänderimg von Ar- 
beitslosigkeit bedroht sind, 

2. über die Betriebsänderung ein Interessenausgleich 
nach § 112 des Betriebsverfassungsgesetzes ver- 
sucht worden ist, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§249 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Förderung von Jugendwohnheimen 

§250 

Grundsatz 

unverändert 


§251 

Anordnungsermächtigimg 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, dürch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Fördenmg zu bestimmen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Zuschüsse zu Sozialplanmafinahmen 

§252 

Grundsatz 

unverändert 


§253 

Förderungsfällige Maßnahme 
unverändert 
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3. für die zu fördernden Arbeitnehmer ein Sozialplan 
mit dem Betriebsrat vereinbart worden ist, 

4. die im Sozialplan vorgesehene Maßnahme nach 
Art, Umfang und Inhalt zur Eingliedenmg der Ar- 
beitnehmer arbeitsmarktlich zweckmäßig ist und 
nach den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirt- 
schaftlichkeit geplant ist, 

5. der Unternehmer im Rahmen des Sozialplans in 
angemessenem Umfang Mittel zur Finanzierung 
der Eingliederungsmaßnahme zur Verfügung stellt 
und 

6. die Durchführung der Maßnahme gesichert ist. 

(2) Eine Fördenmg ist ausgeschlossen, wenn 

1. die Maßnahme überwiegend betrieblichen Interes- 
sen dient, 

2. die Maßnahme den gesetzlichen Zielen der Ar- 
beitsförderung zuwiderläuft oder 

3. der Sozialplan ein Wahlrecht für die Arbeitnehmer 
zwischen Abfindung und Eingliederungsmaßnah- 
me vorsieht. 

§ 254 

Beratung und Vorabentscheidimg 

(1) Das Landesarbeitsamt berät den Unternehmer 
und den Betriebsrat auf Verlangen über die Förde- 
rungsmöglichkeiten von Eingliederungsmaßnahmen 
im Rahmen der Sozialplanverhandlungen. 

(2) Auf Antrag des Unternehmers entscheidet das 
Landesarbeitsamt im voraus, ob und unter welchen 
Voraussetzungen eine Maßnahme gefördert werden 
kann. 

§255 

Zuschuß 

(1) Als Zuschuß kann ein Betrag geleistet werden, 
der in einem angemessenen Verhältnis zu den durch 
die Maßnahme entstehenden Gesamtkosten und zur 
Dauer der Maßnahme steht. Hierbei ist zu berück- 
sichtigen, in welchem Umfang der Sozialplan Mittel 
zur Eingliederung von Arbeitnehmern anstelle von 
Abfindungen vorsieht. 

(2) Als Zuschuß kann höchstens ein Betrag gelei- 
stet werden, der sich errechnet, indem die Zahl der 
Teilnehmer zu Beginn der Maßnahme mit den durch- 
schnittlichen jährlichen Aufwendungen an Arbeitslo- 
sengeld je Empfänger von Arbeitslosengeld des Ka- 
lenderjahres, in dem die Maßnahme beginnt, verviel- 
facht wird. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§254 

Beratung und Vorabentscheidung 

(1) Die Direktion berät den Unternehmer und den 
Betriebsrat auf Verlangen über die Förderungsmög- 
lichkeiten von Eingliederungsmaßnahmen im Rah- 
men der Sozialplanverhandlungen. 

(2) Auf Antrag des Unternehmers entscheidet die 
Direktion im voraus, ob und unter welchen Voraus- 
setzungen eine Maßnahme gefördert werden kann. 

§255 

Zuschuß 

unverändert 
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§256 

Verhältnis zu anderen Leistungen * 
der aktiven Arbeitsförderung 

Während der Eingliedeningsmaßnahme sind für 
die Teilnehmer andere Leistungen der aktiven Ar- 
beitsförderung mit gleichartiger Zielsetzung ausge- 
schlossen. 

§257 

Verordnungseriaäc\i\iq\mq 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Förderung von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen 

§258 

Grundsatz 

(1) Träger von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
können für die Beschäftigung von zugewiesenen Ar- 
beitnehmern durch Zuschüsse und Darlehen geför- 
dert werden, wenn 

1. in den Maßnahmen zusätzliche und im öffentlichen 
Interesse liegende Arbeiten durchgeführt werden 
und 

2. die Träger oder durchführenden Unternehmen Ar- 
beitsverhältnisse mit vom Arbeitsamt zugewiese- 
nen förderungsbedürftigen Arbeitnehmern be- 
gründen, die durch die Arbeit beruflich stabüisiert 
oder qualifiziert und deren Eingliederungsaussich- 
ten dadurch verbessert werden können. 

(2) Maßnahmen sind bevorzugt zu fördern, wenn 

1. durch sie die Voraussetzungen für die Schaffung 
von Dauerarbeitsplätzen erheblich verbessert wer- 
den, 

2. durch sie Arbeitsgelegenheiten für Arbeitnehmer 
mit besonderen Vermittlungserschwemissen ge- 
schaffen werden oder 

3. sie strukturverbessemde Arbeiten vorbereiten oder 
ergänzen, die soziale Infrastruktur verbessern oder 
der Verbesserung der Umwelt dienen. 

§ 259 

Förderungsfähige Maßnahmen 

(1) Maßnahmen sind förderungsfähig, wenn die in 
ihnen verrichteten Arbeiten zusätzlich sind und im 
öffentlichen Interesse liegen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 256 

Verhältnis zu anderen Leistungen 
der aktiven Arbeitsförderung 

unv er ändert 

§ 257 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Förderung von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen 

§258 

Grundsatz 

unverändert 


§259 

Förderungsfähige Maßnahmen 

unverändert 
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(2) Arbeiten sind zusätzlich, wenn sie ohne die 
Förderung nicht oder erst zu einem späteren Zeit- 
punkt durchgeführt werden. Arbeiten, die auf Grund 
einer rechtlichen Verpflichtimg durchzuführen sind 
oder die üblicherweise von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts durchgeführt werden, sind nur 
förderungsfähig, wenn sie ohne die Förderung vor- 
aussichtlich erst nach zwei Jahren durchgeführt wer- 
den. 

(3) Arbeiten liegen im öffentlichen Interesse, wenn 
das Arbeitsergebnis der Allgemeinheit dient. Arbei- 
ten, deren Ergebnis überwiegend erwerbswirtschaft- 
lichen Interessen oder den Interessen eines begrenz- 
ten Personenkreises dienen, liegen nicht im öffentli- 
chen Interesse. Das Vorliegen des öffentlichen Inter- 
esses wird nicht allein dadurch ausgeschlossen, daß 
das Arbeitsergebnis auch den in der Maßnahme be- 
schäftigten Arbeitnehmern zugute kommt, wenn die 
Gemeinden beteiligt sind und sicherstellen, daß die 
Arbeiten nicht zu einer Bereichenmg Einzelner füh- 
ren. 

(4) Die Förderungsfähigkeit einer Maßnahme wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß sie Zeiten einer 
begleitenden beruflichen Qualifizierung oder eines 
betrieblichen Praktikums enthält, wenn hierdurch die 
Eingliederxmgsaussichten der zugewiesenen Arbeit- 
nehmer erheblich verbessert werden. Die Zeiten ei- 
ner begleitenden beruflichen Qualifizierung dürfen 
20 Prozent, die Zeiten eines betrieblichen Praktikums 
40 Prozent und zusammen 50 Prozent der Zuwei- 
sungsdauer eines Arbeitnehmers nicht überschreiten. 

§ 260 

Vergabe von Arbeiten 

Maßnahmen im gewerblichen Bereich sind nur 
förderungsfähig, wenn sie an ein Wirtschaftsunter- 
nehmen vergeben werden. Kann eine Maßnahme auf 
Grund von fehlendem Interesse des in Frage kom- 
menden Wirtschaftszweiges an einer Durchführung 
der Arbeiten nicht an ein Wirtschaftsuntemehmen 
vergeben werden, so kann die Maßnahme auch in ei- 
gener Regie des Trägers durchgeführt werden, wenn 

1. die für diesen Bereich fachlich zuständige Hand- 
werkskammer, Industrie- und Handelskammer 
oder vergleichbare Einrichtung beteiligt worden ist 
und 

2. die Vergabe der Arbeiten nicht möglich oder wirt- 
schaftlich nicht zumutbar ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschus ses 


§260 

Vergabe von Arbeiten 

Maßnahmen im gewerblichen Bereich sind nur 
förderungsfähig, wenn sie an ein Wirtschaftsunter- 
nehmen vergeben werden. Kann eine Maßnahme auf 
Grund von fehlendem Interesse des in Frage kom- 
menden Wirtschaftszweiges an einer Durchführung 
der Arbeiten nicht an ein Wirtschaftsuntemehmen 
vergeben werden, so kann die Maßnahme auch in ei- 
gener Regie des Trägers durchgeführt werden, wenn 

1. die für diesen Bereich fachlich zuständige Hand- 
werkskammer, Industrie- und Handelskammer und 

der zuständige Fachverband, insbesondere des 
Garten- und Landschaftsbaus beteiligt worden 
sind und 

2. die Vergabe der Arbeiten nicht möglich oder wirt- 
schaftlich nicht ziimutbar ist. Eine Maßnahme darf 
nicht in eigener Regie des Trägers durchgeführt 
werden, wenn in dem in Frage kommenden Wirt- 
schaftszweig und dem regional betroffenen Ar- 
beitsmarkt die Zahl der durch Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen geförderten Arbeitnehmer be- 
reits unverhältnismäßig hoch im Vergleich zu der 
Zahl der in dem Wirtschaftszweig tätigen nicht 
geförderten Arbeitnehmer ist 
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§261 

Fördeningsbedürftige Arbeitnehmer 

(1) Arbeitnehmer sind förderungsbedürftig, wenn 
sie langzeitarbeitslos sind und die Voraussetzungen 
für Entgeltersatzleishmgen bei Arbeitslosigkeit, bei 
beruflicher Weiterbildimg oder bei beruflicher Ein- 
gliederung Behinderter erfüllen. 

(2) Das Arbeitsamt kann imabhängig vom Vorlie- 
gen der Voraussetzungen nach Absatz 1 die Förde- 
rungsbedürftigkeit von Arbeitnehmern feststellen, 
wenn ihr Anteil am Bestand aller zugewiesenen Ar- 
beitnehmer fünf Prozent nicht übersteigt. 


§ 262 
Zuschüsse 

(1) Zuschüsse können zum berücksichtigungsfähi- 
gen Arbeitsentgelt eines zugewiesenen Arbeitneh- 
mers erbracht werden. 

(2) Der Zuschuß soll mindestens 30 Prozent des be- 
rücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts betragen und 
darf regelmäßig 75 Prozent des berücksichtigungsfä- 
higen Arbeitsentgelts nicht übersteigen. 

(3) Der Zuschuß darf 90 Prozent des berücksichti- 
gungsfähigen Arbeitsentgelts betragen, wenn 

1. der Arbeitnehmer besonders förderungsbedürftig 
ist und 

2. der Träger finanziell nicht in der Lage ist, einen 
höheren Teil des berücksichtigungsfähigen Ar- 
beitsentgelts zu übernehmen. 

ln besonderen Ausnahmefällen, insbesondere bei 
Maßnahmen, die bevorzugt zu fördern sind, darf der 
Zuschuß auch bis zu 100 Prozent des berücksichti- 
gungsfähigen Arbeitsentgelts betragen. Ist eine Maß- 
nahme auf die Beschäftigung besonders förderungs- 
bedürftiger Arbeitnehmer ausgerichtet, kann der Zu- 
schuß für alle zugewiesenen Arbeitnehmer nach ei- 
nem einheitlichen Prozentsatz bemessen werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§261 

Förderungsbedürftige Arbeitnehmer 

(1) unverändert 


(2) Das Arbeitsamt kann unabhängig vom Vorlie- 
gen der Voraussetzungen nach Absatz 1 die Förde- 
rungsbedürftigkeit von Arbeitnehmern feststellen, 
wenn 

1. dadurch fünf Prozent der von dem Arbeitsamt für 
die Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men in dem Haushaltsjahr eingesetzten Mittel 
nicht überschritten werden, 

2. die Arbeitnehmer in den letzten sechs Monaten 
mindestens drei Monate beim Arbeitsamt arbeits- 
los gemeldet waren und ihre Zuweisung wegen 
der Wahrnehmung von Anleitungs- oder Betreu- 
ungsaufgaben für die Durchführung der Maßnah- 
me notwendig ist, 

3. die Arbeitnehmer bei Beginn der Maßnahme das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet und keine 
abgeschlossene Berufsausbildung haben und die 
Maßnahme mit einer berufsvorbereitenden Bil- 
dungsmaßnahme verbunden ist, oder 

4. die Arbeitnehmer wegen Art oder Schwere ihrer 
Behinderung nur durch Zuweisung in die Maß- 
nahme beruflich stabilisiert oder qualifiziert wer- 
den können. 

§262 

Zuschüsse 

unverändert 
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(4) Der Zuschuß kann zu Beginn der Maßnahme 
für jeweils ein Jahr oder für die Förderungsdauer, 
wenn diese kürzer als ein Jahr ist, in monatlichen 
Festbeträgen festgelegt werden. Sie werden nur an- 
gepaßt, wenn sich das berücksichtigungsfähige Ar- 
beitsentgelt verringert. 


§263 

Berücksichtigungsfähiges Arbeitsentgelt 

(1) Arbeitsentgelt ist berücksichtigungsfähig, so- 
weit es 80 Prozent des bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze in der Arbeitsförderung maßgeblichen Ar- 
beitsentgelts für eine gleiche oder vergleichbare un- 
geförderte Tätigkeit, höchstens jedoch 80 Prozent des 
tariflichen Arbeitsentgelts, nicht übersteigt. Arbeits- 
entgelt, das auf Grundlage abgesenkter Einstiegstari- 
fe für Langzeitarbeitslose gezahlt wird, ist bis zu 
90 Prozent dieses Betrages berücksichtigungsfähig. 
Arbeitsentgelt ist bis zu 100 Prozent des Arbeitsent- 
gelts für eine gleiche oder vergleichbare ungeförderte 
Tätigkeit, höchstens jedoch 100 Prozent des tarifli- 
chen Arbeitsentgelts berücksichtigungsfähig, soweit 
das nach Satz 1 und 2 berücksichtigungsfähige Ar- 
beitsentgelt 50 Prozent der Bezugsgröße nach § 18 
des Vierten Buches unterschreitet. Berücksichtigungs- 
fähiges Arbeitsentgelt sind auch die hierauf entfal- 
lenden Beitragsanteile des Arbeitgebers zur Sozial- 
versicherimg und zur Arbeitsförderung sowie die 
Beiträge des Arbeitgebers, die er im Rahmen eines 
Ausgleichssystems für die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfalle und für die Zahlimg von Urlaubsent- 
gelt zu leisten hat. 

(2) Für Zeiten ohne Arbeitsleistung ist Arbeitsent- 
gelt nur berücksichtigringsfähig, wenn der Arbeit- 
nehmer 

1. auf Grund einer gesetzlichen Vorschrift oder tarif- 
vertraglichen Vereinbarung einen Anspruch auf 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts für diese Zeiten 
hat oder 

2. an einer im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahme förderungsfähigen begleitenden berufli- 
chen Qualifizierung oder einem betrieblichen 
Praktikum teilnimmt. 

Das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt mindert 
sich um das Arbeitsentgelt, das dem Arbeitgeber auf 
Grund eines Ausgleichssystems erstattet wird. 


§ 263 

Berücksichtigimgsfähiges Arbeitsentgelt 

(1) Arbeitsentgelt ist berücksichtigungsfähig, so- 
weit es 80 Prozent des bis zu einer Obergrenze von 
150 Prozent der BezugsgröBe nach § 18 des Vierten 
Buches maßgeblichen Arbeitsentgelts für eine gleiche 
oder vergleichbare ungeförderte Tätigkeit, höchstens 
jedoch 80 Prozent des tariflichen Arbeitsentgelts, 
nicht übersteigt. Arbeitsentgelt, das auf Grundlage 
abgesenkter Einstiegstarife für Langzeitarbeitslose 
gezahlt wird, ist bis zu 90 Prozent dieses Betrages be- 
rücksichtigimgsfähig. Arbeitsentgelt ist bis zu 100 
Prozent des Arbeitsentgelts für eine gleiche oder 
vergleichbare iingeförderte Tätigkeit, höchstens je- 
doch 100 Prozent des tariflichen Arbeitsentgelts be- 
rücksichtigungsfähig, soweit das nach Satz 1 und 2 
berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt 50 Prozent 
der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches unter- 
schreitet. Berücksichtigungsfähiges Arbeitsentgelt 
sind auch die hierauf entfallenden Beitragsanteile des 
Arbeitgebers zur Sozialversichenong und zur Arbeits- 
förderung sowie die Beiträge des Arbeitgebers, die er 
im Rahmen eines Ausgleichssystems für die Entgelt- 
fortzahlung im Krankheitsfalle und für die Zahlimg 
von Urlaubsentgelt zu leisten hat, 

(2) unverändert 


§ 264 § 264 

Verstärkte Förderung Verstärkte Förderung 

(1) Zusätzliche Zuschüsse und Darlehen können unverändert 

erbracht werden, wenn 

1. die Finanzierung einer Maßnahme auf andere 
Weise nicht erreicht werden kann, 

2. an der Durchführimg der Arbeiten ein besonderes 
arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht und 
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3. das Land, in dem die Maßnahme durchgeführt 
wird, Darlehen und Zuschüsse in gleicher Höhe 
xmd zu vergleichbar günstigen Bedingungen er- 
bringt 

oder die zusätzliche Förderung zum Ausgleich von 
Mehraufwendungen des Trägers bei einer Vergabe 
der Arbeiten erforderlich ist. Die zusätzlichen Zu- 
schüsse und Darlehen dürfen zusammen 30 Prozent 
der Gesamtkosten einer Maßnahme nicht überstei- 
gen. 

(2) Im übrigen können Darlehen erbracht werden, 
wenn 

1. die Maßnahme sonst nicht oder nicht in einem ar- 
beitsmarktpolitisch erforderlichen Umfang durch- 
geführt werden kann, 

2. in der Maßnahme überwiegend besonders förde- 
rungsbedürftige Arbeitnehmer beschäftigt werden 
und 

3. sich der Träger oder ein Dritter angemessen an der 
Finanzierung der Gesamtkosten der Maßnahme 
beteiligt. 


§265 

Dauer der Förderung 

(1) Die Förderxmg darf in der Regel nur zwölf Mo- 
nate dauern. 

(2) Die Förderung darf bis zur Gesamtdauer von 
24 Monaten verlängert werden, wenn die Maßnahme 
bevorzugt zu fördern ist. In besonderen Ausnahmefäl- 
len darf die Förderungsdauer bereits zu Beginn der 
Maßnahme auf mehr als zwölf Monate festgesetzt 
werden. 

(3) Eine bevorzugt zu fördernde Maßnahme darf 
bis zur Gesamtdauer von 36 Monaten verlängert wer- 
den, wenn der Träger die Verpflichtung übernimmt, 
daß die zugewiesenen Arbeitnehmer anschließend in 
ein Dauerarbeitsverhältnis bei ihm oder dem durch- 
führenden Unternehmen übernommen werden. 

(4) Eine Maßnahme kann ohne zeitliche Unterbre- 
chung wiederholt gefördert werden, wenn sie darauf 
ausgerichtet ist, 

1. während einer längeren Dauer Arbeitsplätze für 
wechselnde besonders förderungsbedürftige Ar- 
beitnehmer zu schaffen und 

2. die Eingliedenmgsaussichten dieser Arbeitnehmer 
erheblich zu verbessern. 

§266 

Rückzahlung 

Die im Rahmen der Verlängerung einer Förderung 
erbrachten Zuschüsse sind zurückzuzahlen, wenn 
die vom Träger bei Antragstellung abgegebene 
Verpflichtung zur Übernahme eines zugewiesenen 
Arbeitnehmers in ein Dauerarbeitsverhältnis nicht 
erfüllt wird oder das Arbeitsverhältnis innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ende des Förderzeitraums be- 
endet wird. Dies gilt nicht, wenn 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§265 

Dauer der Förderung 

unverändert 


§266 

Rückzahlung 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


1. der Arbeitgeber bei Beendigung des Beschäfti- 
gungsverhältnisses berechtigt war, das Arbeitsver- 
hältnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zu kündigen, 

2. die Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf das 
Bestreben des Arbeitnehmers hin erfolgt, ohne daß 
der Arbeitgeber den Grund hierfür zu vertreten 
hat, 

3. der Arbeitnehmer das für ihn maßgebliche Ren- 
tenalter für eine Altersrente erreicht hat oder 

4. es für den Arbeitgeber bei einer Ersatzzuweisung 
während des dritten Förderjahres unter Würdigimg 
der Umstände des Einzelfalles unzumutbar wäre, 
den zuletzt zugewiesenen Arbeitnehmer anstelle 
des zuvor zugewiesenen Arbeitnehmers im An- 
schluß an die Förderung in ein Dauerarbeitsver- 
hältnis zu übernehmen. 

§ 267 

Zuweisung und Abberufung 

(1) Das Arbeitsamt kann einen förderungsbedürfti- 
gen Arbeitnehmer für die Dauer der Förderung in die 
Maßnahme zuweisen. 

(2) Das Arbeitsamt soll einen zugewiesenen Ar- 
beitnehmer abberufen, wenn es ihm einen zumutba- 
ren Ausbildungs- oder Arbeitsplatz vermitteln oder 
ihn durch eine zumutbare Berufsausbildung oder 
Maßnahme der beruflichen Weiterbildimg fördern 
kann. Eine Abberufimg soll jedoch nicht erfolgen, 
wenn 

1. der zugewiesene Arbeitnehmer im Anschluß an die 
Förderung in ein Dauerarbeitsverhältnis beim Trä- 
ger oder beim durchführenden Unternehmen 
übernommen wird oder 

2. die Dauer der zu vermittelnden Arbeit kürzer als 
die Restdauer der Zuweisung oder kürzer als sechs 
Monate ist. 

Das Arbeitsamt kann einen zugewiesenen Arbeit- 
nehmer auch abberufen, wenn dieser einer Einladimg 
zur Berufsberatung trotz Belehrimg über die Rechts- 
folgen ohne wichtigen Grund nicht nachkommt. 

§268 

Besondere Kündigungsrechte 

(1) Das Arbeitsverhältnis kann vom Arbeitnehmer 
ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden, wenn 
er 

1. eine Axisbildimg oder Arbeit auf nehmen kann, 

2. an einer Maßnahme der Beruf sausbildxmg oder der 
beruflichen Weiterbildung teilnehmen kann oder 

3. aus der Arbeitsbeschaffungsmaßnahme abberufen 
wird. 


§ 267 

Zuweisung und Abberufung 

unverändert 


§ 268 

Besondere Kündigungsrechte 

unverändert 
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(2) Das Arbeitsverhältnis kann vom Arbeitgeber 
ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden, wenn 
der Arbeitnehmer abberufen wird. 

§269 

K^^n/imif^ennächtigimg 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
nmg zu bestimmen. Es kann insbesondere für die Be- 
rücksichtigungsfähigkeit ' von Arbeitsentgelten eine 
niedrigere Obergrenze festsetzen und Leistungen zur 
Abgeltung nicht gewährten Urlaubs in die Fördenmg 
einbeziehen. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen 

§270 

Grundsatz 

Träger von Strukturanpassungsmaßnahmen kön- 
nen für die Beschäftigimg von zugewiesenen Arbeit- 
nehmern bis zum 31. Dezember 2002 durch Zuschüs- 
se gefördert werden, wenn 

1. die Durchführung der Maßnahme dazu beiträgt, 
neue Arbeitsplätze zu schaffen, 

2. dies zum Ausgleich von Arbeitsplatzverlusten er- 
forderlich ist, die infolge von Personalanpassungs- 
maßnahmen in einem erheblichen Umfang ent- 
standen sind oder entstehen und sich auf den örtli- 
chen Arbeitsmarkt erheblich nachteilig auswirken 
und 

3. die Träger oder durchführenden Unternehmen Ar- 
beitsverhältnisse mit vom Arbeitsamt zugewiese- 
nen fördenmgsbedürftigen Arbeitnehmern be- 
gründen. 

§271 

Fördenmgsfähige Maßnahmen 

Fördenmgsfähig sind Maßnahmen zur Erhaltung 
und Verbessenmg der Umwelt und zur Verbesserung 
des Angebotes bei den sozialen Diensten und in der 
Jugendhilfe. 

§272 

Förderungsbedürltige Arbeitnehmer 

(1) Arbeitnehmer sind förderungsbedürftig, wenn sie 
1. arbeitslos geworden oder von Arbeitslosigkeit be- 
droht sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§269 

Anordnimgsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. Sie 
kann insbesondere für die Berücksichtigungsfähigkeit 
von Arbeitsentgelten eine niedrigere Obergrenze 
festsetzen und Leistungen zur Abgeltung nicht ge- 
währten Urlaubs in die Förderung einbeziehen. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen 

§270 

Grundsatz 

unverändert 


§271 

Förderungsfähige Maßnahmen 
unverändert 

§ 272 

Förderungsbedürftige Arbeitnehmer 
(l)unverändert 
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2. vor der Zuweisung die Voraussetzungen für Ar- 
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erfüllt haben 
oder bei Arbeitslosigkeit erfüllt hätten und 

3. ohne die Zuweisung auf absehbare Zeit nicht in 
Arbeit vermittelt werden können. 

(2) Der Anteü der Arbeitnehmer, die unmittelbar 
vor der Zuweisimg Arbeitslosenhilfe bezogen haben, 
an den zugewiesenen Arbeitnehmern hat mindestens 
dem Anteil der Arbeitslosenhilfebezieher an der Ge- 
samtzahl der Bezieher von Arbeitslosengeld und Ar- 
beitslosenhilfe zu entsprechen. 


§ 273 

Höhe der Förderung 

(1) Der Zuschuß wird höchstens in Höhe des Betrags 
erbracht, der sich für den einzelnen zugewiesenen Ar- 
beitnehmer nach den durchschnittlichen monatlichen 
Aufwendimgen an Arbeitslosengeld imd Arbeitslo- 
senhilfe einschließlich der Beiträge zur Sozialversiche- 
rung aller Empfänger von Arbeitslosengeld imd Ar- 
beitslosenhilfe des Kalenderjahres errechnet 

(2) Ein Zuschuß darf in voller Höhe nur erbracht 
werden, wenn für den zugewiesenen Arbeitnehmer 
Arbeitsentgelte vereinbart sind, die die bei der Förde- 
rung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen berück- 
sichtigungsfähigen Arbeitsentgelte nicht übersteigen. 
Sind höhere Entgelte vereinbart, ist der Zuschuß um 
den übersteigenden Betrag zu kürzen. Ist die Arbeits- 
zeit eines zugewiesenen Arbeitnehmers gegenüber 
der Arbeitszeit eines vergleichbaren, mit voller Ar- 
beitszeit beschäftigten Arbeitnehmers herabgesetzt, 
ist der Zuschuß entsprechend zu kürzen. 

§274 

Dauer der Förderung 

(1) Die Fördenmg darf in der Regel nur 36 Monate 
dauern. 

(2) Die Fördenmg darf bis zur Gesamtdauer von 
48 Monaten verlängert werden, wenn der Träger die 
Verpflichtimg übernimmt, daß die zugewiesenen Ar- 
beitnehmer anschließend in ein Dauerarbeitsverhält- 
nis bei ihm oder dem durchführenden Unternehmen 
übernommen werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) Der Anteü der Arbeitnehmer, die unmittelbar 
vor der Zuweisung Arbeitslosenhilfe bezogen haben, 
an den zugewiesenen Arbeitnehmern hat mindestens 
dem Anteü der Arbeitslosenhüfebezieher an der Ge- 
samtzahl der Bezieher von Arbeitslosengeld und Ar- 
beitslosenhüfe zu entsprechen. Bei der Berechnung 
des Anteils nach Satz 1 bleiben außer Betracht 

1. Arbeitnehmer in Maßnahmen, die in einem nicht 
unerheblichen Umfang von einem Wirtschafts- 
Unternehmen mitfinanziert werden und der so- 
zialverträglichen Begleitung von Personalanpas- 
sungsmaßnahmen dieses Unternehmens dienen, 

2. Arbeitnehmer mit Anleitungs- oder Betreuungs- 
aufgaben, deren Zuweisung für die Durchführung 
der Maßnahme notwendig ist, und 

3. Arbeitnehmer, bei denen der Träger die Ver- 
pflichtung übernimmt, daß sie anschließend in ein 
Dauerarbeitsverhältnis bei ihm oder dem durch- 
führenden Unternehmen übernommen werden. 

§273 

Höhe der Förderung 
unverändert 


§274 

Dauer der Förderung 
unverändert 
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§275 

Zuweisung 

Das Arbeitsamt kann einen förderungsbedürftigen 
Arbeitnehmer für die Dauer der Förderung in die 
Maßnahme zuweisen. Eine Zuweisimg ist ausge- 
schlossen, soweit der Arbeitnehmer bereits in eine 
andere Strukturanpassungsmaßnahme oder in eine 
andere vergleichbare Maßnahme zugewiesen wurde 
und die für ihn maßgebliche Zuweisungshöchstdauer 
hierbei ausgeschöpft wurde. 

§276 

Anwendung anderer Vorschriften 

Die Vorschriften zur Förderung von Arbeitsbe- 
schaffimgsmaßnahmen über die begleitende berufli- 
che Qualifizierung der zugewiesenen Arbeitnehmer, 
die Kündigung des Arbeitsverhältnisses, die Abberu- 
fung durch das Arbeitsamt, die Vergabe der Arbeiten 
imd die Rückzahlung erbrachter Zuschüsse sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 277 

Per^riZ/wit^ermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Vor- 
aussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Förde- 
rung zu bestimmen, 

SIEBTES KAPITEL 

Weitere Aufgaben der Bundesanstalt 
ERSTER ABSCHNITT 

Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Berichterstattung 

§278 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt hat Lage xmd Entwicklimg der 
Beschäftigung und des Arbeitsmarktes im allgemei- 
nen imd nach Berufen, Wirtschaftszweigen und Re- 
gionen sowie die Wirkimgen der aktiven Arbeitsför- 
derung zu beobachten, zu untersuchen und auszu- 
werten, indem sie 

1. Statistiken erstellt, 

2. Arbeitsmarkt- und Berufsforschung betreibt 

imd 

3. Bericht erstattet. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§275 

Zuweisung 

unverändert 


§276 

Anwendung anderer Vorschriften 

unverändert 


§277 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung das Nähere über Voraussetzungen, Art, Umfang 
und Verfahren der Förderung zu bestimmen. 


SIEBTES KAPITEL 

Weitere Aufgaben der Bundesanstalt 
ERSTER ABSCHNITT 

Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Berichterstattung 

§278 

Aufgaben 

unverändert 
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§279 

Arbeitsmarktstatistiken 

Die Bundesanstalt hat aus den in ihrem Geschäfts- 
bereich anfallenden Daten Statistiken, insbesondere 
über Beschäftigung und Arbeitslosigkeit der Arbeit- 
nehmer und über die Leistungen der Arbeitsförde- 
rung, zu erstellen. Sie hat auf der Grundlage der 
Meldungen nach § 28a des Vierten Buches eine Sta- 
tistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
zu führen. 


§279 

Arbeitsmarkts tatistiken 

unverändert 


§280 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(1) Die Bundesanstalt hat bei der Festlegung von 
Inhalt, Art und Umfang der Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung ihren eigenen Informationsbedarf und den 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung zu berücksichtigen. Sie hat den Forschungs- 
bedarf mindestens in jährlichen Zeitabständen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung abzustimmen. 

(2) Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung der Bundesanstalt darf die Daten aus dem 
Geschäftsbereich der Bundesanstalt für die Arbeits- 
markt- und Berufsforschung nutzen und verarbeiten. 
Es darf ergänzend Erhebungen ohne Auskunftspflicht 
der zu Befragenden durchführen, wenn sich die In- 
formationen nicht bereits ausden im Geschäftsbereich 
der Bundesanstalt vorhandenen Daten oder aus ande- 
ren statistischen Quellen gewinnen lassen. Das Insti- 
tut, das räumlich, organisatorisch und personell vom 
Verwaltungsbereich der Bundesanstalt zu trennen ist, 
hat die Daten vor unbefugter Kenntnisnahme durch 
Dritte zu schützen. Die Daten dürfen nur für den 
Zweck der wissenschaftlichen Forschung genutzt 
werden. Die personenbezogenen Daten sind zu an- 
onymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck 
möglich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert 
zu speichern, mit denen Einzelangaben über persön- 
liche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten 
oder bestimmbaren Person zugeordnet werden kön- 
nen. Das Statistische Bundesamt und die statistischen 
Ämter der Länder dürfen dem Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung Daten entsprechend § 16 
Abs. 6 des Bundesstatistikgesetzes übermitteln. 

(3) Das Institut hat die nach den § 28a und 104 des 
Vierten Buches gemeldeten und ihr weiter übermittel- 
ten Daten der in der Bundesrepublik Deutschland Be- 
schäftigten nach der Versicherungsnummer langfri- 
stig in einer besonders geschützten Datei zu spei- 
chern. Die in dieser Datei gespeicherten Daten dürfen 
nur für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung, 
der Statistik und der nicht einzelfallbezogenen Pla- 
nung verarbeitet und genutzt werden. Sie sind zu an- 
onymisieren, sobald dies mit dem genannten Zweck 
vereinbar ist. 


§280 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

unverändert 
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§281 

Übennittlung von Daten zwischen 
der Bundesanstalt und den statistischen Ämtern 
des Bundes und der Länder 

(1) Die Bundesanstalt ist berechtigt, dem Statisti- 
schen Bundesamt und den statistischen Ämtern der 
Länder anonymisierte Einzeldaten zu sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigten zu übermitteln, soweit 
diese Daten beim Empfänger für die Erstellung der 
Erwerbstätigenstatistiken erforderlich sind. 

(2) Das Statistische Bundesamt und die statisti- 
schen Ämter der Länder sind berechtigt, der zur 
Durchführung ausschließlich statistischer Aufgaben 
zuständigen Stelle der Bundesanstalt nach Gemein- 
den zusammengefaßte statistische Daten über Selb- 
ständige, mithelfende Familienangehörige, Beamte 
imd geringfügig Beschäftigte zu übermitteln, soweit 
sie für die Berechnung von Arbeitslosenquoten im 
Rahmen der Arbeitsmarktstatistik erforderlich sind. 
Diese Daten dürfen bei der Bundesanstalt ausschließ- 
lich für statistische Zwecke durch eine von Verwal- 
txmgsaufgaben räumlich, organisatorisch xmd perso- 
nell getrennte Einheit genutzt werden. 


(3) Auf die übermittelten Daten finden die Ge- 
heimhaltungsnormen des § 16 des Bundesstatistikge- 
setzes entsprechende Anwendimg. 

{4) Bedarf die Übermittlimg einer Datenaufberei- 
tung in erheblichem Umfang, ist über die Daten- 
übermittlung eine schriftliche Vereinbarung zu 
schließen, die eine Regelimg zur Erstattung der durch 
die Aufbereitung entstehenden Kosten vorsehen 
kann. 

§282 

Arbeitsmarktberichterstattung, Weisungsrecht 

(1) Die Bimdesanstalt hat die Arbeitsmarktstatisti- 
ken und die Ergebnisse der Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung dem Bimdesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung vorzulegen und in geeigneter Form zu 
veröffentlichen. Sie hat zu gewährleisten, daß bei der 
Wahrnehmimg der Aufgaben dieses Abschnitts auch 
einem kurzfristigen arbeitsmarktpolitischen Informa- 
tionsbedarf der Bimdesanstalt imd des Bimdesmini- 
steriums für Arbeit imd Sozialordnung entsprochen 
werden kann. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§281 

Übermittlung von Daten 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Für die Verwendung gegenüber den gesetzge- 
benden Körperschaften und für Zwecke der Planung, 
jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, dür- 
fen den obersten Bundes- oder Landesbehörden von 
der Bundesanstalt Tabellen der Arbeitsmarktstatisti- 
ken übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall ausweisen. 

(4) Auf die übermittelten Daten und Tabellen fin- 
den die Geheimhaltungsnormen des § 16 des Bun- 
desstatistikgesetzes entsprechende Anwendung. 

(5) Bedarf die Übennittlung einer Datenaufberei- 
tung in erheblichem Umfang, ist über die Daten- oder 
Tabellenübermittlimg eine schriftliche Vereinbanmg 
zu schließen, die eine Regelung zur Erstattung der 
durch die Aufbereihmg entstehenden Kosten vorse- 
hen kann. 

§ 282 

Arbeitsmarktberichterstattung, Weisungsrecht 
unverändert 
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(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann Art und Umfang sowie Tatbestände 
und Merkmale der Statistiken und der Arbeitsmarkt- 
berichterstattung näher bestimmen imd der Bundes- 
anstalt entsprechende fachliche Weisimgen erteilen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Erteilung von Genehmigungen 
und Erlaubnissen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Ausländerbeschäftigung 

§ 283 

Genehmigungspflicht 

(1) Ausländer dürfen eine Beschäftigung nur mit 
Genehmigung des Arbeitsamtes ausüben und von 
Arbeitgebern nur beschäftigt werden, wenn sie eine 
solche Genehmigung besitzen. Einer Genehmigung 
bedürfen nicht 

1. Ausländer, denen nach den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft oder nach dem Ab- 
kommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
Freizügigkeit zu gewähren ist, 

2. Ausländer, die eine unbefristete Aufenthaltser- 
laubnis oder eine Aufenthaltsberechtigung besit- 
zen, und 

3. andere Ausländer, wenn dies in zwischenstaatli- 
chen Vereinbarungen, auf Grund eines Gesetzes 
oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist. 

(2) Die Genehmigung ist vor der Aufnahme der Be- 
schäftigimg einzuholen. 

(3) Die Genehmigung wird als Arbeitserlaubnis 
erteilt, wenn nicht Anspruch auf die Erteilung als Ar- 
beitsberechtigung besteht. 

(4) Die Genehmigimg darf nur erteüt werden, 
wenn der Ausländer eine Aufenthaltsgenehmigimg 
nach § 5 des Ausländergesetzes besitzt, soweit durch 
Rechtsverordnimg nichts anderes bestimmt ist, und 
wenn die Ausübimg einer Beschäftigung nicht durch 
eine ausländerrechtliche Auflage ausgeschlossen ist. 

§284 

Arbeitserlaubnis 

(1) Die Arbeitserlaubnis kann erteilt werden, wenn 

1. sich durch die Beschäftigung von Ausländem 
nachteilige Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, 
insbesondere hinsichtlich der Beschäftigungsstruk- 
tur, der Regionen und der Wirtschaftszweige, nicht 
ergeben, 

2. für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer so- 
wie Ausländer, die diesen hinsichtlich der Arbeits- 
aufnahme rechtlich gleichgestellt sind, nicht zur 
Verfügung stehen, und 


Beschlüsse des 11. Aus Schusses 


ZWEITER ABSCHNITT 

Erteilung von Genehmigungen 
und Erlaubnissen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Ausländerbeschäftigung 

§283 

Genehmigungspflicht 

unverändert 


§284 

Arbeitserlaubnis 

unverändert 
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3. der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbe- 
dingungen als vergleichbare deutsche Arbeitneh- 
mer beschäftigt wird. 

Für eine Beschäftigung stehen deutsche Arbeitneh- 
mer \md diesen gleichgestellte Ausländer auch dann 
zur Verfügxmg, wenn sie nur mit Förderung des Ar- 
beitsamtes vermittelt werden können. 

(2) Die Arbeitserlaubnis kann abweichend von Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 erteilt werden, soweit dies 
durch Rechtsverordmmg oder in zwischenstaatlichen 
Vereinbanmgen bestimmt ist. 

(3) Ausländem, die ihren Wohnsitz oder gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Ausland haben und eine Beschäf- 
tigung im Bundesgebiet aufnehmen wollen, darf eine 
Arbeitserlaubnis nicht erteilt werden, soweit durch 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Für die erstmahge Beschäftigxmg kann die Er- 
teilxmg der Arbeitserlaubnis für einzelne Personen- 
gruppen durch Rechtsverordnung davon abhängig 
gemacht werden, daß sich der Ausländer unmittelbar 
vor der Antragstellung eine bestimmte Zeit, die fünf 
Jahre nicht überschreiten darf, erlaubt oder geduldet 
im Bxmdesgebiet aufgehalten hat oder vor einem 
bestimmten Zeitpunkt in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eingereist ist. 

(5) Die Arbeitserlaubnis kann befristet und auf 
bestimmte Betriebe, Berufsgmppen, Wirtschaftszwei- 
ge oder Bezirke beschränkt werden. 

§ 285 § 285 

Arbeitsberechtigung Arbeitsberechtigung 

(1) Die Arbeitsberechtigung wird erteilt, wenn der unverändert 

Ausländer 

1. eine Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbefug- 
nis besitzt und 

a) fünf Jahre rechtmäßig eine versicherxmgs- 
pflichtige Beschäftigung im Bundesgebiet aus- 
geübt hat oder 

b) sich seit sechs Jahren im Bundesgebiet unun- 
terbrochen aufhält und 

2. nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als 
vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt 
wird. 

Für einzelne Personengmppen können durch Rechts- 
verordnimg Ausnahmen von Satz 1 Nr. 1 zugelassen 
werden. 

(2) Auf die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe a werden nicht angerechnet Zeiten 

1. einer Beschäftigung, die vor dem Zeitpunkt liegen, 
in dem der Ausländer aus dem Bundesgebiet unter 
Aufgabe seines gewöhnhchen Aufenthalts ausge- 
reist war, 

2. einer auf Grund einer Rechtsverordmmg nach 
§ 287 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zeitlich begrenzten Be- 
schäftigung sowie 
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3. einer Beschäftigung, für die der Ausländer auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach § 287 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 7 oder auf Grund einer zwischenstaatli- 
chen Vereinbarung von der Genehmigungspflicht 
für eine Beschäftigung befreit war. 

(3) Die Arbeitsberechtigung wird unbefristet und 
ohne betriebliche, berufliche imd regionale Be- 
schränkimgen erteilt, soweit durch Rechtsverordnimg 
nichts anderes bestimmt ist. 

§286 

Arbeitserlaubnisgebühr 

(1) Für die Erteilimg einer Arbeitserlaubnis an 
ausländische Arbeitnehmer, die auf der Grundlage 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung über die Be- 
schäftigung von Arbeitnehmern auf der Gnmdlage 
von Werkverträgen tätig werden, kann beim Arbeit- 
geber eine Gebühr (Arbeitserlaubnisgebühr) erhoben 
werden, soweit dies durch Rechtsverordnung be- 
stimmt ist 

(2) Die Gebühr wird für die Aufwendungen erho- 
ben, die im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Vereinbarungen stehen. Bei der Festsetzung der 
Gebührenhöhe können auch Aufwendimgen für 
Maßnahmen berücksichtigt werden, die der Überwa- 
chung der Einhaltung der Vereinbarungen dienen 
sollen. 


(3) Der Arbeitgeber darf sich die Gebühr nach Ab- 
satz 1 imd 2 von dem ausländischen Arbeitnehmer 
oder einem Dritten weder ganz noch teilweise erstat- 
ten lassen. 

(4) Die Vorschriften des Verwaltimgskostengeset- 
zes sind anzuwenden. 

§287 

Verordnungsermächtigimg und Weisungsrecht 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates 

1. Ausnahmen für die Erteilung einer Arbeitserlaub- 
nis an Ausländer, die keine Aufenthaltsgenehmi- 
gimg besitzen, 

2. Ausnahmen für die Erteilung einer Arbeitserlaub- 
nis imabhängig von der Arbeitsmarktlage, 

3. Ausnahmen für die Erteilung einer Arbeitserlaub- 
nis an Ausländer mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt im Ausland, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§286 

Arbeitserlaubnisgebühr 

(1) Für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an 
ausländische Arbeitnehmer, die auf der Grundlage 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung über die Be- 
schäftigung von Arbeitnehmern auf der Gnmdlage 
von Werkverträgen tätig werden, kann beim Arbeit- 
geber eine Gebühr (Arbeitserlaubnisgebühr) erhoben 
werden. 

(2) Die Gebühr wird für die Aufwendungen erho- 
ben, die im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Vereinbarungen stehen. Bei der Festsetzung der 
Gebührenhöhe können auch Aufwendungen für 
Maßnahmen berücksichtigt werden, die der Überwa- 
chung der Einhaltung der Vereinbarungen dienen 
sollen. Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch 
Anordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände für 
die Arbeitserlaubnisgebühr zu bestimmen und dabei 
feste Sätze vorzusehen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

§287 

Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmimg des Bimdesrates 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 
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4. die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ar- 
beitserlaubnis für eine erstmalige Beschäftigung, 


5. das Nähere über Umfang und Geltungsdauer der 
Arbeitserlaubnis, 

6. weitere Personengruppen, denen eine Arbeitsbe- 
rechtigxmg erteilt wird, sowie die zeitliche, be- 
triebliche, berufliche und regionale Beschränkung 
der Arbeitsberechtigimg, 

7. weitere Ausnahmen von der Genehmigungspflicht, 

8. die Voraussetzungen für das Verfahren und die 
Aufhebung einer Genehmigung sowie 

9. die gebührenpflichtigen Tatbestände für die Ar- 
beitserla u bnisgeb ühr 

näher bestimmen. Für die Arbeitserlaubnisgebühr 
können feste Sätze vorgesehen werden, 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann der Bundesanstalt zur Durchführung 
der Bestimmungen dieses Unterabschnittes und der 
hierzu erlassenen Rechtsverordnungen sowie der von 
den Organen der Europäischen Gemeinschaften er- 
lassenen Bestimmungen über den Zugang zum Ar- 
beitsmarkt und der zwischenstaatlichen Vereinba- 
rungen über die Beschäftigung von Arbeitnehmern 
Weisungen erteilen. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Beratung und Vermittlung durch Dritte 

ERSTER TITEL 
Berufsberatung 

§288 

Untersagung der Berufsberatung 

(1) Das Arbeitsamt hat einer natürlichen oder juri- 
stischen Person oder Personengesellschaft, die Be- 
rufsberatung betreibt (Berufsberater), die Ausübung 
dieser Tätigkeit ganz oder teilweise zu untersagen, 
sofern dies zum Schutz der Ratsuchenden erforderlich 
ist. Bei einer juristischen Person oder Personengesell- 
schaft kann auch einer von ihr für die Leitung des 
Betriebes bestellten Person die Ausübung der Tätig- 
keit ganz oder teilweise untersagt werden, sofern dies 
zum Schutz der Ratsuchenden erforderlich ist. 

(2) Im Untersagimgsverfahren hat die betreffende 
Person auf Verlangen des Arbeitsamtes 

1. die Auskünfte zu erteilen, die zur Durchfühnmg 
des Verfahrens erforderlich sind, und 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. die Voraussetzungen für die Erteilimg einer Ar- 
beitserlaubnis sowie das Erfordernis einer ärztli- 
chen Untersuchung von Ausländem mit Wohnsitz 
oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland mit 
deren Einwilligung für eine erstmalige Beschäfti- 
gung, 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. weitere Ausnahmen von der Genehmigimgspflicht 
sowie 

8. die Voraussetzungen für das Verfahren und die 
Aufhebung einer Genehmigung 

9. entfällt 

näher bestimmen. 

(2) unverändert 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Beratung und Vermittlung durch Dritte 

ERSTER TITEL 
Berufsberatimg 

§288 

Untersagung der Berufsberatung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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2. die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen, aus de- 
nen sich die Richtigkeit ihrer Angaben ergibt. 

Sie kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung sie selbst oder einen in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne- 
ten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfol- 
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Soweit es zur Durchführung der Überprüfung 
erforderlich ist, sind die vom Arbeitsamt beauftragten 
Personen befugt, Geschäftsräume der betreffenden 
Person während der üblichen Geschäftszeiten zu be- 
treten. Sie hat diese Maßnahmen zu dulden. 

(4) Untersagt das Arbeitsamt die Ausübung der Be- 
rufsberatung, so hat es die weitere Ausübung dieser 
Tätigkeit nach den Vorschriften des Verwaltimgs- 
vollstreckungsgesetzes zu verhindern. 

§289 

Offenbarungspflicht 

Der Berufsberater, der die Interessen eines Arbeit- 
gebers oder einer Einrichtung wahmimmt, ist ver- 
pflichtet, dem Ratsuchenden deren Identität mitzutei- 
len,- er hat darauf hinzuweisen, daß sich die Interes- 
senwahmehmung auf die Beratungstätigkeit auswir- 
ken kann. Die Pflicht zur Offenbarung besteht auch, 
wenn der Berufsberater zu einer Einrichtung Verbin- 
dimgen imterhält, deren Kenntnis für die Ratsuchen- 
den zur Beurteilung einer Beratung von Bedeutimg 
sein kann. 

§290 

Vergütungen 

Für eine Berufsberatung dürfen Vergütungen vom 
Ratsuchenden nxir dann verlangt oder entgegenge- 
nommen werden, wenn der Berufsberater nicht zu- 
gleich eine Vermittlung von Ausbildungs- oder Ar- 
beitsplätzen betreibt oder eine entsprechende Ver- 
mittlimg in damit zusammenhängenden Geschäfts- 
räumen betrieben wird. Entgegen Satz 1 geschlosse- 
ne Vereinbanmgen sind unwirksam. 

ZWEITER TITEL 

Ausbildimgsvermittlung und Arbeitsvermittlimg 

§291 

Erlaubnispflicht 

(1) Ausbildungsvermittlung imd Arbeitsvermittlung 
durch eine natürliche oder juristische Person oder ei- 
ne Personengesellschaft (Vermittler) ist nur mit einer 
Erlaubnis zulässig. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(3) Soweit es zur Durchführung der Überprüfung 
erforderlich ist, sind die vom Arbeitsamt beauftragten 
Personen befugt, Geschäftsräume der betreffenden 
Person während der üblichen Geschäftszeiten zu be- 
treten. Sie hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu dul- 
den. 

(4) unverändert 

§289 

Offenbanmgspflicht 

unverändert 


§290 

Vergütungen 

unverändert 


ZWEITER TITEL 

Ausbildimgsvermittlung und Arbeitsvermittlung 
§291 

Erlaubnispflicht 

unverändert 
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(2) Nicht erlaubnispflichtig sind 

1. Maßnahmen öffentlich-rechtlicher Träger der so- 
zialen Sicherung, die auf das Zustandekommen 
von Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnissen gerich- 
tet sind, soweit sie zur Durchfühnmg der ihnen ge- 
setzlich übertragenen Aufgaben erforderlich sind, 

2. die im alleinigen Interesse imd Auftrag eines Ar- 
beitgebers erfolgende Unterstützimg bei einer 
Selbstsuche des Arbeitgebers nach Auszubilden- 
den und Arbeitnehmern, wenn hierfür eine er- 
folgsunabhängige Vergütung vereinbart und ge- 
währt wird, 

3. die Herausgabe und der Vertrieb von Listen über 
Stellenanbieter, Ausbildimgsuchende und Arbeit- 
suchende, wenn für die Aufnahme in die Liste, ih- 
ren Vertrieb und ihren Erwerb die Ausbildimgsu- 
chenden und Arbeitsuchenden sich allenfalls in 
geringem Umfang an den Kosten beteiligen müs- 
sen, 

4. die gelegentliche und unentgeltliche Empfehlung 
von Ausbildimgsuchenden und Arbeitsuchenden, 
die ihren Wohnsitz oder gewöhnhchen Aufenthalt 
in Deutschland haben oder die Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemein- 
schaft oder eines Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum sind. 

(3) Die Aufnahme von Stellenangeboten imd Stel- 
lengesuchen in Medien, die der Verbreitung von In- 
formationen dienen, allgemein zugänglich sind und 
regelmäßig angeboten werden, gilt nicht als Vermitt- 
lung. 


§ 292 § 292 

Auslandsvermittlung, Erlaubniserteiliing Auslandsvennittliing, Erlaubniserteilimg 

(1) Die Vermittlimg für eine Beschäftigimg im unverändert 

Ausland außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 

oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie aus 
diesem Ausland für eine Beschäftigimg im Inland 
(Auslandsvermittlung) darf nur von der Bundesanstalt 
durchgeführt werden. 

(2) Ein Vermittler darf Vermittlung für eine Be- 
schäftigung in diesem Ausland und aus diesem Aus- 
land für eine Beschäftigung im Inland nur mit einer 
besonderen Erlaubnis betreiben. Sie kann erteilt wer- 
den, wenn unter Berücksichtigxmg der schutzwürdi- 
gen Interessen der Arbeitnehmer und der deutschen 
Wirtschaft nachteilige Auswirkimgen auf den Ar- 
beitsmarkt nicht zu erwarten sind. Das Bimdesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnimg kann durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bimdesrates 
bestimmen, für welche Berufe imd Tätigkeiten eine 
besondere Erlaubnis erteilt wird. 
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§293 

Voraussetzungen der Erlaubniserteilung 

(1) Eine Erlaubnis zur Vermittlung ist zu erteilen, 
wenn der Antragsteller die hierfür erforderliche Eig- 
nung und Zuverlässigkeit besitzt, in geordneten Ver- 
mögensverhältnissen lebt und über angemessene Ge- 
schäftsräume verfügt. Ist der Antragsteller eine juri- 
stische Person oder Personengesellschaft, müssen für 
die Vermittlimgstätigkeit verantwortliche, zuverlässi- 
ge natürliche Personen bestellt werden, die die erfor- 
derliche Eignung besitzen. 

(2) Die Erlaubnis kann imter Bedingungen erteilt 
sowie mit Auflagen oder einem Widerrxifsvorbehalt 
verbunden werden, soweit dies zum Schutz der Be- 
teiligten erforderlich ist. 

§294 

Verfahren der Erlaubniserteilung 

(1) Die Erlaubnis wird vom Landesarbeitsamt auf 
Antrag erteilt. Sie ist zunächst auf drei Jahre befristet. 
Auf Antrag wird sie unbefristet verlängert. Der Ver- 
längerungsantrag kann frühestens sechs Monate vor 
Ablauf der Frist gestellt werden. 

(2) Für die Bearbeitung eines Antrages auf Ertei- 
lung einer Erlaubnis wird eine Gebühr erhoben. Die 
Höhe der Gebühr beträgt für die Erteilung einer be- 
fristeten Erlaubnis 1 000 Deutsche Mark und für die 
Erteilung einer unbefristeten Erlaubnis 2 000 Deut- 
sche Mark. Auf die Erhebung der Gebühr kann ver- 
zichtet werden, wenn die Vermittlung unentgeltlich 
erfolgen soll. Die Vorschriften des Verwaltimgsko- 
stengesetzes sind anzuwenden. 

§295 

Aufhebung der Erlaubnis 

Die Erlaubnis kann aufgehoben werden, wenn die 
Vermittlungstätigkeit während eines Zeitraums von 
länger als zwei Jahren nicht ausgeübt worden ist. Die 
Erlaubnis ist aufzuheben, wenn 

1. die Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis 
von vornherein rücht Vorgelegen haben oder später 
weggefallen sind oder 

2. der Vermittler wiederholt oder in schwerwiegender 
Weise gegen gesetzliche Bestimmungen oder eine 
Auflage verstoßen hat. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§293 

Voraussetzungen der Erlaubniserteilung 

unverändert 


§ 294 

Verfahren der Erlaubniserteilung 

(1) Die Erlaubnis wird von der Direktion auf An- 
trag erteilt. Sie ist zunächst auf drei Jahre befristet. 
Auf Antrag wird sie xmbefristet verlängert. Der Ver- 
längerungsantrag kann frühestens sechs Monate vor 
Ablauf der Frist gestellt werden. 

(2) unverändert 


§295 

Aufhebung der Erlaubnis 

unverändert 
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§296 

Vergütungen 

Für die Leistungen zur Vermittlung dürfen nur vom 
Arbeitgeber Vergütungen verlangt oder entgegenge- 
nommen werden. Dies gilt nicht, soweit durch 
Rechtsverordnung etwas anderes bestimmt ist. Zu 
den Leistungen zur Vermittlung gehören auch alle 
Leistungen, die zur Vorbereitung und Durchfühnmg 
der Vermittlung erforderlich sind, insbesondere die 
Feststellung der Kenntnisse des Ausbildimgsuchen- 
den und Arbeitsuchenden sowie die mit der Vermitt- 
lung verbundene Berufsberatung. 

§297 

Unwirksamkeit von Vereinbarungen 

Unwirksam sind 

1. Vereinbarungen mit einem Vermittler, soweit die- 
ser nicht eine entsprechende Erlaubnis besitzt, 

2. Vereinbarungen zwischen einem Vermittler und 
einem Ausbildungsuchenden oder Arbeitsuchen- 
den über die Zahlung einer Vergütung, es sei 
denn, sie darf nach Zulassung durch eine Rechts- 
verordnung verlangt werden, 

3. Vereinbarungen zwischen einem Vermittler und 
einem Arbeitgeber, wenn der Vermittler eine Ver- 
gütung mit einem Arbeitnehmer vereinbart oder 
von diesem entgegennimmt, obwohl dies nicht 
zulässig ist, und 

4. Vereinbarungen, die sicherstellen sollen, daß ein 
Arbeitgeber oder ein Arbeitnehmer sich aus- 
schließlich eines bestimmten Vermittlers bedient. 

§ 298 

Behandlung von Daten 

(1) Vermittler dürfen Daten über zu besetzende 
Ausbildungs- und Arbeitsplätze und über Ausbil- 
dimgsuchende und Arbeitnehmer nur erheben, ver- 
arbeiten und nutzen, soweit dies für die Verrichtung 
ihrer erlaubten Vermittlungstätigkeit erforderlich ist. 
Sind diese Daten personenbezogen oder Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisse, dürfen sie nur erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, soweit der Betroffe- 
ne im Einzelfall nach Maßgabe des § 4 des Bundesda- 
tenschutzgesetzes eingewilligt hat. Übermittelt der 
Vermittler diese Daten im Rahmen seiner Vermitt- 
lungstätigkeit einer weiteren Person oder Einrich- 
tung, darf diese sie nur zu dem Zweck verarbeiten 
oder nutzen, zu dem sie ihr befugt übermittelt worden 
sind. 


Beschlüsse des 11, Ausschusses 
§ 296 

Vergütungen 

unverändert 


§297 

Unwirksamkeit von Vereinbarungen 
unverändert 


§298 

Behandlung von Daten 

unverändert 
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(2) Nach Abschluß der Vermittlungstätigkeit sind 
die dem Vermittler zur Verfügxmg gestellten Unterla- 
gen dem Betroffenen zurückzugeben. Personenbezo- 
gene Daten sind zu löschen. Dies gilt nicht, soweit 
gesetzliche Aufbewahrungspflichten oder ein be- 
rechtigtes Interesse des Vermittlers entgegenstehen. 
Der Betroffene kann nach Abschlxiß der Vermittlungs- 
tätigkeit hinsichtlich der Unterlagen und der perso- 
nenbezogenen Daten schriftlich etwas anderes zulas- 
sen. 

§299 

Meldung statistischer Daten 

Die Berufsberater imd Vermittler haben der Bim- 
desanstalt die nicht personenbezogenen statistischen 
Daten über Ratsuchende, Beratungen, Bewerber, of- 
fene Stellen und Vermittlungen, die für die Durchfüh- 
rung der Arbeitsmarktbeobachtung erforderlich sind, 
nach Maßgabe einer Rechtsverordnimg nach § 301 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 zu melden. 

§300 

Pflichten 

(1) Auf Verlangen des Landesarbeitsamtes hat der 
Vermittler 

1. die Auskünfte zu erteilen, die zxir Dxirchführung 
imd Überprüfung der Einhaltung der Bestimmim- 
gen dieses Titels und einer hierzu nach § 301 
Abs. 1 ergangenen Rechtsverordnung erforderlich 
sind und 

2. die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen, aus de- 
nen sich die Richtigkeit seiner Angaben ergibt. 

Er kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne- 
ten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfol- 
gimg oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Soweit es zur Durchführung der Überprüfung 
im Einzelfall erforderlich ist, sind die vom Landesar- 
beitsamt beauftragten Personen befugt, Geschäfts- 
räume des Vermittlers während der üblichen Ge- 
schäftszeiten zu betreten. Der Vermittler hat die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 

DRITTER TITEL 

Verordnungsermächtigung imd Weisungsrecht 

§301 

Verordnungsennächtigung und Weisungsrecht 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnimg 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über 
die Erlaubniserteilung zu bestimmen. Es kann dabei 
insbesondere regeln 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§299 

Meldung statistischer Daten 

unverändert 


§300 

Pflichten 

(1) Auf Verlangen der Direktion hat der Vermittler 
1. unverändert 


2. unverändert 

Er kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne- 
ten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfol- 
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungs Widrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Soweit es zur Durchführung der Überprüfung 
im Einzelfall erforderlich ist, sind die von der Direk- 
tion beauftragten Personen befugt, Geschäftsräume 
des Vermittlers während der üblichen Geschäftszei- 
ten zu betreten. Der Vermittler hat die Maßnahmen 
nach Satz 1 zu dulden. 

DRITTER TITEL 

Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht 
§301 

Verordnungsennächtigung und Weisungsrecht 

unverändert 
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1. die näheren Voraussetzungen für die Erteilung ei- 
ner Erlaubnis, ihren Umfang und ihre Aufhebxmg, 
für die Eignung sowie das Verfahren, 

2. die näheren Voraussetzungen für die Vereinba- 
rung von Vergütxmgen, ihre Höhe und Fälligkeit 
sowie die Erlaubnisgebühr, 

3. die Berufe oder Personengruppen, bei denen die 
Vereinbarung von Vergütimgen mit den Arbeit- 
nehmern wegen der bestehenden Besonderheiten 
der Vermittlung zulässig ist xuid 

4. Art und Umfang sowie Tatbestände, Merkmale 
und Zeitpunkte bei der Meldxmg statistischer Da- 
ten durch Berufsberater und Vermittler. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann der Bundesanstalt für die Durchfüh- 
rung der Aufgaben nach dem ersten und zweiten Ti- 
tel dieses Unterabschnitts sowie der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 Weisungen erteüen. 

VIERTER TITEL 

Anwerbung aus dem Ausland 
§302 

Befugnis zur Anwerbung 

(1) Die Anwerbung 

1. von Ausländem, die nicht Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, 
im Ausland für eine Beschäftigung im Inland sowie 

2. von Arbeitnehmern im Inland für eine Beschäfti- 
gung im Ausland außerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum 

darf nur die Bundesanstalt durchführen. 

(2) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern für die 
Einstellung von Arbeitnehmern im eigenen Unter- 
nehmen die Zustimmung zur Anwerbung erteilen. 
Die Zustimmung muß vor der Anwerbxmg eingeholt 
werden. Sie kann erteilt werden, wenn sich unter Be- 
rücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der 
Arbeitnehmer und der Interessen der deutschen Wirt- 
schaft keine nachteiligen Auswirkungen auf den Ar- 
beitsmarkt oder den Ausbüdungsstellenmarkt erge- 
ben. 

(3) Die Zustimmung kann mit Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden, soweit dies zxim Schutz der 
Arbeitnehmer, des Arbeitsmarktes oder Ausbü- 
dungsstellenmarktes erforderlich ist. 
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VIERTER TITEL 

Anwerbung aus dem Ausland 
§302 

Befugnis zur Anwerbung 

(1) Die Anwerbung 

1. von Ausländem, die nicht Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum sind, im Ausland für 
eine Beschäftigung im Inland sowie 

2. von Arbeitnehmern im Inland für eine Beschäfti- 
gung im Ausland außerhalb der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

darf nur die Bundesanstalt durchführen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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§303 


§ 303 


Weisungsrecht 


Weisungsrecht 


Das Bundesministerium für Arbeit imd Sozialord- unverändert 

nung kann der Bundesanstalt zur Durchfühning der 
Anwerbung imd Auslandsvermittlung sowie der dazu 
von den Organen der Europäischen Gemeinschaften 
erlassenen Bestimmungen und der zwischenstaatli- 
chen Vereinbarungen über Anwerbimg imd Arbeits- 
vermittlung Weisungen erteilen. 


DRITTER ABSCHNITT DRITTER ABSCHNITT 

Bekämpfung von Leistungsmißbrauch Bekämpfung von Leistungsmißbrauch 

und illegaler Ausländerbeschäftigung und illegaler Ausländerbeschäftigung 


§ 304 § 304 

Prüfung Prüfung 

(1) Die Arbeits- imd Hauptzollämter prüfen, ob unverändert 

1 . Sozialleistungen nach diesem Buch rechtmäßig er- 
bracht werden oder wurden, 

2. ausländische Arbeitnehmer mit einer für ihre Tä- 
tigkeit erforderlichen Genehmigung und nicht zu 
ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleich- 
bare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt werden 
oder wurden. 

(2) Die Arbeits- und Hauptzollämter werden hier- 
bei von den 

1. nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit zuständigen Be- 
hörden, 

2. Krankenkassen, 

3. Trägem der Rentenversicherung, 

4. Finanzbehörden, 

5. in § 63 des Ausländergesetzes genannten Behör- 
den, 

6. Trägem der Unfallversicherung, 

7. für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehör- 
den 

unterstützt. 

(3) Die Prüfungen können mit anderen Prüfungen 
der in Absatz 2 genannten Behörden verbunden wer- 
den? die Vorschriften über die Unterrichtung und Zu- 
sammenarbeit bleiben hiervon unberührt. 
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§ 305 

Betretens- und Prüiungsrecht 

(1) Zur Ermittlung der für eine Prüfung erforderli- 
chen Tatsachen sind die Arbeits- und Hauptzollämter 
sowie die sie imterstützenden Behörden berechtigt, 
Grundstücke und Geschäftsräume des Arbeitgebers 
während der Geschäftszeit zu betreten und dort Ein- 
sicht in die Lohn-, Melde- oder vergleichbare Unter- 
lagen zu nehmen. Ist ein Arbeitnehmer bei Dritten 
tätig, sind die Arbeits- und Hauptzollämter sowie die 
sie imterstützenden Behörden berechtigt, deren 
Gnmdstücke und Geschäftsräume während der Ge- 
schäftszeit zu betreten. Die Arbeits- und Hauptzoll- 
ämter sind ferner ermächtigt, die Personalien der in 
den Geschäftsräumen oder auf dem Grundstück des 
Arbeitgebers oder des Dritten tätigen Personen zu 
überprüfen. 

(2) Auftraggeber von Selbständigen stehen Arbeit- 
gebern gleich, wenn die Auftraggeber juristische Per- 
sonen oder im Handelsregister eingetragen sind. 

(3) Im Verteidigungsbereich darf ein Betretens- 
recht nur im Einvernehmen mit dem Bimdesministe- 
rium der Verteidigung ausgeübt werden. 

§ 306 

Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

(1) Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Dritte, die bei 
einer Prüfung nach § 304 Abs. 1 angetroffen werden, 
haben die Prüfung zu dulden imd bei der Ermittlung 
der Tatsachen mitzuwirken, insbesondere auf Ver- 
langen unverzüglich die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und Unterlagen vorzulegen. Sie haben auch 
das Betreten der Grundstücke imd der Geschäftsräu- 
me nach Maßgabe von § 305 Abs. 1 zu dulden. Aus- 
künfte, die den Verpflichteten oder eine ihm nahe- 
stehende Person {§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Zivilprozeß- 
ordnung) der Gefahr aussetzen, wegen einer Straftat 
oder Ordmmgswidrigkeit verfolgt zu werden, können 
verweigert werden. 

(2) In automatisierten Dateien gespeicherte Daten 
hat der Arbeitgeber auf Verlangen und auf Kosten 
der Arbeits- oder Hauptzollämter auszusondem imd 
auf maschinenverwertbaren Datenträgern oder in Li- 
sten zur Verfügung zu stellen. Der Arbeitgeber darf 
maschinenverwertbare Datenträger oder Datenlisten, 
die die erforderlichen Daten enthalten, ungesondert 
zur Verfügung stellen, wenn die Aussonderung nüt 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wä- 
re und überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen nicht entgegenstehen. Haben die Ar- 
beitsämter Daten ausgesondert, dürfen die nicht be- 
nötigten Daten weder verarbeitet noch genutzt wer- 
den, Für eine Prüfung nicht mehr benötigte Datenträ- 
ger oder Listen sind unverzüglich zu vernichten oder 
auf Verlangen dem Arbeitgeber zurückzugeben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§305 

Betretens- und Prüfungsrecht 

unverändert 


§ 306 

Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

(1) unverändert 


(2) In automatisierten Dateien gespeicherte Daten 
hat der Arbeitgeber auf Verlangen und auf Kosten 
der Arbeits- oder Hauptzollämter auszusondem und 
auf maschinenverwertbaren Datenträgern oder in Li- 
sten zur Verfügung zu stellen. Der Arbeitgeber darf 
maschinenverwertbare Datenträger oder Datenlisten, 
die die erforderlichen Daten enthalten, ungesondert 
zur Verfügung stellen, wenn die Aussondemng mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wä- 
re und überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen nicht entgegenstehen. Haben die Ar- 
beitsämter oder Hauptzollämter Daten ausgesondert, 
dürfen die nicht benötigten Daten weder verarbeitet 
noch genutzt werden. Für eine Prüfung nicht mehr 
benötigte Datenträger oder Listen sind unverzüglich 
zu vernichten oder auf Verlangen dem Arbeitgeber 
zurückzugeben. 
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§307 

Zusammenarbeit mit den Hauptzollämtera 

Die Prüfungen der Hauptzollämter erfolgen eigen- 
verantwortlich im Einvernehmen mit der Bundesan- 
stalt. Die Hauptzollämter sind an Erklärungen der 
Bundesanstalt zu Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung, die ihnen über das Bundesministerium 
der Finanzen zugeleitet werden, gebunden. Bei un- 
terschiedlicher Rechtsauffassung entscheidet das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

§308 

Unterrichtung und Zusammenarbeit 
von Behörden 

(1) Die in § 304 genannten Behörden sind berech- 
tigt, die für Prüfungen erforderlichen Daten und die 
Ergebnisse der Prüfungen einander zu übermitteln. 
Andere Behörden, die die Arbeits- und Hauptzolläm- 
ter bei ihren Prüfungen unterstützen, dürfen die er- 
forderlichen Daten erheben und an die zuständigen 
Stellen übermitteln. Die Arbeitsämter dürfen Daten, 
die für die Prüfung nach § 304 Abs. 1 Nr. 2 erforder- 
lich sind, auch den Behörden nach Satz 2 übermitteln. 

(2) Die Arbeits- und Hauptzollämter regen die Zu- 
sammenarbeit der sie bei Prüfungen unterstützenden 
Behörden an. Die Arbeitsämter koordinieren einver- 
nehmlich die Ermittlungen, wenn dies zweckmäßig 
ist. 

(3) Die Arbeits- und Hauptzollämter unterrichten 
die jeweils zuständigen Behörden, wenn sich bei der 
Durchfühnmg ihrer Aufgaben nach diesem Buch An- 
haltspunkte für Verstöße gegen 

1. das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, 

2. das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, 

3. Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung 
und des Vierten Buches über die Verpflichtimg zur 
Zahlung von Sozialversichenmgsbeiträgen, 

4. Steuergesetze oder 

5. das Ausländergesetz 


ergeben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§307 

Zusammenarbeit mit den Hauptzollämtem 

unverändert 


§308 

Unterrichtung und Zusammenarbeit 
von Behörden 

(1) Die in § 304 genannten Behörden sind berech- 
tigt, die für Prüfungen erforderlichen Daten und die 
Ergebnisse der Prüfungen einander zu übermitteln. 
Andere Behörden, die die Arbeits- und Hauptzolläm- 
ter bei ihren Prüfungen unterstützen, dürfen die er- 
forderlichen Daten erheben und an die zuständigen 
Stellen übermitteln. Die Arbeitsämter dürfen Daten, 
die für die Prüfung nach § 304 Abs. 1 Nr. 2 erforder- 
lich sind, auch den Behörden nach Satz 2 übemütteln, 
wenn Aufgaben dieser Behörden berührt sind. 

(2) unverändert 


(3) Die Arbeits- und Hauptzollämter unterrichten 

die jeweils zuständigen Behörden, wenn sich bei der 

Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Buch An- 
haltspunkte für Verstöße gegen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Bestimmungen des Vierten und des Siebten Bu- 
ches über die Verpflichtung zur Zahlung von So- 
zialversichenmgsbeiträgen, 

4. Steuergesetze, 

5. das Ausländergesetz oder 

6. die Mitwirkungspflicht nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des 
Ersten Buches gegenüber einem Träger der So- 
zialhilfe oder die Meldepflicht nach § 8 Abs. 1 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

ergeben. 
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ACHTES KAPITEL 
Richten 

ERSTER ABSCHNITT 

Pflichten im Leistungsverfahren 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Meldepflichten 

§ 309 

Allgemeine Meldepflicht 

(1) Der Arbeitslose hat sich während der Zeit, für 
die er Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslo- 
senhilfe erhebt, beim Arbeitsamt oder einer sonstigen 
Dienststelle der Bundesanstalt persönlich zu melden 
oder zu einem ärztlichen oder psychologischen Unter- 
suchungstermin zu erscheinen, wenn das Arbeitsamt 
ihn dazu auf fordert (allgemeine Meldepflicht). Der 
Arbeitslose hat sich bei der in der Auffordening zur 
Meldimg bezeichneten Stelle zu melden. Die allge- 
meine Meldepflicht besteht auch in Zeiten, in denen 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslo- 
senhilfe ruht. 

(2) Die Aufforderung zur Meldimg kann zum 
Zwecke der 

1. Berufsberatung, 

2. Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit, 

3. Vorbereitung aktiver Arbeitsförderungsleistungen, 

4. Vorbereitung von Entscheidungen im Leistungs- 
verfahren und 

5. Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen für 
den Leistungsanspruch 

erfolgen. 

(3) Der Arbeitslose hat sich zu der vom Arbeitsamt 
bestimmten Zeit zu melden. Ist diese nach Tag und 
Tageszeit bestimmt, so ist er seiner allgemeinen Mel- 
depflicht auch dann nachgekommen, wenn er sich zu 
einer anderen Zeit am selben Tag meldet und der 
Zweck der Meldung erreicht wird. 

(4) Die notwendigen Reisekosten, die dem Arbeits- 
losen und der erforderlichen Begleitperson aus Anlaß 
der Meldung entstehen, können auf Antrag über- 
nommen werden, soweit sie nicht bereits nach ande- 
ren Vorschriften oder auf Grund anderer Vorschriften 
dieses Buches übernommen werden können. 

§ 310 

Meldepflicht bei Wechsel der Zuständigkeit 

Wird für den Arbeitslosen nach der Arbeitslosmel- 
dung ein anderes Arbeitsamt zuständig, hat er sich 
bei dem nunmehr zuständigen Arbeitsamt unverzüg- 
lich zu melden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ACHTES KAPITEL 
laichten 

ERSTER ABSCHNITT 
Pflichten im Leistungsverfahren 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Meldepflichten 

§309 

Allgemeine Meldepflicht 

unverändert 


§310 

Meldepflicht bei Wechsel der Zuständigkeit 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Anzeige- und Bescheinigungspflichten 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Anzeige- und Bescheinigungspflichten 


§311 

Anzeige- und Bescheinigungspflicht 
bei Arbeitsunfähigkeit 

Wer Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Unter- 
haltsgeld oder Übergangsgeld beantragt hat oder 
bezieht, ist verpflichtet, dem Arbeitsamt 

1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren 
voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen 
und 

2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages 
nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche 
Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und 
deren voraussichtliche Dauer vorzulegen. 

Das Arbeitsamt ist berechtigt, die Vorlage der ärztli- 
chen Bescheinigung früher zu verlangen. Dauert die 
Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung 
angegeben, so ist dem Arbeitsamt eine neue ärztliche 
Bescheinigung vorzulegen. Die Bescheinigungen 
müssen einen Vermerk des behandelnden Arztes 
darüber enthalten, daß dem Träger der Krankenversi- 
cherung unverzüglich eine Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den Befund 
und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähig- 
keit übersandt wird. 


§312 

Arbeitsbescheinigung 

(1) Bei Beendigung eines Beschäftigungsverhält- 
nisses hat der Arbeitgeber alle Tatsachen zu be- 
scheinigen, die für die Entscheidung über den An- 
spruch auf Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Un- 
terhaltsgeld oder Übergangsgeld erheblich sein kön- 
nen (Arbeitsbescheinigung), ln der Arbeitsbescheini- 
gung sind insbesondere 

1. die Art der Tätigkeit des Arbeitnehmers, 

2. Beginn, Ende, Unterbrechungen und Grund für die 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses und 

3. das Arbeitsentgelt und die sonstigen Geldleistun- 
gen, die der Arbeitnehmer erhalten oder zu bean- 
spruchen hat, 

anzugeben. Die Arbeitsbescheinigung ist dem Ar- 
beitnehmer vom Arbeitgeber bei Beendigung des Be- 
schäftigungsverhältnisses auszuhändigen. 

(2) Macht der Arbeitgeber geltend, die Arbeitslo- 
sigkeit sei die Folge eines Arbeitskampfes, so hat er 
dies darzulegen, glaubhaft zu machen und eine Stel- 
lungnahme der Betriebsvertretung beizufügen. Der 
Arbeitgeber hat der Betriebs Vertretung die für die 
Stellungnahme erforderlichen Angaben zu machen. 


§311 

Anzeige- und Bescheinigungspflicht 
bei Arbeitsunfähigkeit 

unverändert 


§312 

Arbeitsbescheinigung 

unverändert 
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(3) Für Zwischenmeister und andere Auftraggeber 
von Heimarbeitern sowie für Leistungsträger und 
Unternehmen, die Beiträge nach diesem Buch für 
Bezieher von Sozialleistungen oder Krankentagegeld 
zu entrichten haben, gelten die Absätze 1 und 2 ent- 
sprechend. 

(4) Nach Beendigung des Vollzuges einer Untersu- 
chungshaft, Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehenden 
Maßregel der Besserung und Sicherung oder einer 
einstweiligen Unterbringung nach § 126a der Straf- 
prozeßordnung hat die Vollzugsanstalt dem Entlasse- 
nen eine Bescheinigung über die Zeiten auszustellen, 
in denen er innerhalb der letzten sieben Jahre vor der 
Entlassung als Gefangener versicherungspflichtig 
war. 

§313 

Nebeneinkommensbescheinigung 

(1) Wer jemanden, der Berufsausbildungsbeihilfe, 
Ausbildungsgeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Unterhaltsgeld oder Übergangsgeld (laufende Geld- 
leistungen) beantragt hat oder bezieht, gegen Ar- 
beitsentgelt beschäftigt oder gegen Vergütung eine 
selbständige Tätigkeit überträgt, ist verpflichtet, die- 
sem Art und Dauer der Beschäftigung oder der selb- 
ständigen Tätigkeit sowie die Höhe des Arbeitsent- 
gelts oder der Vergütung für die Zeiten zu bescheini- 
gen, für die diese Leistung beantragt worden ist oder 
bezogen wird. Die Bescheinigung über das Neben- 
einkommen ist dem Bezieher der Leistung vom 
Dienstberechtigten oder Besteller unverzüglich aus- 
zuhändigen. 

(2) Wer eine laufende Geldleistung beantragt hat 
oder bezieht und Dienst- oder Werkleistungen gegen 
Vergütimg erbringt, ist verpflichtet, dem Dienstbe- 
rechtigten oder Besteller den für die Bescheinigxmg 
des Arbeitsentgelts oder der Vergütung vorgeschrie- 
benen Vordruck unverzüglich vorzulegen. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten für Personen, die Kurz- 
arbeitergeld oder Winterausfallgeld beziehen oder für 
die eine solche Leistung beantragt worden ist, ent- 
sprechend. 

§314 

Insolvenzgeldbescheinigung 

(1) Der Insolvenzverwalter hat auf Verlangen des 
Arbeitsamtes für jeden Arbeitnehmer, für den ein An- 
spruch auf Insolvenzgeld in Betracht kommt, die Hö- 
he des Arbeitsentgelts für die letzten der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens vorausgehenden drei Mona- 
te des Arbeitsverhältnisses sowie die Höhe der ge- 
setzlichen Abzüge imd der zur Erfüllung der Ansprü- 
che auf Arbeitsentgelt erbrachten Leistimgen zu be- 
scheinigen. Er hat auch zu bescheinigen, inwieweit 
die Ansprüche auf Arbeitsentgelt gepfändet, verpfän- 
det oder abgetreten sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§313 

Nebeneinkommensbescheinigung 

(1) Wer jemanden, der Berufsausbildungsbeihilfe, 
Ausbildungsgeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Unterhaltsgeld oder Übergangsgeld (laufende Geld- 
leistungen) beantragt hat oder bezieht, gegen Ar- 
beitsentgelt beschäftigt oder gegen Vergütung eine 
selbständige Tätigkeit überträgt, ist verpflichtet, die- 
sem unverzüglich Art und Dauer der Beschäftigung 
oder der selbständigen Tätigkeit sowie die Höhe des 
Arbeitsentgelts oder der Vergütung für die Zeiten zu 
bescheinigen, für die diese Leistung beantragt wor- 
den ist oder bezogen wird. Die Bescheinigimg über 
das Nebeneinkommen ist dem Bezieher der Leistung 
vom Dienstberechtigten oder Besteller unverzüglich 
auszuhändigen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§314 

Insolvenzgeldbescheinigung 

unverändert 
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(2) In den Fällen, in denen ein Insolvenzverfahren 
nicht eröffnet wird oder nach § 207 der Insolvenzord- 
nung eingestellt worden ist, sind die Pflichten des In- 
solvenzverwalters vom Arbeitgeber zu erfüllen. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Auskunftspflichten 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Auskunftspflichten 


§315 §315 

Allgemeine Auskunitspflicht Dritter Allgemeine Auskunftspflicht Dritter 

(1) Wer jemandem, der eine laufende Geldleistimg unverändert 

beantragt hat oder bezieht, Leistungen erbringt, die 

geeignet sind, die laufende Geldleistung auszuschlie- 
ßen oder zu mindern, hat dem Arbeitsamt auf Ver- 
langen hierüber Auskunft zu erteilen, soweit es zur 
Durchführung der Aufgaben nach diesem Buch erfor- 
derlich ist. 

(2) Wer jemandem, der eine laufende Geldleistimg 
beantragt hat oder bezieht, zu Leistungen verpflichtet 
ist, die geeignet sind, die laufende Geldleistung aus- 
zuschließen oder zu mindern, oder für ihn Guthaben 
führt oder Vermögensgegenstände verwahrt, hat dem 
Arbeitsamt auf Verlangen hierüber sowie über sein 
Einkommen oder Vermögen Auskunft zu erteilen, 
soweit es zur Durchführung der Aufgaben nach die- 
sem Buch erforderlich ist. § 21 Abs. 3 Satz 4 des 
Zehnten Buches gilt entsprechend. Für die Feststel- 
lung einer Unterhaltsverpflichtung ist § 1605 Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden. 

(3) Wer jemanden, der 

1. eine laufende Geldleistung beantragt hat oder be- 
zieht, oder dessen Ehegatten oder 

2. nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichtet ist, 

beschäftigt, hat dem Arbeitsamt auf Verlangen über 
die Beschäftigung, insbesondere über das Arbeitsent- 
gelt, Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfüh- 
rung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn 
jemand anstelle einer laufenden Geldleistung Kurz- 
arbeitergeld oder Winterausfallgeld bezieht oder für 
ihn eine dieser Leistungen beantragt worden ist. 

(5) Sind im Rahmen einer Bedürftigkeitsprüfimg 
Einkommen oder Vermögen des Ehegatten oder des 
Partners einer eheähnlichen Gemeinschaft zu be- 
rücksichtigen, haben 

1. dieser Ehegatte oder Partner, 

2. Dritte, die für diesen Ehegatten oder Partner Gut- 
haben führen oder Vermögensgegenstände ver- 
wahren, 

dem Arbeitsamt auf Verlangen hierüber Auskunft zu 
erteilen, soweit es zur Durchfühnmg dieses Buches 
erforderlich ist. § 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Bu- 
ches gilt entsprechend. 
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§316 

Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenzgeld 

(1) Der Arbeitgeber, der Insolvenzverwalter, die 
Arbeitnehmer sowie sonstige Personen, die Einblick 
in die Arbeitsentgelhmterlagen hatten, sind verpflich- 
tet, dem Arbeitsamt auf Verlangen alle Auskünfte zu 
erteilen, die für die Durchführung der §§ 183 bis 188, 
206, 320 Abs. 2, 328 Abs. 3 erforderlich sind. 

(2) Der Arbeitgeber und die Arbeitnehmer sowie 
sonstige Personen, die Einblick in die Arbeitsent- 
geltunterlagen hatten, sind verpflichtet, dem Insol- 
venzverwalter alle Auskünfte zu erteilen, die er für 
die Insolvenzgeldbescheinigung nach § 314 benötigt. 

§317 

Auskunftspflicht für Arbeitnehmer 
bei Feststellung von Leistungsansprüchen 

Ein Arbeitnehmer, der Kurzarbeitergeld, Winter- 
geld oder Winterausfallgeld bezieht oder für den die- 
se Leistungen beantragt worden sind, hat dem zur Er- 
rechnung und Auszahlung der Leistungen Verpflich- 
teten auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 

§318 

Auskunftspflicht bei beruflicher Aus- oder 

Weiterbildung oder beruflicher Eingliederung 
Behinderter 

Arbeitgeber und Träger, bei denen eine berufliche 
Aus- oder Weiterbildung oder eine Maßnahme zur 
beruflichen Eingliederung Behinderter durchgeführt 
wurde oder wird, haben dem Arbeitsamt unverzüg- 
lich Auskünfte über Tatsachen zu erteilen, die Auf- 
schluß darüber geben, ob imd inwieweit Leistungen 
zu Recht erbracht worden sind oder werden. Sie ha- 
ben Änderungen, die für die Leistungen erheblich 
sind, unverzüglich dem Arbeitsamt mitzuteilen. 

§319 

Mitwirkungspflichten 

Wer jemanden, der eine laufende Geldleistung be- 
antragt hat, bezieht oder bezogen hat, beschäftigt 
oder mit Arbeiten beauftragt, hat dem Arbeitsamt 
Einsicht in Geschäftsbücher, Geschäftsunterlagen 
und Belege sowie in Listen, Entgeltverzeichnisse und 
Entgeltbelege für Heimarbeiter zu gewähren, soweit 
es zur Durchführung der Aufgaben nach diesem Buch 
erforderlich ist. Dies gilt entsprechend für jemanden, 
der Kurzarbeitergeld oder Winterausfallgeld bezieht 
oder bezogen hat oder für den Kurzarbeitergeld oder 
Winterausfallgeld beantragt worden ist, beschäftigt 
oder mit Arbeiten beauftragt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§316 

Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenzgeld 

(1) unverändert 


(2) Der Arbeitgeber und die Arbeitnehmer sowie 
sonstige Personen, die Einblick in die Arbeitsent- 
geltunterlagen hatten, sind verpflichtet, dem Insol- 
venzverwalter auf Verlangen alle Auskünfte zu ertei- 
len, die er für die Insolvenzgeldbescheinigung nach 
§314 benötigt. 

§317 

Auskunftspflicht für Arbeitnehmer 
bei Feststellung von Leistungsansprüchen 

unverändert 


§318 

Auskunftspflicht bei beruflicher Aus- oder 
Weiterbildung oder beruflicher Eingliederung 
Behinderter 

unverändert 


§319 

Mitwirkungspflichten 

Wer jemanden, der eine laufende Geldleistimg be- 
antragt hat, bezieht oder bezogen hat, beschäftigt 
oder nüt Arbeiten beauftragt, hat dem Arbeitsamt auf 
Verlangen Einsicht in Geschäftsbücher, Geschäftsun- 
terlagen imd Belege sowie in Listen, Entgeltver- 
zeichnisse und Entgeltbelege für Heimarbeiter zu 
gewähren, soweit es zur Durchfühnmg der Aufgaben 
nach diesem Buch erforderlich ist. Dies gilt entspre- 
chend für jemanden, der Kxirzarbeitergeld oder Win- 
terausfallgeld bezieht oder bezogen hat oder für den 
Kurzarbeitergeld oder Winterausfallgeld beantragt 
worden ist, beschäftigt oder mit Arbeiten beauftragt. 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Sonstige Pflichten 

§320 

Berechnimgs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- 
und Anzeigepllichten 

(1) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt die Vor- 
aussetzungen für die Erbringung von Kurzarbeiter- 
geld, Wintergeld und Winterausfallgeld nachzuwei- 
sen. Er hat diese Leistungen kostenlos zu errechnen 
und auszuzahlen. Dabei hat er beim Kurzarbeitergeld 
und beim Winterausfallgeld von den Eintragungen 
auf der Lohnsteuerkarte in dem maßgeblichen An- 
tragszeitraum auszugehen; auf Grund einer Beschei- 
nigung des für den Arbeitnehmer zuständigen Ar- 
beitsamtes hat er den erhöhten Leistungssatz auch 
anzuwenden, wenn ein Kind auf der Lohnsteuerkarte 
des Arbeitnehmers nicht bescheinigt ist, und die 
Lohnsteuerklasse III in allen Fällen zugnmde zu le- 
gen, in denen der Bezieher von Kurzarbeitergeld oder 
Winterausfallgeld bei einem Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld der Leistungsgruppe C zuzuordnen wäre. 

(2) Der Insolvenzverwalter hat auf Verlangen des 
Arbeitsamtes das Insolvenzgeld zu errechnen und 
auszuzahlen, wenn ihm dafür geeignete Arbeitneh- 
mer des Betriebes ziur Verfügung stehen und das Ar- 
beitsamt die Mittel für die Auszahlung des Insolvenz - 
geldes bereitstellt. Kosten werden nicht erstattet. 

(3) Arbeitgeber, in deren Betrieben Wintergeld 
geleistet wird, haben für jeden Arbeitstag während 
der Dauer der beantragten Förderung Aufzeichnun- 
gen über die auf der Baustelle geleisteten sowie die 
ausgefallenen Arbeitsstunden zu führen. Arbeitgeber, 
in deren Betrieben Winterausfallgeld geleistet wird, 
haben diese Aufzeichnungen für jeden Arbeitstag 
während der Schlechtwetterzeit zu führen. Die Auf- 
zeichnungen nach Satz 1 und 2 sind drei Jahre auf- 
zubewahren. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Sonstige Pflichten 

§320 

Berechnungs-, Aiiszahlungs-, Aufzeichnungs- 
und Anzeigepflichten 

(1) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt auf Ver- 
langen die Voraussetzungen für die Erbringung von 
Kurzarbeitergeld, Wintergeld und Winterausfallgeld 
nachzuweisen. Er hat diese Leistungen kostenlos zu 
errechnen und auszuzahlen. Dabei hat er beim Kurz- 
arbeitergeld und beim Winterausfallgeld von den 
Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte in dem maß- 
geblichen Antragszeitraum auszugehen; auf Grund 
einer Bescheinigung des für den Arbeitnehmer zu- 
ständigen Arbeitsamtes hat er den erhöhten Lei- 
stimgssatz auch anzuwenden, wenn ein Kind auf der 
Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers nicht bescheinigt 
ist, und die Lohnsteuerklasse III in allen Fällen zu- 
grunde zu legen, in denen der Bezieher von Kurzar- 
beitergeld oder Winterausfallgeld bei einem An- 
spruch auf Arbeitslosengeld der Leistungsgruppe C 
zuzuordnen wäre. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Arbeitgeber, in deren Betrieben Kurzarbeiter- (4) unverändert 
geld geleistet wird, haben dem Arbeitsamt monatlich 
während der Dauer des Leistungsbezugs Auskünfte 
über Betriebsart, Beschäftigtenzahl, Zahl der Kurzar- 
beiter, Ausfall der Arbeitszeit und bisherige Dauer, 

Unterbrechung oder Beendigung der Kurzarbeit zu 
erteilen. 
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(5) Arbeitgeber, in deren Betrieben ein Arbeits- 
kampf stattfindet, haben bei dessen Ausbruch und 
Beendigung dem Arbeitsamt unverzüglich Anzeige 
zu erstatten. Die Anzeige bei Ausbruch des Arbeits- 
kampfes muß Name und Anschrift des Betriebes, 
Datum des Beginns der Arbeitseinstellung und Zahl 
der betroffenen Arbeitnehmer enthalten. Die Anzeige 
bei Beendigung des Arbeitskampfes muß außer Na- 
me und Anschrift des Betriebes, Datum der Beendi- 
gung der Arbeitseinstellung, Zahl der an den einzel- 
nen Tagen betroffenen Arbeitnehmer und Zahl der 
durch Arbeitseinstellung ausgefallenen Arbeitstage 
enthalten. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren 

§321 

Verwendung von Vordrucken 

Soweit für die Erfüllung von Pflichten Vordrucke 
des Arbeitsamtes vorgesehen sind, sind diese zu be- 
nutzen. Auskünfte für die Durchführung der Arbeits- 
markt- und Berufsforschung und für die Erstellung 
von Statistiken sind in den vorgesehenen Erhebimgs- 
vordrucken zu erteilen. Die Richtigkeit der Angaben 
ist durch Unterschrift zu bestätigen, soweit es im Vor- 
druck vorgesehen ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Schadensersatz bei Pflichtverletzungen 

§322 

Schadensersatz 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine Arbeitsbescheinigung nach § 312, eine Ne- 
beneinkommensbescheinigung nach § 313 oder 
eine Insolvenzgeldbescheinigung nach § 314 nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig ausfüllt, 

2. eine Auskunft auf Grund der allgemeinen Aus- 
kunftspflicht Dritter nach § 315, der Auskunfts- 
pflicht bei beruflicher Aus- imd Weiterbildung und 
beruflicher Eingliederxmg Behinderter nach §318 
oder der Auskunftspflicht bei Leistung von Insol- 
venzgeld nach § 316 nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig erteilt, 

3. als Arbeitgeber seine Berechnungs-, Auszahlungs- 
und Aufzeichnungspflichten bei Kurzarbeitergeld, 
Wintergeld und Winterausfallgeld nach § 320 
Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 3 nicht erfüllt oder 

4. als Insolvenzverwalter die Verpflichtung zur Er- 
rechnung und Auszahlung des Insolvenzgeldes 
nach § 320 Abs. 2 Satz 1 nicht erfüllt, 

ist der Bundesanstalt zum Ersatz des daraus entstan- 
denen Schadens verpflichtet. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(5) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren 

§321 

Verwendung von Vordrucken 

Soweit die Arbeitsämter Vordrucke vorsehen, 
sind diese bei der Erfüllung der Pflichten zu benut- 
zen. Auskünfte für die Durchführung der Arbeits- 
markt- und Berufsforschung und für die Erstellung 
von Statistiken sind in den vorgesehenen Erhebungs- 
vordrucken zu erteilen. Die Richtigkeit der Angaben 
ist durch Unterschrift zu bestätigen, soweit es im Vor- 
druck vorgesehen ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Schadensersatz bei Pflichtverletzungen 

§322 

Schadensersatz 

unverändert 
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VIERTER ABSCHNITT 

Verordnungsermächttgung 

§323 

Verordnungsennächtigimg 

Das Bundesministerium für Arbeit imd Sozialord- 
mmg wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustinmnmg des Bundesrates das Nähere über Art 
und Umfang der Pflichten nach diesem Kapitel ein- 
schließlich des zu beachtenden Verfahrens und der 
einzuhaltenden Fristen zu bestimmen. 


NEUNTES KAPITEL 

Gemeinsame Vorschriflen für Leistungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Antrag und Fristen 

§324 

Antragserfordemis 

(1) Leistungen der Arbeitsfördenmg werden auf 
Antrag erbracht. Arbeitslosengeld oder Arbeitslo- 
senhilfe gelten mit der persönlichen Arbeitslosmel- 
dung als beantragt, wenn der Arbeitslose keine ande- 
re Erklärung abgibt. Leistungen der aktiven Arbeits- 
fördenmg können auch von Amts wegen erbracht 
werden, wenn die Berechtigten zustimmen. Die Zu- 
stimmimg gilt insoweit als Antrag. 

(2) Kurzarbeitergeld, Wintergeld und Winteraus- 
fallgeld sind vom Arbeitgeber schriftlich unter Beifü- 
gung einer Stellungnahme der Betriebsvertretimg zu 
beantragen. Der Antrag kann auch von der Betriebs- 
vertretung gestellt werden. Mit einem Antrag auf 
Wintergeld oder Winterausfallgeld sind die Namen, 
Anschriften imd Sozialversicherungsnummem der 
Arbeitnehmer mitzuteilen, für die die Leistung bean- 
tragt wird. Einem Antrag auf Winterausfallgeld sind 
Aufzeichnungen über die ausgefallenen Arbeitsstun- 
den beizufügen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Verordnungsermächtigiing 
und Anordnungsermächtigung 

§323 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnimg mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über Art 
imd Umfang der Pflichten nach dem Zweiten bis 
Vierten Unterabschnitt des Ersten Abschnitts sowie 
dem Zweiten und Dritten Abschnitt dieses Kapitels 
einschließlich des zu beachtenden Verfahrens imd 
der einzuhaltenden Fristen zu bestimmen. 

§323a 

Anordnungsermächtigung 

Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch Anord- 
nung Näheres über die Meldepflicht des Arbeitslo- 
sen zu bestimmen. Sie kann auch bestimmen, inwie- 
weit Einrichtungen außerhalb der Bundesanstalt auf 
ihren Antrag zur Entgegennahme der Meldung zuzu- 
lassen sind. 

NEUNTES KAPITEL 

Gemeinsame Vorschriflen für Leistungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Antrag und Fristen 

§324 

Antragserfordemis 

unverändert 
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§325 


§325 


Antrag vor Leistung 


Antrag vor Leistung 


(1) Leistungen der Arbeitsförderung werden nur unverändert 

erbracht, wenn sie vor Eintritt des leistungsbegrün- 
denden Ereignisses beantragt worden sind. Zur Ver- 
meidung unbüliger Härten kann das Arbeitsamt eine 

verspätete Antragstellimg zuiassen. 

(2) Berufsausbildungsbeihilfe, Ausbildungsgeld, 

Arbeitslosengeld imd Arbeitslosenhilfe können auch 
nachträglich beantragt werden. Kurzarbeitergeld, 

Wintergeld und Winterausfallgeld sind nachträglich 
zu beantragen. 

(3) Insolvenzgeld ist abweichend von Absatz 1 
Satz 1 innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Mona- 
ten nach dem Insolvenzereignis zu beantragen. Hat 
der Arbeitnehmer die Frist aus Gründen versäumt, 
die er nicht zu vertreten hat, so wird Insolvenzgeld 
geleistet, wenn der Antrag innerhalb von zwei Mona- 
ten nach Wegfall des Hinderungsgrundes gestellt 
wird. Der Arbeitnehmer hat die Versäumung der Frist 
zu vertreten, wenn er sich nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt um die Durchsetzimg seiner Ansprüche be- 
müht hat. 


§ 326 § 326 

Wirkung des Antrages Wirkung des Antrages 

(1) Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld unverändert 

werden rückwirkend längstens vom Beginn des Mo- 
nats an geleistet, in dem die Leistimgen beantragt 

worden sind. 

(2) Arbeitslosengeld imd Arbeitslosenhilfe werden 
nicht rückwirkend geleistet. Ist das zuständige Ar- 
beitsamt an einem Tag, an dem der Arbeitslose Ar- 
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe beantragen wiU, 
nicht dienstbereit, so wirkt ein Antrag auf Arbeitslo- 
sengeld oder Arbeitslosenhilfe in gleicher Weise wie 
eine persönliche Arbeitslosmeldung zurück. 

(3) Kurzarbeitergeld ist für den jeweiligen An- 
spruchszeitraum innerhalb einer Ausschlußfrist von 
drei Kalendermonaten zu beantragen; die Frist be- 
ginnt mit Ablauf des Anspruchszeitraums, für den 
Kurzarbeitergeld beantragt wird. 

(4) Wintergeld und Winterausfallgeld sind inner- 
halb einer Ausschlußfrist zu beantragen, die am 15. 
des übernächsten Kalendermonats nach dem Kalen- 
dermonat endet, in dem die Tage liegen, für die die 
Leistungen beantragt werden. 
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§327 

Allsschlußfrist für Gesamtabrechnung 

(1) Für Leistungen an Träger hat der Träger der 
Maßnahme dem Arbeitsamt innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten die Unterlagen vorzu- 
legen, die für eine abschließende Entscheidung über 
den Umfang der zu erbringenden Leistungen erfor- 
derlich sind (Gesamtabrechmmg). Die Frist beginnt 
mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Maßnah- 
me beendet worden ist. 

(2) Erfolgt die Gesamtabrechnung nicht rechtzeitig, 
sind die erbrachten Leistungen von dem Träger in 
dem Umfang zu erstatten, in dem die Voraussetzun- 
gen für die Leistungen nicht nachgewiesen worden 
sind. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Zuständigkeit 

§ 328 

Grundsatz 

(1) Für Leistimgen an Arbeitnehmer, mit Ausnah- 
me des Kurzarbeitergeldes, des Wintergeldes, des 
WinterausfaUgeldes und des Insolvenzgeldes, ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk der Arbeit- 
nehmer bei Eintritt der leistungsbegründenden Tat- 
bestände seinen Wohnsitz hat. Solange der Arbeit- 
nehmer sich nicht an seinem Wohnsitz aufhält, ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk der Arbeit- 
nehmer bei Eintritt der leistimgsbegründenden Tat- 
bestände seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Auf Antrag des Arbeitslosen hat das Arbeitsamt 
ein anderes Arbeitsamt für zuständig zu erklären, 
wenn nach der Arbeitsmarktlage keine Bedenken 
entgegenstehen oder die Ablehnung für den Arbeits- 
losen eine unbillige Härte bedeuten würde. 

(3) Für Kurzarbeitergeld, Wintergeld, Winteraus- 
fallgeld und Insolvenzgeld ist das Arbeitsamt zustän- 
dig, in dessen Bezirk die für den Arbeitgeber zustän- 
dige LohnabrechnungssteUe liegt. Für Insolvenzgeld 
ist, wenn der Arbeitgeber im Inland keine Lohnab - 
rechmmgssteUe hat, das Arbeitsamt zuständig, in 
dessen Bezirk das Insolvenzgericht seinen Sitz hat. 

(4) Für Leistimgen an Arbeitgeber ist das Arbeits- 
amt zuständig, in dessen Bezirk der Betrieb des Ar- 
beitgebers hegt. 

(5) Für die Berufsberatung, Arbeitsmarktberatung 
und Vermittlimg kann die Bundesanstalt die Zustän- 
digkeit auf andere Dienststellen übertragen, wenn es 
zweckmäßig ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§327 

Ausschlußfrist für Gesamtabrechnung 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Zuständigkeit 

§328 

Grundsatz 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 
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(6) Für Leistungen an Träger mit Ausnahme der 
Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen ist das Arbeits- 
amt zuständig, in dessen Bezirk das Projekt oder die 
Maßnahme durchgeführt wird. Für Zuschüsse zu So- 
zialplanmaßnahmen ist das Landesarbeitsamt zu- 
ständig, in dessen Bezirk die Maßnahme durchge- 
führt wird. 

DRITTER ABSCHNITT 

Leistungsverfahren in Sonderfällen 

§ 329 

Vorläufige Entscheidung 

(1) Über die Erbringimg von Geldleistungen kann 
vorläufig entschieden werden, wenn 

1. die Vereinbarkeit einer Vorschrift dieses Buches, 
von der die Entscheidimg über den Antrag ab- 
hängt, mit höherrangigem Recht Gegenstand eines 
Verfahrens bei dem Bundesverfassxingsgericht 
oder dem Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften ist, 

2. eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage von 
grundsätzlicher Bedeutung Gegenstand eines 
Verfahrens beim Bundessozialgericht ist oder 

3. zur Feststellung der Voraussetzxingen des An- 
spruchs eines Arbeitnehmers auf Geldleistungen 
voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist, die 
Voraussetzungen für den Anspruch nüt hinrei- 
chender Wahrscheinlichkeit vorliegen und der Ar- 
beitnehmer die Umstände, die einer sofortigen ab- 
schließenden Entscheidxing entgegenstehen, nicht 
zu vertreten hat. 

Umfang imd Grund der Vorläufigkeit sind anzuge- 
ben. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 ist auf Antrag 
vorläufig zu entscheiden. 

(2) Eine vorläufige Entscheidung ist nur auf Antrag 
des Berechtigten für endgültig zu erklären, wenn sie 
nicht aufzuheben oder zu ändern ist. 

(3) Auf Grund der vorläufigen Entscheidung er- 
brachte Leistungen sind auf die zustehende Leistung 
anzurechnen. Sie sind zu erstatten, soweit nüt der ab- 
schließenden Entscheidimg ein Leistungsanspruch 
nicht oder nur in geringerer Höhe zuerkannt wird. 
Auf Grund der vorläufigen Entscheidung erbrachtes 
Unterhaltsgeld ist, soweit es mit der abschließenden 
Entscheidung nicht zuerkannt wird, nur insoweit zu 
erstatten, als dem Arbeitnehmer für die gleiche Zeit 
ohne die Teilnahme an der Maßnahme Arbeitslosen- 
geld oder Arbeitslosenhilfe nicht zugestanden hätte. 

§ 330 

Einkommensberechnung in besonderen Fällen 

Das Arbeitsamt kann das zu berücksichtigende 
Einkommen nach Anhörung des Leistimgsberechtig- 
ten schätzen, soweit Einkommen nur für kurze Zeit zu 
berücksichtigen ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(6) Für Leistungen an Träger mit Ausnahme der 
Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen ist das Arbeits- 
amt zuständig, in dessen Bezirk das Projekt oder die 
Maßnahme durchgeführt wird. Für Zusdiüsse zu So- 
zialplanmaßnahmen ist die Direktion zuständig, in 
deren Bezirk die Maßnahme durchgeführt wird. 

DRITTER ABSCHNITT 
Leistungsverfahren in Sonderfällen 

§ 329 

Vorläufige Entscheidung 

unverändert 


§ 330 

Einkommensberechnung in besonderen Fällen 

unverändert 


191 



Drucksache 13/5935 


Deutscher Biindestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

§331 

Sonderregelungen für die Aufhebung 
von Verwaltungsakten 

(1) Liegen die in § 44 Abs. 1 Satz 1 des Zehnten 
Buches genannten Voraussetzungen für die Rück- 
nahme eines rechtswidrigen nicht begünstigenden 
Verwaltungsaktes vor, weil er auf einer Rechtsnorm 
beruht, die nach Erlaß des Verwaltungsaktes für un- 
vereinbar mit dem Grundgesetz erklärt oder in stän- 
diger Rechtsprechung anders als durch das Arbeits- 
amt ausgelegt worden ist, so ist der Verwaltimgsakt, 
wenn er unanfechtbar geworden ist, nur mit Wirkimg 
für die Zeit nach der Entscheidimg des Bimdesverfas- 
simgsgerichts oder nach dem Entstehen der ständi- 
gen Rechtsprechung zurückzimehmen. 

(2) Liegen die in § 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten 
Buches genannten Voraussetzimgen für die Rück- 
nahme eines rechtswidrigen begünstigenden Verwal- 
tungsaktes vor, ist dieser auch mit Wirkimg für die 
Vergangenheit zurückzunehmen. 

(3) Liegen die in § 48 Abs. 1 Satz 2 des Zehnten 
Buches genannten Voraussetzungen für die Aufhe- 
bung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vor, 
ist dieser mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung 
der Verhältnisse aufzuheben. Abweichend von § 48 
Abs. 1 Satz 1 des Zehnten Buches ist mit Wirkung 
vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse an ein 
Verwaltungsakt auch aufzuheben, soweit sich das 
Leistungsentgelt auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach § 152 Abs. 2 Nr. 2 zu Ungunsten des Betroffenen 
ändert. 

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Rücknahme 
eines Verwaltungsaktes vor, mit dem ein Anspruch 
auf Erstattung des Arbeitslosengeldes oder der Ar- 
beitslosenhilfe durch Arbeitgeber geltend gemacht 
wird, ist dieser mit Wirkung für die Vergangenheit 
zurückzunehmen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§331 

Sonderregelungen für die Aufhebung 
von Verwaltungsakten 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs 
und der Anfechtungsklage gegen Verwaltungsakte, 
die die Erstattung einer Leistung betreffen, entfällt, 
wenn das Arbeitsamt die sofortige Vollziehung im 
öffentlichen Interesse besonders anordnet Das be- 
sondere Interesse an der sofortigen Vollziehung ist 
schriftlich zu begründen. Das Arbeitsamt kann die 
sofortige Vollziehung ganz oder teilweise aussetzen. 
Die Entscheidung k ann mit Auflagen versehen oder 
befristet und jederzeit geändert oder aufgehoben 
werden. Auf Antrag kann das Sozialgericht die auf- 
schiebende Wirkung ganz oder teilweise wieder- 
herstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der 
Klage zulässig. 
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§ 332 § 332 

Vorläufige Zahlungseinstellung Vorläufige Zahlungseinstellung 

(1) Das Arbeitsamt kann die Zahlimg einer laufen- unverändert 

den Leistung ohne Erteilimg eines Bescheides vor- 
läufig einstellen, wenn es Kenntnis von Tatsachen er- 
hält, die kraft Gesetzes zum Ruhen oder zum Wegfall 

des Anspruchs führen und wenn der Bescheid, aus 
dem sich der Anspruch ergibt, deshalb mit Wirkung 
für die Vergangenheit aufzxiheben ist. Soweit die 
Kenntnis nicht auf Angaben desjenigen beruht, der 
die laufende Leistung erhält, sind ihm imverzüglich 
die vorläufige Einstellung der Leistung sowie die da- 
für maßgeblichen Gründe mitzuteüen, und es ist ihm 
Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. 

(2) Das Arbeitsamt hat eine vorläufig eingestellte 
laufende Leistung unverzüglich nachzuzahlen, soweit 
der Bescheid, aus dem sich der Anspruch ergibt, vier 
Wochen nach der vorläufigen Einstellxmg der Zah- 
lung nicht mit Wirkung für die Vergangenheit aufge- 
hoben ist. 


§ 333 § 333 

Übergang von Ansprüchen Übergang von Ansprüchen 

(1) Das Arbeitsamt kann durch schriftliche Anzeige unverändert 

an den Leistungspflichtigen bewirken, daß Ansprü- 
che eines Erstattimgspflichtigen auf Leistungen zur 
Deckung des Lebensunterhalts, insbesondere auf 

1. Renten der Sozialversicherung, 

2. Renten nach dem Bundesversorgimgsgesetz sowie 
Renten, die nach anderen Gesetzen in entspre- 
chender Anwendung des Bundesversorgimgsge- 
setzes gewährt werden, 

3. Renten nach dem Gesetz zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen, 

4. Unterhaltsbeihilfe nach dem Gesetz über die Un- 
terhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefan- 
genen, 

5. Unterhai tshüfe nach dem Lastenausgleichsgesetz, 

6. Mutterschaftsgeld oder auf Sonderunterstützung 
nach dem Mutterschutzgesetz, 

7. Arbeitsentgelt aus einem Arbeitsverhältnis, das 
während des Bezugs der zurückzuzahlenden Lei- 
stung bestanden hat, 

in Höhe der zurückzuzahlenden Leistung auf die 
Bundesanstalt übergehen, es sei denn, die Bundes- 
anstalt hat insoweit aus dem gleichen Grund einen 
Erstattungsanspruch nach den §§ 102 bis 105 des 
Zehnten Buches. Der Übergang beschränkt sich auf 
Ansprüche, die dem Rückzahlungspflichtigen für 
denZeitraum in der Vergangenheit zustehen, für den 
die zurückzxizahlenden Leistungen gewährt worden 
sind. Hat der Rückzahlungspflichtige den unrecht- 
mäßigen Bezug der Leistung vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt, so geht in den Fällen nach 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Satz 1 Nr. 1 bis 5 auch der Anspruch auf die Hälfte 
der laufenden Bezüge auf das Arbeitsamt insoweit 
über, als der Rückzahlungspflichtige dieses Teils der 
Bezüge zur Deckung seines Lebensunterhalts und des 
Lebensunterhalts seiner unterhaltsberechtigten An- 
gehörigen nicht bedarf. 

(2) Der Leistungspflichtige hat seine Leistungen in 
Höhe des nach Absatz 1 übergegangenen Anspruchs 
an die Biindesanstalt abzuführen. 

(3) Der nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 Lei- 
stungspflichtige hat den Eingang eines Antrags auf 
Rente, Unterhaltsbeihilfe oder Unterhaltshilfe dem 
Arbeitsamt mitzuteilen, von dem der Antragsteller 
zuletzt Leistungen nach diesem Buch bezogen hat. 
Die Mitteilimgspflicht entfällt, wenn der Bezug dieser 
Leistungen im Zeitpunkt der Antragstellung länger 
als drei Jahre zurückliegt. Bezüge für eine zurücklie- 
gende Zeit dürfen an den Antragsteller frühestens 
zwei Wochen nach Abgang der Mitteilung an die 
Bundesanstalt ausgezahlt werden, falls bis zur Aus- 
zahlung eine Anzeige des Arbeitsamts nach Absatz 1 
nicht vorliegt. 

(4) Der Rechtsübergang wird nicht dadurch ausge- 
schlossen, daß der Anspruch nicht übertragen, ver- 
pfändet oder gepfändet werden kann. 

§334 

Aufrechnung 

(1) Hat ein Bezieher einer Entgeltersatzleistung 
oder von Winterausfallgeld die Leistimg zu Unrecht 
erhalten, weil der Anspruch wegen der Anrechmmg 
von Nebeneinkommen gemindert war oder wegen 
einer Sperrzeit oder einer Säumniszeit ruhte, so kann 
das Arbeitsamt mit dem Anspruch auf Erstattimg ge- 
gen einen Anspruch auf die genannten Leistimgen 
abweichend von § 51 Abs. 2 des Ersten Buches in 
voller Höhe aufrechnen. 

(2) Der Anspruch auf Rückzahlung von Leistungen 
kann gegen einen Anspruch auf Rückzahlimg zu Un- 
recht entrichteter Beiträge zur Arbeitsfördenmg auf- 
gerechnet werden. 


§335 

Pfändung von Leistungen 

Bei Pfändtmg eines Geldleistungs- oder Erstat- 
tungsanspruchs gilt das Arbeitsamt, das über den An- 
spruch entschieden oder zu entscheiden hat, als Dritt- 
schuldner im Sinne der §§ 829 imd 845 der Zivilpro- 
zeßordmmg. 


§334 

Aufrechnung 

unverändert 


§ 335 

Pfändung von Leistungen 
unverändert 
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§336 

Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- 
und Pflegeversicherung 

(1) Wurden von der Bundesanstalt für einen Bezie- 
her von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Un- 
terhaltsgeld Beiträge zur gesetzUchen Krankenversi- 
cherung gezahlt, so hat der Bezieher dieser Leistun- 
gen der Bundesanstalt die Beiträge zu erstatten, so- 
weit die Entscheidung über die Leistung rückwirkend 
aufgehoben und die Leistung zurückgefordert wor- 
den ist. Hat für den Zeitraum, für den die Leistung 
zurückgefordert worden ist, ein weiteres Kranken- 
versicherungsverhältnis bestanden, so erstattet die 
Krankenkasse, bei der der Bezieher nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2 des Fünften Buches versicherungspflichtig war, 
der Bundesanstalt die für diesen Zeitraum entrichte- 
ten Beiträge; der Bezieher wird insoweit von der Er- 
stattungspflicht nach Satz 1 befreit; § 5 Abs. 1 Nr. 2, 
2. Halbsatz des Fünften Buches gilt nicht. Werden die 
beiden Versicherungsverhältnisse bei verschiedenen 
Krankenkassen dxirchgeführt und wurden in dem 
Zeitraum, in dem die Versicherungsverhältnisse ne- 
beneinander bestanden, Leistungen von der Kran- 
kenkasse erbracht, bei der der Bezieher nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2 des Fünften Buches versicherungspflich- 
tig war, so besteht kein Beitragserstattungsanspruch 
nach Satz 2. Die Bundesanstalt und die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen (§213 des Fünften Buches) 
können das Nähere über die Erstattung der Beiträge 
nach den Sätzen 2 und 3 durch Vereinbarung regeln. 
Satz 1 gilt entsprechend, soweit die Bundesanstalt 
Beiträge, die für die Dauer des Leistimgsbezuges an 
ein privates Krankenversicherungsuntemehmen zu 
zahlen sind, übernommen hat. 

(2) Beiträge für VersicherungspfUchtige nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2 des Fünften Buches, denen eine Rente 
aus der gesetzUchen Rentenversicherung oder Über- 
gangsgeld von einem nach § 251 Abs. 1 des Fünften 
Buches beitragspfUchtigen RehabUitationsträger ge- 
währt worden ist, sind der Bundesanstalt vom Träger 
der Rentenversicherung oder vom RehabiUtationsträ- 
ger zu erstatten, wenn und soweit die Entscheidung 
über die Bewilligung von Arbeitslosengeld, Arbeitslo- 
senhilfe oder Unterhaltsgeld wegen der Gewährung 
dieser Rente oder des Übergangsgeldes rückwirkend 
aufgehoben worden ist. Satz 1 ist entsprechend an- 
zuwenden in den FäUen, in denen dem Arbeitslosen 
von einem Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung wegen einer Maßnahme zur Rehabüitation 
Übergangsgeld oder eine Rente wegen Berufsunfä- 
higkeit oder Erwerbsunfähigkeit zuerkannt wurde 
sowie im FaUe des Übergangs von Ansprüchen des 
Arbeitslosen auf den Bund (§ 201). 

Zu erstatten sind 

1. vom Rentenversicherungsträger die Beitragsanteile 
des versicherten Rentners und des Trägers der 
Rentenversicherung, die diese ohne die Regelung 
dieses Absatzes für dieselbe Zeit aus der Rente zu 
entrichten gehabt hätten, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§336 

Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- 
und Pflegeversicherung 

(1) Wurden von der Bundesanstalt für einen Bezie- 
her von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Un- 
terhaltsgeld Beiträge zxir gesetzUchen Krankenversi- 
cherung gezahlt, so hat der Bezieher dieser Leistun- 
gen der Bundesanstalt die Beiträge zu ersetzen, so- 
weit die Entscheidung über die Leistung rückwirkend 
aufgehoben und die Leistung zurückgefordert wor- 
den ist. Hat für den Zeitraum, für den die Leistung 
zurückgefordert worden ist, ein weiteres Kranken- 
versicherungsverhältnis bestanden, so erstattet die 
Krankenkasse, bei der der Bezieher nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2 des Fünften Buches versicherungspfüchtig war, 
der Bundesanstalt die für diesen Zeitraum entrichte- 
ten Beiträge; der Bezieher wird insoweit von der Er- 
satzpflicht nach Satz 1 befreit; § 5 Abs. 1 Nr. 2, 
2. Halbsatz des Fünften Buches gilt nicht. Werden die 
beiden Versicherungsverhältnisse bei verschiedenen 
Krankenkassen durchgeführt imd wurden in dem 
Zeitraum, in dem die Versicherungsverhältnisse ne- 
beneinander bestanden, Leishingen von der Kran- 
kenkasse erbracht, bei der der Bezieher nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2 des Fünften Buches versicherungspflich- 
tig war, so besteht kein Beitragserstattungsanspruch 
nach Satz 2. Die Bundesanstalt und die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen (§ 213 des Fünften Buches) 
können das Nähere über die Erstattung der Beiträge 
nach den Sätzen 2 und 3 durch Vereinbarung regeln. 
Satz 1 gilt entsprechend, soweit die Bundesanstalt 
Beiträge, die für die Dauer des Leistungsbezuges an 
ein privates Krankenversicherungsuntemehmen zu 
zahlen sind, übernommen hat. 

(2) Beiträge für Versicherungspflichtige nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2 des Fünften Buches, denen eine Rente 
aus der gesetzUchen Rentenversicherung oder Über- 
gangsgeld von einem nach § 251 Abs. 1 des Fünften 
Buches beitragspfUchtigen RehabUitationsträger ge- 
währt worden ist, sind der Bundesanstalt vom Träger 
der Rentenversicherung oder vom RehabiUtationsträ- 
ger zu ersetzen, wenn und soweit die Entscheidung 
über die BewiUigung von Arbeitslosengeld, Arbeitslo- 
senhüfe oder Unterhaltsgeld wegen der Gewährung 
dieser Rente oder des Übergangsgeldes rückwirkend 
aufgehoben worden ist. Satz 1 ist entsprechend an- 
zuwenden in den FäUen, in denen dem Arbeitslosen 
von einem Träger der gesetzUchen Rentenversiche- 
rung wegen einer Maßnahme zur RehabUitation 
Übergangsgeld oder eine Rente wegen Bemfsunfä- 
higkeit oder Erwerbsunfähigkeit zuerkannt wurde 
sowie im FaUe des Übergangs von Ansprüchen des 
Arbeitslosen auf den Bund (§201). 

Zu ersetzen sind 
1. unverändert 
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2, vom Rehabilitationsträger der Betrag, den er als 
Krankenversicherungsbeitrag hätte leisten müssen, 
wenn der Versicherte nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
des Fünften Buches versichert gewesen wäre. 

Der Träger der Rentenversicherung und der Rehabili- 
tationsträger sind nicht verpflichtet, für dieselbe Zeit 
Beiträge zur Krankenversicherung zu entrichten. Der 
Versicherte ist abgesehen von Satz 3 Nr. 1 nicht 
verpflichtet, für dieselbe Zeit Beiträge aus der Rente 
zur Krankenversicherung zu entrichten. 

(3) Der Arbeitgeber hat der Bundesanstalt die im 
Falle des § 143 Abs. 3 geleisteten Beiträge zur Kran- 
ken- und Rentenversichenmg zu erstatten, soweit er 
für dieselbe Zeit Beiträge zur Kranken- und Renten- 
versichenmg des Arbeitnehmers zu entrichten hat. Er 
wird insoweit von seiner Verpflichtung befreit, Bei- 
träge an die Kranken- imd Rentenversichenmg zu 
entrichten. Die Sätze 1 imd 2 gelten entsprechend für 
den Zuschuß nach § 257 des Fünften Buches. 

(4) Hat auf Gnmd des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld nach 
§ 143 Abs. 3 eine andere Krankenkasse die Kranken- 
versicherung durchgeführt als diejenige Kasse, die für 
das Beschäftigungsverhältnis zuständig ist, aus dem 
der Leistxmgsempfänger Arbeitsentgelt bezieht oder 
zu beanspruchen hat, so erstatten die Krankenkassen 
einander Beiträge und Leistungen wechselseitig. 

(5) Für die Beiträge der Bimdesanstalt ziu sozialen 
Pflegeversichenmg für Versicherungspflichtige nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 2 des Elften Buches sind die Absätze 1 
bis 3 entsprechend anzuwenden. 

§337 

Leistungsrechtliche Bindung der Bundesanstalt 

Stellt die Einzugsstelle (§ 28 i Viertes Buch) oder 
der Träger der Rentenversicherung, der die ord- 
nimgsgemäße Erfüllung der Arbeitgeberpflichten im 
Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversiche- 
nmgsbeitrag prüft (§ 28 p in Verbindimg mit Artikel 11 
§ 15 c Viertes Buch), die Versicherungspflicht nach 
diesem Buch durch Verwaltungsakt fest, so hat die 
Bundesanstalt auf Antrag des Versichenmgspflichti- 
gen zu erklären, ob sie der getroffenen Feststellung 
zustimmt. Der Antrag ist bei der die Versicherimgs- 
pflicht feststellenden Behörde zu stellen. Für den 
Versichenmgspflichtigen gilt gegenüber der Bimdes- 
anstalt § 60 des Ersten Buches entsprechend. St imm t 
die Bundesanstalt der Feststellung zu, ist sie hinsicht- 
lich der Zeiten, in denen der die Versichenmgspflicht 
feststellende Verwaltungsakt wirksam ist, längstens 
jedoch für fünf Jahre, leistungsrechtlich gebunden. 
Nach Ablauf der Frist kann die Erklärung der Bun- 
desanstalt für jeweils weitere fünf Jahre beantragt 
werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
2. unverändert 


Der Träger der Rentenversicherung und der Rehabüi- 
tationsträger sind nicht verpflichtet, für dieselbe Zeit 
Beiträge zur Krankenversicherung zu entrichten. Der 
Versicherte ist abgesehen von Satz 3 Nr. 1 nicht 
verpflichtet, für dieselbe Zeit Beiträge aus der Rente 
zur Krankenversicherung zu entrichten. 

(3) Der Arbeitgeber hat der Bimdesanstalt die im 
Falle des § 143 Abs. 3 geleisteten Beiträge zur Kran- 
ken- und Rentenversichenmg zu ersetzen, soweit er 
für dieselbe Zeit Beiträge zur Kranken- und Renten- 
versicherung des Arbeitnehmers zu entrichten hat. Er 
wird insoweit von seiner Verpflichtung befreit, Bei- 
träge an die Kranken- und Rentenversichenmg zu 
entrichten. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
den Zuschuß nach § 257 des Fünften Buches. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§337 

Leistungsrechtliche Bindung der Bundesanstalt 

Stellt die Einzugsstelle (§ 28 i Viertes Buch) oder 
der Träger der Rentenversicherung, der die ord- 
nungsgemäße Erfüllung der Arbeitgeberpflichten im 
Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversiche- 
rungsbeitrag prüft (§ 28 p in Verbindung mit Artikel II 
§ 15 c Viertes Buch), die Versichenmgspflicht nach 
diesem Buch durch Verwaltungsakt fest, so hat die 
Bundesanstalt auf Antrag des Versicherungspflichti- 
gen zu erklären, ob sie der getroffenen Feststellung 
zustimmt. Der Antrag ist bei der die Versichenmgs- 
pflicht feststellenden Behörde zu stellen. Für den 
Versichenmgspflichtigen gilt gegenüber der Bundes- 
anstalt § 60 des Ersten Buches entsprechend. Stimmt 
die Bundesanstalt der Feststellung zu, ist sie hinsicht- 
lich der Zeiten, für die der die Versicherungspflicht 
feststellende Verwaltungsakt wirksam ist, längstens 
jedoch für fünf Jahre, leistungsrechtiich an ihre Zu- 
stimmung gebunden. § 34 Abs. 2 des Zehnten Buches 
ist entsprechend anzuwenden. Nach Ablauf der Frist 
kann die Erklärung der Bundesanstalt für jeweils 
weitere fünf Jahre beantragt werden. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Auszahlung von Geldleistungen 

§338 

Auszahlung im Regelfall 

(1) Geldleistungen werden auf das von dem Lei- 
stungsberechtigten angegebene inländische Konto 
bei einem Geldinstitut überwiesen. Geldleistungen, 
die an den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
des Leistimgsberechtigten übermittelt werden, sind 
vmter Abzug der dadurch veranlaßten Kosten auszu- 
zahlen. 

(2) Laufende Geldleistimgen werden regelmäßig 
monatlich nachträglich ausgezahlt. 

(3) Andere als laufende Geldleistimgen werden mit 
der Entscheidung über den Antrag auf Leistung oder, 
soweit dem Berechtigten Kosten erst danach entste- 
hen, zum entsprechenden Zeitpunkt ausgezahlt. In- 
solvenzgeld wird nachträglich für den Zeitraum aus- 
gezahlt, für den es beantragt worden ist. Weiterbil- 
dungskosten werden, soweit sie nicht unmittelbar an 
den Träger der Maßnahme erbracht werden, monat- 
lich im voraus ausgezahlt. 

(4) Zur Vermeidung unbilliger Härten können an- 
gemessene Abschlagszahlungen geleistet werden. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Berechnungsgrundsätze 

§339 

Allgemeine Berechnungsgrundsätze 

(1) Berechnungen werden auf zwei Dezimalstellen 
durchgeführt, wenn nichts Abweichendes bestimmt 
ist. 

(2) Bei einer auf Dezimalstellen durchgeführten 
Berechnung wird die letzte Dezimalstelle um 1 er- 
höht, wenn sich in der folgenden Dezimalstelle eine 
der Zahlen 5 bis 9 ergeben würde. 

(3) Bei der Rxmdimg des für die Höhe des Arbeits- 
losengeldes maßgebenden Bemessungsentgelts ist 
der Zehnerwert um 1 zu erhöhen, wenn der Einerwert 
eine der Zahlen 5 bis 9 ist. 

(4) Bei einer Berechnimg wird eine Multiplikation 
vor einer Division durchgeführt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Auszahlung von Geldleistungen 

§338 

Auszahlung im Regelfall 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Andere als laufende Geldleistimgen werden mit 
der Entscheidimg über den Antrag auf Leistimg oder, 
soweit dem Berechtigten Kosten erst danach entste- 
hen, zum entsprechenden Zeitpunkt ausgezahlt. In- 
solvenzgeld wird nachträglich für den Zeitraum aus- 
gezahlt, für den es beantragt worden ist. Weiterbil- 
dimgskosten und Teilnahmekosten werden, soweit 
sie nicht unmittelbar an den Träger der Maßnahme 
erbracht werden, monatlich im voraus ausgezahlt. 

(4) unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Berechnungsgrundsätze 

§339 

Allgemeine Berechnungsgrundsätze 
unverändert 
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§ 340 § 340 

Berechnung von Zeiten Berechnung von Zeiten 

Für die Berechnung von Leistungen wird ein Mo- unverändert 

nat mit 30 Tagen imd eine Woche mit sieben Tagen 
berechnet. Bei der Anwendung der Vorschriften über 
die Erfüllung der für einen Anspruch axif Arbeitslo- 
sengeld erforderlichen Anwartschaftszeit sowie der 
Vorschriften über die Dauer eines Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld nach dem Zweiten Unterabschnitt des 
Achten Abschnitts des Vierten Kapitels dieses Buches 
entspricht ein Monat 30 Kalendertagen. Satz 2 gilt bei 
der Anwendimg der Vorschriften über die Erfüllimg 
der erforderlichen Vorbeschäftigxmgszeiten sowie der 
Vorschrift über die Dauer des Anspruchs auf An- 
schlußunterhaltsgeld und des Anspruchs auf Über- 
gangsgeld im Anschluß an eine abgeschlossene Maß- 
nahme zur beruflichen Eingliederung Behinderter 
entsprechend. 


ZEHNTES KAPITEL 
FINANZIERUNG 

ERSTER ABSCHNITT 

Finanzierungsgrimdsatz 

§341 

Aufbringung der Mittel 

Die Leistungen der Arbeitsförderung und die son- 
stigen Ausgaben der Bimdesanstalt werden durch 
Beiträge der Versichenmgspflichtigen, der Arbeitge- 
ber imd Dritter (Beitrag zur Arbeitsförderung), Umla- 
gen, Mittel des Bimdes imd sonstige Einnahmen fi- 
nanziert. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Beiträge und Verfahren 


ZEHNTES KAPITEL 
FINANZIERUNG 

ERSTER ABSCHNITT 
Finanzierungsgrundsatz 

§341 

Aufbringung der Mittel 
unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Beiträge und Verfahren 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Beiträge 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Beiträge 


§ 342 § 342 

Beitragssatz und Beitragsbemessung Beitragssatz und Beitragsbemessung 

(1) Die Beiträge werden nach einem Prozentsatz unverändert 

(Beitragssatz) von der Beitragsbemessimgsgnmdlage 

erhoben. 

(2) Der Beitragssatz beträgt 6,5 Prozent. 
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(3) Beitragsbemessungsgrundlage sind die bei- 
tragspflichtigen Einnahmen, die bis zur Beitragsbe- 
messungsgrenze berücksichtigt werden. Für die Be- 
rechnung der Beiträge ist die Woche zu sieben, der 
Monat zu dreißig und das Jahr zu dreihundertsechzig 
Tagen anzusetzen, soweit dieses Buch nichts anderes 
bestimmt. Beitragspflichtige Einnahmen sind bis zu 
einem Betrag von einem Dreihundertsechzigstel der 
Beitragsbemessimgsgrenze für den Kalendertag zu 
berücksichtigen. Einnahmen, die diesen Betrag 
übersteigen, bleiben außer Ansatz, soweit dieses 
Buch nichts Abweichendes bestimmt. 

(4) Beitragsbemessungsgrenze ist die Beitragsbe- 
messungsgrenze der Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten. 


§ 343 § 343 

Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

Beitragspflichtige Einnahme ist bei Personen, die unverändert 

beschäftigt sind, das Arbeitsentgelt, bei Personen, die 
zur Berufsausbildung beschäftigt sind, jedoch minde- 
stens ein Arbeitsentgelt in Höhe von einem Prozent 
der Bezugsgröße. 


§344 

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 
als beitragspflichtige E innahm en 


§344 

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 
als beitragspflichtige Einnahmen 


(1) Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt sind Zuwen- unverändert 

düngen, die dem Arbeitsentgelt zuzurechnen sind 

und nicht für die Arbeit in einem einzelnen Entgelt- 
abrechnungszeitraum gezahlt werden. Einmalig ge- 
zahltes Arbeitsentgelt versicherungspflichtig Be- 
schäftigter ist dem Entgeltabrechnungszeitraum zu- 
zuordnen, in dem es gezahlt wird, soweit die Absät- 
ze 2 und 4 nichts Abweichendes bestimmen. 

(2) Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt, das nach 
Beendigung oder bei Ruhen des Beschäftigxmgsver- 
hältnisses gezahlt wird, ist dem letzten Entgeltab- 
rechnimgszeitraum des laufenden Kalenderjahres zu- 
zuordnen, auch wenn dieser nicht mit Arbeitsentgelt 
belegt ist. 

(3) Das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt ist bei der 
Feststellung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts 
für versicherungspflichtig Beschäftigte zu berück- 
sichtigen, soweit das bisher gezahlte beitragspflichti- 
ge Arbeitsentgelt die anteilige Beitragsbemessungs- 
grenze nicht erreicht. Die anteilige Beitragsbemes- 
sungsgrenze ist der Teil der Beitragsbemessungs- 
grenze, der der Dauer aller Beschäftigungsverhältnis- 
se bei demselben Arbeitgeber im laufenden Kalen- 
derjahr bis zum Ablauf des Entgeltabrechnungszeit- 
raumes entspricht, dem einmalig gezahltes Arbeits- 
entgelt zuzuordnen ist; auszunehmen sind Zeiten, die 
nicht mit Beiträgen aus laufendem (nicht einmalig 
gezahltem) Arbeitsentgelt belegt sind. 
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(4) In der Zeit vom 1. Januar bis 31. März einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt ist dem letzten Entgeltab- 
rechnimgszeitraum des vergangenen Kalenderjahres 
zuzuordnen, wenn es vom Arbeitgeber dieses Ent- 
geltabrechmmgszeitraumes gezahlt wird imd zusam- 
men mit dem sonstigen für das laufende Kalenderjahr 
festgestellten beitragspflichtigen Arbeitsentgelt die 
anteilige Beitragsbemessimgsgrenze nach Absatz 3 
Satz 2 übersteigt. Satz 1 gilt nicht für nach dem 
31. März einmalig gezahltes Arbeitsentgelt, das nach 
Absatz 2 einem in der Zeit vom 1. Januar bis zum 
31. März liegenden Entgeltabrechimgszeitraum zu- 
zuordnen ist. 

(5) Ist der Beschäftigte in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung pflichtversichert, ist bei der Anwen- 
dimg des Absatzes 4 Satz 1 die Jahresarbeitsentgelt- 
grenze der gesetzlichen Krankenversicherung (§ 6 
Abs. 1 Nr. 1 Fünftes Buch) maßgebend. 

§345 

Sonderregelungen für beitragspflichtige 
Einnahmen Beschäftigter 

(1) Für beschäftigte Seeleute gilt als beitrags- 
pflichtige Einnahme das amtlich festgesetzte monatli- 
che Durchschnittsentgelt (§ 842 Reichsversichenmgs- 
ordnxmg) der einzelnen Klassen der Schiffsbesatzung 
xmd Schiffsgattungen. Die beitragspflichtige Einnah- 
me erhöht sich für Seeleute, die auf Seeschiffen be- 
köstigt werden, um den amtlich festgesetzten Durch- 
schnittssatz für Beköstigung. Ist für Seeleute ein mo- 
natliches Durchschnittsentgelt amtlich nicht festge- 
setzt, bestimmt die Satzung der See-Krankenkasse 
die beitragspflichtige Einnahme, Die Regelung für 
einmalig gezahltes Arbeitsentgelt findet keine An- 
wendxmg. 

(2) Für Personen, die xmmittelbar nach einem Ver- 
sichenmgspflichtverhältnis ein freiwilliges soziales 
Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines 
freiwilligen sozialen Jahres oder ein freiwilliges öko- 
logisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen ökologischen Jahres leisten, gilt als 
beitragspflichtige Einnahme ein Arbeitsentgelt in 
Höhe der monatlichen Bezugsgröße. 

(3) Für Personen, die als Behinderte in einer aner- 
kannten Werkstätte für Behinderte oder Blinden- 
werkstätte beschäftigt sind, ist als beitragspflichtige 
Einnahme das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt, 
mindestens jedoch ein Betrag in Höhe von 20 Prozent 
der monatlichen Bezugsgröße zugnmde zu legen. 


§345 

Sonderregelungen für beitragspflichtige 
Einnahmen Beschäftigter 

unverändert 
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§346 

Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger 
Versichenmgspflichtiger 

Als beitragspflichtige Einnahme gilt bei Personen, 

1. die in Einrichtungen für Behinderte an Maßnah- 
men teilnehmen, die ihnen eine Erwerbstätigkeit 
ermöglichen sollen, oder die in Einrichtungen der 
Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt 
werden sollen, ein Arbeitsentgelt in Höhe von ei- 
nem Siebtel der monatlichen Bezugsgröße, 

2. die als Wehrdienstleistende oder als Zivildienstlei- 
stende versicherungspflichtig sind, das durch- 
schnittliche Bemessimgsentgelt aller Bezieher von 
Arbeitslosengeld am 1. Juli des Kalenderjahres, in 
dem der Dienst geleistet worden ist, 

3. die als Gefangene versicherungspflichtig sind, ein 
Arbeitsentgelt in Höhe von 90 Prozent der Bezugs- 
größe, 

4. die als Bezieher von Krankengeld, Versorgimgs- 
krankengeld, Verletztengeld oder Übergangsgeld 
versichenmgspflichtig sind, 80 Prozent des der 
Leistimg zugrunde liegenden Arbeitsentgelts oder 
Arbeitseinkommens, wobei 80 Prozent des bei- 
tragspflichtigen Arbeitsentgelts aus einem versi- 
cherungspflichtigen Beschäftigimgsverhältnis ab- 
zuziehen sind; bei gleichzeitigem Bezug von Kran- 
kengeld neben einer anderen Leistung ist das dem 
Krankengeld zugnmde liegende Einkommen nicht 
zu berücksichtigen, 

5. die als Bezieher von Krankentagegeld versiche- 
rungspflichtig sind, ein Arbeitsentgelt in Höhe von 
70 Prozent der Jahresarbeitsentgeltgrenze der ge- 
setzlichen Krankenversicherung. Für den Kalen- 
dermonat ist ein Zwölftel imd für den Kalendertag 
ein Dreihundertsechzigstel des Arbeitsentgelts zu- 
grunde zu legen. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verfahren 

§347 

Beitragstragung bei Beschäftigten 

(1) Die Beiträge werden von den versicherungs- 
pflichtig Beschäftigten \md den Arbeitgebern je zur 
Hälfte getragen. Arbeitgeber im Sinne der Vorschrif- 
ten dieses Titels sind auch die Auftraggeber von 
Heimarbeitern. 

(2) Der Arbeitgeber trägt die Beiträge allein für 

1. Beschäftigte, deren monatliches Arbeitsentgelt ein 
Siebtel der monatlichen Bezugsgröße nicht über- 
steigt; solange ein Siebtel der monatlichen Be- 
zugsgröße den Betrag von 610 Deutsche Mark \m- 
terschreitet, ist dieser Betrag maßgebend. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§346 

Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger 
Versicherungspflichtiger 

Als beitragspflichtige Eiimahme gilt bei Personen, 

1. die in Einrichtimgen für Behinderte an Maßnah- 
men teilnehmen, die ihnen eine Erwerbstätigkeit 
ermöglichen sollen, oder die in Einrichtungen der 
Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt 
werden sollen, ein Arbeitsentgelt in Höhe von ei- 
nem Fünftel der monatlichen Bezugsgröße, 

2. die als Wehrdienstleistende oder als Zivüdienst- 
leistende versicherungspflichtig sind (§ 25 Abs. 2 
Satz 2, § 26 Abs. 1 Nr. 2 und 3), das durchschnittli- 
che Bemessimgsentgelt aller Bezieher von Arbeits- 
losengeld am 1. Juli des Kalenderjahres, in dem 
der Dienst geleistet worden ist, 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verfahren 

§347 

Beitragstragung bei Beschäftigten 
unverändert 
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2. Personen, die als Behinderte in einer nach dem 
Schwerbehindertengesetz anerkannten Werkstätte 
für Behinderte oder in einer nach dem Blindenwa- 
renvertriebsgesetz anerkaimten Blindenwerkstätte 
beschäftigt sind imd deren monatliches Bruttoar- 
beitsentgelt ein Fünftel der monatlichen Bezugs- 
größe nicht übersteigt, 

3. Beschäftigte, die ein freiwilliges soziales Jahr im 
Sinne des Gesetzes zur Fördenmg eines freiwilli- 
gen sozialen Jahres oder ein freiwilliges ökologi- 
sches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen ökologischen Jahres leisten. 

Wird infolge einmalig gezahlten Arbeitsentgelts die 
in Satz 1 Nr. 1 genannte Grenze überschritten, tragen 
der Versicherungspflichtige imd der Arbeitgeber den 
Beitrag von dem diese Grenze übersteigenden Teil 
des Arbeitsentgelts jeweils zur Hälftey im übrigen 
trägt der Arbeitgeber den Beitrag allein. 

(3) Für Beschäftigte, die wegen Vollendung des 
65. Lebensjahres versicherungsfrei sind, tragen die 
Arbeitgeber die Hälfte des Beitrages, der zu zahlen 
wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig 
wären. Für den Beitragsanteil gelten die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts des Vierten Buches und die 
Bußgeldvorschriften des § 111 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, 8 
und Abs. 4 des Vierten Buches entsprechend. 

§ 348 § 348 

Beitragstragung bei sonstigen Versicherten Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 

Die Beiträge werden getragen unverändert 

1. für Personen, die in Einrichtungen für Behinderte 
an Maßnahmen teilnehmen, die eine Erwerbstä- 
tigkeit ermöglichen sollen oder in Einrichhmgen 
der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt 
werden sollen, vom Träger der Einrichtimg, 

2. für Wehrdienstleistende oder für Zivildienstleisten- 
de nach der Hälfte des Beitragssatzes vom Bimd, 

3. für Gefangene von dem für die Vollzugsanstalt zu- 
ständigen Land, 

4. für Personen, die Krankengeld oder Verletztengeld 
beziehen, von den Beziehern der Leistung imd den 
Leistungs trägem je zur Hälfte, soweit sie auf die 
Leistung entfallen, im übrigen von den Leistungs- 
trägem; die Leistungsträger tragen die Beiträge 
auch allein, soweit sie folgende Leistungen zahlen: 

a) Versorgungskrankengeld oder Übergangsgeld, 

b) Krankengeld oder Verletztengeld in Höhe der 
Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch oder 

c) eine Leistung, die nach einem monatlichen Ar- 
beitsentgelt bemessen wird, das ein Siebtel der 
monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt; so- 
lange ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße 
den Betrag von 610 Deutsche Mark unterschrei- 
tet, ist dieser Betrag maßgebend, 

5. für Personen, die Krankentagegeld beziehen, von 
privaten Krankenversicherungsuntemehmen. 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§349 

Beitragszahlung für Beschäftigte 

(1) Die Beiträge sind, soweit nichts Abweichendes 
bestimmt ist, von demjenigen zu zahlen, der sie zu 
tragen hat. 

(2) Für die Zahlung der Beiträge aus Arbeitsentgelt 
bei einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
gelten die Vorschriften des Vierten Buches über den 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag. 

§350 

Beitragszahlung 

für sonstige Versicherungspflichtige 

(1) Für die Zahlung der Beiträge für Personen, die 
in Einrichtxmgen für Behinderte an einer Maßnahme 
teilnetimen, die ihnen eine Erwerbstätigkeit ermögli- 
chen soll oder in Einrichtungen der Jugendhilfe für 
eine Erwerbstätigkeit befähigt werden sollen, gelten 
die Vorschriften über die Beitragszahlung aus Ar- 
beitsentgelt entsprechend. 

(2) Die Beiträge für Wehrdienstleistende, für Zivil- 
dienstleistende und für Gefangene sind an die Bun- 
desanstalt zu zahlen. 

(3) Die Beiträge für Bezieher von SoziaUeistungen 
sind von den Leistungsträgern an die Bundesanstalt 
zu zahlen. Die Bundesanstalt und die Leistungsträger 
regeln das Nähere über Zahlung und Abrechnung 
der Beiträge durch Vereinbarung. 

(4) Die Beiträge für Bezieher von Krankentagegeld 
sind von den privaten Krankenversicherungsunter- 
nehmen an die Bundesanstalt zu zahlen. Die Beiträge 
können durch eine Einrichtung dieses Wirtschafts- 
zweiges gezahlt werden. Mit dieser Einrichtimg kann 
die Bundesanstalt Näheres über Zahlung, Einziehung 
und Abrechnung vereinbaren; sie kann auch verein- 
baren, daß der Beitragsabrechnung statistische 
Durchschnittswerte über die Zahl der Arbeitnehmer, 
für die Beiträge zu zahlen sind, und über Zeiten der 
Arbeitsunfähigkeit zugnmde gelegt werden. Der 
Bundesanstalt sind Verwaltungskosten für den Ein- 
zug der Beiträge in Höhe von zehn Prozent der Bei- 
träge pauschal zu erstatten, wenn die Beiträge nicht 
nach Satz 1 und 2 gezahlt werden. 

(5) Für die Zahlung der Beiträge nach Absatz 3 
und 4 sowie für die Zahlung der Beiträge für Gefan- 
gene gelten die Vorschriften für den Einzug der Bei- 
träge, die an die Einzugsstellen zu zahlen sind, ent- 
sprechend, soweit die Besonderheiten der Beiträge 
nicht entgegenstehen; die Bundesanstalt ist zur Prü- 
fung der Beitragszahlung berechtigt. 


§349 

Beitragszahlung für Beschäftigte 

unverändert 


§350 

Beitragszahlung 

für sonstige Versicherungspflichtige 

unverändert 
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§351 

Meldungen der Sozialversichenmgsträger 

(1) Die Einzugsstellen (§ 28 i Viertes Buch) haben 
monatlich der Bundesanstalt die Zahl der nach die- 
sem Buch versichenmgspflichtigen Personen mitzu- 
teilen. Die Bundesanstalt kann in die Geschäftsunter- 
lagen und Statistiken der Einzugsstellen Einsicht 
nehmen, soweit dies zxir Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. 

(2) Die Träger der Sozialversichenmg haben der 
Bundesanstalt auf Verlangen bei ihnen vorhandene 
Geschäftsimterlagen und Statistiken vorzulegen, so- 
weit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesan- 
stalt erforderlich ist. 

§352 

Beitragserstattung 

(1) Für die Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträ- 
ge gilt abweichend von § 26 Abs. 2 des Vierten Bu- 
ches, daß sich der zu erstattende Betrag um den Be- 
trag der Leistung mindert, der in irrtümlicher An- 
nahme der Versicherungspflicht gezahlt worden ist. 
§ 27 Abs. 2 Satz 2 des Vierten Buches gilt nicht. 

(2) Die Beiträge werden erstattet durch 

1. das Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Stelle ihren 
Sitz hat, an welche die Beiträge entrichtet worden 
sind, 

2. die Landesarbeitsämter, wenn die Beitragszahlung 
wegen des Bezuges von Sozialleistungen oder 
Krankentagegeld erfolgte, 

3. die zuständige Einzugsstelle oder den Leistungs- 
träger, soweit die Bundesanstalt dies mit den Ein- 
zugsstellen oder den Leistungsträgern vereinbart 
hat. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Verordnungsermächtigung und Ermächtigung 
zum Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

§353 

Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, dxirch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesra- 
tes, nach Maßgabe der Finanzlage der Bundesanstalt 
sowie unter Berücksichtigxmg der Beschäftigrmgs- 
und Wirtschaftslage sowie deren voraussichtlicher 
Entwicklung zu bestimmen, daß die Beiträge zeitwei- 
se nach einem niedrigeren Beitragssatz erhoben wer- 
den. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnimg 
ohne Zustimmung des Bundesrates 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§351 

Meldungen der Sozialversicherungsträger 

unverändert 


§352 

Beitragserstattung 

(l)unverändert 


(2) Die Beiträge werden erstattet durch 

1. unverändert 

2. die Direktionen, wenn die Beitragszahlung wegen 
des Bezuges von Sozialleistimgen oder Krankenta- 
gegeld erfolgte, 

3. unverändert 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Verordnungsermächtigung und Ermächtigung 
zum Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

§353 

Verordnungsermächtigung 

unverändert 
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1. im Einvernehmen mit dem Bimdesministerium der 
Finanzen, dem Bundesministerium der Verteidi- 
gung und dem Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend eine Pauschalbe- 
rechnung sowie die Fälligkeit, Zahlung und Ab- 
rechnung für einen Gesamtbeitrag der Wehrdienst- 
leistenden und für einen Gesamtbeitrag der Zivil- 
dienstleistenden vorzuschreiben; es kann dabei ei- 
ne geschätzte Durchschnittszahl der beitrags- 
pflichtigen Dienstleistenden zugrunde legen sowie 
die Besonderheiten berücksichtigen, die sich aus 
der Zusammensetzung dieses Personenkreises 
hinsichtlich der Bemessungsgrundlage für das Ar- 
beitslosengeld ergeben, 

2. eine Pauschalberechnung für die Beiträge der Ge- 
fangenen und der für die Vollzugsanstalten zu- 
ständigen Länder vorzuschreiben und Fälligkeit, 
Zahlung und Abrechnung der Beiträge zu regeln, 

3. das Nähere über die Zahlung, Einziehung und Ab- 
rechnung der Beiträge, die von privaten Kranken- 
versichenmgsuntemehmen zu zahlen sind, zu re- 
geln. 


§354 

Ermächtigung zum Erlaß 
von Verwaltungsvorschriften 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung kann mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Dxirchführung der Meldungen der Sozialversiche- 
rungsträger Verwaltimgsvorschriften erlassen. 

DRITTER ABSCHNITT 
Umlagen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Umlage für das Wintergeld 

§355 

Grundsatz 

Die Mittel für das Wintergeld einschließlich der 
Verwaltungskosten imd der sonstigen Kosten, die mit 
der Erbringimg des Wintergeldes Zusammenhängen, 
werden von den Arbeitgebern des Baugewerbes, in 
deren Betrieben die ganzjährige Beschäftigimg durch 
Wintergeld zu fördern ist, durch eine Umlage aufge- 
bracht. 


§356 

Höhe der Umlage 

Die Umlage bemißt sich nach einem Prozentsatz 
der auf den Kalendermonat entfallenden Bruttoar- 
beitsentgelte der in den genannten Betrieben be- 
schäftigten Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis in 
der Schlechtwetterzeit nicht aus witterxmgsbedingten 
Gründen gekündigt werden kann. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§354 

Ermächtigung zum Erlaß 
von Verwaltungsvorschriften 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Umlagen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Umlage für das Wintergeld 

§355 

Grundsatz 

unverändert 


§356 

Höhe der Umlage 
unverändert 
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§357 

Umlageabfühnmg 

(1) Die Arbeitgeber können ihre Umlagebeträge 
über eine gemeinsame Einrichtung ihres Wirtschafts- 
zweiges abführen. Kosten werden der gemeinsamen 
Einrichtung nicht erstattet. Die Bundesanstalt kann 
mit der gemeinsamen Einrichtung ein vereinfachtes 
Abrechnungsverfahren vereinbaren und dabei auf 
Einzelnachweise verzichten. 

(2) Arbeitgeber, die ihre Umlagebeträge nicht über 
eine gemeinsame Einrichtung abführen, haben der 
Bundesanstalt die Mehraufwendimgen für die Ein- 
ziehung pauschal zu erstatten. 

§358 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit imd Sozialord- 
nung bestimmt durch Rechtsverordnimg ohne Zu- 
stimmung des Bimdesrates den Prozentsatz für die 
Berechnung der Umlage, die Höhe der Pauschale für 
die Mehraufwendungen in Fällen, in denen die Ar- 
beitgeber ihre Umlagebeträge nicht über eine ge- 
meinsame Einrichtung abführen, sowie das Nähere 
über ihre Abführung und ihre Einziehimg. Der Pro- 
zentsatz für die Berechnimg der Umlage ist so festzu- 
setzen, daß das Aufkommen aus der Umlage aus- 
reicht, um den voraussichtlichen Bedarf für die Auf- 
wendungen für das Wintergeld einschließlich der 
Verwaltungskosten und der sonstigen Kosten, die mit 
der Erbringung des Wintergeldes Zusammenhängen, 
zu decken. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Umlage für das Insolvenzgeld 

§359 

Grundsatz 

(1) Die Berufsgenossenschaften sowie die Eisen^ 
bahn-Unfallkasse und die Unfallkasse Post und Tele- 
kom erstatten der Bundesanstalt die Aufwendungen 
für das Insolvenzgeld jeweils bis zum 30. Juni des 
nachfolgenden Jahres. 


(2) Zu den Aufwendungen gehören 

1. das Insolvenzgeld einschließlich des vom Arbeits- 
amt entrichteten Gesamtsozialversicherungsbei- 
trags, 

2. die Verwaltimgskosten und die sonstigen Kosten, 
die mit der Erbringimg des Insolvenzgeldes Zu- 
sammenhängen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§357 

Umlageabfühnmg 

(1) Die Arbeitgeber können ihre Umlagebeträge 
über eine gemeinsame Einrichtung ihres Wirtschafts- 
zweiges oder über eine Ausgleichskasse abführen. 
Kosten werden der gemeinsamen Einrichtung nicht 
erstattet. Die Bxmdesanstalt kann mit der gemeinsa- 
men Einrichtung ein vereinfachtes Abrechnungsver- 
fahren vereinbaren und dabei auf Einzelnachweise 
verzichten. 

(2) Arbeitgeber, die ihre Umlagebeträge nicht über 
eine gemeinsame Einrichtung oder Ausgleichskasse 
abführen, haben der Bundesanstalt die Mehraufwen- 
dimgen für die Einziehung pauschal zu erstatten. 

§358 

Verordnungsermächtigung 

unverändert 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Umlage für das Insolvenzgeld 

§359 

Grundsatz 

(1) Die Unfallversicherungsträger erstatten der 
Bundescmstalt die Aufwendungen für das Insolvenz- 
geld jeweils bis zum 30. Juni des nachfolgenden Jah- 
res. Erstattungspflichtige Unfallversicherungsträger 
sind die Berufsgenossenschaften, die Eisenbahn- 
Unfallkasse, die Unfallkasse Post und Telekom sowie 
für die nach § 125 Abs. 3, § 128 Abs. 4 und § 129 
Abs. 3 des Siebten Buches übernommenen Unter- 
nehmen die für diese Unternehmen zuständigen 
Unfallversicherungsträger. 

(2) unverändert 
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§360 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel für die Erstattung der Aufwendungen 
für das Insolvenzgeld bringen die Berufsgenossen- 
schaften sowie die Eisenbahn-Unfallkasse und die ün- 
fallkasse Post und Telekom durch eine Umlage bei ih- 
ren Mitghedem auf. 

(2) Der Anteil jeder gewerblichen Berufsgenossen- 
schaft, der Eisenbahn-Unfallkasse und der Unfallkas- 
se Post und Telekom entspricht dem Verhältnis ihrer 
Entgeltsumme zu der Gesamtentgeltsumme der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften sowie der Eisen- 
bahn-Unfallkasse und der Unfallkasse Post und Tele- 
kom, Hierbei werden die Entgeltsummen des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden sowie der Körperschaf- 
ten, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, 
über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren nicht 
zulässig ist, und solcher juristischer Personen des öf- 
fentlichen Rechts, bei denen der Bund, ein Land oder 
eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zahlimgsfähigkeit 
sichert, nicht berücksichtigt. 


(3) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten bringen anteilig die Aufwendungen für das Insol- 
venzgeld auf, das den bei ihnen versicherten Arbeit- 
nehmern gezahlt worden ist. Der Anteil jeder land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft entspricht dem 
Verhältnis der Summe der von ihr im abgelaufenen 
Geschäftsjahr gezahlten Renten zu der Summe der 
von allen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten gezahlten Renten. Hierbei werden nur die Sum- 
men der Renten zugrunde gelegt, die nicht nach 
Durchschnittssätzen berechnet worden sind. Die Ver- 
treterversammlungen können durch übereinstim- 
menden Beschluß einen anderen angemessenen 
Maßstab für die Ermittlung der Anteile bestimmen. 

§361 

Anteile der Mitglieder 

(1) Die gewerblichen Berufsgenossenschaften so- 
wie die Eisenbahn-Unfallkasse und die Unfallkasse 
Post und Telekom legen den jeweils von ihnen auf- 
zubringenden Anteil nach dem Entgelt der Versicher- 
ten auf ihre Mitgheder um. Der auf das einzelne 
Mitglied umzulegende Anteil entspricht dem Ver- 
hältnis der Entgeltsiunme bei diesem Mitglied zur 
Gesamtentgeltsumme aller Mitglieder. Mitglieder, 
über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren nicht 
zulässig ist oder deren Zahlimgsfähigkeit gesetzhch 
gesichert ist, werden nicht berücksichtigt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§360 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel für die Erstattung der Aufwendimgen 
für das Insolvenzgeld bringen die Unfallversiche- 
rungsträger (§ 359 Abs. 1) durch eine Umlage bei ih- 
ren Mitgliedern auf. 

(2) Der Anteil jeder gewerblichen Berufsgenossen- 
schaft, der Eisenbahn-Unfallkasse imd der Unfallkas- 
se Post und Telekom sowie der für die nach § 125 
Abs. 3, § 128 Abs. 4 und § 129 Abs. 3 des Siebten Bu- 
ches übemonunenen Unternehmen zuständigen Un- 
fallversicherungsträger entspricht dem Verhältnis 
seiner Entgeitsumme zu der Gesamtentgeltsumme 
der Unfallversicherungsträger (§ 359 Abs. 1). Hierbei 
werden die Entgeltsummen des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden sowie der Körperschaften, Stiftungen 
imd Anstalten des öffentlichen Rechts, über deren 
Vermögen ein Insolvenzverfahren nicht zulässig ist, 
und solcher juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts, bei denen der Bund, ein Land oder eine Ge- 
meinde kraft Gesetzes die Zahlungsfähigkeit sichert, 
nicht berücksichtigt. 

(3) unverändert 


§361 

Anteile der Mitglieder 

(1) Die gewerbhchen Berufsgenossenschaften so- 
wie die Eisenbahn- Unfallkasse imd die Unfallkasse 
Post und Telekom legen den jeweils von ihnen auf- 
zubringenden Anteil nach dem Entgelt der Versicher- 
ten auf ihre Mitglieder um. Das gleiche gilt für die 
nach § 125 Abs. 3, § 128 Abs. 4 und § 129 Abs. 3 des 
Siebten Buches zuständigen Unfallversicherungsträ- 
ger hinsichtlich der nach diesen Vorschriften über- 
nommenen Unternehmen. Der auf das einzelne 
Mitglied umzulegende Anteil entspricht dem Ver- 
hältnis der Entgeltsumme bei diesem Mitglied zur 
Gesamtentgeltsumme aller Mitglieder. Mitgheder, 
über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren nicht 
zulässig ist oder deren Zahlungsfähigkeit gesetzhch 
gesichert ist, werden nicht berücksichtigt. 
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(2) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten legen den von ihnen aufzubringenden Anteil 
nach ihrer Satzung axif ihre Beitragsschuldner um. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß 

1. der Anteil nach der Zahl der Versicherten statt 
nach Entgelten umgelegt wird, 

2. die durch die Umlage auf die Mitglieder entste- 
henden Verwaltimgskosten und Kreditzinsen mit 
umgelegt werden, 

3. von einer besonderen Umlage abgesehen wird. 

Im übrigen gelten die Vorschriften über den Beitrag 
zur gesetzlichen Unf allversichenmg entsprechend. 

§362 

Verfahren 

(1) Die Berufsgenossenschaften sowie die Eisen- 
bahn-Unfallkasse und die Unfallkasse Post und Tele- 
kom entrichten zum 25. April, 25. Juli und 25. Okto- 
ber eines jeden Jahres Abschlagszahlimgen in Höhe 
der Aufwendungen der Bimdesanstalt für das Insol- 
venzgeld in dem jeweils vorausgegangenen Kalen- 
derquartal. Zum 31. Dezember entrichten sie eine 
weitere Abschlagszahlung in Höhe der im vierten 
Kalenderquartal nach einvemehmlicher Schätzimg 
der Bundesanstalt,’ des Hauptverbandes der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften e.V. imd des Bundes- 
verbandes der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften e.V. zu erwartenden Aufwendimgen der 
Bundesanstalt. 

(2) Für die Verwaltimgskosten entrichten die Be- 
rufsgenossenschaften sowie die Eisenbahn-Unfall- 
kasse und die Unfallkasse Post und Telekom zu den 
genannten Zeitpunkten Abschlagszahlungen in Höhe 
von jeweils einem Viertel der Aufwendimgen der 
Bundesanstalt für die Verwaltungskosten im vorver- 
gangenen Kalenderjahr. 

(3) Zur Berechnung der Abschlagszahlungen 
übermittelt die Bundesanstalt dem Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften e.V. und dem 
Bundesverband der landwirtschaftlichen Benifsge- 
nossenschaften e.V. bis zum 5. April, 5. Juli, 5. Okto- 
ber und 11. Dezember die erforderlichen Angaben. 

(4) Bis zum 31. Mai eines jeden Jahres übermitteln 
die Berufsgenossenschaften, die Eisenbahn-Unfall- 
kasse, die Unfallkasse Post und Telekom und die 
Bundesanstalt dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften e.V. und dem Bundesver- 
band der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten e.V. die Angaben, die für die Berechnung der 
Anteile der Berufsgenossenschaften sowie der Eisen- 
bahn-Unfallkasse und der Unfallkasse Post und Tele- 
kom an den für das Vorjahr aufzubringenden Mitteln 
erforderlich sind. Die Verbände ermitteln die Anteile 
der Berufsgenossenschaften sowie der Eisenbahn- 
Unfallkasse und der Unfallkasse Post und Telekom 
und teilen sie diesen und der Bundesanstalt mit. Die 
Verbände und die Bundesanstalt können ein anderes 
Verfahren vereinbaren. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


§362 

Verfahren 

(1) Die Unfallversichenmgsträger (§ 359 Abs. 1) 
entrichten zum 25. April, 25. Juli und 25. Oktober ei- 
nes jeden Jahres Abschlagszahlungen in Höhe der 
Aufwendungen der Bundesanstalt für das Insolvenz- 
geld in dem jeweils vorausgegangenen Kalender- 
quartal. Zum 31. Dezember entrichten sie eine weite- 
re Abschlagszahlung in Höhe der im vierten Kalen- 
derquartal nach einvemehmlicher Schätzung der 
Bundesanstalt, des Hauptverbandes der gewerbli- 
chen Berufsgenossenschaften e.V. und des Bundes- 
verbandes der landwirtschaftlichen Bemfsgenossen- 
schaften e.V. zu erwartenden Aufwendungen der 
Bundesanstalt. 

(2) Für die Verwaltungskosten entrichten die Un- 
fallversicherungsträger (§ 359 Abs. 1) zu den ge- 
nannten Zeitpunkten Abschlagszahlungen in Höhe 
von jeweils einem Viertel der Aufwendungen der 
Bundesanstalt für die Verwaltungskosten im vorver- 
gangenen Kalenderjahr. 

(3) unverändert 


(4) Bis zum 31. Mai eines jeden Jahres übermitteln 
die Unfallversichenmgsträger (§ 359 Abs. 1) und die 
Bundesanstalt dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften e.V. imd dem Bundesver- 
band der landwirtschaftlichen Bemfsgenossenschaf- 
ten e.V. die Angaben, die für die Berechnung der 
Anteile der Unfallversicherungsträger (§ 359 Abs. 1) 
an den für das Vorjahr aufzubringenden Mitteln er- 
forderlich sind. Die Verbände ermitteln die Anteile 
der Unfallversicherungsträger (§ 359 Abs. 1) und 
teilen sie diesen und der Bundesanstalt mit. Die Ver- 
bände und die Bundesanstalt können ein anderes 
Verfahren vereinbaren. 
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§363 

Verordnungsennächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates und nach Anhörung 
der Bundesanstalt, des Hauptverbandes der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften e.V. imd des Bundes- 
verbandes der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften e.V. eine Pauschale für die Höhe der sonsti- 
gen Kosten zu bestimmen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Beteiligung des Bundes 

§364 

Finanzierung aus Bundesmitteln 

(1) Der Bund trägt die Ausgaben der Arbeitneh- 
merhilfe, der Arbeitslosenhilfe und die Ausgaben für 
die weiteren Aufgaben, deren Durchführung die 
Bundesregierimg auf Grund dieses Buches der Bun- 
desanstalt übertragen hat. Verwaltungskosten der 
Bundesanstalt werden nicht erstattet. 

(2) Der Bimd trägt die Ausgaben der Fördenmg 
von Struktxiranpassungsmaßnahmen, die dem Anteil 
der Arbeitslosenhilfebezieher an der Gesamtzahl der 
Bezieher von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 
und dem Anteil des durchschnittlichen Leistungssat- 
zes für die Arbeitslosenhilfe einschließlich der Beiträ- 
ge zur Sozialversicherung am pauschalierten Zuschuß 
im jeweiligen Kalenderjahr entsprechen. 

(3) Der Bund trägt die Ausgaben für die weiteren 
Aufgaben, die er der Bundesanstalt durch Gesetz 
übertragen hat. Hierfür werden der Bundesanstalt die 
Verwaltungskosten erstattet, soweit in dem jeweili- 
gen Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§363 

Verordnungsermächtigung 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Beteiligung des Bundes 

§364 

Finanzierung aus Bundesmitteln 

unverändert 


§365 

Liquiditätshilfen 


§365 

Liquiditätshilfen 


(1) Der Bimd leistet die zur Aufrechterhaltung ei- unverändert 

ner ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft notwendigen 

Liquiditätshilfen als zinslose Darlehen, wenn die 
Mittel der Bundesanstalt zur Erfüllung der Zahlungs- 
verpflichtungen nicht ausreichen. 

(2) Die Darlehen sind zurückzuzahlen, sobald und 
soweit die Einnahmen eines Monats die Ausgaben 
übersteigen und dieser Überschuß voraussichtlich im 
nächsten Monat des laufenden Haushaltsjahres nicht 
zur Deckung der Ausgaben benötigt wird. 
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§366 

Bundeszuschiiß 

Können Darlehen des Bundes zum Schluß des 
Haushaltsjahres aus den Einnahmen und der Rückla- 
ge der Bundesanstalt nicht zurückgezahlt werden, 
wird aus den die Rücklage übersteigenden Darlehen 
ein Zuschuß. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Rücklage 

§367 

Bildung und Anlage der Rücklage 

(1) Die Bimdesanstalt hat aus den Überschüssen 
der Eiimahmen über die Ausgaben eine Rücklage zu 
bilden. 

(2) Die Rücklage ist nach wirtschaftlichen Gnmd- 
sätzen so anzulegen, daß bis zur vollen Höhe der 
Rücklage die jederzeitige Zahlxmgsfähigkeit der 
Bimdesanstalt gewährleistet ist. Die Bundesanstalt 
kann mit Zustimmimg des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnimg sowie des Bundesministe- 
riums der Finanzen Verwaltungsvorschriften über die 
Anlage der Rücklage erlassen. 

ELFTESKAPITEL 
Organisation und Datenschutz 

ERSTER ABSCHNITT 

Bundesanstalt für Arbeit 

§368 

Träger der Arbeitsförderung 

Träger der Arbeitsförderung ist die Bundesanstalt 
für Arbeit als rechtsfähige bimdesunmittelbare Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts mit Selbstverwal- 
tung (Bundesanstalt). Die Selbstverwaltung wird 
durch die Arbeitnehmer, die Arbeitgeber und die öf- 
fentlichen Körperschaften ausgeübt. 


§369 

Gliederung der Bundesanstalt 

(1) Die Bimdesanstalt gliedert sich in 

1. die Arbeitsämter mit ihren Geschäftsstellen auf der 
örtlichen Verwaltungsebene, 

2. die Landesarbeitsämter auf der mittleren Verwal- 
tungsebene und 

3. die Hauptstelle auf der oberen Verwaltungsebene. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§366 

Bundeszuschuß 

unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Rücklage 

§367 

Bildung und Anlage der Rücklage 

unverändert 


ELFTES KAPITEL 
Organisation und Datenschutz 

ERSTER ABSCHNITT 

Bundesanstalt für Arbeit 

§368 

Träger der Arbeitslörderung 

Träger der Arbeitsförderung ist die Bundesanstalt 
für Arbeit als rechtsfähige bundesunmittelbare Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts mit Selbstverwal- 
tung (Bundesanstalt). Die Selbstverwaltung wird 
durch die Arbeitnehmer, die Arbeitgeber und die öf- 
fentlichen Körperschaften ausgeübt, auf der Ebene 
der Arbeitsämter durch die Arbeitnehmer und die 
Arbeitgeber. 

§369 

Gliederung der Bundesanstalt 

(1) Die Bimdesanstalt gliedert sich in 

1. unverändert 

2. die Direktionen auf der mittleren Verwal- 
timgsebene und 

3. unverändert 
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(2) Die Geschäftsstellen der Arbeitsämter können 
die Bezeichnung „Arbeitsamt" führen. 

(3) Besondere Dienststellen können errichtet wer- 
den, wenn dies zur Erfüllung zentraler oder überbe- 
zirklicher Aufgaben der Bundesanstalt zweckmäßig 
und wirtschaftlich ist. Besondere Bereiche der Bera- 
tung und der Vermittlung nimmt eine Zentralstelle für 
Arbeitsvermittlung wahr. 

§370 

Sitz und bezirkliche Gliederung 

(1) Die Bundesanstalt hat ihren Sitz in Nürnberg. 

(2) Die Bezirke der Landesarbeitsämter sollen mit 
den Gebieten der Länder übereinstimmen. Sie sollen 
mehr als ein Land umfassen, wenn dies unter Be- 
rücksichtigung der Anzahl der Arbeitsämter und ar- 
beitsmarktlicher und wirtschaftlicher Zusammenhän- 
ge zweckmäßig ist. 

(3) Bei der Bildung der Bezirke der Arbeitsämter 
und der Errichtung von Geschäftsstellen sind die ört- 
lichen Arbeitsmärkte und die Bezirke von Kreisen 
und Gemeinden sowie die Erfordernisse einer best- 
möglichen Dienstleistung zu berücksichtigen. 

(4) Die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung hat ih- 
ren Sitz in Bonn. 

§371 

Aufgaben der Bundesanstalt 

(1) Die Bundesanstalt ist der für die Durchführung 
der Aufgaben nach diesem Buch zuständige Verwal- 
tungsträger. 


(2) Die Bundesregierung kann der Bundesanstalt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates weitere Aufgaben übertragen, die im Zu- 
sammenhang mit deren Aufgaben nach diesem Buch 
stehen. Die Durchführung befristeter Arbeitsmarkt- 
programme kann sie der Bundesanstalt durch Verwal- 
tungsvereinbarung übertragen. 

(3) Die Landesarbeitsämter können durch Verwal- 
tungsvereinbarung die Durchführung befristeter Ar- 
beitsmarktprogramme der Länder übernehmen, wenn 

1. die Arbeitsmarktprogramme die Tätigkeiten der 
Bundesanstalt ergänzen, 

2. die Erledigung eigener Aufgaben dadurch nicht 
wesentlich beeinträchtigt wird und 

3. die Hauptstelle zugestimmt hat. 

Über den Abschluß von Verwaltungs Vereinbarungen 
mit den Ländern ist das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung zu unterrichten. Kosten für Perso- 
nal sind nur zu erstatten, wenn dieses für die Durch- 
fühnmg zusätzlich eingestellt wird. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§370 

Sitz und bezirkliche Gliederung 

(1) unverändert 

(2) Die Bezirke der Direktionen sollen mit den 
Gebieten der Länder übereinstimmen. Sie sollen 
mehr als ein Land umfassen, wenn dies unter Be- 
rücksichtigung der Anzahl der Arbeitsämter und ar- 
beitsmarktlicher und wirtschaftlicher Zusammenhän- 
ge zweckmäßig ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

§371 

Aufgaben der Bundesanstalt 

(1) Die Bundesanstalt ist der für die Durchführung 
der Aufgaben nach diesem Buch zuständige Verwal- 
tungsträger. Sie darf ihre Mittel nur für die gesetz- 
lich vorgeschriebenen oder zugelassenen Zwecke 
verwenden. 

(2) unverändert 


(3) Die Direktionen können durch Verwaltungs- 
vereinbanmg die Durchführung befristeter Arbeits- 
marktprogramme der Länder übernehmen, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Über den Abschluß von Verwaltungsvereinbarungen 
mit den Ländern ist das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung zu unterrichten. Kosten für Perso- 
nal sind nur zu erstatten, wenn dieses für die Durch- 
führung zusätzlich eingestellt wird. 
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(4) Die Arbeitsämter können die Zusammenarbeit 
mit Kreisen \md Gemeinden, insbesondere zur Ab- 
stimmimg des Einsatzes arbeitsmarkt- \md struktur- 
politischer Maßnahmen in Verwaltungsvereinbarun- 
gen regeln. Dadurch darf die Erledigimg eigener 
Aufgaben nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

§372 

Wahrnehmung der Aufgaben 

(1) Die Arbeitsämter nehmen die Aufgaben der 
Bxmdesanstalt wahr, soweit die Wahmehmimg durch 
andere Dienststellen nicht wirtschaftlicher ist. Aufga- 
ben können von Arbeitsämtern überbezirklich wahr- 
genommen werden, wenn dies für eine wirtschaftli- 
che Aufgabenerledigung zweckmäßig ist. 

(2) Die Landesarbeitsämter nehmen die Aufgaben 
wahr, die zweckmäßigerweise auf der mittleren Ver- 
waltungsebene erledigt werden müssen. Die Präsi- 
denten der Landesarbeitsämter beraten die Landes- 
regierungen auf deren Verlangen in Fragen der Ar- 
beitsmarktpolitik. Andere Bedienstete können mit der 
Beratung beauftragt werden. Die Pflichten als Bun- 
desbeamte bleiben unberührt. 

(3) Die Hauptstelle nimmt die Aufgaben wahr, die 
zweckmäßig nicht auf der örtlichen oder der mittleren 
Verwaltungsebene erledigt werden können. 

(4) Weisimgen zu Ermessensleistimgen der aktiven 
Arbeitsfördenmg sollen nur zur Beachtung von Ge- 
setz \md sonstigem Recht erteilt werden. Gestaltimgs- 
spielräume der Arbeitsämter sollen nur aus besonde- 
ren Gründen eingeschränkt werden. Die Befugnis zur 
Ausübxmg der Fachaufsicht durch übergeordnete 
Dienststellen bleibt unberührt. 

§373 

Besonderheiten zum Gerichtsstand 

Hat eine Klage gegen die Bxmdesanstalt Bezug auf 
den Aufgabenbereich eines Landesarbeitsamtes oder 
Arbeitsamtes, und ist der Sitz der Bundesanstalt maß- 
gebend für die örtliche Zuständigkeit des Gerichts, so 
kann die Klage auch bei dem Gericht erhoben wer- 
den, in dessen Bezirk das Landesarbeitsamt oder das 
Arbeitsamt seinen Sitz hat. 

§374 

Beteiligung an Gesellschaften 

Die Bxmdesanstalt kann die Mitgliedschaft in Ver- 
einen erwerben und mit Zustimmtmg des Bundesmi- 
nisteriums für Arbeit xmd Sozialordnung sowie des 
Bundesministeriums der Finanzen Gesellschaften 
gründen oder sich an Gesellschaften beteiligen, wenn 
dies zur Erfüllxmg ihrer Aufgaben nach diesem Buch 
zweckmäßig ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(4) unverändert 


§372 

Wahrnehmung der Aufgaben 

(1) unverändert 


(2) Die Direktionen nehmen die Aufgaben wahr, 
die zweckmäßigerweise auf der mittleren Verwal- 
ttmgsebene erledigt werden müssen. 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


§373 

Besonderheiten zum Gerichtsstand 

Hat eine Klage gegen die Bundesanstalt Bezug auf 
den Aufgabenbereich einer Direktion oder eines Ar- 
beitsamtes, und ist der Sitz der Bundesanstalt maßge- 
bend für die örtliche Zuständigkeit des Gerichts, so 
kann die Klage auch bei dem Gericht erhoben wer- 
den, in dessen Bezirk die Direktion oder das Arbeits- 
amt seinen Sitz hat. 

§374 

Beteiligung an Gesellschaften 

unverändert 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Selbstverwaltung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Verfassung 

§375 

Selbstverwaltungsorgane 

(1) Als Selbstverwaltxingsorgane der Bxindesanstalt 
werden der Verwaltungsrat, der Vorstand und die 
Verwaltungsausschüsse bei den Landesarbeitsämtem 
und Arbeitsämtern gebildet. 

(2) Die Selbstverwaltimgsorgane nehmen im Rah- 
men ihrer jeweiligen Zuständigkeit die Aufgaben der 
Selbstverwaltung wahr. 

(3) Der Umfang der Aufgaben und Befugnisse der 
Selbstverwaltimgsorgane ergibt sich aus Gesetz, Sat- 
zung und sonstigem für die Bundesanstalt maßge- 
benden Recht, Die Selbstverwaltungsorgane haben 
alle aktuellen Fragen des Arbeitsmarktes zu beraten 
und erforderliche Maßnahmen zur bestmöglichen 
Erledigung der Aufgaben nach diesem Buch und der 
auf Grund dieses Buches übertragenen Aufgaben zu 
erörtern. Sie erhalten die für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Informationen. 

(4) Die Bimdesanstalt wird ohne Selbstverwaltung 
tätig, soweit eine oberste Bundesbehörde Fachauf- 
sicht auszuüben hat. Werden der Bundesanstalt durch 
Gesetz weitere Aufgaben übertragen, kann die Zu- 
ständigkeit der Selbstverwaltung begründet werden. 

§376 

Satzung und Anordnungen 

(1) Die Bundesanstalt gibt sich eine Satzung. 

(2) Die Satzung und die Anordnungen des Verwal- 
tungsrats bedürfen der Genehmigung des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung. 

(3) Die Satzung und die Anordnungen sind öffent- 
lich bekanntzumachen. Sie treten, wenn ein anderer 
Zeitpunkt nicht bestimmt ist, am Tag nach ihrer Be- 
kanntmachung in Kraft. Die Art der Bekanntmachimg 
wird durch die Satzung geregelt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

Selbstverwaltung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Verfassung 

§375 

Selbstverwaltungsorgane 

(1) Als Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt 
werden der Verwaltungsrat, der Vorstand und die 
Verwaltungsausschüsse bei den Arbeitsämtern gebil- 
det. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§376 

Satzung und Anordnungen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann anstelle der nach diesem Gesetz vor- 
gesehenen Anordnungen Rechtsverordnungen erlas- 
sen, wenn die Bundesanstalt nicht innerhalb von vier 
Monaten, nachdem das Bundesministerium für Ar- 
beit und Sozialordnung sie dazu aufgefordert hat, 
eine Anordnung erläßt oder veränderten Verhältnis- 
sen anpaßt 


213 


Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

§377 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt die Satzung. Er 
kann anstelle der Rechtsverordnungen mit Ausnahme 
der Rechtsverordnungen nach §§ 152, 182, 203, 214, 
287, 301, 353, 358, und 363 Anordnungen erlassen, 
wenn und solange das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung von seiner Ermächtigung zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen nach diesen Vorschriften 
keinen Gebrauch gemacht hat oder in der Rechtsver- 
ordnung eine Ermächtigung zum Erlaß von Anord- 
nungen erteilt hat Anordnungen zu Ermessenslei- 
stungen der aktiven Arbeitsförderung sollen Gestal- 
timgsspielräume der Arbeitsämter nur aus besonde- 
ren Gründen einschränken. 

(2) Der Verwaltungsrat ist zuständig für die Ab- 
grenzung der Bezirke der Landesarbeitsämter und 
die Errichtung besonderer Dienststellen. Die Abgren- 
zimg erfolgt im Benehmen mit den beteiligten ober- 
sten Landesbehörden. 

(3) Der Verwaltungsrat besteht aus 39 Mitgliedern. 

§378 

Vorstand 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Bundes- 
anstalt imd vertritt sie gerichtlich und außergericht- 
lich, soweit dieses Buch oder sonstiges für die Bun- 
desanstalt maßgebendes Recht nichts Abweichendes 
bestimmt. 

(2) Der Vorstand erläßt Richtlinien für die Führung 
der Verwaltungsgeschäfte, soweit diese dem Präsi- 
denten obliegen. 

(3) Der Vorstand besteht aus neim Mitgliedern. 

§379 

Verwaltungsausschüsse 

(1) Bei jedem Arbeitsamt und Landesarbeitsamt 
besteht ein Verwaltungsausschuß. Er wirkt bei der 
Erfüllung der Aufgaben durch diese Ämter mit. Eine 
Mitwirkung in Einzelfällen erfolgt nur, soweit dies 
durch dieses Buch oder die Satzimg vorgesehen ist 
oder die Einzelfälle von wesentlicher Bedeutxmg für 
die Arbeitsmarktpolitik sind. 

(2) Die Verwaltungsausschässe der Landesarbeits- 
ämter sind zuständig für die Abgrenzung der Bezirke 
der Arbeitsämter, Grundsätze für die Abgrenzung der 
Bezirke können durch den Verwaltungsrat bestimmt 
werden. Die Abgrenzung erfolgt im Benehmen mit 
der jeweiligen obersten Landesbehörde, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§377 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt die Satzung und 
erläßt die Anordnungen nach diesem Gesetz. Anord- 
nungen sind veränderten Verhältnissen alsbald an- 
zupassen. Anordnimgen zu Ermessensleistungen der 
aktiven Arbeitsförderung sollen Gestaltungsspielräu- 
me der Arbeitsämter nur aus besonderen Gründen 
einschränken. 


(2) Der Verwaltungsrat ist zuständig für die Ab- 
grenzung der Bezirke der Direktionen und Arbeits- 
ämter sowie für die Errichtung besonderer Dienststel- 
len. Die Abgrenzung erfolgt im Benehmen mit den 
beteiligten obersten Landesbehörden. 

(3) unverändert 

§378 

Vorstand 

unverändert 


§379 

Verwaltungsausschüsse 

(1) Bei jedem Arbeitsamt besteht ein Verwaltungs- 
ausschuß. Er wirkt bei der Erfüllimg der Axifgaben 
durch diese Ämter mit. Eine Mitwirkimg in Einzelfäl- 
len erfolgt nur, soweit dies durch dieses Buch oder die 
Satzimg vorgesehen ist oder die Einzelfälle von we- 
sentlicher Bedeutung für die Arbeitsmarktpolitik sind. 

(2) entiäUt 
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(3) Die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter 
sind insbesondere zuständig für die Aufteilung der im 
Eingliederungstitel für Ermessensleistungen der akti- 
ven Arbeitsförderung, einschließlich der freien Förde- 
rung, veranschlagten Mittel. Sie haben dabei imter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der jährlichen Ein- 
gliederungsbilanz zu einer Verbesserung des Aus- 
gleichs am Arbeitsmarkt beizutragen. 

(4) Die Zahl der Mitglieder der Verwaltungsaus- 
schüsse der Landesarbeitsämter bestimmt die Sat- 
zung; die Mitgliederzahl darf höchstens 27 betragen. 
Die Zahl der Mitglieder der Verwaltungsausschüsse 
der Arbeitsämter setzt der Verwaltungsausschuß des 
Landesarbeitsamtes fest; die Mitgliederzahl darf 
höchstens 21 betragen, 

§380 

Besondere Ausschüsse 

Die Selbstverwaltungsorgane können die Erledi- 
gung einzelner Aufgaben besonderen Ausschüssen 
übertragen. 

§381 

Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane 

(1) Die Selbstverwaltungsorgane setzen sich zu 
gleichen Teilen aus Vertretern der Arbeitnehmer, der 
Arbeitgeber und der öffentlichen Körperschaften zu- 
sammen. 


(2) Vertretungen sind nur innerhalb einer Gruppe 
zulässig. Die Stellvertreter der Mitglieder sind be- 
rechtigt, auch an denjenigen Sitzimgen des Selbste 
Verwaltungsorgans teUzimehmen, in denen sie ein 
Mitglied nicht vertreten. Sie können Ausschüssen 
auch als Mitglieder angehören. 

(3) Mitglieder des Verwaltungsrats können nicht 
gleichzeitig Mitglieder des Vorstands sein. 

(4) In den Selbstverwaltimgsorganen sollen die 
regionalen Bereiche, die Wirtschaftszweige und die 
Berufsgruppen angemessen vertreten sein. 

§382 

Amtsdauer 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Selbstverwal- 
tungsorgane beträgt sechs Jahre. 

(2) Die Mitglieder der Selbstverwaltimgsorgane 
bleiben nach Ablauf ihrer Amtsdauer im Amt, bis ihre 
Nachfolger berufen sind. 

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsdauer 
aus, so ist für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied zu berufen. Bis zur Berufimg des Nachfol- 
gers tritt an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds 
dessen Stellvertreter. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter 
sind insbesondere zuständig für die Aufteilung der im 
Eingliederungstitel für Ermessensleistungen der akti- 
ven Arbeitsfördefung, einschließlich der freien Förde- 
rung, veranschlagten Mittel. Sie haben dabei imter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der jährlichen Ein- 
gliederungsbilanz zu einer Verbesserung des Aus- 
gleichs am Arbeitsmarkt beizutragen. 

(3) Die Zahl der Mitglieder der Verwaltungsaus- 
schüsse setzt der Verwaltungsrat fest; die Mitglie- 
derzahl darf höchstens 1 Obetragen. 


§380 

Besondere Ausschüsse 
unverändert 


§381 

Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane 

(1) Verwaltungsrat und Vorstand setzen sich zu 
gleichen Teilen aus Vertretern der Arbeitnehmer, 
der Arbeitgeber und der öffentlichen Körperschaf- 
ten, die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter 
aus Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zusammen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


§382 

Amtsdauer 

unverändert 
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§383 

Vorsitzende der Selbstverwaltungsorgane 

(1) Die Selbstverwaltungsorgane und ihre Aus- 
schüsse wählen aus ihrer Mitte jeweils für die Dauer 
eines Jahres einen Vorsitzenden und einen stellver- 
tretenden Vorsitzenden. 

(2) Als Vorsitzender und stellvertretender Vorsit- 
zender können nur Vertreter der Arbeitnehmer oder 
der Arbeitgeber gewählt werden; sie dürfen nicht der 
gleichen Gruppe angehören. Die beiden Gruppen 
stellen in regelmäßigem Wechsel den Vorsitzenden 
oder den stellvertretenden Vorsitzenden, Die Reihen- 
folge wird durch die Beendigung der Amtsdauer der 
Mitglieder der Selbstverwaltimgsorgane nicht unter- 
brochen. 

(3) Schließen Tatsachen das Vertrauen der Mit- 
glieder eines Selbstverwaltungsorgans zu der Amts- 
fühnmg eines Vorsitzenden oder eines stellvertreten- 
den Vorsitzenden aus, so kann das Selbstverwal- 
tungsorgan mit einer Mehrheit von zwei Dritteln sei- 
ner Mitglieder die Abberufimg beschließen. 

(4) Scheidet ein Vorsitzender oder ein stellvertre- 
tender Vorsitzender aus, so wird der Ausscheidende 
für den Rest seiner Amtsdauer durch Neuwahl er- 
setzt. Vor der Neuwahl ist das Selbstverwaltungs Or- 
gan zu ergänzen, wenn nicht einvemehmlich auf die 
vorherige Ergänzimg verzichtet wird. 

§384 

Beratung 

(1) Jedes Selbstverwaltungsorgan gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

(2) Die Selbstverwaltimgsorgane imd ihre Aus- 
schüsse werden von ihren Vorsitzenden nach Bedarf 
einberufen. Sie müssen einberufen werden, wenn ein 
Drittel der Mitglieder es verlangt. 

(3) Die Sitzungen der Selbstverwaltimgsorgane 
und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. Dem Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung ist Ge- 
legenheit zu geben, in den Sitzungen des Verwal- 
tungsrates und des Vorstandes sowie der Ausschüsse 
dieser Selbstverwaltungsorgane seine Auffassung 
darzulegen. 

§385 

Beschlußfassung 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§383 

Vorsitzende der Selbstverwaltungsorgane 

unverändert 


§384 

Beratung 

unverändert 


§385 

Beschlußfassung 


(1) Die Selbstverwaltungsorgane und ihre Aus- (1) unverändert 
Schüsse sind beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglie- 
der ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend ist. Ist ein Selbstverwal- 
tungsorgan nicht beschlußfähig, so kann der Vorsit- 
zende anordnen, daß in der nächsten Sitzung über 
den Gegenstand der Abstimmung auch dann be- 
schlossen werden kann, wenn die Mehrheit der Mit- 
glieder nicht anwesend ist. Hierauf ist in der Ladung 
zu der nächsten Sitzung hinzuweisen. 
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(2) Die Selbstverwaltungsorgane fassen ihre Be- 
schlüsse mit Stimmenmehrheit. 

(3) In eiligen Fällen kann ohne Sitzung im schriftli- 
chen Verfahren abgestimmt werden. Das Nähere 
bestimmt die Satzung. 

(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats sind für die 
Verwcdtungsausschüsse, die Beschlüsse des Verwal- 
tungsausschusses des Landesarbeitsamtes sind für die 
Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter bindend. 

§386 

Beanstandung von Beschlüssen 

(1) Verstößt ein Beschluß eines Selbstverwaltungs- 
organs gegen Gesetz oder sonstiges für die Bundes- 
anstalt maßgebendes Recht, so ist der Beschluß 
schriftlich \md mit Begründimg zu beanstanden und 
dabei eine angemessene Frist zur erneuten Beschluß- 
fassung zu setzen. Die Beanstandung hat aufschie- 
bende Wirkimg. 

(2) Zuständig für die Beanstandung ist 

1. der Präsident des zuständigen Landesarbeitsamtes 
für Beschlüsse der Verwaltungsausschüsse der Ar- 
beitsämter, 

2. der Präsident der Bimdesanstalt für Beschlüsse der 
Verwaltungsausschusse der Landesarbeitsämter 
und des Vorstands. 

(3) Wird der beanstandete Beschluß nicht inner- 
halb eines Monats nach der Beanstandung abgeän- 
dert, entscheidet unverzüglich 

1. über einen Beschluß des Verwaltungsausschusses 
eines Arbeitsamtes der Verwaltungsausschuß des 
Landesarbeitsamtes, 

2. über einen Beschluß des Verwaltungsausschusses 
des Landesarbeitsamtes der Vorstand, 

3. über einen Beschluß des Vorstandes der Verwal- 
tungsrat. 

§387 

Verfahren bei Versagen 
von Selbstverwaltungsorganen 

(1) Ist die ordnimgsgemäße Durchführung der Auf- 
gaben des Verwaltungsausschusses eines Arbeitsam- 
tes nicht gewährleistet, so kann auf Antrag des Ver- 
waltungsausschusses des Landesarbeitsamtes der 
Vorstand die Befugnisse des Verwaltungsausschusses 
des Arbeitsamtes einer anderen Stelle übertragen. 

(2) Ist die ordnungsgemäße Durchführung der 
Aufgaben durch den Verwaltungsausschuß eines 
Landesarbeitsamtes nicht gewährleistet, so kann der 
Verwaltungsrat dessen Befugnisse auf Antrag des 
Vorstandes dem Vorstcmd oder einer anderen Stelle 
der Bundesanstalt übertragen. 
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(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats sind für die 
Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter bindend. 


§386 

Beanstandung von Beschlüssen 
(1) unverändert 


(2) Zuständig für die Beanstandung ist 

1. der Präsident der zuständigen Direktion für Be- 
schlüsse der Verwaltungsausschüsse der Arbeits- 
ämter, 

2. der Präsident der Bundesanstalt für Beschlüsse des 
Vorstands. 

(3) Wird der beanstandete Beschliiß nicht inner- 
halb eines Monats nach der Beanstandung abgeän- 
dert, entscheidet imverzüglich 

1. über einen Beschluß des Verwaltungsausschusses 
eines Arbeitsamtes der Vorstand, 


2. über einen Beschluß des Vorstandes der Verwal- 
tungsrat. 

§387 

Verfahren bei Versagen 
von Selbstverwaltungsorganen 

(1) Ist die ordnimgsgemäße Durchführung der Auf- 
gaben des Verwaltungsausschusses eines Arbeitsam- 
tes nicht gewährleistet, so kann der Vorstand die Be- 
fugnisse des Verwaltungsausschusses des Arbeitsam- 
tes einer anderen Stelle übertragen. 
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( 3 ) Ist die ordnungsgemäße Durchführung der Auf- 
gaben durch den Vorstand nicht gewährleistet, so 
kann der Verwalhmgsrat die Abberufimg des Vor- 
standes beim Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung beantragen. Gibt dieser dem Antrag 
statt, so hat er alsbald einen neuen Vorstand zu beru- 
fen. 

§388 

Ehrenämter 

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane 
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie dürfen in 
der Übernahme oder Ausübung des Ehrenamtes nicht 
behindert oder wegen der Übernahme oder Aus- 
übung eines solchen Amtes nicht benachteiligt wer- 
den. 

(2) Stellvertreter haben für die Zeit, in der sie die 
Mitglieder vertreten oder andere ihnen übertragene 
Aufgaben wahmehmen, die Rechte imd Pflichten ei- 
nes Mitglieds. 

§ 389 

Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 

(1) ,Die Bundesanstalt erstattet den Mitgliedern der 
Selbstverwaltungsorgane ihre baren Auslagen. Der 
Verwaltungsrat kann dafür feste Sätze beschließen. 
Die Satzung bestimmt, was den Mitgliedern als Ent- 
schädigimg für entgangenen Arbeitsverdienst oder 
Zeitverlust zu gewähren ist. 

(2) Die Auslagen des Vorsitzenden und des stell- 
vertretenden Vorsitzenden eines Selbstverwaltungs- 
organs für ihre Tätigkeit außerhalb der Sitzungen 
können mit einem Pauschbetrag abgegolten werden, 
den der Verwaltungsrat auf Vorschlag des Vorstands 
festsetzt. 

(3) Die Beschlüsse des Verwaltungsrates nach den 
Absätzen 1 und 2 bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung. 

§390 

Haftung 

(1) Die Haftung der Mitglieder der Selbstverwal- 
hmgsorgane richtet sich bei Verletzung einer ihnen 
einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht 
nach § 839 des Bürgerlichen Gesetzbuchs imd Arti- 
kel 34 des Gnmdgesetzes. 

(2) Die Mitglieder der Selbstverwaltimgsorgane 
haften für den Schaden, der der Bundesanstalt aus 
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung 
der ihnen obliegenden Pflichten entsteht. 

(3) Auf Ersatz des Schadens aus einer Pflichtverlet- 
zung kann die Bundesanstalt nicht im voraus, auf ei- 
nen entstandenen Schadensersatzanspruch nur nüt 
Genehmigung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung verzichten. 
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(2) Ist die ordnungsgemäße Durchführung der Auf- 
gaben durch den Vorstand nicht gewährleistet, so 
kann der Verwaltungsrat die Abberufung des Vor- 
standes beim Bimdesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung beantragen. Gibt dieser dem Antrag 
statt, so hat er alsbald einen neuen Vorstand zu beru- 
fen. 

§388 

Ehrenämter 

unverändert 


§389 

Entschädigimg der ehrenamtlich Tätigen 

unverändert 


§390 

Haltung 

unverändert 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Berufung und Abberufung 

§391 

Berufung und Abberufung der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltung und ihre 
Stellvertreter werden berufen. 

(2) Die Berufung erfolgt bei 

1. Mitgliedern des Verwaltungsrates und des Vor- 
standes durch das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, 

2. Mitgliedern der Verwaltungsausschüsse der Lan- 
desarbeitsämter durch den Vorstand, 

3. Mitgliedern der Verwaltungsausschüsse der Ar- 
beitsämter durch die Verwaltungsausschüsse der 
Landesarbeitsämter. 

Die berufende Stelle hat Frauen und Männer mit dem 
Ziel ihrer gleichberechtigten Teilhabe in den Grup- 
pen zu berücksichtigen. Liegen Vorschläge mehrerer 
Vorschlagsberechtigter vor, so sind die Sitze anteils- 
mäßig unter billiger Berücksichtigung der Minderhei- 
ten zu verteilen. 

(3) Ein Mitglied ist abzuberufen, wenn 

1. eine Voraussetzung für seine Berufung entfällt 
oder sich nachträglich herausstellt, daß sie nicht 
Vorgelegen hat, 

2. das Mitglied seine Amtspflicht grob verletzt, 

3. die vorschlagende Stelle es beantragt oder 

4. das Mitglied es beantragt. 

Eine Abberufung auf Antrag der vorschlagsberechtig- 
ten Gruppe hat bei den Gruppen der Arbeitnehmer 
oder der Arbeitgeber nur zu erfolgen, wenn die Mit- 
glieder aus ihren Organisationen ausgeschlossen 
worden oder ausgetreten sind oder die Vorschlagsbe- 
rechtigimg der Stelle, die das Mitglied vorgeschlagen 
hat, entfallen ist. 

§392 

Benifungsfähigkeit 

(1) Als Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane 
können nur Deutsche, die das passive Wahlrecht zum 
Deutschen Bundestag besitzen, und Ausländer, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt rechtmäßig im Bun- 
desgebiet haben und die die Voraussetzungen des 
§ 15 des Bundeswahlgesetzes mit Ausnahme der von 
der Staatsangehörigkeit abhängigen Voraussetzun- 
gen erfüllen, berufen werden. Die Mitglieder der 
Verwalhmgsausschüsse sollen mindestens sechs Mo- 
nate in dem Bezirk wohnen oder tätig sein, auf den 
sich die Zuständigkeit des Selbstverwaltungsorgans 
erstreckt. 

(2) Arbeitnehmer und Beamte der Bundesanstalt 
können nicht Mitglieder von Selbstverwaltimgsorga- 
nen der Bundesanstalt sein. 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Berufung und Abberufung 

§391 

Berufung und Abberufung der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltung und ihre 
Stellvertreter werden berufen. 

(2) Die Berufung erfolgt bei 

1. unverändert 

2. Mitgliedern der Verwaltungsausschüsse der Ar- 
beitsämter durch den Vorstand. 


Die berufende Stelle hat Frauen und Männer mit dem 
Ziel ihrer gleichberechtigten Teilhabe in den Grup- 
pen zu berücksichtigen. Liegen Vorschläge mehrerer 
Vorschlagsberechtigter vor, so sind die Sitze anteils- 
mäßig unter billiger Berücksichtigimg der Minderhei- 
ten zu verteilen. 

(3) unverändert 


§392 

Berufungsfähigkeit 

unverändert 
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§393 

Vorschlagsberechtigte Stellen 

(1) Vorschlagsberechtigt sind für die Vertreter der 
Gruppen 

1. der Arbeitnehmer die Gewerkschaften sowie ande- 
re selbständige Arbeitnehmervereinigungen mit 
sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung sowie 
ihre Verbände, 

2. der Arbeitgeber die Vereinigungen von Arbeitge- 
bern sowie ihre Verbände, 

die für die Vertretung von deren Interessen wesentli- 
che Bedeuhmg haben. Für die Verwalhmgsausschüs- 
se der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter sind nur 
die für den Bezirk zuständigen Gewerkschaften, 
Vereinigungen und Verbände vorschlagsberechtigt. 

(2) Vorschlagsberechtigt für die Vertreter der 
Gruppe der öffentlichen Körperschaften im Verwal- 
timgsrat und im Vorstand sind 

1. die Bundesregierung für fünf Mitglieder des Ver- 
walhmgsrats und für ein Mitglied des Vorstands, 

2. der Bundesrat für fünf Mitglieder des Verwaltungs- 
rats und für ein Mitglied des Vorstands, 

3. die Spitzenvereinigimgen der kommunalen Selbst- 
verwalhmgskörperschaften für drei Mitglieder des 
Verwaltungsrats und für ein Mitglied des Vor- 
stands. 

(3) Vorschlagsberechtigt für die Vertreter der 
Gruppe der öffentlichen Körperschaften in den Ver- 
waltungsausschässen der Landesarbeitsämter sind die 
obersten Landesbehörden, Sie haben neben den Ver- 
tretern des Landes auch Vertreter der Gemeinden 
und Gemeindeverbände zu berücksichtigen, deren 
Bezirk zu dem Bezirk des Landesarbeitsamtes gehört. 
Gehört der Bezirk eines Landesarbeitsamtes zum 
Gebiet mehrerer Länder und einigen sich diese über 
den Vorschlag nicht, so entscheidet das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung, Vor der Ent- 
scheidung hat es die beteiligten obersten Landesbe- 
hörden zu hören. Die Vertreter eines Landes müssen 
dem Dienstbereich des jeweiligen Landes angehören, 

(4) Vorschlagsberechtigt für die Vertreter der 
Gruppe der öffentlichen Körperschaften in den Ver- 
waltungsausschüssen der Arbeitsämter sind die ge- 
meinsamen Gemeindeaufsichtsbehörden, Die betei- 
ligten Gemeinden benennen die Vertreter, Einigen 
sich die beteiligten Gemeinden auf einen Vorschlag, 
so ist die Gemeindeaufsichtsbehörde an diesen ge- 
bunden. Ist eine gemeinsame Gemeindeaufsichtsbe- 
hörde nicht vorhanden und einigen sich die beteilig- 
ten Gemeindeaufsichtsbehörden nicht, so steht das 
Vorschlagsrecht der obersten Landesbehörde oder 
der von ihr bezeichneten Stelle zu, Vertreter der 
öffentlichen Körperschaften können nur Vertreter der 


Beschlüsse des 11. Aus Schusses 
§393 

Vorschlagsberechtigte Stellen 

(1) Vorschlagsberechtigt sind für die Vertreter der 
Gruppen 

1. der Arbeitnehmer die Gewerkschaften, die Tarif- 
verträge abgeschlossen haben, sowie ihre Ver- 
bände, 

2. der Arbeitgeber die Arbeitgeberverbände, die 
Tarifverträge abgeschlossen haben, sowie ihre 
Vereinigungen, 

die für die Vertretung von Arbeitnehmer- oder Ar- 
beitgeberinteressen wesentliche Bedeutung haben. 
Für die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter sind 
nur die für den Bezirk zuständigen Gewerkschaften 
und ihre Verbände sowie die Arbeitgeberverbände 
und ihre Vereinigungen vorschlagsberechtigt. 

(2) unverändert 


(3) entfällt 


(4) entfäUt 
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Gemeinden, ihrer Verbände oder der Bezirke sein, in 
deren Gebiet sich der Arbeitsamtsbezirk befindet, 
und bei diesen hauptamtlich oder ehrenamtlich tätig 
sind, 

(5) Die vorschlagsberechtigten Stellen haben unter 
den Voraussetzungen des § 4 des Bundesgremienbe- 
Setzungsgesetzes für jeden auf sie entfallenden Sitz 
jeweils eine Frau und einen Mann vorzuschlagen. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Neutralitätsausschuß 

§394 

Neutralitätsausschuß 

(1) Der Neutralitätsausschuß, der Feststellungen 
über bestimmte Voraussetzimgen über das Ruhen des 
Arbeitslosengeldes bei Arbeitskämpfen trifft, besteht 
aus den Vertretern der Gruppen der Arbeitnehmer 
und der Arbeitgeber im Vorstand sowie dem Präsi- 
denten der Bundesanstalt. Vorsitzender ist der Präsi- 
dent. Er vertritt den Neutralitätsausschuß vor dem 
Bundessozialgericht. 

(2) Die Vorschriften, die die Organe der Bimdes- 
anstalt betreffen, gelten entsprechend, soweit Beson- 
derheiten des Neutralitätsausschusses nicht entge- 
genstehen. 

DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltung 

§395 

Präsident der Bundesanstalt 

(1) Der Präsident der Bimdesanstalt führt die lau- 
fenden Verwalhmgsgeschäfte, soweit dieses Buch 
oder sonstiges für die Bimdesanstalt maßgebendes 
Recht nichts Abweichendes bestimmen. Der Präsident 
vertritt insoweit die Bundesanstalt gerichtlich und au- 
ßergerichtlich. Beschränkungen der laufenden Ge- 
schäftsführung sowie der gerichtlichen und außerge- 
richtlichen Vertretung sind Dritten gegenüber nur 
wirksam, wenn sie sich aus der Satzung ergeben. Der 
Präsident wird durch einen Vizepräsidenten vertre- 
ten. 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident werden 
auf Vorschlag der Bundesregierung nach Anhörung 
des Verwaltungsrates durch den Bundespräsidenten 
ernannt. Die Bundesregierung kann von der Stel- 
lungnahme des Verwaltungsrates nur aus wichtigem 
Grund abweichen. Die Amtszeit beträgt acht Jahre. 
Sie kann für jeweils vier Jahre verlängert werden. 
Der Präsident und der Vizepräsident sind verpflichtet, 
nach Ablauf der ersten Amtszeit einer erneuten Beru- 
fung Folge zu leisten. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(3) Die vorschlagsberechtigten Stellen haben unter 
den Voraussetzungen des § 4 des Bundesgremienbe- 
setzungsgesetzes für jeden auf sie entfallenden Sitz 
jeweils eine Frau und einen Mann vorzuschlagen. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Neutralitätsausschuß 

§394 

Neutralitätsausschuß 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltung 

§395 

Präsident der Bundesanstalt 
unverändert 
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§396 

Präsidenten der Landesarbeitsämter 

(1) Die Landesarbeitsämter werden von Präsiden- 
ten geleitet. Die Präsidenten werden durch Vizeprä- 
sidenten vertreten. 

(2) Die Präsidenten und Vizepräsidenten werden 
auf Vorschlag der Bundesregierung nach Anhörung 
des Verwaltungsrats und der beteiligten Landesregie- 
rungen durch den Bundespräsidenten ernannt. Der 
Verwaltungsrat hat vorher den Verwaltungsausschuß 
des Landesarbeitsamtes anzuhören. 

§397 

Direktoren der Arbeitsämter 

(1) Die Arbeitsämter werden von Direktoren gelei- 
tet. 

(2) Die Direktoren werden auf Vorschlag des Präsi- 
denten der Bimdesanstalt imd nach Anhönmg der 
Verwaltungsausschüsse der Landesarbeitsämter und 
Arbeitsämter vom Vorstand bestellt. Der Präsident der 
Bundesanstalt kann Grundsätze für die Bestellimg der 
Direktoren aufstellen. Der Vorstand hört die Verwal- 
tungsausschüsse zu allen Bewerbern. 

(3) Beabsichtigt der Vorstand, einen Direktor zu 
bestellen, den der Präsident der Bimdesanstalt nicht 
vorgeschlagen hat, so hört er den Präsidenten vor der 
Bestellung. Der Vorstand kann von der Stellungnah- 
me des Präsidenten nur aus wichtigem Grund abwei- 
chen. 

§398 

Beauftragte für Frauenbelange 

(1) Bei den Arbeitsämtern, bei den Landesarbeits- 
ämtern und bei der Hauptstelle sind hauptamtliche 
Beauftragte für Frauenbelange zu bestellen. Sie sind 
unmittelbar der jeweiligen Dienststellenleitimg zuge- 
ordnet. 

(2) Die Beauftragten für Frauenbelange unterstüt- 
zen und beraten Arbeitgeber und Arbeitnehmer so- 
wie deren Organisationen in übergeordneten Fragen 
der Frauenförderung, insbesondere in Fragen der be- 
ruflichen Ausbüdung, des beruflichen Einstiegs und 
Fortkommens und des Wiedereinstiegs von Frauen 
nach einer Familienphase sowie hinsichtlich einer 
flexiblen Arbeitszeitgestaltung. Zur Sicherung der 
gleichberechtigten Teilhabe von Frauen am Arbeits- 
markt cirbeiten sie mit den in Fragen der Frauener- 
werbsarbeit tätigen Stellen ihres Bezirks zusammen. 

(3) Die Beauftragten für Frauenbelange sind bei 
der frauengerechten fachlichen Aufgabenerledigimg 
ihrer Dienststellen zu beteiligen. Sie haben ein Infor- 
mations-, Beratimgs- und Vorschlagsrecht in frauen- 
spezifischen Fragen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§396 

Präsidenten der Direktionen 

(1) Die Direktionen werden von Präsidenten gelei- 
tet. Die Präsidenten werden durch Vizepräsidenten 
vertreten. 

(2) Die Präsidenten und Vizepräsidenten werden 
auf Vorschlag der Bundesregienmg nach Anhönmg 
des Verwaltungsrats und der beteiligten Landesregie- 
nmgen durch den Bundespräsidenten ernannt. 


§397 

Direktoren der Arbeitsämter 

(1) unverändert 

(2) Die Direktoren werden auf Vorschlag des Präsi- 
denten der Bundesanstalt und nach Anhörung der 
Verwaltimgsausschüsse der Arbeitsämter vom Vor- 
stand bestellt. Der Präsident der Bundesanstalt kann 
Grundsätze für die Bestellung der Direktoren aufstel- 
len. Der Vorstand hört die Verwaltungsausschüsse zu 
allen Bewerbern. 

(3) unverändert 


§398 

Beauftragte für Frauenbelange 

(1) Bei den Arbeitsämtern, bei den Direktionen 
und bei der Hauptstelle sind hauptamtliche Beauf- 
tragte für Frauenbelange zu bestellen. Sie sind unmit- 
telbar der jeweiligen Dienststellenleitung zugeordnet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Die Beauftragten für Frauenbelange bei den 
Arbeitsämtern können mit weiteren Aufgaben beauf- 
tragt werden, soweit die Aufgabenerledigxmg als Be- 
auftragte für Frauenbelange dies zuläßt. 

§399 

Innenrevision 

(1) Die Bimdesanstalt stellt durch organisatorische 
Maßnahmen sicher, daß in allen Dienststellen durch 
eigenes nicht der Dienststelle angehörendes Personal 
geprüft wird, ob Leistimgen imter Beachtimg der ge- 
setzlichen Bestinmnmgen nicht hätten erbracht wer- 
den dürfen oder zweckmäßiger hätten eingesetzt 
werden können. Dabei sind insbesondere die Einhal- 
tung des Vorrangs der Vermittlung und der aktiven 
Arbeitsförderung, die Überwachung der Verfügbar- 
keit von arbeitslosen Leishmgsbeziehem und die Er- 
teilimg von Arbeitsgenehmigungen zu überprüfen. 

(2) Das Prüfpersonal ist für die Zeit seiner Prüftä- 
tigkeit fachlich unmittelbar dem Leiter der Dienststel- 
le unterstellt, in der es beschäftigt ist. 

§400 

Personal der Bundesanstalt 

(1) Das Personal der Bundesanstalt besteht aus Ar- 
beitnehmern imd Beamten. Die Beamten der Bundes- 
anstalt sind mittelbare Bundesbeamte. 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident der Bun- 
desanstalt werden zu Beamten auf Zeit ernannt. 
Kommen sie der Verpflichtimg, einer erneuten Beru- 
fung Folge zu leisten, nicht nach, so sind sie mit Ab- 
lauf der Amtszeit entlassen. 

(3) Oberste Dienstbehörde für den Präsidenten imd 
den Vizepräsidenten der Bundesanstalt ist das Bim- 
desnünisterium für Arbeit imd Sozialordnung, für die 
übrigen Beamten der Vorstand der Bundesanstalt. 
Der Vorstand kann seine Befugnisse auf den Präsi- 
denten der Bundesanstalt übertragen. Soweit beam- 
tenrechtliche Vorschriften die Übertragimg der Be- 
fugnisse von obersten Dienstbehörden auf nachge- 
ordnete Behörden zulassen, kann der Präsident der 
Bundesanstalt seine Befugnisse im Rahmen dieser 
Vorschriften auf die Präsidenten der Landesarbeits- 
ämter und die Direktoren der Arbeitsämter und der 
besonderen Dienststellen übertragen. § 187 Abs. 1 
des Bundesbeamtengesetzes und § 129 Abs. 1 der 
Bundesdisziplinarordnung bleiben unberührt. 

(4) Auf die Rechtsstellung der Beamten auf Zeit 
finden die für Beamte auf Lebenszeit geltenden Vor- 
schriften mit Ausnahme der Vorschriften über die 
Laufbahnen und die Probezeit entsprechende An- 
wendung. Die Beamten auf Zeit treten mit dem Ab- 
lauf der Amtszeit in den Ruhestand, wenn sie nicht 
für eine weitere Amtszeit in dasselbe Amt berufen 
werden. Sie treten ferner mit Erreichen der in § 41 
Abs. 1 Satz 1, § 42 Abs. 4 Satz 1 des Bundesbeamten- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(4) unverändert 


§399 

Innenrevision 

unverändert 


§400 

Personal der Bundesanstalt 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Oberste Dienstbehörde für den Präsidenten und 
den Vizepräsidenten der Bundesanstalt ist das Bim- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung, für die 
übrigen Beamten der Vorstand der Bundesanstalt. 
Der Vorstand kann seine Befugnisse auf den Präsi- 
denten der Bundesanstalt übertragen. Soweit beam- 
tenrechtliche Vorschriften die Übertragung der Be- 
fugnisse von obersten Dienstbehörden auf nachge- 
ordnete Behörden zulassen, kann der Präsident der 
Bundesanstalt seine Befugnisse im Rahmen dieser 
Vorschriften auf die Präsidenten der Direktionen und 
die Direktoren der Arbeitsämter und der besonderen 
Dienststellen übertragen. § 187 Abs. 1 des Bundesbe- 
amtengesetzes imd § 129 Abs. 1 der Bundesdiszipli- 
narordnung bleiben unberührt. 

(4) unverändert 
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gesetzes bestimmten Altersgrenzen in den Ruhe- 
stand, wenn sie aus einem Beamtenverhältnis auf Le- 
benszeit zum Beamten auf Zeit emaimt worden wa- 
ren oder eine Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 
in einem Beamtenverhaltnis mit Dienstbezügen zu- 
rückgelegt haben; Zeiten nach § 6 Abs. 3 des Beam- 
tenversorgungsgesetzes stehen der im Beamtenver- 
hältnis zurückgelegten Dienstzeit gleich. 

(5) Beamte der Bundesanstalt, die nach Absatz 2 
ernannt werden, sind mit der Ernennung aus ihrem 
bisherigen Beamtenverhältnis entlassen. 

§401 

Emenniing der Beamten 

(1) Der Bundespräsident ernennt außer den Präsi- 
denten und Vizepräsidenten auch die Beamten, de- 
nen ein in der Besoldungsgruppe B des Bundesbesol- 
dungsgesetzes aufgeführtes Amt übertragen werden 
soll. Der Vorschlag für die Ememnmg erfolgt durch 
den Vorstand nach Anhörung des Präsidenten der 
Bundesanstalt. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung legt die Vorschläge dem Bundespräsi- 
denten vor. 

(2) Der Vorstand ernennt auf Vorschlag des Präsi- 
denten der Bundesanstalt die übrigen Beamten. Be- 
absichtigt der Vorstand, einen Beamten zu ernennen, 
den der Präsident der Bundesanstalt nicht vorge- 
schlagen hat, so hört er den Präsidenten vor der Er- 
nennung. Der Vorstand kann von der Stellungnahme 
des Präsidenten nur aus wichtigem Grund abwei- 
chen. 

(3) Der Vorstand kann seine Befugnisse auf den 
Präsidenten der Bundesanstalt übertragen. Übertra- 
gene Befugnisse kann der Präsident der Bimdesan- 
stalt auf andere Bedienstete der Bundesanstalt über- 
tragen. Der Präsident der Bundesanstalt bestimmt im 
einzelnen, auf wen die Emennimgsbefugnisse über- 
tragen werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Aufsicht 

§402 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Bundesanstalt führt das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. Sie 
erstreckt sich daraiif, daß Gesetz und sonstiges Recht 
beachtet werden, soweit nicht eine weitergehende 
Aufsichtsbefugnis gesetzlich bestimmt ist. 

(2) Dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung ist jährlich ein Geschäftsbericht vorzulegen, 
der vom Vorstand zu erstatten imd vom Verwaltimgs- 
rat zu genehmigen ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(5) unverändert 

§401 

Ernennung der Beamten 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Aufsicht 

§402 

Aufsicht 

unverändert 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Datenschutz 

§403 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten 
durch die Bundesanstalt 

(1) Die Bundesanstalt darf Sozialdaten nur erhe> 
ben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfül- 
lung ihrer gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelas- 
senen Aufgaben erforderlich ist. Ihre Aufgaben nach 
diesem Buch sind 

1. die Feststellung eines Versicherungspflichtver- 
hältnisses einschließlich einer Versicherungsfrei- 
heit, 

2. die Erbringung von Leistungen der Arbeitsförde- 
rung an Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Träger 
von Arbeitsförderungsmaßnahmen, 

3. die Erstellimg von Statistiken, Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, Berichterstathmg, 

4. die Erteilung von Erlaubnissen zur Ausbildungs- 
vermittlung und Arbeitsvermittlung, 

5. die Überwachung der Beratimg und Vermittlimg 
durch Dritte, 

6. die Erteilung von Genehmigimgen für die Aus- 
länderbeschäftigimg sowie die Zustimmung zur 
Anwerbung aus und nach dem Ausland, 

7. die Bekämpfung von Leistungsmißbrauch und 
illegaler Beschäftigxmg, 

8. die Unterrichtung der zuständigen Behörden über 
Anhaltspunkte von Schwarzarbeit, Nichtentrich- 
tung von Sozialversichenmgsbeiträgen oder 
Steuern und Verstößen gegen das Ausländerge- 
setz, 

9. die Überwachung der Melde-, Anzeige-, Be- 
scheinigimgs- und sonstiger Pflichten nach dem 
Achten Kapitel sowie die Erteilung von Auskünf- 
ten, 

10. der Nachweis von Beiträgen sowie die Erhebung 
von Umlagen für das Wintergeld imd das Insol- 
venzgeld, 

11 die Durchführung von Erstattungs- und Ersatzan- 
sprüchen. 

(2) Eine Verwendung für andere als die in Absatz 1 
genannten Zwecke ist nur zulässig, soweit dies durch 
Rechtsvorschriften des Sozialgesetzbuches angeord- 
net oder erlaubt ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Datenschutz 

§403 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten 
durch die Bundesanstalt 

unverändert 
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§404 

Kennzeichnimgs- und Maßregelungsverbot 

Die Bundesanstalt darf Berechtigte und Arbeitge- 
ber bei der Speicherung oder Übermittlung von Da- 
ten nicht in einer aus dem Wortlaut nicht verständli- 
chen oder in einer Weise kennzeichnen, die nicht zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Sie darf an 
einer Maßregelung von Berechtigten oder an ent- 
sprechenden Maßnahmen gegen Arbeitgeber nicht 
mitwirken. 

ZWÖLFTES KAPITEL 
Straf- und Bußgeldvorschriflen 

ERSTER ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§405 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 388 Abs. 1 Satz 2 ein Mitglied eines 
Selbstverwaltimgsorgans, das Arbeitnehmer, 
Heimarbeiter oder Arbeitgeber ist, behindert oder 
benachteiligt, 

2. als Unternehmer Dienst- oder Werkleistungen in 
erheblichem Umfang ausführen läßt, indem er ei- 
nen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er 
weiß oder leichtfertig nicht weiß, daß dieser zur 
Erfüllung dieses Auftrags 

a) entgegen § 283 Abs. 1 Satz 1 Ausländer ohne 
erforderliche Genehmigung beschäftigt oder 

b) einen Nachimtemehmer einsetzt oder zuläßt, 
daß ein Nachimtemehmer tätig wird, der ent- 
gegen § 283 Abs. 1 Satz 1 Ausländer ohne er- 
forderliche Genehmigung beschäftigt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 183 Abs. 4 einen dort genannten Be- 
schluß nicht oder nicht rechtzeitig bekanntgibt, 

2. entgegen § 283 Abs. 1 Satz 1 einen Ausländer be- 
schäftigt, 

3. ohne Genehmigung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 eine 
Beschäftigung ausübt, 

4. entgegen § 286 Abs. 3 sich die dort genannte Ge- 
bühr erstatten läßt, 

5. einer vollziehbaren Untersagung nach § 288 
Abs. 1 zuwiderhandelt, 

6. entgegen § 288 Abs. 2 Satz 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt oder eine Unterlage nicht, nicht rich- 
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vor- 
legt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§404 

Kennzeichnungs- und Maßregelungsverbot 

unverändert 


ZWÖLFTES KAPITEL 
Straf- und Bußgeldvorschriflen 

ERSTER ABSCHNITT 
Bußgeldvorschriften 

§405 

Bußgeldvorschriften 
(1) unverändert 


(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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7. entgegen § 288 Abs. 3 Satz 2 oder § 300 Abs, 2 
Satz 2 eine Maßnahme nicht duldet, 

8. ohne Erlaubnis nach § 291 Abs, 1 Ausbildungs- 
vermittlung oder Arbeitsvermittlung betreibt, 

9. einer vollziehbaren Auflage nach § 293 Abs. 2 
oder § 302 Abs. 3 zuwiderhandelt, 

10. entgegen § 296 Satz 1 eine Vergühmg nicht nur 
vom Arbeitgeber entgegennimmt, 

11. entgegen § 298 Abs. 1 als privater Vermittler 
Daten erhebt, verarbeitet oder nutzt, 

12. entgegen § 298 Abs, 2 Satz 1 oder 2 eine Unterla- 
ge nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig zurückgibt oder Daten nicht oder nicht 
rechtzeitig löscht, 

13. entgegen § 299 in Verbindung mit einer Rechts- 
verordnung nach § 301 Abs. 1 Satz 2 Nr, 4 eine 
Meldimg nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig macht, 

14. entgegen § 300 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, auch in Ver- 
bindung mit einer Rechtsverordnung nach § 301 
Abs. 1, eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder ent- 
gegen § 300 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 eine Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

15. einer Rechtsverordnimg nach § 301 Abs, 1 Satz 1 
oder 2 Nr. 1, 2 oder 3, § 323, § 353 Abs. 2 Nr. 3 
oder § 358 Satz 1 zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 

16. entgegen § 306 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 eine 
Prüfimg nicht duldet oder bei der Ermittlimg der 
Tatsachen nicht mitwirkt, 

17. entgegen § 306 Abs. 2 Satz 1 Daten nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge- 
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt, 

18. entgegen § 312 Abs. 1 Satz 1 oder 3, jeweils auch 
in Verbindung mit Absatz 3, eine Tatsache nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig bescheinigt oder eine Arbeitsbescheini- 
gung nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, 

19. entgegen § 313 Abs. 1, auch in Verbindimg mit 
Absatz 3, Art oder Dauer der Beschäftigimg oder 
der selbständigen Tätigkeit oder die Höhe des 
Arbeitsentgelts oder der Vergütung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig be- 
scheinigt oder eine Bescheinigvmg nicht oder 
nicht rechtzeitig aushändigt. 

20. entgegen § 313 Abs, 2, auch in Verbindimg mit 
Absatz 3, einen Vordruck nicht oder nicht recht- 
zeitig vorlegt, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

7, unverändert 

8, unverändert 

9, unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. entgegen § 306 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 eine 
Prüfung oder das Betreten eines Grundstücks 
oder eines Geschäftsraums nicht duldet oder bei 
der Ermittlung der Tatsachen nicht mitwirkt, 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 
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21. entgegen § 314 eine Bescheinigung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
ausstellt, 

22. entgegen § 315 Abs. 1, 2 Satz 1 oder Abs. 3, je- 
weils auch in Verbindung mit Absatz 4, § 315 
Abs. 5 Satz 1, § 316, § 317 oder § 318 Satz 1 eine 
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erteilt, 

23. entgegen § 319 Einsicht nicht oder nicht recht- 
zeitig gewährt, 

24. entgegen § 320 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 
oder 2 einen Nachweis oder eine Anzeige nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erbringt oder eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt 
oder 

25. entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches ei- 
ne Ändenmg in den Verhältnissen, die für einen 
Anspruch auf eine laufende Leistimg erheblich 
ist, nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig anzeigt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2 und des Absatzes 2 Nr. 2 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Deutsche Mark, 
in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 bis 8, 10 bis 12, 14, 
16 und 17 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 3, 
15 und 25 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
und des Absatzes 2 Nr. 9 und 13 mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark, in den übrigen 
Fällen mit einer Geldbuße bis zu dreitausend Deut- 
sche Mark geahndet werden. 

§406 

Zuständigkeit und Vollstreckung 

(1) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die Hauptstelle der Bundesanstalt, die Landesarbeits- 
ämter und die Arbeitsämter jeweils für ihren Ge- 
schäftsbereich sowie die Hauptzollämter für Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 405 Abs. 2 Nr. 16 und 17. 

(2) Die Geldbußen fließen in die Kasse der Verwal- 
tungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat. 
§ 66 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Kasse trägt 
abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. Sie ist 
auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 
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21. unverändert 


22. entgegen § 315 Abs. 1, 2 Satz 1 oder Abs. 3, je- 
weils auch in Verbindung mit Absatz 4, § 315 
Abs. 5 Satz 1, § 316, § 317 oder als privater Ar- 
beitgeber oder Träger entgegen § 318 Satz 1 ei- 
ne Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erteilt, 

23. unverändert 

24. entgegen § 320 Abs. 1 Satz 1 , Abs. 3 Satz 1 oder 
2 oder Abs, 5 einen Nachweis nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er- 
bringt, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig führt oder eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet oder 

25. entgegen § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Bu- 
ches eine Änderung in den Verhältnissen, die für 
einen Anspruch auf eine laufende Leishmg er- 
heblich ist, nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig mitteilt. 

(3) unverändert 


§406 

Zuständigkeit und Vollstreckung 

(1) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die Hauptstelle der Bundesanstalt, die Direktionen 
und die Arbeitsämter jeweils für ihren Geschäftsbe- 
reich sowie die Hauptzollämter für Ordnungswidrig- 
keiten nach § 405 Abs. 2 Nr. 16 und 17. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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ZWEITER ABSCHNITT ZWEITER ABSCHNITT 

Strafvorschriften Strafvorschriften 


§407 

Unerlaubte Auslandsvermittlung, 
Anwerbung und Beschäftigung 
von Ausländem ohne Genehmigung 
und zu ungünstigen Arbeitsbedingungen 


§407 

Unerlaubte Auslandsvemiittlung, 
Anwerbung und Beschäftigung 
von Ausländem ohne Genehmigung 
und zu ungünstigen Arbeitsbedingungen 


(1) Wer unverändert 

1. ohne besondere Erlaubnis nach § 292 Abs. 2 Satz 1 
Vermittlung für eine dort genannte Beschäftigung 
betreibt, 

2. entgegen § 302 Abs. 1 eine Anwerbung durchführt 
oder 

3. vorsätzlich eine in § 405 Abs. 2 Nr. 2 bezeichnete 
Handlung begeht, indem er einen Ausländer, der 
eine Genehmigung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 nicht 
besitzt, zu Arbeitsbedingungen beschäftigt, die in 
einem auffälligen Mißverhältnis zu den Arbeits- 
bedingungen deutscher Arbeitnehmer stehen, die 
die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit aus- 
üben, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Ei- 
gennutz handelt. 


§408 


§408 


Beschäftigung von Ausländem 
ohne Genehmigung in größerem Umfang 


Beschäftigung von Ausländem 
ohne Genehmigung in größerem Umfang 


(1) Wer unverändert 

1. vorsätzlich eine in § 405 Abs. 2 Nr. 2 bezeichnete 
Handlung begeht, indem er gleichzeitig mehr als 
fünf Ausländer, die eine Genehmigimg nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 nicht besitzen, mindestens dreißig 
Kalendertage beschäftigt oder 

2. eine in § 405 Abs. 2 Nr. 2 bezeichnete vorsätzliche 
Handlung beharrlich wiederholt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter aus grobem Eigennutz, ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstra- 
fe. 
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DREIZEHNTES KAPITEL 
Sonderregelungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Herstellung der Einheit Deutschlands 

§409 

Besondere Bezugsgröße 
und Beitragsbemessungsgrenze 

Soweit Vorschriften dieses Buches bei Entgelten 
oder Beitragsbemessungsgrundlagen 

1. an die Bezugsgröße anknüpfen, ist die Bezugsgrö- 
ße für das in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge- 
nannte Gebiet (Beitrittsgebiet), 

2. an die Beitragsbemessungsgrenze anknüpfen, ist 
die Beitragsbemessungsgrenze für das Beitrittsge- 
biet 

maßgebend, wenn der Beschäftigungsort im Beitritts- 
gebiet liegt. 

§410 

Besondere Leistungsbemessungsgrenze 

Bei der Anwendung einer Rechtsverordnung nach 
§ 152 Abs. 2 Nr. 2 ist die jeweilige Leistungsbemes- 
sungsgrenze maßgebend, die in dem Gebiet gilt, in 
dem der Arbeitslose vor Entstehung des Anspruchs 
zuletzt in einem Versicherungspflichtverhältnis ge- 
standen hat. 

§411 

Besondere Entgeltabzüge 

Bei der Anwendung des § 136 Abs. 2 sind Rege- 
limgen über die gewöhnlichen gesetzlichen Abzüge 
vom Entgelt, die im Beitrittsgebiet gelten, nicht zu be- 
rücksichtigen, soweit sie von denen im übrigen Bun- 
desgebiet abweichen. 

§412 

Besonderer Anpassungsfaktor 

Bei der Anwendung des § 138 Abs. 2 ist bis zur 
Herstellung einheitlicher Entgeltverhältnisse im ge- 
samten Bundesgebiet der Anpassungsfaktor jeweils 
gesondert für das Beitrittsgebiet \ind das übrige Bun- 
desgebiet entsprechend der Entwicklung der Brutto- 
arbeitsentgelte in dem jeweiligen Gebiet zu bestim- 
men. Beruht das Bemessungsentgelt überwiegend auf 
Zeiten mit Entgelten aus dem Beitrittsgebiet, ist der 
Anpassungsfaktor dieses Gebietes, im übrigen der 
Anpassungsfaktor des übrigen Bundesgebietes an- 
zuwenden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DREIZEHNTES KAPITEL 
Sonderregelungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Herstellung der Einheit Deutschlands 

§409 

Besondere Bezugsgröße 
und Beitragsbemessungsgrenze 

unverändert 


§410 

Besondere Leistungsbemessungsgrenze 

unverändert 


§411 

Besondere Entgeltabzüge 

unverändert 


§412 

Besonderer Anpassungsfaktor 

(1) Bei der Anwendung des § 138 Abs. 2 ist bis zur 
Herstellung einheitlicher Entgeltverhältnisse im ge- 
samten Bundesgebiet der Anpassungsfaktor jeweils 
gesondert für das Beitrittsgebiet und das übrige Bun- 
desgebiet entsprechend der Entwicklung der Brutto- 
arbeitsentgelte in dem jeweiligen Gebiet zu bestim- 
men. Beruht das Bemessungsentgelt überwiegend auf 
Zeiten mit Entgelten aus dem Beitrittsgebiet, ist der 
Anpassungsfaktor dieses Gebietes, im übrigen der 
Anpassungsfaktor des übrigen Bundesgebietes an- 
zuwenden. 
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§413 

Besondere Geringverdienergrenze 

Bei der Anwendung des § 347 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
tritt an die Stelle des Betrages von 610 Deutsche 
Mark ein Betrag, der zu einem Siebtel der im Bei- 
trittsgebiet geltenden monatlichen Bezugsgröße in 
demselben Verhältnis steht wie 610 Deutsche Mark 
zu einem Siebtel der im übrigen Bundesgebiet gel- 
tenden monatlichen Bezugsgröße, aufgerundet auf 
volle zehn Deutsche Mark, wenn der Beschäftigimgs- 
ort im Beitrittsgebiet liegt. 

§414 

Besonderer Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei der Förderung der Berufsausbildung 

(1) Liegt die Ausbildungsstätte im Beitrittsgebiet, 
werden als Bedarf für den Lebensunterhalt in den 
Fällen des 

1. §65Abs. 1 

anstelle des Betrages von 

- 835 Deutsche Mark 

ein Betrag von 675 Deutsche Mark, 

- 880 Deutsche Mark 

ein Betrag von 720 Deutsche Mark, 

- 250 Deutsche Mark 

ein Betrag von 90 Deutsche Mark, 

- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 235 Deutsche Mark, 

2 . §66 

a) Absatz 1 

anstelle des Betrages von 

” 365 Deutsche Mark 

ein Betrag von 340 Deutsche Mark, 

- 710 Deutsche Mark 

ein Betrag von 665 Deutsche Mark, 

b) Absatz 3 

anstelle des Betrages von 

- 650 Deutsche Mark 

ein Betrag von 595 Deutsche Mark, 

“ 330 Deutsche Mark 

ein Betrag von 720 Deutsche Mark, 

- 80 Deutsche Mark 

ein Betrag von 30 Deutsche Mark, 

- 250 Deutsche Mark 

ein Betrag von 90 Deutsche Mark, 
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(2) Ist Berechnungsgrundlage für das Obergangs- 
geld ein überwiegend im Beitrittsgebiet erzieltes 
Arbeitsentgelt, erhöht sich das Übergangsgeld nach 
dem Ende des Bemessungszeitraums um den glei- 
chen Prozentsatz wie die Renten im Beitrittsgebiet 

§413 

Besondere Geringverdienergrenze 

unverändert 


§414 

Besonderer Bedarf für den Lebensunterhalt 
bei der Förderung der Berufsausbildung 

(1) Liegt die Ausbildungsstätte im Beitrittsgebiet, 
werden als Bedarf für den Lebensunterhalt in den 
Fällen des 

1. § 65 Abs. 1 

anstelle des Betrages von 

- 785 Deutsche Mark 

ein Betrag von 635 Deutsche Mark, 

“ 830 Deutsche Mark 

ein Betrag von 680 Deutsche Mark, 

” 235 Deutsche Mark 

ein Betrag von 85 Deutsche Mark, 

- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 225 Deutsche Mark, 

2 . §66 

a) Absatz 1 

anstelle des Betrages von 

- 345 Deutsche Mark 

ein Betrag von 320 Deutsche Mark, 

- 670 Deutsche Mark 

ein Betrag von 625 Deutsche Mcirk, 

b) Absatz 3 

anstelle des Betrages von 

- 615 Deutsche Mark 

ein Betrag von 560 Deutsche Mark, 

- 830 Deutsche Mark 

ein Betrag von 680 Deutsche Mark, 

- 80 Deutsche Mark 

ein Betrag von 30 Deutsche Mark, 

- 235 Deutsche Mark 

ein Betrag von 85 Deutsche Mark, 
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- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 130 Deutsche Mark in den 
Fällen des § 66 Abs. 3 Satz 1 und von 
235 Deutsche Mark in den Fällen des § 66 
Abs. 3 Satz 2 

zugrunde gelegt. 

(2) Besucht der Auszubildende eine Ausbildungs- 
stätte im Beitrittsgebiet täglich von einer Wohnung 
aus, die im sonstigen Geltxmgsbereich dieses Geset- 
zes liegt, so bemißt sich der Bedarf nach den §§65 
und 66. 

§415 

Besonderer Bedarf bei der Förderung 
der beruflichen Eingliederung Behinderter 

(1) Liegt die Ausbildungsstätte im Beitrittsgebiet, 
werden in den Fällen des 

1. § 101 Abs. 2 

anstelle des Betrages von 

- 530 Deutsche Mark 

ein Betrag von 490 Deutsche Mark, 

- 710 Deutsche Mark 

ein Betrag von 665 Deutsche Mark, 

2. §105 

a) Absatz 1 

anstelle des Betrages von 

- 530 Deutsche Mark 

ein Betrag von 490 Deutsche Mark, 

- 710 Deutsche Mark 

ein Betrag von 665 Deutsche Mark, 

- 395 Deutsche Mark 

ein Betrag von 345 Deutsche Mark, 

- 440 Deutsche Mark 

ein Betrag von 395 Deutsche Mark, 

- 835 Deutsche Mark 

ein Betrag von 675 Deutsche Mark, 

- 880 Deutsche Mark 

ein Betrag von 720 Deutsche Mark, 

- 250 Deutsche Mark 

ein Betrag von 90 Deutsche Mark, 

- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 235 Deutsche Mark, 

b) Absatz 2 

cinstelle des Betrages von 

- 530 Deutsche Mark 

ein Betrag von 490 Deutsche Mark, 

3. § 106 

a) Absatz 1 

anstelle des Betrages von 

- 365 Deutsche Mark 

ein Betrag von 340 Deutsche Mark, 

- 650 Deutsche Mark 

ein Betrag von 595 Deutsche Mark, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 130 Deutsche Mark in den 
Fällen des § 66 Abs. 3 Satz 1 und von 
225 Deutsche Mark in den Fällen des § 66 
Abs. 3 Satz 2 

zugnmde gelegt. 

(2) unverändert 


§415 

Besonderer Bedarf bei der Förderung 
der beruflichen Eingliederung Behinderter 

(1) Liegt die Ausbildungsstätte im Beitrittsgebiet, 
werden in den Fällen des 

1. § 101 Abs. 2 

anstelle des Betrages von 

- 500 Deutsche Mark 

ein Betrag von 460 Deutsche Mark, 

- 670 Deutsche Mark 

ein Betrag von 625 Deutsche Mark, 

2. § 105 

a) Absatz 1 

anstelle des Betrages von 

- 500 Deutsche Mark 

ein Betrag von 460 Deutsche Mark, 

- 670 Deutsche Mark 

ein Betrag von 625 Deutsche Mark, 

- 370 Deutsche Mark 

ein Betrag von 325 Deutsche Mark, 

- 415 Deutsche Mark 

ein Betrag von 370 Deutsche Mark, 

- 785 Deutsche Mark 

ein Betrag von 635 Deutsche Mark, 

- 830 Deutsche Mark 

ein Betrag von 680 Deutsche Mark, 

- 235 Deutsche Mark 

ein Betrag von 85 Deutsche Mark, 

- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 225 Deutsche Mark, 

b) Absatz 2 

anstelle des Betrages von 

- 500 Deutsche Mark 

ein Betrag von 460 Deutsche Mark, 

3. § 106 

a) Absatz 1 

anstelle des Betrages von 

- 325 Deutsche Mark 

ein Betrag von 300 Deutsche Mark, 

- 595 Deutsche Mark 

ein Betrag von 540 Deutsche Mark, 
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- 80 Deutsche Mark 

ein Betrag von 30 Deutsche Mark, 

- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 130 Deutsche Mark, 

- 295 Deutsche Mark 

ein Betrag von 250 Deutsche Mark, 

b) Absatz 2 

anstelle des Betrages von 

- 365 Deutsche Mark 

ein Betrag von 340 Deutsche Mark, 

4. § 107 

anstelle des Betrages von 

- 110 Deutsche Mark 

ein Betrag von 90 Deutsche Mark, 

- 130 Deutsche Mark 

ein Betrag von 110 Deutsche Mark, 

5. § 108 Abs. 2 

anstelle des Betrages von 

- 355 Deutsche Mark 

ein Betrag von 345 Deutsche Mark, 

- 180 Deutsche Mark 

ein Betrag von 1 75 Deutsche Mark, 

- 4960 Deutsche Mark 

ein Betrag von 4465 Deutsche Mark, 

- 3085 Deutsche Mark 

ein Betrag von 2760 Deutsche Mark, 

6 . § 111 

anstelle des Betrages von 

- 525 Deutsche Mark 

ein Betrag von 490 Deutsche Mark 

zugrunde gelegt. 

(2) Besucht der Behinderte eine Ausbildungsstätte 
im Beitrittsgebiet täglich von einer Wohnung aus, die 
im sonstigen Geltungsbereich dieses Gesetzes liegt, 
so bemißt sich der Bedarf nach den §§ 101, 105 
bis 108 und 111. 

§416 

Besonderheiten bei der Förderungsfähigkeit 
von StnikturanpassungsmaBnahmen 

Als Strukturanpassungsmaßnahmen sind im Bei- 
trittsgebiet auch Maßnahmen zur Erhöhung des An- 
gebots im Breitensport und in der freien Kulturarbeit 
sowie zur Vorbereitung der Denkmalpflege förde- 
rungsfähig. 
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- 80 Deutsche Mark 

ein Betrag von 30 Deutsche Mark, 

- 75 Deutsche Mark 

ein Betrag von 55 Deutsche Mark, 

- 275 Deutsche Mark 

ein Betrag von 235 Deutsche Mark, 

b) Absatz 2 

anstelle des Betrages von 

- 325 Deutsche Mark 

ein Betrag von 300 Deutsche Mark, 

4. § 107 

anstelle des Betrages von 

- 100 Deutsche Mark 

ein Betrag von 85 Deutsche Mark, 

- 120 Deutsche Mark 

ein Betrag von 105 Deutsche Mark, 

5. § 108 Abs. 2 

anstelle des Betrages von 

- 345 Deutsche Mark 

ein Betrag von 335 Deutsche Mark, 

- 175 Deutsche Mark 

ein Betrag von 170 Deutsche Mark, 

- 4820 Deutsche Mark 

ein Betrag von 4335 Deutsche Mark, 

- 3000 Deutsche Mark 

ein Betrag von 2680 Deutsche Mark, 

6 . §111 

anstelle des Betrages von 

- 495 Deutsche Mark 

ein Betrag von 440 Deutsche Mark 

zugrunde gelegt. 

(2) unverändert 


§416 

Besonderheiten bei der Förderungsfähigkeit 
von Strukturanpassungsmaßnahmen 

(1) Als Strukturanpassungsmaßnahmen sind im 
Beitrittsgebiet auch Maßnahmen zur Erhöhung des 
Angebots im Breitensport und in der freien Kul- 
turarbeit, zur Vorbereitung und Durchführung der 
Denkmalpflege, der städtebaulichen Erneuerung 
und des städtebaulichen Denkmalschutzes sowie zur 
Verbesserung des Wohnumfelds förderungsfähig. 
Diese Maßnahmen sind mit Ausnahme der Maßnah- 
men im Breitensport, in der freien Kulturarbeit und 
zur Vorbereitung der Denkmalpflege nur förde- 
rungsfähig, wenn sie an ein Wirtschaftsuntemehmen 
vergeben werden. 
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(2) Bei der Berechnung des Anteils der Arbeite- 
losenhilfeempfänger an den zugewiesenen Ar- 
beitnehmern bleiben im Beitrittegebiet auch Arbeit- 
nehmer in Maßnahmen außer Betracht, die in einem 
nicht unerheblichen Umfang von einer Einrichtung 
mitfinanziert werden, die ausschließlich der Förde- 
rung von Arbeitnehmern aus ehemaligen Unterneh- 
men der Treuhandanstalt dient 

(3) Als Strukturanpassungsmaßnahmen sind im 
Beitrittegebiet auch zusätzliche Einstellungen ar- 
beitsloser Arbeitnehmer in Wirtechafteuntemehmen 
im gewerblichen Bereich förderungsfähig, wenn der 
Arbeitgeber in einem Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten vor der Förderung die Zahl der in 
dem Betrieb bereite beschäftigten Arbeitnehmer 
nicht verringert hat und während der Dauer der Zu- 
weisung nicht verringert. Die Förderung eines zu- 
gewiesenen Arbeitnehmers darf zwölf Monate nicht 
überschreiten. In Betrieben mit nicht mehr als zehn 
beschäftigten Arbeitnehmern darf die zusätzliche 
Beschäftigung von zwei Arbeitnehmern gefördert 
werden; in Betrieben mit einer höheren Beschäftig- 
tenzahl dürfen mehr als zwei Arbeitnehmer geför- 
dert werden, jedoch nicht mehr als zehn Prozent der 
Beschäftigten und nicht mehr als zehn Arbeit- 
nehmer. Für die Feststellung der Zahl der förderba- 
ren und der beschäftigten Arbeitnehmer gilt bei 
Teilzeitbeschäftigten die dafür getroffene Regelung 
beim Einstellungszuschuß bei Neugründungen ent- 
sprechend. Für die Förderung nach diesem Absatz 
gelten die Vorschriften zum berücksichtigungs- 
fähigen Entgelt, zur Dauer der Förderung, zur Ver- 
gabe der Arbeiten und zur Rückzahlung erbrachter 
Zuschüsse nicht. 

§416a 

Besonderheiten bei der Förderung 
von Arbeitebeschaffungsmaßnahmen 

(1) Der Zuschuß kann den Zuschuß nach § 262 
Abs. 2 übersteigen, wenn 

1. die Bewilligung der Maßnahme und die Arbeits- 
aufnahme in der Zeit bis zum 31. Dezember 2002 
erfolgt, 

2. die Maßnahme in einem Arbeiteamtsbezirk 
durchgeführt wird, dessen Arbeitelosenquote im 
Durchschnitt der letzten sechs Monate vor der 
Bewilligung der Förderung mindestens 30 Prozent 
über der Arbeitelosenquote des Bundesgebietes 
ohne das Beitrittegebiet gelegen hat, und 

3. der Träger finanziell nicht in der Lage ist, einen 
höheren Teil des berücksichtigungsfähigen Ar- 
beitsentgelts zu übernehmen. 

(2) In den Fällen nach Absatz 1 beträgt der Zu- 
schuß bei Bewilligung der Maßnahme und Arbeits- 
aufnahme nach dem 31. Dezember 1997 höchstens 
90 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeits- 
entgelts. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Ergänzungen 

für übergangsweise mögliche Leistungen 

§417 

Angemessene Dauer beruflicher Weiterbildung 
in Sonderfällen 

Die Dauer einer Vollzeitmaßnahme der beruflichen 
Weiterbildung, die zu einem Abschluß in einem all- 
gemein anerkannten Ausbildungsberuf führt imd ge- 
genüber einer entsprechenden Berufsausbildung 
nicht um mindestens ein Drittel der Ausbildimgszeit 
verkürzt ist, ist angemessen, wenn 

1. in bundes- oder landesgesetzlichen Regelungen 
über die Dauer von Weiterbildungen eine längere 
Dauer vorgeschrieben ist tmd 

2. die Maßnahme bis zum 31. Dezember 1999 begon- 
nen hat. 

§418 

Eingliederungshilfe 

Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Abkömm- 
linge im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, 
wenn sie 

1. arbeitslos sind, sich beim Arbeitsamt arbeitslos 
gemeldet haben, bedürftig sind und einen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
nicht haben und 

2. innerhalb eines Jahres vor dem Tag, an dem die 
sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Eingliederungshilfe erfüllt sind (Vorfrist), in den 
Aussiedlungsgebieten mindestens fünf Monate in 
einer Beschäftigung gestanden haben, die bei 
Ausübung im Inland eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung gewesen wäre. 
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(3) Der Zuschuß kann in den Fällen nach Absatz 1 
bis zum 31, Dezember 2002 für höchstens 15 Prozent 
aller in einem Kalenderjahr zugewiesenen Arbeit- 
nehmer bis zu 100 Prozent des berücksichtigungs- 
fähigen Arbeitsentgelts betragenr wenn die besonde- 
re finanzielle Situation eines Trägers, insbesondere 
bei Maßnahmen aus dem Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe oder der sozialen Dienste, dies erfor- 
dert. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ergänzungen 

für übergangsweise mögliche Leistungen 

§417 

Angemessene Dauer beruflicher Weiterbildung 
in Sonderfällen 

unverändert 


§418 

Eingliederungshilfe 

unverändert 
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§419 

Sprachlördenmg 

(1) Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Ab- 
könunlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bundesver- 
triebenengesetzes haben Anspruch auf Übernahme 
der durch die Teilnahme an einem Deutsch-Sprach- 
lehrgang mit ganztägigem Unterricht, der für die be- 
rufliche Eingliederung erforderlich ist, entstehenden 
Kosten für längstens sechs Monate, wenn sie die Vor- 
aussetzimgen für einen Anspruch auf Eingliede- 
rungshilfe erfüllen oder nur deshalb nicht erfüllen, 
weil sie nicht bedürftig sind. 

(2) Spätaussiedlern und deren Ehegatten und Ab- 
könunlingen im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bimdesver- 
triebenengesetzes, die einen Anspruch nach Absatz 1 
nicht haben und von denen Leistungen nach den 
Richtlinien des Bxmdesministeriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend für die Vergabe von Zu- 
wendungen (Beihilfen) zur gesellschaftlichen, das 
heißt zur sprachlichen, schulischen, beruflichen und 
damit in Verbindung stehenden sozialen Eingliede- 
rung jimger Aussiedler xmd Aussiedlerinnen sowie 
ausländischer Flüchtlinge „Garantiefonds - Schul- 
und Berufsbildungsbereich - (RL-GF-SB)" vom 
15. April 1996 (Gemeinsames Ministerialblatt S. 265) 
oder nach den Richtlinien des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend für die Gewäh- 
rung von Zuwendungen an die Otto Benecke Stif timg 
e.V., Bonn, für die Vergabe von Beihilfen durch die 
Otto Benecke Stiftung e.V. an jimge Aussiedler und 
Aussiedlerinnen sowie junge ausländische Flüchtlin- 
ge zur Vorbereitung und Durchfühnmg eines Hoch- 
schulstudiums „Garantiefonds - Hochschulbereich - 
(RL- GF-H)" vom 15. April 1996 (Gemeinsames Mini- 
sterialblatt S. 274) nicht in Anspruch genommen wer- 
den können, werden die Kosten, die durch die Teil- 
nahme an einem Deutsch-Sprachlehrgang entstehen, 
erstattet. Die Förderung wird für die Teilnahme an 
Deutsch-Sprachlehrgängen mit ganztägigem Unter- 
richt für längstens sechs Monate, für die Teilnahme 
an sonstigen Deutsch-Sprachlehrgängen für längstens 
zwölf Monate gewährt. Satz 2 und 3 gilt für Auslän- 
der, die imanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt 
sind, und Kontingentflüchtlinge entsprechend. 

§420 

Eingliederungshille und Sprachlördenmg 
in Sonderfällen 

(1) Anspruch auf Eingliederungshilfe haben für die 
Dauer von sechs Monaten während der Teilnahme an 
einem ganztägigen Deutsch-Sprachlehrgang 

1. Spätaussiedler, die die Voraussetzungen für einen 
Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 418 nicht 
erfüllen, 

2. Ausländer, die unanfechtbar als Asylberechtigte 
anerkannt sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben, und 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§419 

Sprachförderung 

unverändert 


§420 

Eingliederungshilfe und Sprachförderung 
in Sonderfällen 

unverändert 
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3. Ausländer, die im Rahmen humanitärer Hilfsaktio- 
nen der Bimdesrepublik Deutschland durch Ertei- 
limg einer Aufenthaltsgenehmigimg vor der Ein- 
reise in Form eines Sichtvermerks oder durch 
Obemahmeerklärung nach § 33 Abs. 1 des Aus- 
ländergesetzes im Inland aufgenommen worden 
sind (Kontingentflüchtlinge), 

wenn sie die besonderen Voraussetzimgen erfüllen. 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben die beson- 
deren Voraussetzimgen erfüllt, wenn sie 

1. bedürftig sind, 

2. im Herkunftsland eine Erwerbstätigkeit von min- 
destens 70 Kalendertagen im letzten Jahr vor der 
Ausreise ausgeübt haben, 

3. die für die berufliche Eingliederung erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache nicht besitzen 
und 

4. beabsichtigen, nach Abschluß des Deutsch- 
Sprachlehrgangs eine nicht der Berufsausbildimg 
dienende Erwerbstätigkeit im Inland aufzuneh- 
men. 

Die Voraussetzimg nach Satz 1 Nr. 2 gilt als erfüllt, 
wenn eine Erwerbstätigkeit von mindestens 70 Ka- 
lendertagen im letzten Jahr vor der Ausreise wegen 
der besonderen Verhältnisse im Herkunftsland nicht 
ausgeübt werden konnte und die Nichtgewährung 
der Eingliederungshilfe eine imbillige Härte darstel- 
len würde. 

(3) Die Berechtigten nach Absatz 1 und 2 haben 
daneben Anspruch auf Übernahme der durch die 
Teilnahme an einem Deutsch-Sprachlehrgang mit 
ganztägigem Unterricht, der für die berufliche Ein- 
gliederung erforderlich ist, entstehenden Kosten für 
längstens sechs Monate. 


§421 

Anwendung von Vorschriften und Maßgaben 

(1) Auf die Eingliederungshilfe sind die Vorschrif- 
ten dieses Buches, des Fünften, des Sechsten und des 
Elften Buches sowie sonstige Rechtsvorschriften über 
die Arbeitslosenhilfe oder Empfänger von Arbeitslo- 
senhilfe mit folgenden Maßgaben entsprechend an- 
zuwenden: 

1. Bemessungsentgelt ist ein Arbeitsentgelt in Höhe 
von 60 Prozent der Bezugsgröße, die bei Entste- 
hung des Anspruchs auf Eingliederungshilfe im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Stand bis zum 3. Oktober 1990 maßgebend ist. Die 
Vorschrift über die Verminderung des Bemes- 
sungsentgelts wegen tatsächlicher oder rechtlicher 
Bindimgen oder wegen Einschränkimg der Lei- 
shmgsfähigkeit beim Arbeitslosengeld güt entspre- 
chend; dabei ist als Durchschnitt der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit der Beschäftigimgsver- 
hältnisse im Bemessimgszeitraum die tarifliche re- 


§421 

Anwendung von Vorschriften und Maßgaben 
(1) unverändert 
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gelmäßige wöchentliche Arbeitszeit zugrunde zu 
legen, die bei Entstehung des Anspruchs für An- 
gestellte im öffentlichen Dienst gilt. 

2. Die Dauer des Anspruchs auf Eingliederungshilfe 
beträgt sechs Monate. Die Vorschrift über die Min- 
derung der Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld 
gilt entsprechend. 

3. Durch den Bezug von Eingliederungshüfe wird ein 
Anspruch auf andere Leistimgen nach diesem 
Buch nicht begründet. 

4. Der Anspruch auf Eingliederungshilfe für Spätaus- 
siedler wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Spätaussiedler mit Zustimmung des Arbeitsamtes 
an einem Deutsch-Sprachlehrgang oder einer 
Maßnahme der beruflichen Weiterbildung teil- 
nimmt, die für seine berufliche Eingliederung er- 
forderlich sind. 

(2) Der Anspruch auf Eingliederungshilfe entsteht 
für jeden Berechtigten nur einmal, er erlischt auch, 
wenn der Berechtigte die Voraussetzungen für einen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe erfüllt oder nur des- 
halb nicht erfüllt, weil er Arbeitslosenhilfe nicht bean- 
tragt hat 

(3) Die Vorschriften über die Förderung der beruf- 
lichen Weiterbildung sind entsprechend anzuwen- 
den, soweit die Besonderheiten der Sprachförderung 
nicht entgegenstehen. 

(4) Der Bund trägt die Ausgaben der Eingliede- 
rungshilfe imd der Sprachförderung, Verwalümgsko- 
sten der Bundesanstalt werden nicht erstattet. 

DRITTER ABSCHNITT 

Grundsätze bei Rechtsänderungen 

§422 

Leistungen der aktiven Arbeitsf ördenmg 

(1) Wird dieses Gesetzbuch geändert, so sind, so- 
weit nichts Abweichendes bestimmt ist, auf Leistun- 
gen der aktiven Arbeitsförderung bis zum Ende der 
Leistungen oder der Maßnahme die Vorschriften in 
der vor dem Tag des Inkrafttretens der Ändenmg 
geltenden Fassung weiter anzuwenden, wenn vor 
diesem Tag 

1. der Anspruch entstanden ist, 

2. die Leistung zuerkannt worden ist oder 

3. die Maßnahme begonnen hat, wenn die Leistimg 
bis zum Beginn der Maßnahme beantragt worden 
ist. 

(2) Ist eine Leistung nur für einen begrenzten Zeit- 
raum zuerkannt worden, richtet sich eine Verlänge- 
rung nach den zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Verlängerung geltenden Vorschriften. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) Der Anspruch auf Eingliederungshilfe entsteht 
für jeden Berechtigten nur einmal. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Grundsätze bei Rechtsänderungen 

§422 

Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
unverändert 
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§423 

Arbeitslosengeld 

Wird dieses Gesetzbuch geändert, so sind, soweit 
nichts Abweichendes bestimmt ist, die Vorschriften in 
der vor dem Tage des Inkrafttretens der Ändenmg 
geltenden Fassung für einen Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld weiter anzuwenden, wenn der Arbeitslose 
innerhalb der Rahmenfrist vor dem Tag des Inkraftre- 
tens der Ändenmg mindestens zwölf Monate in ei- 
nem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat. 

§424 

Organisation 

Änderungen der Vorschriften über die Selbstver- 
waltung finden erst für die nach Inkrafttreten der 
Rechtsänderung beginnende Amtsperiode Anwen- 
dxmg. 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Einordnung des Arbeitsförderungs- 
rechts in das Sozialgesetzbuch 

§425 

Übergang von der Beitrags- zur 
Versichenmgspflicht 

Zeiten einer die Beitragspfhcht begründenden Be- 
schäftigung sowie sonstige Zeiten der Beitragspfhcht 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz in der zuletzt 
geltenden Fassung gelten als Zeiten eines Versiche- 
nmgspfüchtverhältnisses. 

§426 

Grundsätze für einzelne Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz 

(1) Auf Leistungen nach dem Vierten bis Achten 
Unterabschnitt des Zweiten Abschnitts des Arbeits- 
förderungsgesetzes, auf Leistungen nach dem Dritten 
Abschnitt des Arbeitsförderungsgesetzes sowie auf 
Leistimgen nach § 242s, § 249h des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes sind, soweit nachfolgend nichts Ab- 
weichendes bestimmt ist, bis zum Ende der Leistun- 
gen oder der Maßnahme die jeweils maßgebhchen 
Vorschriften des Arbeitsfördenmgsgesetzes weiter 
anzuwenden, wenn vor dem [einsetzen: Tag des In- 
krafttretens des Art. 1] 

1. der Anspruch entstanden ist, 

2. die Leistung zuerkannt worden ist oder 

3. die Maßnahme begonnen hat, wenn die Leistimg 
bis zum Beginn der Maßnahme beantragt worden 
ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§423 

Arbeitslosengeld 

unverändert 


§424 

Organisation 

unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der Einordnung des Arbeitsförderungs- 
rechts in das Sozialgesetzbuch 

§425 

Übergang von der Beitrags- zur 
Versicherungspflicht 

unverändert 


§426 

Grundsätze für einzelne Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz 

unverändert 
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(2) Ist eine Leistung nur für einen begrenzten Zeit- 
raum zuerkannt worden, richtet sich eine Verlänge- 
nmg nach den zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Verlängenmg geltenden Vorschriften. 

§427 

Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 

(1) Bei Arbeitslosen, deren Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld vor dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
des Art. 1] entstanden ist, tritt an die Stelle der letzten 
persönlichen Arbeitslosmeldimg nach § 122 Abs. 2 
Nr. 3 der Tag, an dem sich der Arbeitslose auf Ver- 
langen des Arbeitsamtes erstmals nach dem 
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Art. 1] arbeits- 
los zu melden hatte. 

(2) Bei der Anwendung der Regelimgen über die 
Verlängenmg der Rahmenfrist nach § 124 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 bis 4 dienen Zeiten, die nach dem Ar- 
beitsfördenmgsgesetz in der zuletzt geltenden Fas- 
simg einer die Beitragspflicht begründenden Be- 
schäftigung gleichstanden, nicht zur Verlängerung 
der Rahmaifrist. 

(3) Bei der Anwendimg der Regelimgen über die 
für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erforderliche 
Anwartschaftszeit und die Dauer des Anspruches auf 
Arbeitslosengeld stehen Zeiten, die nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz in der zuletzt geltenden Fas- 
sung den Zeiten einer die Beitragspflicht begründen- 
den Beschäftigung ohne Beitragsleistung gleichstan- 
den, den Zeiten eines Versicherungspflichtverhältnis- 
ses gleich. 

(4) Die Dauer eines Anspruches auf Arbeitslosen- 
geld, der vor dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
des Art. 1] entstanden ist und am [einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens des Art. 1] noch nicht erschöpft oder 
nach § 147 Abs. 1 Nr. 1 erloschen ist, erhöht sich um 
jeweils einen Tag für jeweils sechs Tage. Bruchteile 
von Tagen sind auf volle Tage aufzurunden. 

(5) Ist ein Anspruch auf Arbeitslosengeld vor 
dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Art. 1] ent- 
standen, ist das Bemessimgsentgelt nur dann neu 
festzusetzen, wenn die Festsetzung auf Gnmd eines 
Sachverhaltes erforderlich ist, der nach dem [ein- 
setzen: Tag vor dem Inkrafttreten des Art. 1] eingetre- 
ten ist. Satz 1 güt für die Zuordnimg zu einer Lei- 
stungsgruppe entsprechend. 

(6) § 242x Abs. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes in 
der bis zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des 
Art. 1] geltenden Fassung ist weiterhin anzu wenden. 
Insoweit sind § 127 imd § 140 nicht anzuwenden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§427 

Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) § 242x Abs. 4 und 4a des Arbeitsfördenmgsge- 
setzes in der bis zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten 
des Art. 1] geltenden Fassimg sind weiterhin anzu- 
wenden. Insoweit sind § 127 und § 140 nicht anzu- 
wenden. 


(7) § 242x Abs. 9 des Arbeitsfördenmgsgesetzes in (7) unverändert 
der bis zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des 
Art. 1] geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden. 

Insoweit ist § 193 Abs. 3 Nr. 5 nicht anzuwenden. 


240 




Deutscher Bundestag - 13, Wahlperiode 


Dmcksache 13/5935 


Entwurf 

§428 

Arbeitslosengeld 

unter erleichterten Voraussetzungen 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld nach den Vor- 
schriften des Zweiten Unterabschnitts des Achten Ab- 
schnitts des Vierten Kapitels haben auch Arbeitneh- 
mer, die das 58. Lebensjahr vollendet haben und die 
Regelvoraussetzungen des Anspruchs auf Arbeitslo- 
sengeld allein deshalb nicht erfüllen, weil sie nicht 
arbeitsbereit sind und nicht alle Möglichkeiten nut- 
zen und nutzen wollen, um ihre Beschäftigungslosig- 
keit zu beenden. Der Anspruch besteht auch während 
der Zeit eines Studiums an einer Hochschule oder ei- 
ner der fachlichen Ausbildung dienenden Schule. 
Vom 1. Januar 2001 an gilt Satz 1 nur noch, wenn der 
Anspruch vor dem 1. Januar 2001 entstanden ist und 
der Arbeitslose vor diesem Tag das 58. Lebensjahr 
vollendet hat. 

(2) Das Arbeitsamt soll den Arbeitslosen, der nach 
Unterrichtimg über die Regelung des Satzes 2 drei 
Monate Arbeitslosengeld nach Absatz 1 bezogen hat 
und in absehbarer Zeit die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Altersrente voraussichtlich erfüllt, auf- 
fordem, innerhalb eines Monats Altersrente zu bean- 
tragen? dies gilt nicht für Altersrenten, die vor dem für 
den Versicherten maßgebenden Rentenalter in An- 
spruch genommen werden können. Stellt der Arbeits- 
lose den Antrag nicht, ruht der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld vom Tage nach Ablauf der Frist an bis zu 
dem Tage, an dem der Arbeitslose Altersrente bean- 
tragt. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, 
wenn dem Arbeitslosen eine Teilrente wegen Alters 
aus der gesetzlichen Rentenversichenmg oder eine 
ähnliche Leishmg öffentlich-rechtlicher Art zuerkannt 
ist. 

§429 

Altersübergangsgeld 

Für Bezieher von Altersübergangsgeld ist § 249e 
des Arbeitsfördenmgsgesetzes in der zuletzt gelten- 
den Fassung weiterhin anzuwenden; dabei treten an 
die Stelle der Vorschriften des Arbeitsförderungsge- 
setzes die entsprechenden Vorschriften dieses Bu- 
ches. 

§430 

Sonstige Entgeltersatzleistungen 

(1) Auf das Unterhaltsgeld, das Übergangsgeld, die 
Eingliedenmgshilfe nach § 62a Abs. 1 und 2 des Ar- 
beitsfördenmgsgesetzes ist § 426 nicht anzuwenden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§428 

Arbeitslosengeld 

unter erleichterten Voraussetzungen 

unverändert 


§429 

Altersübergangsgeld 

unverändert 


§430 

Sonstige Entgeltersatzleistungen 
(1) unverändert 


241 




Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

(2) Bei der Anwendung der Regelungen über die 
für Leistungen zur Förderung der beruflichen Wei- 
terbildxing xind für Leistungen zur beruflichen Ein- 
gliederung Behinderter erforderliche Vorbeschäfti- 
gimgszeit stehen Zeiten, die nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz in der zuletzt geltenden Fassung den 
Zeiten einer die Beitragspflicht begründenden Be- 
schäftigung ohne Beitragsleistung gleichstanden, den 
Zeiten eines Versicherungspflichtverhältnisses gleich. 

(3) Ist ein Anspruch auf Unterhaltsgeld vor dem 
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Art. 1] entstan- 
den, sind das Bemessungsentgelt imd der Leistimgs- 
satz nicht neu festzusetzen. Satz 1 gilt für die Zuord- 
mmg zu einer Leistungsgruppe entsprechend. 

(4) Die Dauer eines Anspruchs auf Eingliede- 
rungshilfe für Spätaussiedler nach § 62a Abs. 1 und 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes, der vor dem [ein- 
setzen: Tag des Inkrafttretens der Art. 1 und 27] ent- 
standen imd am [einsetzen: Tag des Inkrafttretens der 
Art. 1 imd 27] noch nicht erloschen ist, erhöht sich um 
jeweils einen Tag für Jeweils sechs Tage. Bruchteile 
von Tagen sind auf volle Tage aufzurunden. 

(5) Die Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes 
über das Konkursausfallgeld in der bis zum 31. De- 
zember 1998 geltenden Fassimg sind weiterhin an- 
zuwenden, wenn das Insolvenzereignis vor dem 
1. Januar 1999 eingetreten ist. 


§431 

Erstattungsansprüche 

§ 242x Abs. 8 des Arbeitsfördenmgsgesetzes ist auf 
die dort genannten Fälle weiterhin anzuwenden. 

§432 

Weitergeltung von Arbeitserlaubnissen 

Vor dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des 
Art. 1] erteilte Arbeitserlaubnisse behalten ihre Gül- 
tigkeit bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer. Die Ar- 
beitserlaubnisse, die imabhängig von Lage und Ent- 
wicklung des Arbeitsmarktes erteilt worden sind, 
gelten für ihre Geltungsdauer als Arbeitsberechti- 
gung weiter. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Ist ein Anspruch auf Kurzarbeitergeld von Ar- 
beitnehmern, die zur Vermeidung von anzeige- 
pflichtigen Entlassungen im Sinne des § 17 Abs. 1 
des Kündigungsschutzgesetzes in einer betriebsor- 
ganisatorisch eigenständigen Einheit zusammenge- 
fafit sind, vor dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
des Art 1] entstanden, sind bei der Anwendung der 
Regelungen über die Dauer eines Anspruchs auf 
Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch 
eigenständigen Einheit Bezugszeiten, die nach einer 
auf Grundlage des § 67 Abs. 2 Nr. 3 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung bis 
zum [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Art. 1] 
nicht ausgeschöpft sind, verbleibende Bezugszeiten 
eines Anspruchs auf Kurzarbeitergeld in einer be- 
triebsorganisatorisch eigenständigen Einheit. 

§431 

Erstattungsansprüche 

unverändert 

§432 

Weitergeltung von Arbeitserlaubnissen 
unverändert 
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§433 

Anlage der Rücklage 

Das am [einsetzen; Tag vor dem Inkrafttreten des 
Art. 1] vorhandene Rücklagevermögen ist entspre- 
chend § 367 und den Vorschriften des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch über die Anlage der Rücklage anzu- 
legen, sobald und soweit dies ohne Störung der wirt- 
schaftlichen Entwicklxmg sowie des Geld- und Kapi- 
talmarkts möglich ist. 

§434 

Organisation 

Die Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes 
über die Mitgliederzahl des Verwaltungsrates sowie 
über die Berufung und Abberufung der Selbstverwal- 
txmgsmitglieder sind für die am [einsetzen; Tag vor 
dem Inkrafttreten des Art. 1] andauernde Amtspe- 
riode weiterhin anzuwenden. 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
( 860 - 1 ) 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch ^ Allgemeiner 
Teil - (Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 
1975, BGBL I S. 3015), zuletzt geändert durch [...], 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „ (Fortbildimg 
undUmschulimg)" gestrichen. 

2. § 19 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Nach dem Recht der Arbeitsförderung kön- 
nen in Anspruch genommen werden: 

1. Berufsberatung und Arbeitsmarktberatimg, 

2. Ausbildimgsvermittlimg imd Arbeitsvermittlung, 

3. Leistungen zur 

a) Unterstützimg der Beratxmg imd Vermittlimg, 

b) Verbesserung der Eingliederimgsaussichten, 

c) Förderung der Aufnahme einer Beschäfti- 
gung und einer selbständigen Tätigkeit, 

d) Fördenmg der Berufsausbildung und der be- 
ruflichen Weiterbildimg, 

e) Förderung der beruflichen Eingliederimg 
Behinderter, 

f) Eingliederung von Arbeitnehmern, 

g) Förderung von Maßnahmen zur Eingliede- 
rung oder Verbesserung der Eingliederungs- 
aussichten in Sozialplänen, Arbeitsbeschaf- 
fungs- und Strukturanpassxmgsmaßnahmen, 

4. weitere Leistimgen der freien Fördenmg, 

5. Wintergeld imd Winterausfallgeld in der Bau- 
wirtschaft, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§433 

Anlage der Rücklage 

unverändert 


§434 

Organisation 

unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
(860-1) 

unverändert 


243 




Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

6. als Entgeltersatzleistungen Arbeitslosengeld, 
Teilarbeitslosengeld, Unterhaltsgeld, Über- 
gangsgeld, Kurzarbeitergeld, Konkursausfall- 
geld und Arbeitslosenhilfe. 

3. § 19a wird aufgehoben. 

4. ln § 35 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „nach 
§ 107 Abs. 1 des Vierten Buches, § 66 des Zehnten 
Buches und § 150a des Arbeitsförderungsgesetzes" 
durch die Wörter „nach § 304 des Dritten Buches, 
nach § 107 Abs. 1 des Vierten Buches und § 66 des 
Zehnten Buches" ersetzt. 

Artikels 

Änderung des Sozialgesetzbuches 
- Allgemeiner Teil - 

In Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch [...] geändert wor- 
den ist, werden in § 1 die Wörter „2. das Arbeitsförde- 
rungsgesetz", imd die Wörter „19. das Vorruhe- 
standsgesetz”, gestrichen. 

Artikel 4 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(860-4-1) 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung - (Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I 

5. 3845), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ,..), wird 
wie folgt geändert: 

1, § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Die Vorschriften dieses Buches gelten mit 
Ausnahme des Ersten xmd Zweiten Titels des 
Vierten Abschnitts imd des Fünften Abschnitts 
auch für die Arbeitsförderung. Die Bimdesan- 
stalt für Arbeit güt im Sinne dieses Buches als 
Versicherungsträger. " . 

b) In Absatz 2 werden die Sätze 1 \md 2 aufge- 
hoben. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Regelimgen in den Sozialleistungsbe- 
reichen dieses Gesetzbuches, die in den Ab- 
sätzen 1 \md 2 genannt sind, bleiben imbe- 
rührt, soweit sie von den Vorschriften dieses 
Buches abweichen.". 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz la werden nach dem Wort „Sozial- 
versicherung" die Wörter „imd die Arbeitsför- 
derung" eingefügt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikels 

Änderung des Sozialgesetzbuches 
- Allgemeiner Teil - 

unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(860-4-1) 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung - (Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I 
S. 3845), zuletzt geändert durch ... (BGBL I S. ...), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Deutsche Seeleute, die auf einem See- 
schiff beschäftigt sind, das nicht berechtigt ist, 
die Bundesflagge zu führen, werden auf An- 
trag des Reeders 

1. in der gesetzlichen Kranken-, Renten- und 
Pflegeversicherung versichert und in die 
Versicherungspflicht nach dem Dritten 
Buch einbezogen, 

2. in der gesetzlichen Unfallversicherung ver- 
sichert, wenn der Reeder das Seeschiff der 
Unfallverhütung imd Schiffssicherheits- 
überwachimg durch die See-Berufsgenos- 
senschaft imterstellt hat und der Staat, des- 
sen Flagge das Seeschiff führt, dem nicht 
widerspricht. 

Ein Reeder mit Sitz im Ausland hat für die 
ErfüUimg seiner Verbindlichkeiten gegenüber 
den Versichenmgsträgern einen Bevollmäch- 
tigten im Inland zu bestellen. Der Reeder und 
der Bevollmächtigte haften gegenüber den 
Versicherungsträgem als Gesamtschuldner! 
sie haben auf Verlangen entsprechende Si- 
cherheit zu leisten. 

Für deutsche Seeleute, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland ha- 
ben, imd auf einem Seeschiff beschäftigt sind, 
das im überwiegenden wirtschaftlichen Eigen- 
tum eines deutschen Reeders mit Sitz im In- 
land steht, ist der Reeder verpflichtet, 

1. einen Antrag nach Satz 1 Nr. 1 zu stellen 
imd 

2. imter den Voraussetzungen des Satzes 1 
Nr. 2 einen Antrag nach Satz 1 Nr. 2 zu 
stellen. 

Der Reeder hat aufgrund der Antragstellimg 
gegenüber den Versicherungsträgem die 
Pflichten eines Arbeitgebers." 

3. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

„Regelungen des über- und zwischenstaatlichen 
Rechts bleiben unberührt. " . 

4. Dem § 12 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für das Recht der Arbeitsförde- 
rimg.". 

5. In § 14 Abs. 2 werden die Wörter „seines Bei- 
trags" gestrichen imd die Wörter „zur Bundes- 
anstalt für Arbeit" durch die Wörter „zur Arbeits- 
fördenmg" ersetzt. 

6. In § 17 Abs. 1 werden nach den Wörtern 
„Belange der Sozialversicherung" die Wörter 
„imd der Arbeitsförderung" eingefügt. 

7. In § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort 
„Konkursausfallgeld" durch das Wort „Insolvenz- 
geld" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. In § 17 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„Belange der Sozialversicherung" die Wörter 
„undder Arbeitsfördenmg" eingefügt. 

7. unverändert 
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8. In § 19 Satz 1 werden nach dem Wort „Renten- 
versicherung" ein Komma sowie die Wörter 
„nach dem Recht der Arbeitsfördenmg" einge- 
fügt. 

9. In § 20 werden nach dem Wort „Sozialver- 
sichenmg" die Wörter „einschließlich der Ar- 
beitsfördenmg" eingefügt. 

10. In § 23 Abs. 2 wird das Wort „Arbeitsfördenmgs- 
gesetzes" durch das Wort „Dritten" ersetzt. 

11. In § 28a Abs. 1 werden die Wörter „oder Renten- 
versicherung" durch ein Komma und die Wörter 
„Rentenversicherung oder nach dem Recht der 
Arbeitsförderung'' ersetzt und die Wörter „nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz beitragspflichtigen 
Arbeitnehmer" gestrichen. 


12. § 28d wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „des Arbeitneh- 
mers imd der Teil des Beitrags des Arbeitge- 
bers zur Bimdesanstalt für Arbeit, der sich 
nach der Grundlage für die Bemessung des 
Beitrags des Arbeitnehmers richtet", durch 
die Wörter „aus Arbeitsentgelt aus einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung nach 
dem Recht der Arbeitsfördenmg" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Wörter „zur Bundes- 
anstalt für Arbeit" durch die Wörter „zur Ar- 
beitsförderung" ersetzt. 

13. In § 28 f Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Bim- 
desanstalt für Arbeit" durch das Wort „Arbeits- 
fördenmg" ersetzt. 

14. In § 28h Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „über 
die Beitragspflicht und Beitragshöhe nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz" durch die Wörter „nach 
dem Recht der Arbeitsförderung" ersetzt. 

15. § 28i wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „zur Bundes- 
anstalt für Arbeit" durch die Wörter „zur 
Arbeitsförderung" ersetzt. 

bb) Folgender Satz 4 wird eingefügt: 

„Zuständige Einzugsstelle ist in den Fäl- 
len des § 2 Abs. 3 die See-Kranken- 
kasse.". 

b) In Absatz 2 werden jeweils die Wörter „nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz beitragspflichti- 
ge Arbeitnehmer" durch die Wörter „nach 
dem Recht der Arbeitsfördenmg versiche- 
rungspflichtige Arbeitnehmer" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Arbeits- 
förderungsgesetzes" durch das Wort „Dritten" er- 
setzt. 

11. In § 28a Abs. 1 werden die Wörter „Kranken-, 
Pflege- oder Rentenversicherung kraft Gesetzes 
versicherten Beschäftigten oder nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz beitragspflichtigen Ar- 
beitnehmer" durch die Wörter „Kranken-, Pfle- 
ge-, Rentenversicherung oder nach dem Recht 
der Arbeitsförderung kraft Gesetzes versicher- 
ten Beschäftigten" ersetzt. 

12. § 28d wird wie folgt geändert; 
a) unverändert 


b) In Satz 3 werden die Wörter „zur Bundes- 
anstalt für Arbeit" durch das Wort „Ar- 
beitsförderung" ersetzt. 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. § 28i wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 einge- 
fügt: 

„Zuständige Einzugsstelle ist in den Fäl- 
len des § 2 Abs. 3 die See-Kranken- 
kasse.". 

b) unverändert 
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16. § 28k wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 4 Buchstabe b werden die 
Wörter „Bundesanstalt für Arbeif^ durch das 
Wort „Arbeitsförderung* und das Wort 
„Schlechtwettergeld" durch das Wort „Win- 
terausfallgeld" ersetzt 

b) ln Absatz 2 Satz 4 Buchstabe c und Absatz 3 
werden jeweils die Wörter „Bundesanstalt für 
Arbeit" durch das Wort „Arbeitsförderung" er- 
setzt 

17. Nach § 71 werden folgende Paragraphen einge- 
fügt: 

.§71a 

Haxishaltsplan der Bundesanstalt für Arbeit 

(1) Der Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeit wird vom Vorstand aufgestellt. Die Ver- 
waltungsausschüsse der Landesarbeitsämter und 
Arbeitsämter können hierzu Vorschläge machen. 
Der Verwaltungsrat stellt den Haushaltsplan fest. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmi- 
gung durch die Bundesregienmg. 

(3) Die Genehmigimg kann auch für einzelne 
Ansätze versagt oder imter Bedingungen imd mit 
Auflagen erteilt werden, wenn der Haushaltsplan 
gegen Gesetz oder sonstiges für die Bimdesan- 
stalt maßgebendes Recht verstößt oder die Be- 
wertimgs- und Bewirtschaftimgsmaßstäbe des 
Bundes oder die Grundsätze der Sozial-, Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Bundesregienmg 
nicht berücksichtigt werden. 

(4) Enthält die Genehnügung Bedingungen 
oder Auflagen, stellt der Verwaltungsrat erneut 
den Haushaltsplan fest. Werden Bedingungen 
oder Auflagen nicht berücksichtigt, hat der Ver- 
waltimgsrat der Bundesregienmg einen geänder- 
ten Haushaltsplan zur Genehmigung vorzulegen; 
einen nur mit einem Bundeszuschuß ausgegli- 
chenen Haushaltsplan kann das Bundesministe- 
rium für Arbeit imd Sozialordnung in der durch 
die Bundesregienmg genehmigten Fassimg 
selbst feststellen. 

§71b 

Veranschlagung der Arbeitsmarktmittel 
der Bundesanstalt für Arbeit 

(1) Die für Ermessensleistimgen der aktiven 
Arbeitsförderung veranschlagten Mittel mit Aus- 
nahme der Mittel für Leishmgen der Trägerförde- 
nmg nach §§ 246 und 270 des Dritten Buches 
sind im Haushalt der Bundesanstalt in einen 
Eingliederungstitel einzustellen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

16. In § 28 k Abs. 2 Satz 1 und Satz 4 Buchstabe b, c 
und d sowie in Absatz 3 werden jeweils die 
Wörter ,rBundesanstalt für Arbeit” durch das 
Wort „Arbeitslörderung” ersetzt 


17. Nach § 71 werden folgende Paragraphen einge- 
fügt: 

„§71a 

Haushaltsplan der Bundesanstalt für Arbeit 

(1) Der Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeit wird vom Vorstand aufgestellt. Die Ver- 
walhmgsausschüsse der Arbeitsämter können 
hierzu Vorschläge machen. Der Verwaltungsrat 
stellt den Haushaltsplan fest. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 71b 

Veranschlagung der Arbeitsmarktmittel 
der Bimdesanstalt für Arbeit 

(l)unverändert 
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(2) Die in dem Eingliederungstitel veranschlag- 
ten Mittel sind den Arbeitsämtern zur Bewirt- 
schaftxmg zuzuweisen, soweit nicht andere 
Dienststellen die Aufgaben wahmehmen. Bei der 
Zuweisung der Mittel sind insbesondere die re- 
gionale Entwicklimg der Beschäftigimg, die 
Nachfrage nach Arbeitskräften, Art imd Umfang 
der Arbeitslosigkeit sowie die jeweilige Ausga- 
benentwicklung im abgelaufenen Haushaltsjahr 
zu berücksichtigen. Arbeitsämter, die im Ver- 
gleich zu anderen Arbeitsämtern schneller und 
wirtschaftlicher Arbeitslose eingliedem, sind bei 
der Mittelzuweisung nicht imgünstiger zu stellen. 

(3) Die Arbeitsämter stellen für jede Art dieser 
Ermessensleistungen der Arbeitsförderung Mittel 
imter Berücksichtigimg der Besonderheiten der 
Lage und Entwicklung des regionalen Arbeits- 
marktes bereit. Dabei ist sicherzustellen, daß die 
Ausgaben für die freie Förderung fünf Prozent 
der den Arbeitsämtern aus dem Eingliederungsti- 
tel zugewiesenen Mittel nicht überschreiten. 

(4) Die zugewiesenen Mittel sind so zu bewirt- 
schaften, daß eine Bewilligimg und Erbringimg 
der einzelnen Leistungen im gesamten Haus- 
haltsjahr gewährleistet ist. 

(5) Die Ausgabemittel des Eingliederungstitels 
sind nur in das nächste Haushaltsjahr übertragbar. 
Die jeweiligen nicht verausgabten Mittel der Ar- 
beitsämter sollen diesen im nächsten Haushalts- 
jahr zusätzlich zu den auf sie entfallenden Mitteln 
zugewiesen werden, soweit nicht ein anderes 
Ausgleichsverfahren zwischen den Arbeitsämtern 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen erforderlich 
ist. Verpflichtimgsermächtigxmgen für folgende 
Jahre sind im gleichen Verhältnis anzuheben. 

§ 71c 

Eingliederungsrücklage 
der Bundesanstalt für Arbeit 

Die bis zum Ende des Haushaltsjahres nicht ver- 
ausgabten Mittel des Eingliederungstitels der 
Bundesanstalt für Arbeit werden einer Eingliede- 
rungsrücklage zugeführt. Soweit ein Bundeszu- 
schuß gemäß § 366 des Dritten Buches geleistet 
wird, erfolgt eine Zuführung zur Eingliederungs- 
rücklage nicht. Die Eingliedenmgsrücklage ist 
bis zum Schluß des nächsten Haushaltsjahres 
aufzulösen imd dient zur Deckung der nach 
§ 71b Abs. 5 gebildeten Ausgabereste.“. 

18. § 72 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 und 2 werden jeweils das Wort „B\m- 
desminister“ durch das Wort „Bimdes- 
ministerium“ \md das Wort „Bundesministers" 
durch das Wort „Bimdesministeriums" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Bundes- 
knappschaft" die Wörter „und der Bundesan- 
stalt für Arbeit" eingefügt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Die Arbeitsämter stellen für jede Art dieser 
Ermessensleistungen der Arbeitsförderung Mittel 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
Lage und Entwicklimg des regionalen Arbeits- 
marktes bereit. Dabei ist sicherzustellen, daß die 
Ausgaben für die freie Förderung zehn Prozent 
der den Arbeitsämtern aus dem Eingliederungs- 
titel zugewiesenen Mittel nicht überschreiten. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§71c 

Eingliederungsrücklage 
der Bundesanstalt für Arbeit 

unverändert 


18. unverändert 
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19. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Btmdesminister” durch das Wort «Bundes- 
ministerium" und das Wort «Bundesministers" 
durch das Wort «Bundesministeriums" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
«Bundesknappschaft" die Wörter «und der 
Bundesanstalt für Arbeit" eingefügt. 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Bundesanstalt für Arbeit ist zusätzlich 
der Verwaltimgsrat zu imterrichten. " . 


20. Dem § 77 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Über die Entlastung des Vorstands und des Prä- 
sidenten der Bimdesanstalt für Arbeit beschließt 
der Verwaltungsrat. " . 

21. Nach § 77 wird folgender § 77a eingefügt: 

«§77a 

Gelhmg von Haushaltsvorschriften des Bundes 
für die Bundesanstalt für Arbeit 

Für die Aufstellung und Ausführung des Haus- 
haltsplans sowie für die sonstige Haushaltswirt- 
schaft der Bundesanstalt gelten die Vorschriften 
der Bundeshaushaltsordnimg sinngemäß. Die all- 
gemeinen Grundsätze der Haushaltswirtschaft 
des Bundes sind zu beachten.". 

22. § 78 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rats für die Sozialversicherungsträger mit Aus- 
nahme der Bimdesanstalt für Arbeit Grundsätze 
über die Aufstellung des Haushaltsplans, seine 
Ausführung, die Rechnungsprüfung und die 
Entlastung sowie die Zahlimg, die Buchführung 
und die Rechnungslegung zu regeln. " . 

23. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Geschäftsübersichten und Statistiken der 
Sozialversicherung * . 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
19. unverändert 


19a.Dem § 76 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Die Bundesanstalt für Arbeit kann einen 
Vergleich abschließen, wenn dies wirtschaftlich 
und zweckmäßig ist.” 

20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 


23. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In den Absätze 1 bis 3 werden Jeweils ersetzt: 

die Wörter „der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung" durch die Wörter „das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung”, die Wörter „dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung” durch die Wörter 
„dem Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung*, die Wörter „den Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung'* durch die 
Wörter „das Bundesministerium für Arbeit 
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b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(4) Diese Vorschrift findet auf die Bundes- 
anstalt für Arbeit keine Anwendung. " . 

24. Nach § 79 wird folgender § 79a eingefügt: 

„§79a 

Geschäftsübersichten \md Statistiken 
der Krankenversicherung 

(1) Die Versicherungsträger der Krankenversi- 
cherung haben Übersichten über ihre Geschäfts- 
und Rechnungsergebnisse sowie sonstiges stati- 
stisches Material aus ihrem Geschäftsbereich zu 
erstellen xmd dem Bundesministeriiim der Ge- 
sundheit, landesunmittelbare Versicherungsträ- 
ger auch den für die Sozialversichenmg zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden der Länder 
vorzulegen. Die Unterlagen für das Bimdesmini- 
sterium der Gesxmdheit sind dem im jeweiligen 
Versicherungszweig im gesamten Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzbuchs zuständigen Verband 
zuzuleiten, von diesem auf maschinell verwertba- 
ren Datenträgern aufzubereiten und an das Bun- 
desministerium für Gesundheit oder die von die- 
sem bestünmte Stelle weiterzuleiten. Der Ver- 
band hat die aufbereiteten Unterlagen der lan- 
desunmittelbaren Versicherungsträger den für 
die Sozialversicherxmg zuständigen obersten 
Verwaltimgsbehörden der Länder oder den von 
diesen bestimmten Stellen auf Verlangen zuzu- 
leiten; dies gilt entsprechend für Unterlagen der 
bundesunnüttelbaren Versicherxmgsträger, die 
Versicherte oder Mitglieder in dem betreffenden 
Land haben. Soweit ein Versicherxmgsträger 
einem Verband nicht angehört, kann er die Un- 
terlagen dem Bundesmiiüsterium für Gesundheit 
oder der von diesem bestimmten Stelle unmittel- 
bar oder über einen in seinem Versicherungs- 
zweig zuständigen Verband vorlegen; bei unmit- 
telbarer Vorlage werden die Unterlagen nach 
Satz 3 vom Bundesministerium für Gesundheit 
oder der von diesem bestimmten Stelle zugelei- 
tet. 

(2) Das Nähere zu Absatz 1, insbesondere zu 
Inhalt, Art und Form der Unterlagen wird durch 
allgemeine Verwaltimgsvorschriften bestimmt, 
die das Bundesministerium für Gesundheit im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Arbeit xmd Sozialordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates erläßt. Der Zustimmimg des Bundes- 
rates bedarf es nicht, soweit sich die allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nur an bxmdesunmittel- 
bare Versichenmgsträger richten. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

und Sozialordnung” und die Wörter »vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung” durch die Wörter ,*vom Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung.” 

c) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(4) Diese Vorschrift findet auf die Bundes- 
anstalt für Arbeit keine Anwendung. " . 

24. unverändert 
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(3) Das Bundesministerium für Gesundheit er- 
stellt alljährlich eine Übersicht über die gesamten 
Geschäfts- imd Rechnimgsergebnisse des abge- 
schlossenen Geschäftsjahres. 

(4) Soweit Versicherten-Statistiken der Kran- 
kenversicherung vom Bimdesministerium für Ar- 
beit imd Sozialordnung genutzt werden, sind die 
entsprechenden Datenträger auch dem Bundes- 
ministerium für Arbeit imd Sozialordnung vorzu- 
legen.“. 

25. Dem § 85 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Diese Vorschrift findet auf die Bundesan- 
stalt für Arbeit keine Anwendung. " . 

26. In § 95 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Arbeitserlaubnisse" die Wörter „und -berech- 
tigimgen" eingefügt. 

27. § 107 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Behörden, die Aufgaben nach § 304 
des Dritten Buches zu erfüllen haben, prüfen 
die Erfüllung der Pflichten nach den §§ 28a, 
99 und 102 bis 104. Sie haben dabei die 
Rechte und Pflichten nach den §§ 305 bis 308 
des Dritten Buches. " . 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. Die 
bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 2 
und 3. 

28. § 109 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Rentenversicherung" die Wörter „sowie nach 
dem Recht der Arbeitsförderung" eingefügt 
und die Wörter „und keine Beiträge an die 
Bundesanstalt für Arbeit zu entrichten haben" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 8 werden die Wörter „nach 
der Arbeitserlaubnisverordnung keiner Ar- 
beitserlaubnis" durch die Wörter „keine Ge- 
nehmigung zur Ausübimg einer Beschäfti- 
gung" ersetzt. 

29. § 111 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. entgegen § 107 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung 
mit § 306 Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Dritten 
Buches eine Prüfung nicht duldet, bei einer 
Prüfung nicht mitwirkt oder Unterlagen nicht 
oder nicht vollständig vorlegt,*'. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


25. unverändert 


26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 


29. § 111 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. entgegen § 107 Abs. 1 Satz 2 in Verbindimg 
mit § 306 Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Dritten 
Buches eine Prüfimg oder das Betreten eines 
Grundstücks oder eines Geschäftsraums 
nicht duldet oder bei der Ermittlung von 
Tatsachen nicht mitwirkt,”. 

30. In § 112 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Lan- 
desarbeitsämter” durch die Wörter „Direktionen 
der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt« 
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Artikels 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

(860-5) 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBl 1 S. 2477), zuletzt geändert 
durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosen- 
geld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld 
nach dem Dritten Buch beziehen oder nur 
deshalb nicht beziehen, weil der Anspruch 
ab Beginn des zweiten Monats bis zur 
zwölften Woche einer Sperrzeit (§ 144 des 
Dritten Buches) ruht; dies gilt auch, wenn die 
Entscheidung die zum Bezug der Leistung 
geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder 
die Leistung zurückgefordert oder zurückge- 
zahlt worden ist, " . 

2. In § 8 Abs. 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. durch den Bezug von Arbeitslosengeld, Ar- 
beitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld (§ 5 
Abs. 1 Nr. 2),". 

3. Nach § 47 wird folgender § 47a eingefügt: 

„§ 47a 

Höhe imd Berechnung des Krankengeldes 
bei Beziehern von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld, 
Kurzarbeitergeld oder Winterausfallgeld 

(1) Das Krankengeld für Versicherte nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2 wird in Höhe des Betrages des Ar- 
beitslosengeldes, der Arbeitslosenhilfe oder des 
Unterhaltsgeldes gewährt, den der Versicherte 
zuletzt bezogen hat. Das Krankengeld wird vom 
ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an gewährt. 
Für die Erhöhung des Krankengeldes gilt § 138 
des Dritten Buches entsprechend. 

(2) Ändern sich während des Bezuges von 
Krankengeld die für den Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld 
maßgeblichen Verhältnisse des Versicherten, so 
ist auf Antrag des Versicherten als Krankengeld 
derjenige Betrag zu gewähren, den der Versi- 
cherte als Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Unterhaltsgeld erhalten würde, wenn er 
nicht erkrankt wäre. Änderungen, die zu einer 
Erhöhimg des Krankengeldes um weniger als 
zehn vom Himdert führen würden, werden nicht 
berücksichtigt. 

(3) Für Versicherte, die während des Bezuges 
von Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld arbeits- 
unfähig erkranken, wird das Krankengeld nach 
dem regelmäßigen Arbeitsentgelt, das zuletzt vor 
Eintritt des Arbeitsausfalls erzielt wurde (Regel- 
entgelt), berechnet. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 5 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

(860-5) 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversichenmg - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBl I S. 2477), zuletzt geändert 
durch wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Nach § 47 wird folgender § 47b eingefügt: 

„§47b 

Höhe und Berechnung des Krankengeldes 
bei Beziehern von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld, 
Kurzarbeitergeld oder Winterausfallgeld 

unverändert 
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(4) Für Versicherte, die arbeitsxinfähig erkran- 
ken, bevor in ihrem Betrieb die Voraussetzungen 
für den Bezug von Kurzarbeiter- oder Winteraus- 
fallgeld nach dem Dritten Buch erfüllt sind, wird, 
solange Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts im Krankheitsfalle besteht, neben dem 
Arbeitsentgelt als Krankengeld der Betrag des 
Kurzarbeiter- oder WinterausfaUgeldes gewährt, 
den der Versicherte erhielte, wenn er nicht ar- 
beitsunfähig wäre. Der Arbeitgeber hat das 
Krankengeld kostenlos zu errechnen imd auszu- 
zahlen. Der Arbeitnehmer hat die erforderlichen 
Angaben zu machen. 

(5) Bei der Ermittlimg der Bemessungsgnmdla- 
ge für die Leistungen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ist von dem Arbeitsentgelt auszu- 
gehen, das bei der Bemessung der Beiträge zur 
gesetzlichen Krankenversichenmg zugrunde 
gelegt wurde. 

(6) In den Fällen des § 232a Abs. 3 wird das 
Krankengeld abweichend von Absatz 3 nach 
dem Arbeitsentgelt unter Hinziirechnung des 
WinterausfaUgeldes berechnet. Die Absätze 4 
und 5 gelten entsprechend. " . 

4. In § 78 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „79 Abs. 1 
und 2" durch die Angabe „79a Abs. 1 und 2" er- 
setzt. 

5. In § 173 Abs. 1 werden die Wörter im Arbeits- 
förderungsgesetz " gestrichen. 

6. § 176 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. deutsche Seeleute, für die der Reeder 
einen Antrag gemäß § 2 Abs. 3 des Vier- 
ten Buches gesteUt hat, " . 

b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden 
Nummern 4 und 5. 

7. In § 186 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a 
eingefügt: 

„(2a) Die MitgUedschaft der Bezieher von Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unter- 
haltsgeld nach dem Dritten Buch beginnt mit 
dem Tag, von dem an die Leistung bezogen 
wird.". 

8. In § 190 wird folgender neuer Absatz 12 ange- 
fügt: 

„(12) Die Mitgliedschaft der Bezieher von Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unter- 
haltsgeld nach dem Dritten Buch endet mit Ab- 
lauf des letzten Tages, für den die Leistimg be- 
zogen wird. " . 

9. § 192 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird nach dem Wort „wird" das 
Wort „oder" durch ein Komma ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 

9. § 192 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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b) In Nummer 3 wird der Pimkt durch das Wort 
„oder" ersetzt imd folgende Nummer ange- 
fügt: 

„4. Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld nach 
dem Dritten Buch bezogen wird. " . 

10. Nach § 203 wird folgender § 203a eingefügt: 

„§ 203a 

Meldepflicht bei Bezug von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld 

Die Arbeitsämter erstatten die Meldungen hin- 
sichtlich der nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 Versicherten 
entsprechend §§ 28a bis 28c des Vierten Buches. 
Die Bundesanstalt für Arbeit und die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen regeln in einer Ver- 
einbarung zur Durchführung des Meldeverfah- 
rens die Meldetatbestände sowie Erfassung, 
Prüfung imd Übermittlimg der Meldedaten. " . 

11. Nach § 232 wird folgender § 232a eingefügt: 

.§ 232a 

Beitragspflichtige Einnahmen der Bezieher 
von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld 
oder Winterausfallgeld 

(1) Bei Personen, die Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe oder Unterhaltsgeld nach dem Dritten 
Buch beziehen, gelten als beitragspflichtige Ein- 
nahmen nach § 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 80 Prozent 
des durch sieben geteilten wöchentlichen Ar- 
beitsentgelts, das der Bemessimg dieser Leistun- 
gen zugrunde liegt, soweit es ein Dreihun- 
dertsechzigstel der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
der gesetzlichen Krankenversichenmg nicht 
übersteigt; 80 Prozent des beitragspflichtigen Ar- 
beitsentgelts aus einem Beschäftigungsverhältnis 
sind abzuziehen. Ab Beginn des zweiten Monats 
bis zur zwölften Woche einer Sperrzeit gelten die 
Leistungen als bezogen. 


(2) Soweit Kurzarbeitergeld oder Winteraus- 
fallgeld nach dem Dritten Buch gewährt wird, 
gelten als beitragspflichtige Einnahmen nach 
§ 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 80 Prozent des Unter- 
schiedsbetrages zwischen dem Solientgelt und 
dem Istentgelt nach § 179 des Dritten Buches. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
b) unverändert 


10. unverändert 


11. Nach § 232 wird folgender § 232a eingefügt: 

„§ 232a 

Beitragspflichtige Einnahmen der Bezieher 
von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld 
oder Winterausfallgeld 

(1) Bei Personen, die Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe oder Unterhaltsgeld nach dem Dritten 
Buch beziehen, gelten als beitragspflichtige Ein- 
nahmen 80 Prozent des durch sieben geteilten 
wöchentlichen Arbeitsentgelts nach § 226 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, 

1. das der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
oder des Unterhaltsgeldes zugrunde liegt; 
80 vom Hundert des beitragspflichtigen Ar- 
beitsentgelts aus einem Beschältigungsver- 
hältnis sind abzuziehen, 

2. das der Bemessung der Arbeitslosenhilfe zu- 
grunde liegt, vervielfältigt mit dem Wert, der 
sich ergibt, wenn die zu zahlende Arbeitslo- 
senhilfe durch die Arbeitslosenhilfe, die ohne 
Berücksichtigung von Einkommen zu zahlen 
wäre, geteilt wird, höchstens jedoch des Ar- 
beitsentgelts, das sich bei entsprechender 
Anwendung von Nummer 1 ergibt, 

soweit es ein Dreihundertsechzigstel der Jah- 
resarbeitsentgeltgrenze der gesetzlichen Kran- 
kenversichenmg nicht übersteigt. Ab Beginn des 
zweiten Monats bis zur zwölften Woche einer 
Sperrzeit gelten die Leistimgen als bezogen. 

(2) unverändert 
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(3) Hat ein Empfänger von Winterausfallgeld 
nach dem Dritten Buch gegen seinen Arbeitgeber 
für die Ausfallstunden Anspruch auf Arbeitsent- 
gelt, das unter Anrechnung des Winterausfall- 
geldes zu zahlen ist, so bemißt sich der Beitrag 
abweichend von Absatz 2 nach dem Arbeitsent- 
gelt unter Hinzurechnung des Winterausfallgel- 
des. 

(4) § 226 gilt entsprechend.". 

12. § 235 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Teilnehmer, die kein Übergangsgeld erhal- 
ten, sowie für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 Versiche- 
rungspflichtigen gilt als beitragspflichtige Ein- 
nahmen ein Arbeitsentgelt in Höhe von einem 
Siebtel der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 
des Vierten Buches.". 

13. § 249 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird der Punkt durch ein Kom- 
ma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. für Beschäftigte, soweit Beiträge für Kurz- 
arbeitergeld oder Winterausfallgeld zu 
zahlen sind. " . 

14. § 251 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden nach der Zahl „3" die 
Wörter „sowie für die Bezieher von Arbeitslo- 
senhilfe nach dem Dritten Buch" angefügt. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein- 
gefügt: 

„(4a) Die Bundesanstalt für Arbeit trägt die 
Beiträge für die Bezieher von Arbeitslosengeld 
und Unterhaltsgeld nach dem Dritten Buch. " . 

15. Dem § 252 wird folgender Satz angefügt: 

„Abweichend von Satz 1 zahlt die Bundesanstalt 
für Arbeit die Beiträge für die Bezieher von Ar- 
beitslosenhilfe nach dem Dritten Buch.". 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) unverändert 

12. § 235 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Teilnehmer, die kein Übergangsgeld erhal- 
ten, sowie für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 Versiche- 
rungspflichtigen gilt als beitragspflichtige Ein- 
nahmen ein Arbeitsentgelt in Höhe von 20 vom 
Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 
des Vierten Buches. " . 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


15a, § 257 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird angefügt: 

„Für Beschäftigter die Kurzarbeitergeld oder 
Winterausfallgeld nach dem Dritten Buch 
beziehen, ist zusätzlich zu dem Zuschuß 
nach Satz 1 der Betrag zu zahlen, den der 
Arbeitgeber bei Versicherungspflicht des 
Beschäftigten bei der Krankenkasse, bei der 
die Mitgliedschaft besteht, nach § 249 Abs. 2 
Nr. 3 als Beitrag zu tragen hätte.” 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Beschäftigte, die nur wegen Über- 
schreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1) versicherungsfrei oder die 
von der Versicherungspflicht befreit und bei 
einem privaten Krankenversicherungsunter- 
nehmen versichert sind und für sich und ihre 
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16. In § 267 Abs. 4 werden die Wörter „dem Bun- 
desminister für Arbeit imd Sozialordnung " durch 
die Wörter „der in der Rechtsverordnimg nach 
§ 266 Abs. 7 genannten Stelle" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Angehörigen, die bei Versicheningspflicht 
des Beschäftigten nach § 10 versichert wä- 
ren, Vertragsleistlingen beanspruchen kön- 
nen, die der Art nach den Leistungen dieses 
Buches entsprechen, erhalten von ihrem Ar- 
beitgeber einen BeitragszuschuB. Der Zu- 
schuß beträgt die Hälfte des Betrages, der 
sich unter Anwendung des durchschnittli- 
chen allgemeinen Beitragssatzes der Kran- 
kenkasse (§ 245) und der nach § 226 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 und § 232a Abs. 2 bei Versiche- 
rungspflicht zugrunde zu legenden bei- 
tragspflichtigen Einnahmen als Beitrag er- 
gibt, höchstens jedoch die Hälfte des Betra- 
ges, den der Beschäftige für seine Kranken- 
versicherung zu zahlen hat. Für Personen, 
die bei Mitgliedschaft in einer Krankenkasse 
keinen Anspruch auf Krankengeld hätten, 
sind bei Berechnung des Zuschusses neun 
Zehntel des in Satz 2 genannten Beitragssat- 
zes anzuwenden. Für Beschäftigte, die Kurz- 
arbeitergeld oder Winterausfallgeld nach 
dem Dritten Buch beziehen, gilt Absatz 1 
Satz 3 mit der Maßgabe, daß sie höchstens 
den Betrag erhalten, den sie tatsächlich zu 
zahlen haben. Absatz 1 Satz 2 gilt” 

c) In Absatz 2a Satz 2 wird das Wort „Juli” 
durch das Wort „Januar” und die Angabe 
„247” durch die Angabe „245” ersetzt 

d) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „oder 2” 
gestrichen. 

e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Für Bezieher von Vomihestandsgeld 
nach § 5 Abs. 3, die als Beschäftigte bis 
unmittelbar vor Beginn der Vomihestands- 
leistungen Anspruch auf den vollen oder 
anteiligen Beitragszuschuß nach Absatz 2 
hatten, bleibt der Anspruch für die Dauer 
der Vorruhestandsleistungen gegen den zur 
Zahlung des Vorruhestandsgeldes Verpflich- 
teten erhalten. Der Zuschuß beträgt die 
Hälfte des aus dem Vomihestandsgeld bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze (§ 223 Abs. 3) 
und neun Zehntel des durchschnittlichen 
allgemeinen Beitragssatzes der Krankenkas- 
sen als Beitrag errechneten Betrages, höch- 
stens jedoch die Hälfte des Betrages, den der 
Bezieher von Vomihestandsgeld für seine 
Krankenversicherung zu zahlen hat Ab- 
satz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Der Beitrags- 
satz ist auf eine Stelle nach dem Komma zu 
runden.” 

16. unverändert 
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17. In § 281 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 79 
Abs. 1 und 2" durch die Angabe "§ 79a Abs. 1 
und 2" ersetzt. 

18. In § 306 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter 
„Erlaubnis nach §19 Abs, 1 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes" durch die Wörter „Genehmigung 
nach § 283 Abs, 1 Satz 1 des Dritten Buches"' er- 
setzt. 


Artikel 6 

Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch 
( 860 - 6 ) 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Rentenversichenmg - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261; 1990 I S. 1337), 
zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt geändert: 


1, § 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu 
ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind; 
während des Bezuges von Kurzarbeiter- oder 
Winterausfallgeld nach dem Dritten Buch 
besteht die Versicherungspflicht fort, " . 

2. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 

Leistungen in einer Werkstatt für Behinderte 

Leistimgen für die Teilnahme an Maßnahmen in 
anerkannten Werkstätten für Behinderte im Sin- 
ne des Schwerbehindertengesetzes werden nur 
erbracht. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
17. unverändert 


18. In §306 Satz 1 

a) werden nach den Wörtern „mit der Bundes- 
anstalt für Arbeit," die Wörter „den Haupt- 
zollämtem, den Rentenversicherungsträ- 
gem," eingefügt, 

b) werden in Nummer 2 die Wörter „nicht- 
deutschen Arbeitnehmern ohne die erforder- 
liche Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 Arbeitsförde- 
nmgsgesetz" durch die Wörter „Ausländem 
ohne erforderliche Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches" ersetzt, 

c) werden in Nummer 5 nach dem Wort 
„Vierten" die Wörter „und des Siebten" ein- 
gefügt, 

d) wird Nummer 6 gestrichen, 

e) wird Nummer 7 Nummer 6 und 

f) wird Nummer 8 Nummer 7. 

Artikel 6 

Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch 
( 860 - 6 ) 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Rentenversichenmg - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261; 1990 I S. 1337), 
zuletzt geändert durch [...j, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 

§ 320 eingefügt: 

„§321 Zusammenarbeit zur Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten". 

2. § 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

unverändert 


3. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§18 

Leistungen in einer Werkstatt für Behinderte 
unverändert 
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1. im Eingangsverfahren bis zur Dauer von vier 
Wochen, wenn die Leistungen erforderlich 
sind, um im Zweifelsfalle festzustellen, ob die 
Werkstatt die geeignete Einrichtimg für die 
Eingliederung des Behinderten in das Arbeits- 
leben ist, sowie welche Bereiche der Werkstatt 
imd welche berufsfördemden imd ergänzen- 
den Maßnahmen zur Eingliederung für den 
Behinderten in Betracht kommen, 

2. im Arbeitstrainingsbereich bis zur Dauer von 
zwei Jahren, wenn die Maßnahmen erforder- 
lich sind, um die Leistimgsfähigkeit oder Er- 
werbsfähigkeit des Behinderten soweit wie 
möglich zu entwickeln, zu erhöhen oder wie- 
derzugewinnen und erwartet werden kann, 
daß der Behinderte nach Teilnahme an diesen 
Maßnahmen in der Lage ist, wenigstens ein 
Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Ar- 
beitsleistung im Sinne des § 54 des Schwer- 
behindertengesetzes zu erbringen. Über ein 
Jahr hinaus werden Leistungen nur erbracht, 
wenn die Leistimgsfähigkeit des Behinderten 
weiterentwickelt oder wiedergewonnen wer- 
den kann.". 

3. § 19 Abs. 2 wird aufgehoben. 

4. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „68” durch die Zahl 
„67” und die Zahl „63” durch die Zahl „60” er- 
setzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la ein- 
gefügt: 

„(la) Bei Teilarbeitslosigkeit ist bei der An- 
wendimg des § 21 von dem Arbeitsentgelt 
auszugehen, das in der infolge der Teilarbeits- 
losigkeit nicht mehr ausgeübten Beschäfti- 
gung erzielt wurde. " . 

c) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 158 Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „§ 47b 
des Fünften Buches" ersetzt. 

5. § 25 Abs. 3 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3.im Anschluß an eine abgeschlossene berufs- 
fördemde Leistung arbeitslos sind, bis zu drei 
Monate, wenn sie sich beim Arbeitsamt ar- 
beitslos gemeldet haben und einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld von mindestens drei Mo- 
naten nicht geltend machen können? die Dau- 
er von drei Monaten vermindert sich um die 
Anzahl von Tagen, für die Versicherte im An- 
schluß an eine abgeschlossene berufsfördem- 
de Leistung einen Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld geltend machen können, oder". 

6. In § 26 Abs. 2 werden die Wörter „§ 158 Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „§47b des 
Fünften Buches" ersetzt. 

7. In § 58 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung 
»(§§40, 40b Arbeitsförderungsgesetz)" gestri- 
chen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


4 . § 19 Abs. 2 wird aufgehoben. 

5. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) entfällt 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la ein- 
gefügt: 

unverändert 


b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 158 Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „§ 47b 
des Fünften Buches" ersetzt. 

6. § 25 Abs. 3 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 
unverändert 


7. In § 26 Abs. 2 werden die Wörter „§ 158 Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „§ 47b des 
Fünften Buches" ersetzt. 

8. In § 58 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung 
„(§§40, 40b Arbeitsförderungsgesetz)" gestri- 
chen. 


258 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5935 


Entwurf 

8. In § 150 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „§ 150a 
des Arbeitsförderungsgesetzes" dxirch die Wörter 
„§ 306 Drittes Buch" ersetzt. 

9. § 162 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. bei Personen, die für eine Erwerbstätigkeit 
befähigt werden sollen, ein Arbeitsentgelt in 
Höhe von einem Siebtel der monatlichen Be- 
zugsgröße". 

10. Dem § 163 werden folgende Absätze 5 und 6 an- 
gefügt: 

„(5) Soweit Kurzarbeiter- oder Winterausfall- 
geld geleistet wird, gilt als beitragspflichtige Ein- 
nahmen 80 Prozent des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Sollentgelt imd dem Istentgelt 
nach § 179 des Dritten Buches. 

(6) Hat ein Empfänger von Winterausfallgeld 
nach dem Dritten Buch gegen seinen Arbeitgeber 
für die Ausfallstunden Anspruch auf Arbeitsent- 
gelt, das unter Anrechmmg des Winterausfall- 
geldes zu zahlen ist, so bemißt sich der Beitrag 
zur Rentenversicherung nach dem Arbeitsentgelt 
unter Hinzurechnung des Winterausfallgeldes.". 

11. In § 168 Abs. 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. bei Arbeitnehmern, die Kxirzarbeiter- oder 
Winterausfallgeld beziehen, vom Arbeitge- 
ber,". 

12. § 170 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Zivil- 
dienstleistenden" die Wörter „und Beziehern 
von Arbeitslosenhilfe" eingefügt. 

b) Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt; 

„b) Versorgimgskrankengeld, Übergangsgeld, 
Unterhaltsgeld oder Arbeitslosengeld be- 
ziehen, von den Leistungsträgem, " . 

13. In § 173 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Beiträge für die Bezieher von Arbeitslo- 
senhilfe zahlt die Bundesanstalt für Arbeit. " . 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

9. In § 150 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „§ 150a 
des Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wörter 
„§ 304 Drittes Buch" ersetzt. 

10. § 162 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt; 

„3. bei Personen, die für eine Erwerbstätigkeit 
befähigt werden sollen, ein Arbeitsentgelt in 
Höhe 20 vom Hundert der monatlichen Be- 
zugsgröße". 

11. Dem § 163 werden folgende Absätze 6 und 7 an- 
gefügt: 

„(6) Soweit Kurzarbeiter- oder Winterausfall- 
geld geleistet wird, gilt als beitragspflichtige Ein- 
nahmen 80 vom Hundert des Unterschiedsbetra- 
ges zwischen dem Sollentgelt imd dem Istentgelt 
nach § 179 des Dritten Buches. 

(7) Hat ein Empfänger von Winterausfallgeld 
nach dem Dritten Buch gegen seinen Arbeitgeber 
für die Ausfallstunden Anspruch auf Arbeitsent- 
gelt, das unter Anrechnung des Winterausfall- 
geldes zu zahlen ist, so benüßt sich der Beitrag 
zxir Rentenversichenmg nach dem Arbeitsentgelt 
imter Hinzurechnung des Winterausfallgeldes. " . 

12. In § 168 Abs. 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

unverändert 


13. § 170 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
unverändert 


14. In § 173 wird folgender Satz angefügt: 
unverändert 

15. Nach § 320 wird folgender § 321 eingefügt: 

„§ 321 

Zusammenarbeit zur Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten 

Zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungs- 
widrigkeiten arbeiten die Rentenversicherungs- 
träger im Rahmen der Prüfung bei den Arbeit- 
gebern nach § 28p des Vierten Buches insbeson- 
dere mit der Bundesanstalt für Arbeit, den Kran- 
kenkassen, den Hauptzollämtem, den in § 63 
des Ausländergesetzes genannten Behörden, 
den Finanzbehörden, den nach Landesrecht für 
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs- 
widrigkeiten nach dem Gesetz zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit zuständigen Behörden, den 
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UnlaUversicherungsträgem und den für den Ar- 
beitsschutz zuständigen Landesbehörden zu- 
sanunen, wenn sich im Einzellall konkrete An- 
haltspunkte für 

1. Verstöße gegen das Gesetz zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit« 

2. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Aus- 
ländem ohne die erforderliche Genehmigung 
nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches« 

3. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht ge- 
genüber einer Dienststelle der Bundesanstalt 
für Arbeit nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten 
Buches« 

4. Verstöße gegen das Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetz« 

5. Verstöße gegen die Bestimmungen des Vier- 
ten« Fünften und Siebten Buches sowie die- 
ses Buches über die Verpflichtung zur Zah- 
lung von Sozialversicherungsbeiträgen« so- 
weit sie im Zusammenhang mit den in den 
Nummern 1 bis 4 genannten Verstößen ste- 
hen« 

6. Verstöße gegen die Steuergesetze« 

7. Verstöße gegen das Ausländergesetz 

ergeben. Sie unterrichten die für die Verfolgung 
und Ahndung zuständigen Behörden sowie die 
Behörden nach § 63 des Ausländergesetzes. Die 
Unterrichtung kann auch Angaben über die Tat- 
sachen enthalten« die für die Abgabe der Mel- 
dungen des Arbeitgebers und die Einziehung 
der Beiträge zur Sozialversicherung erheblich 
sind.” 


Artikel 6a 

Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
(860-7) 

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Unfallversicherung - vom 7. August 1996 (BGBl. I 
S. 1254)« zuletzt geändert durch [...^ wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 14 wird das Wort .Arbeitsförde- 
rungsgesetz” durch die Wörter .Dritten Buches” 
ersetzt 

2. § 37 wird wie folgt gefaßt 

.§37 

Leistungen in einer Werkstatt für Behinderte 

Berufs! ördemde Leistungen in einer anerkannten 
Werkstatt für Behinderte im Sinne des Schwer- 
behindertengesetzes werden erbracht« 


260 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5935 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. im Eingangsverf ähren, wenn sie erforderlich 
sind, um im Zweifelsfall festzustellen, ob die 
Werkstatt die geeignete Einrichtung für die 
Eingliederung des Behinderten in das Arbeits- 
leben ist, sowie welche Bereiche der Werk- 
statt und welche berufsfördemden und ergän- 
zenden Maßnahmen zur Eingliederung für 
den Behinderten in Betracht kommen, 

2. im Arbeitstrainingsbereich, wenn sie erfor- 
derlich sind, um die Leistungsfähigkeit oder 
Erwerbsfähigkeit des Behinderten soweit wie 
möglich zu entwickeln, zu erhöhen oder 
wiederzugewinnen und erwartet werden 
kann, daß der Behinderte nach Teilnahme an 
diesen Maßnahmen in der Lage ist, wenig- 
stens ein Mindestmaß wirtschaftlich ver- 
wertbarer Arbeitsleistung im Sinne des § 54 
des Schwerbehindertengesetzes zu erbrin- 
gen.". 

3. § 38 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Leistungen in einer Werkstatt für Behinder- 
te werden erbracht 

1. im Falle des § 37 Nr. 1 bis zur Dauer von vier 
Wochen, 

2. im Falle des § 37 Nr. 2 bis zur Dauer von zwei 
Jahren; über ein Jahr hinaus werden Lei- 
stungen nur erbracht, wenn die Leistungs- 
fähigkeit des Behinderten weiterentwickelt 
oder wiedergewonnen werden kann.". 

4. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Versicherte, die Arbeitslosengeld, Ar- 
beitslosenhilfe, Unterhaltsgeld, Kurzarbeiter- 
geld oder Winterausfallgeld bezogen haben, 
erhalten Verletztengeld in Höhe des Kran- 
kengeldes nach § 47b des Fünften Buches.”. 

5. § 50 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Übergangsgeld wird weitergezahlt 

1. bis zu sechs Wochen in dem Zeitraum, in dem 
Versicherte die berufsfördemden Leistungen 
aus gesundheitlichen oder aus anderen Grün- 
den, die sie nicht zu vertreten haben, nicht 
mehr in Anspruch nehmen können, und kei- 
nen Anspmch auf Verletzten- oder Kran- 
kengeld haben, längstens jedoch bis zum Ta- 
ge der Beendigung der Leistung, 
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Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 
- Verwaltungsverfahren - 
(860-10-1/2) 

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch - Verwaltungsver- 
fahren - (Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 1980, 
BGBL I S. 1469), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1. § 71 Abs. 2 Satz 1 wird wie folcft geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Arbeitserlaubnis " ein Komma imd die 
Wörter „die Arbeitsberechtigung" eingefügt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. bis zu drei Monaten in dem Zeitraum, in dem 
Versicherte im Anschluß an eine abge- 
schlossene beruisfördemde Leistung arbeits- 
los sind, wenn sie sich beim Arbeitsamt ar- 
beitslos gemeldet haben und einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld von mindestens drei 
Monaten nicht geltend machen können und 
keinen Anspruch auf Verletzten- oder Kran- 
kengeld haben; der Zeitraum von drei Mona- 
ten vermindert sich um die Anzahl von Tagen, 
für die die Versicherten im Anschluß an die 
berufsfördernde Leistung einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld geltend machen können.”. 

6. In § 52 Nr. 2 wird das Wort „Arbeitsförde- 
rungsgesetz" durch die Wörter „Dritten Buch” er- 
setzt 

7. ln § 125 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „Arbeits- 
förderungsgesetz” durch die Wörter „Dritten 
Buch” ersetzt 

8. § 211 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Wörter „der Bundesanstalt für Arbeit, den 
Krankenkassen als Einzugsstellen für die So- 
zialversicherungsbeiträge, den in § 63 des 
Ausländergesetzes genannten Behörden, den 
Finanzbehörden, den nach Landesrecht für 
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs- 
widrigkeiten nach dem Gesetz zur Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit zuständigen Behörden 
und den für den Arbeitsschutz zuständigen 
Landesbehörden” werden durch die Wörter 
„den in § 304 Abs. 2 des Dritten Buches ge- 
nannten Behörden” ersetzt 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „nicht- 
deutschen Arbeitnehmern ohne die erforderli- 
che Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 des Arbeits- 
förderungsgesetzes” durch die Wörter „Aus- 
ländem ohne erforderliche Genehmigung 
nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches” 
ersetzt. 


Artikel? 

Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 
- Verwaltungsverfahren - 
. (860-10-1/2) 

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch - Verwaltimgsver- 
fahren - (Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 1980, 
BGBl. I S. 1469), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1 . unverändert 
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b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Arbeits- 
erlaubnis” die Wörter „oder der Arbeitsbe- 
rechtigung” eingefügt. 

2. § 77 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten an Per- 
sonen oder Stellen im Ausland oder an über- 
staatliche und zwischenstaatliche Stellen ist zu- 
lässig, soweit dies für die Erfüllung einer Aufga- 
be der übermittelnden Stelle nach diesem Ge- 
setzbuch erforderhch ist. Sie ist darüber hinaus 
zulässig, wenn die Datenübermittlung für die 
Erfüllung der Aufgaben der ausländischen Stelle 
erforderlich ist und 

1. diese Aufgaben der ausländischen Stelle de- 
nen der in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stelle entsprechen oder 

2. die Voraussetzungen der §§69 Abs. 1 Nr. 2 
und 3, 70 oder einer Übennittlungsvorschrift 
nach dem Dritten Buch oder dem Arbeitneh- 
merüberlassungsgesetz vorliegen und die 
Aufgaben der ausländischen Stelle denen in 
diesen Vorschriften genannten entsprechen. 

Schutzwürdige Interessen des Betroffenen dürfen 
nicht berührt werden.*'. 


Artikel 8 

Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 

- Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten ~ 

Dem § 116 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
“Zusammenarbeit der Leistimgsträger imd ihre Be- 
ziehungen zu Dritten - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
4. November 1982, BGBl. I S. 1450), das zuletzt durch 
[...] geändert worden ist, wird folgender Absatz 10 
angefügt: 

„(10) Die Bimdesanstalt für Arbeit gilt als Versiche- 
rungsträger im Sinne dieser Vorschrift. " . 

Artikel 9 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
(860-11) 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. § 77 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten an Per- 
sonen oder Stellen im Ausland oder an über- 
staatliche und zwischenstaatliche Stellen ist zu- 
lässig, soweit dies für die Erfüllung einer Aufga- 
be der übermittelnden Stelle nach diesem Ge- 
setzbuch erforderlich ist. Sie ist darüber hinaus 
zulässig, wenn die Datenübermittlung für die 
Erfüllung der Aufgaben der ausländischen Stelle 
erforderlich ist und 

1. unverändert 


2. unverändert 


Die Übermittlung unterbleibt, wenn dadurch 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beein- 
trächtigt werden. 

Artikel 8 

Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 

- Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten - 

unverändert 


Artikel 9 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
(860-11) 


Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegever- Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegever- 
sicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai Sicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 
1994, BGBl. I S. 1014), zuletzt geändert durch [...], 1994, BGBl. I S. 1014), zuletzt geändert durch [...], 
wird wie folgt geändert: wird wie folgt geändert: 

1. § 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 1. unverändert 

„1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsaus- 
bildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigt sind; für die Zeit des Bezugs von 
Kurzarbeiter- oder Winterausfallgeld nach dem 
Dritten Buch bleibt die Versicherungspflicht 
unberührt. 


263 



Drucksache 13/5935 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

2. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosen- 
geld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld 
nach dem Dritten Buch beziehen, auch wenn 
die Entscheidung, die zum Bezug der Leistung 
geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder die 
Leistung zvirückgefordert oder zurückgezahlt 
worden ist; ab Beginn des zweiten Monats bis 
zur zwölften Woche einer Sperrzeit (§ 144 des 
Dritten Buches) gelten die Leistungen als be- 
zogen, " . 

2. In § 44 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „haben 
einen Anspruch auf Unterhaltsgeld nach Maßgabe 
des § 46 des Arbeitsförderungsgesetzes " durch die 
Wörter „können bei Teilnahme an Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbüdimg Unterhaltsgeld 
nach Maßgabe der §§ 20, 78 und 153 des Dritten 
Buches erhalten" ersetzt. 

3. In § 49 Abs. 2 wird Satz 2 aufgehoben. 

4. In § 50 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 161 des 
Arbeitsförderungsgesetzes " gestrichen. 

5. In § 57 Abs. 1 werden die Wörter „sowie § 157 
Abs. 3 und § 163 Abs. 1 imd 3 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes" gestrichen. 

6. Dem § 58 Abs. 1 ^\id folgender Satz angefügt: 

„Soweit für Beschäftigte Beiträge für Kurzarbei- 
tergeld oder Winterausfallgeld zu zahlen sind, 
trägt der Arbeitgeber den Beitrag allein. " . 

7. In § 59 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„des Fünften Buches" das Komma durch das Wort 
„sowie" ersetzt und die Wörter „sowie § 157 
Abs. 1 imd § 163 Abs. 2 des Arbeitsförderungsge- 
setzes" gestrichen. 

8. In § 60 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 253 bis 
256 des Fünften Buches" dur^ die Angabe „§ 252 
Satz 2, §§ 253 bis 256 des Fünften Buches" ersetzt. 

9. In § 6t Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Arbeitserprobung" die Wörter „und Bezieher von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unter- 
haltsgeld"* eingefügt 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. In § 44 Abs. 1 Satz 7 werden die Wörter „haben 
einen Anspruch auf Unterhaltsgeld nach Maßgabe 
des § 46 des Arbeitsförderungsgesetzes" durch die 
Wörter „können bei Teilnahme an Maßnahmen 
der beniflichen Weiterbildung Unterhaltsgeld 
nach Maßgabe der §§ 20, 78 und 153 des Dritten 
Buches erhalten" ersetzt. 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird angefügt: 

„Für Beschäftigter die Kurzarbeitergeld oder 
Winterausfallgeld nach dem Dritten Buch be- 
zieheUr ist zusätzlich zu dem Zuschuß nach 
Satz 1 der Betrag zu zahlen, den der Arbeit- 
geber bei Versicherungspflicht des Beschäftig- 
ten nach § 58 Abs. 1 Satz 2 als Beitrag zu tra- 
gen hätte." 

b) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Für Beschäftigte, die Kurzarbeitergeld oder 
Winterausfallgeld nach dem Dritten Buch be- 
ziehen, ist zusätzlich zu dem Zuschuß nach 
Satz 1 der Betrag zu zahlen, den der Arbeit- 
geber bei Versicherungspflicht des Beschäftig- 
ten nach § 58 Abs. 1 Satz 2 als Beitrag zu tra- 
gen hätte; sie erhalten jedoch höchstens den 
Betrag, den sie tatsächlich zu zahlen haben.”. 
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Zweiter Teil 
Änderung 

des Arbeitsförderungsgesetzes 


Zweiter Teil 
Änderung 

des Arbeitsförderungsgesetzes 


Artikel 10 Artikel 10 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes Änderung des Arbeitsfördenmgsgesetzes 

( 810 - 1 ) ( 810 - 1 ) 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBL I S. 582), zuletzt geändert durch [...], wird wie (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: folgt geändert: 

1. In §44 Abs. 5 Satz 3 wird die Angabe „§117 1. unverändert 

Abs. la, 2, 3 imd 4" durch die Angabe „§ 117 

Abs. la und 4 " ersetzt. 

2. § 46 Abs. 2 wird aufgehoben. 2. unverändert 

3. In § 53 Abs. 1 Satz 1 wird Nummer 6b aufgeho- 3. unverändert 
ben. 

4. Nach § 53 werden folgende §§ 53a und 53b ein- 4. Nach § 53 werden folgende §§ 53a und 53b ein- 
gefügt: gefügt: 

„§ 53a „§ 53a 

(1) Arbeitslose können bei Tätigkeiten xmd bei unverändert 

Teilnahme an Maßnahmen, die zur Verbesserung 
ihrer Eingliederungsaussichten beitragen (Trai- 
ningsmaßnahmen), durch Weiterleistung von Ar- 
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe imd durch 
Übernahme von Maßnahmekosten gefördert wer- 
den, wenn die Tätigkeit oder Maßnahme 

1. geeignet xmd angemessen ist, die Eingliede- 
rungsaussichten des Arbeitslosen zu verbes- 
sern imd 


2. auf Vorschlag oder mit Einwilligung des Ar- 
beitsamtes erfolgt. 

(2) Über die Tätigkeit oder die Teilnahme an 
einer Maßnahme soll dem Arbeitslosen eine Be- 
scheinigung ausgestellt werden, aus der sich 
mindestens Art und Inhalt der Tätigkeit oder 
Maßnahme ergeben. 

(3) Gefördert werden Trainingsmaßnahmen, 
die 


1. die Eignung des Arbeitslosen für eine beruf- 
liche Tätigkeit oder eine Maßnahme der be- 
ruflichen Ausbildung, Fortbildimg oder Um- 
schulung feststellen, 

2. die Selbstsuche des Arbeitslosen sowie seine 
Vermittlung, insbesondere durch Bewer- 
bungstraining und Beratung über Möglichkei- 
ten der Arbeitsplatzsuche, unterstützen oder 
die Arbeitsbereitschaft und Arbeitsfähigkeit 
des Arbeitslosen prüfen, 

3. dem Arbeitslosen notwendige Kenntnisse und 
Fähigkeiten vermitteln, um eine Vermittlung 
in Arbeit oder einen erfolgreichen Abschluß 
einer beruflichen Ausbüdimg, Fortbildung 
oder Umschulimg erheblich zu verbessern. 
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(4) Die Dauer der Trainingsmaßnahmen muß 
im Hinblick auf deren Inhalt und das Bedürfnis 
des Arbeitslosen angemessen sein. Die Dauer 
darf in der Regel in den Fällen des 

1. Absatzes 3 Nr. 1 vier Wochen, 

2. Absatzes 3 Nr. 2 zwei Wochen, 

3. Absatzes 3 Nr. 3 acht Wochen 

nicht übersteigen. Werden Trainingsmaßnahmen 
in mehreren zeitlichen Abschnitten durchgeführt, 
zählen fünf Tage als eine Woche. Insgesamt darf 
die Fördenmg die Dauer von zwölf Wochen nicht 
übersteigen. 

(5) Maßnahmekosten sind 

1. erforderliche und angemessene Lehrgangs- 
kosten und Prüfungsgebühren und 

2. Fahrkosten für die tägliche Hin- und Rück- 
fahrt des Teünehmers zwischen Wohnung und 
Maßnahmestätte. 

§ 45 güt entsprechend. 

§53b 

(1) Eine Fördenmg ist ausgeschlossen, wenn 
die Trainingsmaßnahme zu einer Einstellung bei 
einem Arbeitgeber führen soll, 

1. der den Arbeitslosen in den letzten vier Jah- 
ren bereits beschäftigt hat, 

2. der dem Arbeitslosen vor Eintritt der Arbeits- 
losigkeit eine Beschäftigung angeboten hat, 

3. von dem eine Beschäftigung üblicherweise 
ohne solche Tätigkeiten oder Maßnahmen er- 
wartet werden kann oder 

4. dem geeignete Fachkräfte vermittelt werden 
können. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung das Nähere über Voraussetzungen, Art, 
Umfang und Verfahren der Förderung zu be- 
stimmen. " . 

5. Nach § 54 werden folgende §§ 54a bis 54c einge- 
fügt: 

„§ 54a 

(1) Die Bimdesanstalt kann die Eingliederung 
von förderungsbedürftigen Arbeitslosen fördern, 
die vom Arbeitgeber imter Mitwirkung des Ar- 
beitsamtes aufgrund eines Eingliederungsvertra- 
ges mit dem Ziel beschäftigt werden, sie nach 
erfolgreichem Abschluß der Eingliederimg in ein 
Arbeitsverhältnis zu übernehmen. 

(2) Fördenmgsbedürftig sind Arbeitslose nach 
einer Dauer der Arbeitslosigkeit von mindestens 
zwölf Monaten sowie andere Arbeitslose, die 
mindestens sechs Monate arbeitslos sind und bei 
denen mindestens ein Merkmal schwerer Vermit- 
telbarkeit vorliegt. 


§53b 

(1) unverändert 


(2) Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch 
Anordnung das Nähere über Voraussetzungen, 
Art, Umfang und Verfahren der Förderung zu 
bestimmen. " . 


5. Nach § 54 werden folgende §§ 54a bis 54c einge- 
fügt: 


»§ 54a 


(1) u n V e r än de rt 


(2) unverändert 
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(3) Zur Eingliederung von förderungsbedürfti- 
gen Arbeitslosen im Sinne des Absatzes 2 können 
der Arbeitgeber imd der Arbeitslose mit Zustim- 
mung des Arbeitsamtes einen Eingliederungsver- 
trag abschließen. Der Abschluß eines Eingliede- 
rungsvertrages ist nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß der Arbeitslose zuvor an einer Trainings- 
maßnahme im Sinne des § 53a teilgenommen 
hat. Für die Zeit der Beschäftigung besteht ein 
Beschäftigungsverhältnis nach § 7 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch. 

(4) Auf den Eingliederungsvertrag sind die 
Vorschriften imd Grundsätze des Arbeitsrechts 
anzuwenden, soweit nicht in § 54b etwas anderes 
bestimmt ist. Ist die Geltimg arbeitsrechtlicher 
Vorschriften von der Zahl der Arbeitnehmer im 
Betrieb oder Unternehmen abhängig, werden 
Arbeitslose, die aufgrund eines Eingliedenmgs- 
vertrages beschäftigt werden, nicht berücksich- 
tigt. 

§54b 

(1) Durch den Eingliederungs vertrag nach 
§ 54 a verpflichtet sich der Arbeitgeber, dem Ar- 
beitslosen die Gelegenheit zu geben, sich imter 
betriebsüblichen Arbeitsbedingungen zu qualifi- 
zieren und einzuarbeiten mit dem Ziel, ihn nach 
erfolgreichem Abschluß der Eingliederung in ein 
Arbeitsverhältnis zu übernehmen. Der Arbeitge- 
ber hat den Arbeitslosen während der Eingliede- 
rung in geeigneter Weise zu betreuen imd eine 
Betreuung durch das Arbeitsamt oder einen von 
diesem benannten Dritten zuzulassen. Der Ar- 
beitgeber hat den Arbeitslosen für eine Maß- 
nahme der beruflichen Fortbildung oder Umschu- 
lung, die das Arbeitsamt mit ihm zeitlich abge- 
stimmt hat, freizustellen. 

(2) Der Arbeitslose verpflichtet sich, die verein- 
barte Tätigkeit zu verrichten. Dabei kann er beim 
Arbeitgeber im Rahmen flexibler Einsatzzeiten 
imd an wechselnden Stellen eingesetzt werden. 
Der Arbeitslose ist verpflichtet, an vom Arbeitge- 
ber vorgeschlagenen betrieblichen Bildungsmaß- 
nahmen teilzunehmen. 

(3) Der Eingliederungsvertrag ist auf minde- 
stens zwei Wochen, längstens auf sechs Monate 
zu befristen. Ist seine Laufzeit kürzer als sechs 
Monate, kann er bis zu einer Gesamtdauer von 
sechs Monaten verlängert werden. Schließt sich 
das Eingliederungsverhältnis unmittelbar an eine 
Trainingsmaßnahme im Siime des § 53a bei dem- 
selben Arbeitgeber an, dürfen sie zusammen eine 
Dauer von sechs Monaten nicht überschreiten. 

(4) Der Arbeitslose und der Arbeitgeber kön- 
nen die Eingliederung ohne Angabe von Grün- 
den für gescheitert erklären und dadurch den 
Eingliedenmgsvertrag auflösen. 

(5) Für Rechtsstreitigkeiten aus dem Eingliede- 
nmgsvertrag ist der Rechtsweg zu den Gerichten 
für Arbeitssachen gegeben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) Zur Eingliederung von förderungsbedürfti- 
gen Arbeitslosen im Siime des Absatzes 2 können 
der Arbeitgeber und der Arbeitslose mit Zustim- 
mimg des Arbeitsamtes einen Eingliederungsver- 
trag abschließen. Der Abschluß eines Eingliede- 
rungsvertrages ist nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß der Arbeitslose zuvor an einer Trainings- 
maßnahme im Sinne des § 53a teilgenommen 
hat. Für die Zeit der Eingliederung besteht ein 
Beschäftigungsverhältiüs nach § 7 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch. 

(4) unverändert 


§54b 

unverändert 
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§54c 

(1) Die Bundesanstalt erstattet dem Arbeitge- 
ber, der einen Eingliederungsvertrag im Sinne 
des § 54a abgeschlossen hat, das für Zeiten ohne 
Arbeitsleistung von ihm zu tragende Arbeitsent- 
gelt, den darauf entfallenden Arbeitgeberanteil 
am Beitrag in der Kranken-, Pflege- und Renten- 
versicherung, den Beitrag des Arbeitgebers zur 
Bundesanstalt, die Beiträge, die er im Rahmen 
eines Ausgleichsystems für die Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfalle imd für die Zahlung von Ur- 
laubsgeld zu leisten hat. Die Erstattung durch die 
Bundesanstalt mindert sich um den Betrag, den 
der Arbeitgeber nach § 6 des Entgeltfortzah- 
lungsgesetzes von einem Dritten erhält. 

(2) Für die Zeiten mit Beschäftigung ist die 
Gewährimg von Leistimgen nach §§ 49, 54 nicht 
ausgeschlossen. § 49 Abs. 4 gilt in diesen Fällen 
nicht. 

(3) Die Förderung kann eingestellt werden, 
wenn voraussichtlich das Eingliederungsziel, ins- 
besondere wegen Fehlzeiten, nicht erreicht wer- 
den kann. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung das Nähere über Voraussetzung, Art, 
Umfang imd Verfahren der Förderung zu be- 
stimmen. " . 


6. Nach § 55a wird folgender § 55b eingefügt: 

„§55b 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern, die 
vor nicht mehr als einem Jahr eine selbständige 
Tätigkeit aufgenommen haben, für die unbefri- 
stete Beschäftigung eines zuvor arbeitslosen Ar- 
beitnehmers auf einem neu geschaffenen Ar- 
beitsplatz einen Zuschuß zum Arbeitsentgelt 
(Einstellungszuschuß bei Neugründungen) ge- 
währen. 

(2) Ein Einstellimgszuschuß bei Neugründun- 
gen kann erbracht werden, wenn 

1. der Arbeitnehmer vor der Einstellung minde- 
stens drei Monate Arbeitslosengeld, Arbeitslo- 
senhilfe oder Kurzarbeitergeld nach § 63 
Abs. 4 bezogen hat, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§54c 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch 
Anordnung das Nähere über Voraussetzung, Art, 
Umfang und Verfahren der Förderung zu be- 
stimmen. " . 

5a.In § 55a Abs« 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„bis zur Aufnahme dieser Tätigkeit” die Wörter 
„oder bis zu der vorgeschalteten Teilnahme an 
einer Maßnahme zu deren Vorbereitung” einge- 
fügt”. 

6. Nach § 55a wird folgender § 55b eingefügt: 

„§ 55b 

(1) Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern, die 
vor nicht mehr als zwei Jahren eine selbständige 
Tätigkeit aufgenommen haben, für die unbefri- 
stete Beschäftigung eines zuvor arbeitslosen Ar- 
beitnehmers auf einem neu geschaffenen Ar- 
beitsplatz einen Zuschuß zum Arbeitsentgelt 
(Einstellungszuschuß bei Neugründungen) ge- 
währen. 

(2) Ein Einstellungszuschuß bei Neugründun- 
gen kann erbracht werden, wenn 

1. der Arbeitnehmer vor der Einstellimg minde- 
stens drei Monate 

a) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder 
Kurzarbeitergeld nach § 63 Abs. 4 bezogen 
hat, 

b) eine Beschäftigung ausgeübt hat, die als 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme nach den 
§§ 91 bis 96 oder als Maßnahme nach 
§ 249h oder § 242s gefördert worden ist, 
oder 


268 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5935 


Entwurf 


2. der Arbeitgeber nicht mehr als fünf Arbeit- 
nehmer beschäftigt imd 

3. eine Stellxmgnahme einer fachkundigen Stelle 
über die Tragfähigkeit der Existenzgründung 
vorliegt. 

(3) Der Einstellungszuschuß kann höchstens für 
zwei Arbeitnehmer geleistet werden. 

(4) Ein Einstellungszuschuß bei Neugründun- 
gen kann neben einem anderen Lohnkostenzu- 
schuß aufgrund dieses Gesetzes für denselben 
Arbeitnehmer nicht geleistet werden. Eine Förde- 
rimg ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, 
daß der Arbeitgeber die Beendigung eines Be- 
schäftigimgsverhältnisses veranlaßt hat, um ei- 
nen Einstellungszuschuß bei Neugründungen zu 
erhalten, oder die Einstellung bei einem früheren 
Arbeitgeber erfolgt, bei dem der Arbeitnehmer 
bereits beschäftigt war. § 49 Abs. 3 güt entspre- 
chend. 

(5) Bei der Feststellung der Zahl der förderba- 
ren und der beschäftigten Arbeitnehmer sind 
teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer mit einer re- 
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht 
mehr als 10 Stimden mit 0,25, nicht mehr als 
20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stim- 
den mit 0,75 zu berücksichtigen. 

(6) Der Einstellungszuschuß bei Neugründun- 
gen kann für höchstens zwölf Monate in Höhe 
von 50 vom Hundert des tariflichen oder, soweit 
eine tarifliche Regelung nicht besteht, des für 
den Beruf des Arbeitnehmers ortsüblichen Ar- 
beitsentgelts gewährt werden. 

(7) Das Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung das Nähere über Voraussetzungen, Art, 
Umfang und Verfahren der Förderung durch den 
Einstellungszuschuß bei Neugründungen zu be- 
stimmen.". 


7. § 59 Abs. 5 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) an einer Maßnahme der beruflichen 
Fortbildung oder Umschulung nach den 
§§ 41 bis 47 teilgenommen hat,”. 

2. unverändert 

3. unverändert 


(3) Der Einstellungszuschuß kann höchstens für 
zwei Arbeitnehmer gleichzeitig geleistet werden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Die Bundesanstalt wird ermächtigt, durch 
Anordnung das Nähere über Voraussetzungen, 
Art, Umfang und Verfahren der Förderung zu 
bestimmen. " . 


6a. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden der Text nach dem 
Semikolon gestrichen und das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt. 

b) Absatz la wird wie folgt gefaßt: 

„(la) Die berufsfördemden Leistungen ein- 
schließlich der ergänzenden Leistungen nach 
Absatz 2 mit Ausnahme der Leistungen nach 
§ 58 Abs. Ib und § 60 hat die Bundesanstalt zu 
erbringen, wenn wegen Art oder Schwere der 
Behinderung oder der Sicherung des Eingliede- 
rungserfolgs besondere berufsfördemde Lei- 
stungen zur Rehabilitation erforderlich sind.”. 

7. unverändert 
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8. In § 63 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „1997" 
durch die Angabe „2002“ ersetzt. 




8. unverändert 

8a. In § 65 Abs. 3 wird das Wort „kurzzeitige” durch 
das Wort „geringfügige” ersetzt. 

8b.In § 83 Abs. 4 wird das Wort „kurzzeitige” durch 
das Wort „geringfügige” ersetzt. 

8c. Nach § 91 werden folgende §§ 91a und 91b ein- 
gefügt: 

.§91a 

(1) Arbeiten im gewerblichen Bereich können 
nur gefördert werden, wenn sie an ein Wirt- 
schaftsuntemehmen vergeben werden. Kann ei- 
ne Maßnahme aufgnmd von fehlendem In- 
teresse des in Frage kommenden Wirtschafts- 
zweiges an der Durchfühnmg der Arbeiten nicht 
an ein Wirtschaftsuntemehmen vergeben wer- 
den, so kann der Träger die Maßnahme auch 
selbst durchführen, wenn 

1. die für diesen Bereich fachlich zuständige 
Handwerkskammer, Industrie- und Handels- 
kammer imd der zuständige Fachverband, 
insbesondere des Garten- und Landschafts- 
baus, beteiligt worden sind und 

2. die Vergabe der Arbeiten nicht möglich oder 
wirtschaftlich nicht zumutbar ist. 

Arbeiten dürfen vom Träger nicht selbst durch- 
geführt werden, wenn in dem in Frage kom- 
menden Wirtschaftszweig und dem regional be- 
troffenen Arbeitsmarkt die Zahl der durch Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen geförderten Ar- 
beitnehmer bereits unverhältnismäßig hoch im 
Vergleich zu der Zahl der in dem Wirtschafts- 
zweig tätigen nicht geförderten Arbeitnehmer 
ist. 

(2) Die Bundesanstalt kann Zuschüsse imd 
Darlehen gewähren, soweit eine zusätzliche 
Förderung zum Ausgleich von Mehraufwendun- 
gen des Trägers bei einer Vergabe der Arbeiten 
erforderlich ist. Die Bundesanstalt kann das Nä- 
here über Voraussetzungen, Art und Umfang 
dieser Förderung durch Anordnung bestimmen. 

§91b 

Eine Maßnahme kann auch dann gefördert wer- 
den, wenn sie Zeiten einer begleitenden berufli- 
chen Qualifizierung oder eines betrieblichen 
Praktikums enthält und hierdurch die Eingliede- 
rungsaussichten der zugewiesenen Arbeitneh- 
mer erheblich verbessert werden.Die Zeiten ei- 
ner begleitenden beruflichen Qualifizierung 
dürfen 20 vom Hundert, die Zeiten eines be- 
trieblichen Praktikums 40 vom Hundert und zu- 
sammen 50 vom Hundert der Zuweisimgsdauer 
eines Arbeitnehmers nicht überschreiten.” 

8d.§ 93 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen des 
Satzes 2 nicht erfüllen, dürfen nur zugewiesen 
werden, wenn 
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1. dadurch fünf vom Hundert der der Bundes- 
anstalt für die Förderung von allgemeinen 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung in dem 
Haushaltsjahr zur Verfügung stehenden Mit- 
tel nicht überschritten werden, oder 

2. sie in den letzten sechs Monaten mindestens 
drei Monate beim Arbeitsamt arbeitslos ge- 
meldet waren und ihre Zuweisung wegen der 
Wahrnehmung von Anleitungs- oder Betreu- 
ungsaufgaben für die Durchführung der 
Maßnahme notwendig ist, 

3. sie bei Beginn der Maßnahme das 25. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet und keine abge- 
schlossene Berufsausbildung haben und die 
Maßnahme mit einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme verbunden ist, oder 

4. sie wegen Art oder Schwere ihrer Behinde- 
rung nur durch Zuweisung in die Maßnahme 
beruflich stabilisiert oder qualifiziert werden 
können.” 

8e.§ 94 Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze er- 
setzt 

„Arbeitsentgelt ist berücksichtigungsfähig, so- 
weit es 80 vom Hundert des bis zu einer Ober- 
grenze von 150 vom Hundert der Bezugsgröße 
nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
maßgeblichen Arbeitsentgelts für eine gleiche 
oder vergleichbare ungeförderte Tätigkeit, 
höchstens jedoch 80 vom Hundert des tariflichen 
Arbeitsentgelts, nicht übersteigt. Arbeitsentgelt, 
das auf Grundlage abgesenkter Einstiegstarife 
für Langzeitarbeitslose gezahlt wird, ist bis zu 
90 vom Hundert dieses Betrages berücksichti- 
gungsfähig. Arbeitsentgelt ist bis zu 100 vom 
Hundert des Arbeitsentgelts für eine gleiche 
oder vergleichbare ungeförderte Tätigkeit, 
höchstens jedoch 100 vom Hundert des tarifli- 
chen Arbeitsentgelts berücksichtigungsfähig, 
soweit das nach Satz 2 und 3 berücksichtigungs- 
fähige Arbeitsentgelt 50 vom Hundert der Be- 
zugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch unterschreitet.” 

8f. § 101 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „kurzzeitige Be- 
schäftigung” durch die Angabe „geringfügige 
Beschäftigung (§ 8 des Vierten Buches Sozi- 
algesetzbuch)” ersetzt 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Arbeitnehmer ist jedoch nicht arbeits- 
los, wenn er 

1. eine Tätigkeit als Selbständiger oder mit- 
helfender Familienangehöriger ausübt, 
die die Grenze des § 8 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch überschreitet, oder 
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2. mehrere geringfügige Beschäftigungen 
oder Tätigkeiten entsprechenden Umfan- 
ges ausübtr die zusammen die Grenze des 
§ 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
überschreiten.” 

c) Dem Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 2 gilt nicht für die Fortführung einer 
mehr als geringfügigen, aber weniger als 
18 Stunden wöchentlich umfassenden Tätig- 
keit als Selbständiger oder mithelfender 
Familienangehöriger, die unmittelbar vor 
dem Tag der Erfüllung aUer sonstigen Vor- 
aussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld innerhalb der letzten zwölf Monate 
mindestens zehn Monate neben der Beschäf- 
tigung, die den Anspruch begründet, ausge- 
übt worden ist” 

8g.§ 102 wird aufgehoben. 

9. § 103 wird wie folgt geändert: 9. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert; 

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort „zu- 
mutbare" die Angabe „(§ 103b)" einge- 
fügt. 

bb) In Nummer 2b werden die Wörter „sowie 
zur beruflichen Rehabilitation" durch die 
Wörter „ , zur beruflichen Rehabilitation 
sowie an Trainingsmaßnahmen (§§ 53a 
und 53b) " ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Nimmt der Arbeitslose an einer Trai- 
ningsmaßnahme oder an einer Berufsfindung 
oder Arbeitserprobung teil, leistet er vorüber- 
gehend zur Verhütung oder Beseitigxmg öf- 
fentlicher Notstände Dienste, die nicht auf ei- 
nem Arbeitsverhältnis beruhen, übt er eine 
freie Arbeit im Sinne des Artikels 293 Abs. 1 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 
oder aufgnmd einer Anordmmg im Gnaden- 
wege aus oder erbringt er gemeinnützige Lei- 
stungen oder Arbeitsleistungen nach den in 
Artikel 293 Abs. 3 des Einfühnmgsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch genannten Vorschriften 
oder aufgnmd deren entsprechender Anwen- 
dung, so schließt das nicht aus, daß der Ar- 
beitslose der Arbeitsvermittlung zur Verfü- 
gimg steht". 

d) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Ist ein Arbeitsloser nur bereit, Teilzeit- 
beschäftigungen auszuüben, schließt dies 
nicht aus, daß er der Arbeitsvermittlimg zur 
Verfügimg steht, wenn 

1. er innerhalb der letzten zwölf Monate vor 
Eintritt der Arbeitslosigkeit mindestens 
zehn Monate Teilzeitbeschäftigungen aus- 
geübt hat. 
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2. das Arbeitslosengeld nach einer Teilzeit- 
beschäftigung bemessen worden ist und 

3. er für eine Arbeitszeit zur Verfügung steht, 
deren Dauer der durchschnittlichen Ar- 
beitszeit der Teilzeitbeschäftigungen in 
den letzten zwölf Monaten vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit entspricht. 

Eine Einschränkung nach Satz 1 ist längstens 

für sechs Monate möglich. '' . 

10. § 103b wird wie folgt gefaßt: 10. unverändert 

„§ 103b 

(1) Einem Arbeitslosen sind alle seiner Arbeits- 
fähigkeit entsprechenden Beschäftigungen zu- 
mutbar, soweit allgemeine oder personenbezo- 
gene Gründe der Zumutbarkeit einer Beschäfti- 
gimg nicht entgegenstehen. 

(2) Aus allgemeinen Gründen ist eine Beschäf- 
tigung einem Arbeitslosen insbesondere nicht 
zumutbar, wenn die Beschäftigimg gegen ge- 
setzliche, tarifliche oder in Betriebsvereinbanm- 
gen festgelegte Bestimmungen über Arbeitsbe- 
dingungen oder gegen Bestimmungen des Ar- 
beitsschutzes verstößt. 

(3) Aus personenbezogenen Gründen ist eine 
Beschäftigimg einem Arbeitslosen insbesondere 
nicht zumutbar, wenn das daraus erzielbare Ar- 
beitsentgelt erheblich niedriger ist als das der 
Bemessung des Arbeitslosengeldes zugrunde lie- 
gende Arbeitsentgelt. In den ersten drei Monaten 
der Arbeitslosigkeit ist eine Minderung um mehr 
als 20 vom Himdert und in den folgenden drei 
Monaten um mehr als 30 vom Himdert dieses 
Arbeitsentgelts nicht zumutbar. Vom siebten 
Monat der Arbeitslosigkeit an ist dem Arbeitslo- 
sen eine Beschäftigung nur dann nicht zumutbar, 
wenn das daraus erzielbare Nettoeinkommen 
unter Berücksichtigung der mit der Beschäf- 
tigung zusammenhängenden Aufwendungen 
niedriger ist als das Arbeitslosengeld. 

(4) Aus personenbezogenen Gründen ist einem 
Arbeitslosen eine Beschäftigung auch nicht zu- 
mutbar, wenn die täglichen Pendelzeiten zwi- 
schen seiner Wohnung und der Arbeitsstätte im 
Vergleich zur Arbeitszeit unverhältnismäßig lang 
sind. Als unverhältnismäßig lang sind im Regel- 
fall Pendelzeiten von insgesamt drei Stunden bei 
einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden und 
Pendelzeiten von zweieinhalb Stunden bei einer 
Arbeitszeit von sechs Stunden und weniger anzu- 
sehen. Sind in einer Region unter vergleichbaren 
Arbeitnehmern längere Pendelzeiten üblich, bil- 
den diese den Maßstab. 

(5) Eine Beschäftigung ist nicht schon deshalb 
unzumutbar, weil sie befristet ist, vorübergehend 
eine getrennte Haushaltsführung erfordert oder 
nicht zum Kreis der Beschäftigungen gehört, für 
die der Arbeitnehmer ausgebildet ist oder die er 
bisher ausgeübt hat. “. 
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11. In § 106 Abs. 1 Satz 3 wird jeweils die Zahl „42" 
durch die Zahl „45", die Zahl „44" durch die Zahl 
„47", die Zahl „49" durch die Zahl „52" und die 
Zahl „54" durch die Zahl „57" ersetzt. 

12. § 110 Satz 1 Nr. la wird aufgehoben. 

13. In § 112 Abs. 4a Satz 2 wird die Angabe „§ 134 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a" durch die An- 
gabe „§ 134 Abs. 1 Nr, 4" ersetzt. 


14. Folgender § 115a wird eingefügt: 

„§ 115a 

(1) Eine Abfindung, Entschädigung oder ähnli- 
che Leistung (Entlassungsentschädigung), die der 
Arbeitslose wegen der Beendigung des Arbeits- 
oder Beschäftigungsverhältnisses erhalten oder 
zu beanspruchen hat, wird auf die Hälfte des Ar- 
beitslosengeldes angerechnet, soweit sie den 
Freibetrag überschreitet. Leistungen, die der 
Arbeitgeber für den Arbeitslosen, dessen Ar- 
beitsverhältnis frühestens mit Vollendung des 
55. Lebensjahres beendet wird, unmittelbar für 
dessen Rentenversicherimg zum Ausgleich von 
Rentenmindeningen bei vorzeitiger Inanspruch- 
nahme einer Rente wegen Alters aufwendet, 
bleiben unberücksichtigt. Satz 2 gilt entspre- 
chend für Beiträge des Arbeitgebers zu einer be- 
rufsständischen Versorgungseinrichtung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

10a. In § 105a Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „län- 
gere als kurzzeitige” durch die Wörter „mehr als 
geringfügige” ersetzt.” 

11. unverändert 


12. unverändert 

13. unverändert 

13a. § 115 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „kurz- 
zeitige” durch das Wort „geringfügige” er- 
setzt, 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „kurz- 
zeitige” durch das Wort „geringfügige” und 
das Wort „kurzzeitigen” durch das Wort 
„geringfügigen” ersetzt 

c) In Absatz 3 wird nach dem Wort „Für” das 
Wort „geringfügige” eingefügt. 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Übt der Arbeitslose eine mehr als ge- 
ringfügige selbständige Tätigkeit aus, die 
seine Arbeitslosigkeit nicht ausschliefit (§ 101 
Abs. 1 Satz 3), bleibt abweichend von den 
Absätzen 1 bis 3 Arbeitseinkommen anrech- 
nungsfrei, soweit es zusammen mit dem der 
Bemessung des Arbeitslosengeldes zugrunde 
liegenden Arbeitsentgelt das im Bemes- 
sungszeitraum aus diesen Beschäftigungen 
und Tätigkeiten durchschnittlich im Monat 
erzielte Gesamteinkonunen nicht über- 
steigt.”. 

14. unverändert 
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(2) Der Freibetrag der Entlassungsentschädi- 
gung beträgt 25 vom Hundert, bei Arbeitneh- 
mern, die bei Beendigung des Beschäftigimgs- 
verhältnisses das 50. Lebensjahr vollendet haben, 

35 vom Hundert. Er erhöht sich für je fünf Jahre 
des Bestandes des Beschäftigungsverhältnisses 
nach Vollendung des 45, Lebensjahres des Ar- 
beitnehmers um je fünf vom Hundert. 

(3) Eine Anrechnung erfolgt nicht, wenn der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld auf einer Anwart- 
schaftszeit von mindestens 360 Kalendertagen 
beruht, die insgesamt nach der Beendigung des 
für die Entlassungsentschädigung maßgeblichen 
Beschäftigungsverhältnisses erfüllt worden ist. 

Dies gilt nicht, wenn die Anwartschaftszeit ganz 
oder teilweise durch Zeiten einer Beschäftigung 
bei dem Arbeitgeber, der die Entlassungsent- 
schädigung zu leisten hat, erfüllt worden ist. 

Konzemuntemehmen im Sinne des § 18 des Ak- 
tiengesetzes gelten als ein Arbeitgeber. Die Sät- 
ze 2 und 3 gelten nicht, wenn die Beschäftigimg 
bei dem Arbeitgeber, der die Entlassungsent- 
schädigimg zu leisten hat, frühestens 360 Tage 
nach der Beendigung des für die Entlassungsent- 
schädigung maßgeblichen Beschäftigungsver- 
hältnisses aufgenommen worden ist. 

(4) Soweit der Arbeitslose die Entlassungsent- 
schädigung tatsächlich nicht erhält, wird das Ar- 
beitslosengeld ohne Anrechnung der Entlas- 
sungsentschädigung gewährt. Der Anspruch des 
Arbeitslosen gegen den zur Zahlung der Entlas- 
sungsentschädigung Verpflichteten geht nach 
§ 115 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch auf 
die Bundesanstalt über, soweit sie das Arbeitslo- 
sengeld ohne Anrechnung gewährt hat. Hat der 
Verpflichtete die Entlassungsentschädigung trotz 
des Rechtsübergangs mit befreiender Wirkimg an 
den Arbeitslosen oder an einen Dritten gezahlt, 
hat der Empfänger des Arbeitslosengeldes dieses 
insoweit zu erstatten. " . 

15. § 1 17 wird wie folgt geändert: 15. unverändert 

a) Die Absätze 2 bis 3a werden aufgehoben. 

b) In Absatz 4 wird jeweils die Angabe „1 bis 2, 

3a'’ durch die Angabe „1 und la" ersetzt. 

16. § 117a wird aufgehoben 16. unverändert 

17. In § 119 Abs. 2 Satz 2 wird in Nummer 2 der 17. unverändert 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 

Nummer 3 angefügt: 

„3. in einem Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3, 
wenn der Arbeitslose die Teilnahme an einer 
bis zu vier Wochen dauernden Trainings- 
maßnahme abgelehnt oder eine solche Maß- 
nahme abgebrochen oder durch maßnah- 
mewidriges Verhalten Anlaß für den Aus- 
schluß aus einer solchen Maßnahme gegeben 
hat.". 


Ausschusses 
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18. § 128 wird aufgehoben 

19. § 132 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „melden" 
das Komma durch das Wort „oder" erset 2 j: und 
die Wörter „oder an einer Maßnahme der Ar- 
beitsberatung teilzunehmen" gestrichen. 

b) In Satz 4 wird die Angabe „§ 117a", gestri- 
chen. 

20. § 133 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nr. 3 wird die Angabe „(§117 
Abs. la und 2)" durch die Angabe „(§ 115a 
Abs. 1 und § 117 Abs. la)" ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Auf Verlangen der Bimdesanstalt hat der Ar- 
beitgeber bei Beendigung eines Beschäfti- 
gxmgsverhältnisses nach dem (Tag vor dem 
Tag des Inkrafttretens des Artikels 10) auch 
die Tatsachen zu bescheinigen, die für die 
Entscheidung über den Anspruch auf Arbeits- 
losengeld nach den Vorschriften des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch erheblich sind oder 
erheblich sein können. " . 

21. § 134 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. innerhalb eines Jahres vor dem Tag, 
an dem die sonstigen Voraussetzungen 
für den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
erfüllt sind (Vorfrist), Arbeitslosengeld 
bezogen hat, ohne daß der Anspruch 
nach § 119 Abs. 3 erloschen ist". 

bb) Satz 2 wird gestrichen. 


b) Die Absätze 2, 3 und 3a werden aiifgehoben. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 103b Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, daß 
anstelle des Arbeitslosengeldes die Ar- 
beitslosenhilfe tritt/ §118 Abs. 2 gilt 
nicht'*. 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

17a. § 120 Abs. 1 wird wie folgt geändert 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „melden” 
das Komma durch das Wort „oder” ersetzt 
und die Wörter „oder an einer Maßnahme 
der Arbeitsberatung teilzunehmen” gestri- 
chen. 

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen. 

18. unverändert 

19. unverändert 


20. unverändert 


21. § 134 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) unverändert 

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2 ; in seiner 
Nummer 2 werden die Wörter „die Gren- 
ze des § 102 überschreitende Tätigkeit” 
durch die Wörter ”die Grenze des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch über- 
schreitende Tätigkeit" ersetzt.” 

b) unverändert 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 103b Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, daß 
anstelle des Arbeitslosengeldes die Ar- 
beitslosenhilfe tritt; „§ 115 Abs. 4 und 
§ 118 Abs. 2 gelten nicht”. 

bb) unverändert 
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22. § 134a wird aufgehoben. 

23. § 135 Abs. 2 und § 135a werden aufgehoben. 

24. § 136 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Arbeitslosenhilfe bemißt sich nach dem Ar- 
beitsentgelt, nach dem sich das Arbeitslosengeld 
zuletzt gerichtet hat oder ohne die Vorschrift des 
§ 112 Abs. 8 gerichtet hätte.". 

25. § 138 Abs. 3 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Leistungen, die nach bundes- oder landesge- 
setzlichen Vorschriften unter Anrechnung der 
Arbeitslosenhilfe gewährt werden,", 

26. § 144 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach den Wörtern 
„Leistungen gewährt," die Wörter „für ihn 
Guthaben führt oder Vermögensgegenstände 
verwahrt,“ eingefügt imd folgender Satz an- 
gefügt: „§ 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.". 

b) In Absatz 5 werden die Wörter „hat dieser 
Ehegatte oder Partner" durch die Wörter 
„haben 

1. dieser Ehegatte oder Partner, 

2. Dritte, die für diesen Ehegatten oder Part- 
ner Guthaben führen oder Vermögensge- 
genstände verwahren, " 

ersetzt und folgender Satz angefügt: „§ 21 
Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Buches Sozialge- 
setzbuch gilt entsprechend. " . 

27. In § 155 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „sowie 
für den Zeitraum, während dessen der Anspruch 
nach § 117a ruht,** gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

22. unverändert 

22a« In § 134b Satz 1 wird das Wort «kurzzeitigen'' 
durch das Wort «geringfügigen" ersetzt 

23. unverändert 

24. unverändert 


25. unverändert 


26. unverändert 


27. § 155 wird wie folgt geändert 

a) In Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz werden 
die Wörter «sowie für den Zeitraum, während 
dessen der Anspruch nach § 117a ruht," ge- 
strichen« 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach den Wörtern 
«bezogen wird" die Wörter «*, § 190 Abs. 12 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt ent- 
sprechend" gestrichen.". 

27a. Nach § 156 wird folgender § 156a eingefügt 
-§ 156a 

(1) Bezieher von Arbeitslosengeld, Arheitslo- 
senhilfe oder Unterhaltsgeld, die nach § 8 Abs. 1 
Nr. la des Fünften Buches Sozialgesetzhuch von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung befreit sind, haben An- 
spruch auf Obemahme der Beiträge, die für die 
Dauer des Leistungshezugs für eine Versiche- 
rung gegen Krankheit an ein privates Versiche- 
rungsuntemehmen zu zahlen sind. 
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(2) Die Bundesanstalt übernimmt die vom Lei- 
stungsbezieher an das private Versicherungsun- 
temehmen zu zahlenden Beiträge, höchstens je- 
doch die Beiträge, die sie ohne die Befreiung 
von der Versichenmgspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu tragen hätte. Hierbei 
ist der durchschnittliche allgemeine Beitragssatz 
der Krankenkassen (§ 245 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch) zugrunde zu legen. Der zum 

1. Januar festgestellte Beitragssatz gilt jeweils 
vom 1. Juli des laufenden Kalenderjahres bis 
zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres. 

(3) Der Leistungsbezieher wird insoweit von 
seiner Verpflichtung befreit, Beiträge an das pri- 
vate Krankenversicherungsuntemehmen zu zah- 
len, als die Bundesanstalt die Beitragszahlung 
für ihn übernommen hat” 

27b.Dem § 166c wird folgender Satz angefügt: 

„§ 156a ist für Bezieher von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld, die nach 
§ 22 Abs. 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
oder nach Artikel 42 des Pflege-Versiche- 
rungsgesetzes von der Versicherungspflicht in 
der sozialen Pflegeversicherung befreit oder 
nach § 23 Abs. 1 des Elften Buches Sozialgesetz- 
buch bei einem privaten Versicherungsunter- 
nehmen gegen das Risiko der Pflegebedürftig- 
keit versichert sind, mit der Maßgabe entspre- 
chend anzuwenden, daß für die Beiträge zur so- 
zialen Pflegeversicherung der Beitragssatz nach 
§ 55 Abs. 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialge- 
setzbuch gilt.” 

27c. § 169a wird wie folgt gefaßt: 

.§ 169a 

(1) Beitragsfrei sind Arbeitnehmer in einer 
geringfügigen Beschäftigung (§ 8 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch). 

(2) Beitragsfreiheit nach Absatz 1 besteht nicht 
für Arbeitnehmer, die 

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, 

2. nach dem Gesetz zur Förderung eines frei- 
willigen sozialen Jahres, 

3. nach dem Gesetz zur Förderung eines frei- 
willigen ökologischen Jahres, 

4. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in 
das Erwerbsleben nach § 74 des Fünften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch oder aus einem sonsti- 
gen der in § 105b Abs. 1 Satz 1 genannten 
Gründe oder 

5. wegen Arbeitsmangels oder eines Naturer- 
eignisses 

geringfügig beschäftigt sind.” 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


27d. Nach § 209 wird folgender § 209a eingefügt: 

.§ 209a 

(1) Die Bundesanstalt stellt durch organisatori- 
sche Maßnahmen sicher, daß in allen Dienststel- 
len durch eigenes nicht der Dienststelle angehö- 
rendes Personal geprüft wird, ob Leistungen 
unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen nicht hätten erbracht werden dürfen oder 
zweckmäßiger hätten eingesetzt werden kön- 
nen. Dabei sind insbesondere die Einhaltung des 
Vorrangs der Vermittlung in berufliche Ausbil- 
dungsstellen oder Arbeit und der Maßnahmen 
zur Förderung der beruflichen Bildung, die 
Überwachung der Verfügbarkeit von arbeitslo- 
sen Leistungsbeziehem und die Erteilung von 
Arbeitserlaubnissen zu überprüfen. 

(2) Das Prüfpersonal ist für die Zeit seiner 
Prüftätigkeit fachlich unmittelbar dem Leiter der 
Dienststelle unterstellt, in der es beschäftigt ist.” 

27e. § 229 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz la wird eingefügt: 

„(la) Ordnungswidrig handelt, wer als Un- 
ternehmer Dienst- oder Werkleistungen in 
erheblichem Umfang ausführen läßt, indem 
er einen anderen Unternehmer beauftragt, 
von dem er weiß oder leichtfertig nicht weiß, 
daß dieser zur Erfüllung dieses Auftrags 

a) entgegen § 19 Abs. 1 Satz 6 einen nicht- 
deutschen Arbeitnehmer beschäftigt oder 

b) einen Nachuntemehmer einsetzt oder zu- 
läßt, daß ein Nachuntemehmer tätig wird, 
der entgegen § 19 Abs. 1 Satz 6 einen 
nichtdeutschen Arbeitnehmer beschäftigt.” 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu hun- 
derttausend Deutsche Mark,” durch die 
Wörter „nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz la 
mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttau- 
send Deutsche Mark” ersetzt. 


28. In § 237 wird 

a) nach der Angabe „§ 44 Abs. 2c,” die Angabe 
„§ 53b Abs. 4, § 54c Abs. 4, § 55b Abs. 7,” ein- 
gefügt und 

b) die Angabe „§103 Abs. 6,” gestrichen. 


27f. § 233b wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden in Nummer 6 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 7 angefügt: 

„7. den Rentenversicherungsträgem.” 

b) ln Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter 
„Bestimmungen der Reichsversicherungs- 
ordnung und des Vierten Buches” durch die 
Wörter „Vorschriften des Vierten und Siebten 
Buches” ersetzt” 

28. In § 237 wird die Angabe „103 Abs. 6,” gestri- 
chen,”. 
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29. In § 242s Abs. 1 Satz 1 wird die Jahreszahl ,, 1997“ 
durch die Jahreszahl „2002'" ersetzt 


30. Nach § 242w wird folgender § 242x eingefügt: 

.§242x 

(1) Für Bezieher von Unterhaltsgeld ist § 44 
Abs. 5 Satz 3 und § 117 Abs. la, 2, 3 luid 4 in der 
bis zum [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten des 
Art. 10] geltenden Fassimg weiterhin anzuwen- 
den, wenn der Anspruch auf Unterhaltsgeld vor 
dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des 
Art. 10] geruht hat. 

(2) § 46 Abs. 2 und § 59 Abs. 5 sind in der bis 
zum [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten des 
Art. 10] geltenden Fassung weiterhin anzuwen- 
den, wenn der Teilnehmer vor dem [einsetzen: 
Tag des Inkrafttretens des Art. 10] Leistungen 
beantragt und bis zum Beginn der Maßnahme 
Arbeitslosenhilfe nach § 134 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
Buchstabe b in der bis zum [einsetzen: Tag vor 
dem Inkrafttreten des Art. 10] geltenden Fassung 
bezogen hat. 

(3) Für Teilnehmer an Maßnahmen im Sinne 
des § 103b in der bis zum [einsetzen: Tag vor 
dem Inkrafttreten des Art. 10] geltenden Fassung 
ist § 103b in der bis zum [einsetzen: Tag vor 
dem Inkrafttreten des Art. 10] geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden, wenn das Arbeitsamt 
vordem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des 
Art. 10] in die Teilnahme eingewilligt hat. 

(4) Die §§ 106, 110 Satz 1 Nr. la, 117 Abs. 2, 3, 
3a, 4 und 117a in der bis zum [einsetzen: Tag vor 
Inkrafttreten des Art. 10] geltenden Fassimg sind 
für Ansprüche auf Arbeitslosengeld weiterhin 
anzuwenden für Personen, die 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

29. § 242s wird wie folgt geändert; 

1, In Absatz 1 Satz 1 wird die Jahreszahl ^1997” 
durch die Jahreszahl „2002" ersetzt 

2« Absatz 4 wird wie folgt gefaßt 

„(4) § 249h Abs. 2 Satz 3 bis 7, Abs. 3 Satz 3 
und Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden.". 

30. Nach § 242w wird folgender § 242x eingefügt: 

„§ 242x 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die §§ 106, 110 Satz 1 Nr. la, 117 Abs. 2, 3, 
3a, 4 , 117a und 155 Abs. 2 Satz 2 zweiter Teil- 
satz, soweit er sich auf den Zeitraum bezieht, 
während dessen der Anspruch nach § 117a ruht, 
in der bis zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten 
des Art. 10] geltenden Fassung sind für Ansprü- 
che auf Arbeitslosengeld weiterhin anzuwenden 
für Personen, die 

1. unverändert 


1. innerhalb der Rahmenfrist mindestens 360 
Kalendertage vor dem [einsetzen: Tag des In- 
krafttretens des Art. 10] in einer die Bei- 
tragspflicht begründenden Beschäftigimg ge- 
standen haben, oder 


2. bis zum 14. Februar 1941 geboren sind und 2. bis zum 14. Februar 1941 geboren sind und 

a) am 14. Februar 1996 arbeitslos waren oder a) unverändert 

Anpassungsgeld für entlassene Arbeitneh- 
mer des Bergbaus bezogen haben oder 
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b) deren Arbeitsverhältnis aufgrund einer 
Kündigung oder Vereinbarung, die vor dem 
14, Februar 1996 erfolgt ist, beendet wor- 
den ist und die daran anschließend arbeits- 
los geworden sind oder Anpassungsgeld für 
entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus be- 
zogen haben 

oder 

3. bis zum 14. Februar 1944 geboren sind und 
aufgrund einer Maßnahme nach Artikel 56 § 2 
Buchstabe b des Vertrages über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, die vor dem 14. Februar 1996 geneh- 
migt worden ist, aus einem Betrieb der Mon- 
tanindustrie ausgeschieden sind. 

Insoweit sind die §§ 106 und 115a in der vom 
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Art. 10) an 
geltenden Fassung nicht anzuwenden. 


(5) Wird Arbeitslosengeld, Unterhaltsgeld, Al- 
tersübergangsgeld, Arbeitslosenhilfe oder Ein- 
gUederungshilfe für Spätaussiedler nach dem 
30. Juni 1997 bewilligt, sind die Leistungen ab- 
weichend von § 122 und der dazu ergangenen 
Anordmmg des Verwaltungsrates der Bimdesan- 
stalt für Arbeit über die Grundsätze für die Fest- 
setzung der Zahlungszeiträume (Zahlimgszeit- 
räume-Anordmmg) vom 15. Dezember 1978 re- 
gelmäßig monatlich nachträglich auszuzahlen. 
Zur Vermeidimg imbilliger Härten können Ab- 
schlagszahlimgen geleistet werden. 

(6) Haben die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Arbeitslosenhilfe für einen Zeitraum zwi- 
schen dem [einsetzen: erster Tag des dritten Mo- 
nats vor Inkrafttreten des Art. 10) und dem 
[einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten des Art. 10) 
Vorgelegen, sind bis zum [einsetzen: letzter Tag 
des dritten Monats nach Inkrafttreten des Art. 10) 
§ 134 Abs, 1, 2, 3 und 3a, § 135 Abs. 2, §§ 135a, 
136 Abs. 2 in der bis zum [einsetzen: Tag vor 
dem Inkrafttreten des Art. 10) geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) deren Arbeitsverhältnis aufgnmd einer 
Kündigimg oder Vereinbarung, die vor dem 
14. Februar 1996 erfolgt ist, nach dem 
13. Februar 1996 beendet worden ist imd 
die daran anschließend arbeitslos geworden 
sind oder Anpassimgsgeld für entlassene 
Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben 

oder 

3. unverändert 


In den Fällen der Nummern 2 und 3 steht einer 
vor dem 14. Februar 1996 abgeschlossenen 
Vereinbarung über die Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses eine vor diesem Tag vereinbarte 
Befristung des Arbeitsverhältnisses oder Bewil- 
ligung einer befristeten arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahme gleich. Ein in diesen Fällen beste- 
hender Vertrauensschutz wird insbesondere 
durch die spätere Aufnahme eines Arbeitsver- 
hältnisses oder den Eintritt in eine neue ar- 
beitsmarktpolitische Maßnahme nicht berührt. 
Insoweit sind die §§ 106 imd 115a in der vom 
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Art. 10] an 
geltenden Fassung nicht anzuwenden. 

(4a) Für Ansprüche auf Arbeitslosengeld, de- 
ren Dauer sich nach § 106 in der bis zum 
[einsetzen: Tag vor Inkrafttreten Artikel 10] 
geltenden Fassung richtet, ist bei der Anwen- 
dung des § 106 Abs. 3 Satz 2 von einem um drei 
Jahre höheren Lebensalter auszugehen. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 
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(7) Für Arbeitslose, die vor dem [einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Art. 10] eine Beschäftigung 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
aufgenommen haben, ist § 134 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b und Abs. 3a, § 135a, § 242m Abs. 11 
in der bis zum [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttre- 
ten des Art. 10] geltenden Fassung weiterhin an- 
zuwenden mit der Maßgabe, daß sich die Arbeits- 
losenhilfe nach dem Arbeitsentgelt im Sinne des 
§ 112 Abs. 7 richtet. 

(8) Die §§ 128 und 134 Abs. 4 Satz 4 sind auf 
die Fälle weiter anzuwenden, auf die nach Ab- 
satz 4 die §§ 117 Abs. 2 bis 3a und 117a in der bis 
zum [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten des 
Art. 10] geltenden Fassung weiter anzuwenden 
sind. 

(9) § 138 Abs. 3 Nr. 4 in der bis zum [einsetzen: 
Tag vor dem Inkrafttreten des Art. 10] geltenden 
Fassung ist auf die in Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 
genannten Personen weiter anzuwenden. “ . 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(7) unverändert 


(8) unverändert 


(9) unverändert 


(10) Die Ausgaben für allgemeine Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung und für Einstellungs- 
zuschüsse bei Neugründungen sind gegenseitig 
deckungsfähig. 

(11) § 94 ist in der bis zum (einsetzen: Tag vor 
Inkrafttreten des Artikel 10] geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden, wenn die Förderung 
einer Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung vor 
dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Arti- 
kel 10] bewilligt und mit den Arbeiten späte- 
stens am [einsetzen: erster Tag des dritten Mo- 
nats nach Inkrafttreten des Artikel 10] begonnen 
worden ist. 

(12) Die §§ 156a, 166c Satz 3 und § 8 Abs. 1 
Nr. la des Fünften Buches Sozialgesetzbuch sind 
auf Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslo- 
senhilfe oder Unterhaltsgeld, deren Anspruch 
vor dem (Tag nach dem letzten Tag des dritten 
Monats nach Inkrafttreten von Artikel 10) ent- 
standen ist, anzuwenden. Der Antrag auf Be- 
freiung von der Versicherungspflicht nach § 8 
Abs. 1 Nr. la des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch ist innerhalb von drei Monaten nach In- 
krafttreten dieser Regelung bei der Krankenkas- 
se zu stellen. Die Befreiung wirkt von dem Be- 
ginn des Kalendermonats an, der auf die An- 
tragstellung folgt 

30a. Nach § 242x ynrd folgender § 242y eingefügt: 

-§ 242y 

(1) Die §§ 65, 83, 101, 102, 105a, 115, 134, 134b 
und 249h Abs. 4 in der bis zum [einsetzen: Tag 
vor Inkrafttreten des Art. 10 ] geltenden Fassung 
sind bis zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten 
des Art 1] weiterhin anzuwenden. 
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31. In § 249c wird in den Absätzen 4 bis 6 jeweils die 
Jahreszahl „1996" durch die Jahreszahl „1997" 
ersetzt. 

32. In §249d Nr. 10 wird die Jahreszahl ,1996" 
durch die Jahreszahl ,1997" ersetzt. 


33. In § 249h Abs. 1 Satz 1 wird die Jahreszahl 
, 1997" durch die Jahreszahl „2002” ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Arbeitnehmer, die in der Zeit vom 
[einsetzen: Tag des Inkrafttreten des Art. 10] bis 
zum [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Art 1] 
neben dem Bezug von Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe eine mehr als geringfügige, 
aber kurzzeitige Beschäftigung im Sinne des 
§ 102 in der bis zum [einsetzen: Tag vor Inkraft- 
treten des Art. 10] geltenden Fassung ausüben, 
sind in dieser Beschäftigung beitragsfrei. Bei- 
tragsfreiheit besteht auch in der Zeit, in der ein 
Anspruch auf Arbeitslosengeld nach den §§ 116, 
117, 117a, 118 Abs. 1 Nr. 2, § 119 oder § 120 ruht 
oder nach § 66 des Ersten Buches Sozialgesetz- 
buch oder nach § 100 Abs. 1 Satz 4 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch versagt oder entzogen 
worden ist." 

31. unverändert 

32. § 249d Nr. 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Jahreszahl ,1996" wird durch die Jahres- 
zahl ,1997” ersetzt 

b) In Buchstabe d werden die Zahl ,100" durch 
die Zahl ,90" ersetzt und folgende Sätze an- 
gefügt: 

,Der Zuschuß kann in den Fällen des Satzes 1 
bis zu 100 vom Hundert des berücksichti- 
gungsfähigen Arbeitsentgelts betragen, wenn 
in der Maßnahme weit überwiegend Arbeit- 
nehmer beschäftigt werden, deren Unter- 
bringung auf dem Arbeitsmarkt besonders er- 
schwert ist und der Träger insbesondere bei 
Maßnahmen aus dem Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe oder der sozialen Dienste fi- 
nanziell außerstande ist, einen Teil des be- 
rücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts zu 
übernehmen. Zuschüsse nach Satz 2 dürfen 
für höchstens fünfzehn vom Hundert aller in 
einem Kalenderjahr zugewiesenen Arbeit- 
nehmer bewilligt werden." 

33. § 249h wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Jahreszahl ,1997" 
durch die Jahreszahl ,2002" ersetzt 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,Satz 1 gilt auch für Arbeiten zur Er- 
höhung des Angebots im Breitensport 
und in der freien Kulturarbeit, für Ar- 
beiten zur Vorbereitung und Durchfüh- 
rung denkmalpflegerischer Maßnahmen, 
städtebaulicher Emeuerungsmaßnahmen 
und des städtebaulichen Denkmal- 
schutzes sowie für Arbeiten zur Verbes- 
serung des Wohnumfelds." 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

nBei der Berechnung des Anteils nach 
Satz 3 bleiben außer Betracht 

1. Arbeitnehmer in Maßnahmen, die in 
einem nicht unerheblichen Umfang 
von einem Wirtschaftsuntemehmen 
mitfinanziert werden und der sozial- 
verträglichen Begleitung von Per- 
sonalanpassungsmaßnahmen dieses 
Wirtschaftsuntemehmens dienen, 

2. Arbeitnehmer in Maßnahmen, die in 
einem nicht unerheblichen Umfang 
von einer Einrichtung mitfinanziert 
werden, die ausschließlich der Förde- 
rung von Arbeitnehmern aus ehema- 
ligen Unternehmen der Treuhandan- 
stalt dient, 

3. Arbeitnehmer, deren Zuweisung we- 
gen der Wahrnehmung von Anlei- 
tungs- oder Betreuungsaufgaben, für 
die Durchführung von Maßnahmen 
notwendig ist, und 

4. Arbeitnehmer, bei denen der Träger 
die Verpflichtung übernimmt, daß sie 
anschließend in ein Dauerarbeitsver- 
hältnis bei ihm oder dem durchfüh- 
renden Unternehmen übernommen 
werden,". 

bb) Im neuen Satz 7 wird vor der Angabe 
„§ 93 Abs. 2 bis 4" die Angabe „§ 91b," 
eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Förderung von Arbeiten im ge- 
werblichen Bereich gilt § 91a Abs. 1 ent- 
sprechend." 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Arbeiten, die der Durchführung denk- 
malpflegerischer Maßnahmen, der Vor- 
bereitung und Durchführung städtebau- 
licher Erneuerungsmaßnahmen und des 
städtebaulichen Denkmalschutzes sowie 
der Verbesserung des Wohnumfelds die- 
nen, dürfen nur gefördert werden, wenn 
mit der Durchführung ein Wirtschaftsun- 
temehmen beauftragt ist." 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „kurz- 
zeitig (§ 102)" durch die Angabe „geringfügig 
(§ 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)" 
ersetzt" 


284 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5935 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

e) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b ein- 
gefügt: 

„(4b) Die Bundesanstalt kann bis zum 
31. Dezember 2002 die zusätzliche Beschäf- 
tigung arbeitsloser Arbeitnehmer in Wirt- 
schaftsuntemehmen im gewerblichen Bereich 
durch Zuschüsse zu den Lohnkosten fördern, 
wenn 

1. die Arbeitnehmer die Zuweisungs Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 Satz 1 oder 2 
erfüllen und 

2. der Arbeitgeber in einem Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten vor der Förde- 
rung die Zahl der in dem Betrieb bereits 
beschäftigten Arbeitnehmer nicht verrin- 
gert hat und während der Dauer der Zu- 
weisung nicht verringert. 

Die Förderung eines zugewiesenen Ar- 
beitnehmers darf zwölf Monate nicht über- 
schreiten. In Betrieben mit nicht mehr als 
zehn beschäftigten Arbeitnehmern darf die 
zusätzliche Beschäftigung von zwei Ar- 
beitnehmern gefördert werden; in Betrie- 
ben mit einer höheren Beschäftigtenzahl 
dürfen mehr als zwei Arbeitnehmer geför- 
dert werden, jedoch nicht mehr als zehn 
Prozent der Beschäftigten und mehr als 
zehn Arbeitnehmer. Bei der Feststellung 
der Zahl der förderbaren und der beschäf- 
tigten Arbeitnehmer sind teilzeitbeschäf- 
tigte Arbeitnehmer mit einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr 
als zehn Stunden mit 0,25, nicht mehr als 
20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 
30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. 
Für die Förderung nach diesem Absatz gilt 
Absatz 2 Satz 5 und 7 und Absatz 4 Satz 2, 
3 und 6 entsprechend." 

f) In Absatz 5 wird die Angabe „Absätze 2 
bis 4" durch die Angabe „Absätze 2 bis 4 und 
des Absatzes 4b" ersetzt. 
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Dritter Teil 

Änderung anderer Vorschriften 

Artikel 11 

Zweite Verordnung über die Gewährung 
von Vorrechten und Befreiungen 
an die Europäische Organisation zur Sicherung 
der Luftfahrt EUROCONTROL 
( 180 - 25 - 2 ) 

§ 2 der Zweiten Verordnung über die Gewährung von 
Vorrechten und Befreiungen an die Europäische Or- 
ganisation zur Sicherung der Luftfahrt „EURO- 
CONTROL" vom 29. August 1979 (BGBl. II S. 970) 
wird wie folgt geändert: 

1. Das Wort „und" vor dem Wort „Kranken- 
versicherung" wird durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Krankenversicherung" werden 
die Wörter „und die Pflegeversicherung" ange- 
fügt. 

2. Die Wörter „Beitrags- und Umlagepflicht nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz" werden durch die 
Wörter „Versicherungs- und Umlagepflicht nach 
dem Recht der Arbeitsförderung" ersetzt. 

Artikel 12 

Verordnung zu dem Protokoll 
vom 13. August 1974 über die Vorrechte 
und Immunitäten der Europäischen 
Organisation für Astronomische Forschung 
in der Südlichen Hemisphäre 
( 180 - 30 - 1 ) 

In § 2 der Verordnung zu dem Protokoll vom 
13. August 1974 über die Vorrechte imd Immunitäten 
der Europäischen Organisation für Astronomische 
Forschung in der Südlichen Hemisphäre vom 1. April 
1975 (BGBL II S. 393) werden die Wörter „Beitrags- 
und Umlagepflicht nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz" durch die Wörter „Versichenings- und Umla- 
gepflicht nach dem Recht der Arbeitsförderung" er- 
setzt. 

Artikel 13 

Verordnung über die Gewährung 
diplomatischer Vorrechte und Immunitäten 
im Bereich der Sozialen Sicherheit 
an durch zwischenstaatliche Vereinbarungen 
geschaffene Organisationen 
( 180 - 37 ) 

Die Verordmmg über die Gewähnmg diplomatischer 
Vorrechte und Immunitäten im Bereich der Sozialen 
Sicherheit an durch zwischenstaatliche Verein- 
barungen geschaffene Organisationen vom 8. August 
1985 (BGBl. II S. 961) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Dritter Teil 

Änderung anderer Vorschriften 


Artikel 11 

Zweite Verordnung über die Gewährung 
von Vorrechten und Befreiungen 
an die Europäische Organisation zur Sicherung 
der Luftfahrt EUROCONTROL 

( 180 - 25 - 2 ) 

unverändert 


Artikel 12 

Verordnung zu dem Protokoll 
vom 13. August 1974 über die Vorrechte 
und Immunitäten der Europäischen 
Organisation für Astronomische Forschung 
in der Südlichen Hemisphäre 
( 180 - 30 - 1 ) 


Artikel 13 

Verordnung über die Gewährung 
diplomatischer Vorrechte und Immunitäten 
im Bereich der Sozialen Sicherheit 
an durch zwischenstaatliche Vereinbarungen 
geschaffene Organisationen 
( 180 - 37 ) 

unverändert 
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1. In § 1 werden die Wörter „Beitrags- und Umla- 
gepflicht nach dem Arbeitsförderungsgesetz" 
durch die Wörter „Versicherungs- imd Umlage- 
pflicht nach dem Recht der Arbeitsförderung" er- 
setzt. 

2. In § 2 wird das Wort „Arbeitsförderungsgesetz" 
durch die Wörter „Recht der Arbeitsförderung" er- 
setzt. 


Artikel 14 

Verordnung über die benifs- und 
arbeitspädagogische Eignung 
für die Berufsausbildung durch Ausbilder 
in einem Beamtenverhältnis zum Bund 

( 2030 - 26 ) 

In § 2 Nr. 4 Buchstabe b der Verordnimg über die be- 
rufs- imd arbeitspädagogische Eignimg für die Be- 
rufsausbildimg durch Ausbilder in einem Beamten- 
verhältnis zum Bimd vom 26. April 1977 (BGBl. I 
S. 660), die zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
werden die Wörter „Arbeitsförderungs- imd Bimdes- 
ausbildungsf örderungsgesetzes " durch die Wörter 
„Dritten Buches Sozialgesetzbuch imd des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes " ersetzt. 

Artikel 15 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

( 2034 - 8 ) 

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 26. Februar 
1996 (BGBl. I S. 227) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 75 
Abs. 1 Nr. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 
25. Juni 1969 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 
1995 (BGBl. I S. 1809)," durch die Wörter „§ 208 
Abs, 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch** er- 
setzt. 

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „§ 150a des Ar- 
beitsförderungsgesetzes" ist durch die Wörter 
«§§ 304 bis 307 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch sind" und die Wörter „§ 150a Abs. 5 
Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes" durch 
die Wörter „§ 306 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „§ 233b Abs. 2 
und 2a des Arbeitsförderungsgesetzes" durch 
die Wörter „§ 308 Abs. 1 und 3 des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 14 

Verordnung über die berufs- und 
arbeitspädagogische Eignung 
für die Berufsausbildung durch Ausbilder 
in einem Beamtenverhältnis zum Bund 

( 2030 - 26 ) 

unverändert 


Artikel 15 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

( 2034 - 8 ) 

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 26. Februar 

1996 (BGBl. I S. 227) wird wie folgt geändert; 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 75 Abs.l 
Nr. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. Juni 
1969 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1995 
(BGBl. I S. 1809)," durch die Wörter „§ 209 Abs. 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" „ ersetzt. 

2. unverändert 


2a. In § 3 wird das Wort „Landesarbeitsamt" durch 
die Wörter „Direktion der Bundesanstalt für Ar- 
beit" ersetzt. 
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3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Wörter „§ 150a 
Abs. 5 Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes" 
durch die Wörter „§ 306 Abs. 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch", die Wörter „§ 150a 
Abs. 5 Satz 2 des Arbeitsförderungsgesetzes" 
durch die Wörter „§306 Abs. 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch" und die Wörter 
„§ 150a Abs. 6 Satz 1 des Arbeitsfördenmgsge- 
setzes" durch die Wörter „§ 306 Abs. 2 Satz 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 75 Abs. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wörter 
„§ 208 Abs, 2 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch” ersetzt. 

Artikel 16 

Bundes-Seuchengesetz 

(2126-1) 

Das Bundes-Seuchengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. Dezember 1979 (BGBL I 
S. 2262, 1980 1 S. 151), zuletzt geändert durch [...], 
wird wie folgt geändert: 

1. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter zur 
„Bundesanstalt für Arbeit" durch die Wörter 
„zur Arbeitsförderung" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter 
„ohne die Vorschriften der §§119 und 120 des 
Arbeitsfördenmgsgesetzes" durch die Wörter 
„ohne Anwendung der Vorschriften über das 
Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld bei 
Sperrzeit und Säumniszeit nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

2. § 49 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „eine 
Beitragspflicht nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz" durch die Wörter „eine Versicherungs- 
pflicht nach dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Arbeits- 
entgelts nach § 112 Abs. 2 des Arbeitsför- 
derungsgesetzes" durch die Wörter „Be- 
messungszeitraums für einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Wörter „§ 150a 
Abs. 5 Satz 1 des Arbeitsfördenmgsgesetzes" 
durch die Wörter „§ 306 Abs. 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch", die Wörter „§ 150a 
Abs. 5 Satz 2 des Arbeitsfördenmgsgesetzes" 
durch die Wörter „§ 306 Abs. 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch" und die Wörter 
„§ 150a Abs. 6 Satz 1 des Arbeitsfördenmgsge- 
setzes" durch die Wörter „§ 306 Abs. 2 Satz 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" sowie 
die Wörter „dem zuständigen Landesarbeits- 
amt” durch die Wörter „der zuständigen Di- 
rektion der Bundesanstalt für Arbeit" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 75 Abs. 1 des 
Arbeitsfördenmgsgesetzes" durch die Wörter 

„§ 209 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch” ersetzt. 

Artikel 16 

Bundes-Seuchengesetz 

(2126-1) 

unverändert 
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3. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

„§50 

Ausscheider, die Anspruch auf eine Entschädi- 
gung nach § 49 haben, gelten als körperlich Be- 
hinderte im Sinne des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch. " 


Artikel 17 

Gesetz zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres 
(2160-1) 

In § 1 Abs. 3, sechster Spiegelstrich des Gesetzes zur 
Fördenmg eines freiwilligen sozialen Jahres vom 
17. August 1964 (BGBl I S. 640), das zuletzt [...] ge- 
ändert worden ist, werden die Wörter § 112 Abs. 5 
Nr. 6, § 171 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 175 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes'' durch die Wör- 
ter § 134, § 345 Abs. 2, § 347 Abs. 2 Nr. 3 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch ", ersetzt. 


Artikel 18 

Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
ökologischen Jahres 
(2160-2) 

In § 2, sechster Spiegelstrich des Gesetzes zur Förde- 
rung eines freiwilligen ökologischen Jahres vom 
17. Dezember 1993 (BGBL I S. 2118) werden die 
Wörter § 112 Abs. 5 Nr. 6, § 171 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes" durch die Wörter § 134, § 345 Abs. 2, § 347 
Abs. 2 Nr. 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch", 
ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 17 

Gesetz zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres 
(2160-1) 

unverändert 


Artikel 18 

Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 
ökologischen Jahres 
(2160-2) 

unverändert 


Artikel 19 

Bundessozialhilfegesetz 

(2170-1) 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. März 1994 (BGBl. I S. 646), 
zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. In § 18 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Arbeitserlaubnis“ die Wörter „oder Arbeitsbe- 
rechtigung" eingefügt. 

2. § 25 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden die Wörter „nach § 119 
des Arbeitsförderungsgesetzes" durch die 
Wörter „nach den Vorschriften des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch" ersetzt 

b) In Buchstabe b werden die Wörter „die in 
§ 119 des Arbeitsförderungsgesetzes genann- 
ten Voraussetzungen" durch die Wörter „die in 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch genannten 
Voraussetzimgen für den Eintritt einer Sperr- 
zeit" ersetzt. 


Artikel 19 

Bundessozialhilfegesetz 

(2170-1) 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. März 1994 (BGBl. I S. 646), 
zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1 . unverändert 

2 . unverändert 
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3. In § 26 Satz 1 werden die Wörter des „Arbeits- 
förderungsgesetzes* durch die Wörter „des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt 


4. In § 128 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d wird das Wort 
„Arbeitsförderungsgesetz" durch die Wörter „Drit- 
ten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 20 

Einqliederungshilfe- Verordnung 

(2170-1-6) 

In § 13 Abs. 1 Nr. 8 der Einghederungshilfe-Ver- 
ordnxing in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Februar 1975 (BGBL I S. 355), die zuletzt durch [...] 
geändert worden ist, wird der zweite Teilsatz wie 
folgt gefaßt; 

„§86 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gilt ent- 
sprechend, " . 

Artikel 21 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung 
Hilfswerk für behinderte Kinder 

(2172-1) 

In § 21 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung 
einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" vom 
17. Dezember 1971 (BGBL I S. 2018, 1972 S. 2045), 
das zuletzt durch [...] geändert worden ist, werden die 
Wörter „Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(Bimdesgesetzbl. I S. 582)" durch die Wörter „Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 22 

Auswandererschutzgesetz 

(2182-3) 

Das Auswandererschutzgesetz vom 26. März 1975 
(BGBL I S.774), zuletzt geändert gemäß Artikel 34 der 
Verordnung vom 26. Februar 1993 (BGBL I S. 278), 
wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird die Angabe „§ 40 des Ar- 
beitsfördeningsgesetzes” durch die Angabe 
„§59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch” 
ersetzt 

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nununer 1 wird die Angabe „§ 40 Abs. 1 
Satz 2 und 3 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes ” durch die Angabe »§64 Abs. 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" er- 
setzt 

b) ln Nummer 2 wird die Angabe „§ 40 
Abs. Ib Nr. 1 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes" durch die Angabe »§ 66 Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" er- 
setzt 

4. unverändert 


Artikel 20 

Eingliederungshilfe-Verordnung 

(2170-1-6) 

unverändert 


Artikel 21 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung 
Hilfswerk für behinderte Kinder 

(2172-1) 

unverändert 


Artikel 22 

Auswandererschutzgesetz 

(2182-3) 

Das Auswandererschutzgesetz vom 26. März 1975 
(BGBL I S.774), zuletzt geändert gemäß Artikel 34 der 
Verordnung vom 26. Februar 1993 (BGBL I S. 278), 
wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 1. § 1 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Keiner Erlaubnis bedürfen ferner Personen unverändert 
und Personengesellschaften, denen eine Erlaubnis 
zur Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermitt- 
lung für eine Beschäftigung im Ausland nach 
§ 292 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
erteilt ist, sowie Arbeitgeber, denen die Zustim- 
mung zur Anwerbimg für eine Beschäftigimg im 
Ausland nach § 302 Abs. 2 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch erteilt ist, wenn sie bei diesen 
Tätigkeiten Rat und Auskunft nur über die Ar- 
beitsstelle erteilen, für die sie vermitteln oder an- 
werben. “ 

2. In § 2 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 18 Abs. 1 2. unverändert 

und § 23 Abs. 1 Satz 2 des Arbeitsfördenmgsge- 

setzes“ durch die Angabe „§ 292 Abs. 2, §§293 
und 302 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch'' ersetzt. 


Artikel 23 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 

( 2212 - 2 ) 

Das Bimdesausbildimgsförderungsgesetz in der Fas- 
simg der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I 
S. 645, 1680), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 6 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Unterhaltsgeld nach dem Dritten Buch Sozial- 
gesetzbuch erhält, " 

2. In § 11 Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „nach den 
entsprechenden zu § 40 des Arbeitsfördenmgsge- 
setzes ergangenen Vorschriften" durch die Wörter 
„nach § 59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" 
ersetzt. 

3. In § 23 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter „§ 40 des 
Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wörter 
„§ 59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 

4. In § 25 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „§ 40 des 
Arbeitsfördenmgsgesetzes " durch die Wörter 
„§ 59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 


Artikel 24 

Verordnung über Zusatzleistungen 
in Härtefällen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(2212-2-9) 

In § 8 Abs. 1 der Verordnung über Zusatzleistungen 
in Härtefällen nach dem Bundesausbildungsförde- 
nmgsgesetz vom 15. Juli 1974 (BGBl. I S. 1449), die 
zuletzt durch [...] geändert worden ist, werden die 
Wörter „§ 40 des Arbeitsfördenmgsgesetzes" durch 
die Wörter „den § 59 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch" ersetzt. 


Artikel 23 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 

(2212-2) 

unverändert 


Artikel 24 

Verordnung über Zusatzleistungen 
in Härtefällen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 

(2212-2-9) 

unverändert 
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Artikel 25 

Verordnung zur Bezeichnung der als 
Einkommen geltenden sonstigen Einnahmen 
nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(2212-2-14) 

§ 1 der Verordnung zur Bezeichnung der als Ein- 
kommen geltenden sonstigen Einnahmen nach § 21 
Abs. 3 Nr. 4 des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes vom 5. April 1988 (BGBl. I S. 505), die zuletzt 
durch [...] geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1, nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 

a) Entgeltersatzleistungen {§ 116) 

b) Winterausfallgeld (§212) und 

c) Überbrückungsgeld (§ 57)." 

2. Nach Nummer 1 werden folgende Nummern la 
und Ib eingefügt: 

„la. Altersübergangsgeld nach § 249e des Arbeits- 
fördenmgsgesetzes in der bis zum 31. De- 
zember 1997 geltenden Fassung; 

Ib. Eingliederungsgeld nach den §§ 62a ff des 
Arbeitsförderungsgesetzes in der bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden Fassimg;“. 

Artikel 26 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

(2212-2-18) 

Das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz vom 
23. April 1996 (BGBl. I S. 623) wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „§ 44 
des Arbeitsf örderungsgesetzes " durch die 
Wörter „dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch" ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „§ 56 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Arbeitsförderungsge- 
setzes oder" gestrichen. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „§ 45 in Verbin- 
dung mit § 46 Abs. 3 des Arbeitsförderungsge- 
setzes erstattet" durch die Wörter „dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch für Personen ohne Vor- 
beschäftigungszeit übernommen" ersetzt. 

2. In § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 wird das Wort „Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 25 

Verordnung zur Bezeichnung der als 
Einkommen geltenden sonstigen Einnahmen 
nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(2212-2-14) 

unverändert 


Artikel 26 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

(2212-2-18) 

unverändert 
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Artikel 27 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

(2330-2) 

§ 25a Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 
1994 (BGBl. I S. 2137), das zuletzt durch [...] geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 8 wird das Wort „Lohnersatzlei- 
stungen" durch das Wort „Entgeltersatzlei- 
stimgen" ersetzt. 

2. In Nummer 9 wird das Wort „Arbeitsförderungs- 
gesetz" durch die Wörter „Dritten Buch Sozialge- 
setzbuch" ersetzt. 


Artikel 28 

Gesetz über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

(2330-22) 

§ 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c des Gesetzes über den 
Abbau der Fehlsubventionienmg im Wohnimgswesen 
vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523, 1542), das 
zuletzt durch [...) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„c) Arbeitslosenhilfe nach § 189 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch " . 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 27 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

(2330-2) 

unverändert 


Artikel 28 

Gesetz über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

(2330-22) 

unverändert 


Artikel 29 


Artikel 29 


Bundesvertriebenengesetz 

(240-1) 


Bundesvertriebenengesetz 

(240-1) 


§ 1 1 des Bimdesvertriebenengesetzes in der Fassung unverändert 

der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I 
S. 829), das zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf eine Leistimg nach Absatz 1 besteht kein 
Anspruch, wenn die Berechtigten hierauf einen 
Anspruch nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
haben, ausgenommen einen Anspruch auf Grund 
einer Krankenversichenmg nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, wenn fest- 
gestellt winde, daß ein Bezieher von Eingliede- 
nmgshilfe bereits bei Beginn des Leistungsbezugs 
arbeitsunfähig war. " 

2. Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Eingliederungs- 
hilfe für Aussiedler nach § 62a Abs. 2 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes“ durch die Wörter 
„Eingliedenmgshilfe nach §418 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 
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b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vorschriften des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch über die Verminderung des Bemes- 
simgsentgelts wegen tatsächlicher oder recht- 
licher Bindimgen oder wegen Einschränkimg 
des Leistimgsvermögens, die Anpassung des 
Bemessungsentgelts, die Bedürftigkeit imd das 
bei der Arbeitslosenhilfe zu berücksichtigende 
Einkonunen sind nicht anzuwenden. " 


Artikel 30 

Gesetz über die Festlegung eines vorläutigen 
Wohnortes für Spätaussiedler 

(240-11) 

In § 3a des Gesetzes über die Festlegung eines vor- 
läufigen Wohnortes für Spätaussiedler in der Fassung 
der Bekaimtmachung vom 26. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 225) wird das Wort „Arbeitsförderungsgesetz" 
durch die Wörter „Dritten Buch Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 30 

Gesetz über die Festlegung eines vorläufigen 
Wohnortes für Spätaussiedler 
(240-11) 

unverändert 


Artikel 31 Artikel 31 

Berufliches Rehabilitierungsgesetz Berufliches Rehabilitierungsgesetz 

(255-1) (255-1) 


Das Berufliche Rehabilitierungsgesetz vom 23. Jimi unverändert 

1994 (BGBl. I S. 1311, 1314), zuletzt geändert durch 
[...], wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Verfolgte, die an nach den Vorschriften 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch für die 
Weiterbildungsfördenmg anerkannten Maß- 
nahmen der beruflichen Weiterbildung teil- 
nehmen und an die ein Unterhaltsgeld nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch nicht er- 
bracht wird, erhalten auf Antrag ein Unter- 
haltsgeld nach dem allgemeinen Leistungssatz 
in entsprechender Anwendung der Vorschrif- 
ten des Dritten Buches Sozialgesetzbuch. 

(2) Hat ein Verfolgter aufgrund einer Teil- 
nahme an einer Maßnahme zur beruflichen 
Fortbildimg imd Umschulung vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein Unterhaltsgeld nach § 44 
Abs. 2a des Arbeitsförderungsgesetzes in der 
bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Fassung 
erhalten, so wird das Darlehen auf Antrag in 
einen Zuschuß umgewandelt, soweit es am 
Tage der Antragstellung noch nicht zurückge- 
zahlt ist. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Arbeitsförde- 
rimgsgesetzes" durch die Wörter „Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
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2. In § 7 werden die Wörter „Bezieher von Unter- 
haltsgeld nach §6 Abs. 1" durch die Wörter 
„Verfolgte, die an nach den Vorschriften des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch für die Weiter- 
bildungsförderung anerkannten Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung teilnehmen und für die 
die Weiterbildungskosten nicht nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch übernommen werden, “ er- 
setzt. 


Artikel 32 

Verordnung zur Durchführung 
des Ausländergesetzes 
(26-1-8) 

In § 12 der Verordnung zur Durchführung des Aus- 
ländergesetzes vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2983), die zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
werden die Wörter „Arbeits- oder sonstige Berufsaus- 
übungserlaubnis" durch die Wörter „Genehmigung 
für die Beschäftigung als Arbeitnehmer oder eine Be- 
ruf sausübungserlaubnis" ersetzt. 

Artikel 33 

AusländerdatenübermitUungsverordnung 

(26-1-10) 

In § 5 der Verordnung über Datenübermittlungen 
an die Ausländerbehörden vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2997), die zuletzt durch [...] geändert wor- 
den ist, werden nach dem Wort „Arbeitserlaubnis" 
die Wörter „oder Arbeitsberechtigung" eingefügt. 

Artikel 34 

Arbeitsaufenthalteverordnung 

(26-1-12) 

Die Verordnung über Aufenthaltsgenehmigimgen zur 
Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2994), zuletzt ge- 
ändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird das Wort „Arbeitserlaubnis" durch die 
Wörter „Genehmigung zur Beschäftigung als Ar- 
beitnehmer" ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Arbeitserlaub- 
nis“ durch die Wörter „Genehmigung zur Be- 
schäftigung als Arbeitnehmer" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 32 

Verordnung zur Durchführung 
des Ausländergesetzes 
(26-1-8) 

unverändert 


Artikel 33 

Ausländerdatenüberniittlungsverordnung 

(26-1-10) 

unverändert 


Artikel 34 

Arbeitsaufenthalteverordnung 

(26-1-12) 

Die Verordnung über Aufenthaltsgenehmigungen zur 
Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2994), zuletzt ge- 
ändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. In § 8 werden die Wörter „dem Landesarbeits- 
amt " durch die Wörter „der Direktion der Bun- 
desanstalt für Arbeit" ersetzt. 
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Artikel 35 

Allsländergesetz 

(26-6) 

Das Ausländergesetz vom 9. Juli 1990 (BGBl. I 
S. 1354, 1356), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Arbeitserlaubnis" die Wörter „oder Arbeitsbe- 
rechtigimg" eingefügt. 

2. In § 24 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter „besondere 
Arbeitserlaubnis" durch das Wort „Arbeitsberech- 
tigimg" ersetzt. 

3. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Ar- 
beitserlaubnis" die Wörter „oder Arbeits- 
berechtigung" eingefügt. 

bb) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 233b 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes" dmch die Angabe „§ 308 
Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Dritten Buches Sozi- 
algesetzbuch" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „der Bundes- 
anstalt für Arbeit und den in § 233b Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 bis 8, Abs. 2a des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes" durch die Wörter „den in § 304 
Abs. 2 Nr. 1 bis 4, 6 und 7 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


4. In § 82 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Arbeits- 
förderungsgesetzes" durch die Wörter „Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 36 
Ausführungsgesetz 

zum deutsch-österreichischen Konkursvertrag 
(311-9) 

In § 22 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag vom 8. März 1985, 
das zuletzt durch [...] geändert worden ist, werden die 
Wörter „§§ 141a bis 141n des Arbeitsförderungsge- 
setzes vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 582)" durch die 
Wörter „§§ 183 bis 188 imd § 206 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 35 

Ausländergesetz 

(26-6) 

Das Ausländergesetz vom 9. Juli 1990 (BGBL I 

S. 1354, 1356), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. § 79 wird wie folgt gefaßt: 

.§79 

Übermittlung durch Ausländerbehörden 

(1) Ergeben sich im Einzelfall konkrete An- 
haltspunkte für 

1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Aus- 
ländem ohne erforderliche Genehmigung 
nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch, 

2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach 
§ 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch gegenüber einer Dienststelle der 
Bundesanstalt für Arbeit oder einem Träger 
der Sozialhilfe oder Verstöße gegen die Mel- 
depflicht nach § 8 Abs. 1 des Asylbewerber- 
leistungsgesetzes, 

3. die in § 308 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch bezeichneten Verstöße, 

unterrichten die mit der Ausführung dieses Ge- 
setzes betrauten Behörden die für die Verfolgung 
und Ahndung der Verstöße nach den Nummern 1 
bis 3 zuständigen Behörden. 

(2) Bei der Verfolgung und Ahndung von Ver- 
stößen gegen dieses Gesetz arbeiten die mit der 
Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden 
insbesondere mit den in § 304 Abs. 2 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten Behörden 
zusammen." 

4. unverändert 


Artikel 36 
Ausführungsgesetz 

zum deutsch-österreichischen Konkursvertrag 
(311-9) 

unverändert 
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Artikel 37 

Insolvenzordnung 

(311-13) 

In § 12 Abs. 2 der Insolvenzordnung vom 5. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 2866) werden die Wörter „Arbeits- 
förderungsgesetzes über das Insolvenz ausfallgeld" 
durch die Wörter „Dritten Buches Sozialgesetzbuch" 
über das Insolvenzgeld ersetzt. 

Artikel 38 

Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung 
(311-14-1) 

Das Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911) wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. Artikel 93 (Änderung des Arbeitsfördenmgsgeset- 
zes) wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 93 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

§ 183 Abs. 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
(Art 1 des Gesetzes vom ...) wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Wird über das Vermögen eines Arbeitge- 
bers, der von der Bundesanstalt Beträge zur Aus- 
zahlung an die Arbeitnehmer erhalten hat, diesen 
aber noch nicht ausgezahlt hat, das Insolvenzver- 
fahren eröffnet, so kann die Bundesanstalt diese 
Beträge als Insolvenzgläubiger zurückverlangen. " 

2. Artikel 95 (Änderung des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch) wird wie folgt gefaßt: 

Artikel 95 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 19 Abs. 1 Nr. 6 des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezem- 
ber 1975, BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch Arti- 
kel 2 des Gesetzes vom ... [AFRG], (BGBl. I S. ...) 
geändert worden ist, wird das Wort „Konkur- 
sausfallgeld" durch das Wort „Insolvenzgeld" er- 
setzt. 

3. In Artikel 96 (Änderung des Vierten Buches Sozi- 
algesetzbuch) wird Nummer 1 aufgehoben und in 
Nummer 2 die Bezeichnung „2." gestrichen. 

Artikel 39 

Strafvollzugsgesetz 

(312-9-1) 

Das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 (BGBL I 
S. 581, 2088), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 37 

Insolvenzordnung 

(311-13) 

In § 12 Abs. 2 der Insolvenzordnung vom 5. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 2866) werden die Wörter „Arbeits- 
förderungsgesetzes über das Insolvenzausfallgeld" 
durch die Wörter „Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
über das Insolvenzgeld" ersetzt. 

Artikel 38 

Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung 
(311-14-1) 

unverändert 


Artikel 39 

Strafvollzugsgesetz 

(312-9-1) 

Das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581, 2088), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. den Arbeitseinsatz sowie Maßnahmen der be- 
ruflichen Ausbildung oder Weiterbildung,”. 
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1 , In § 37 Abs. 3 werden die Wörter „Fortbildung, 
Umschulung" durch das Wort „Weiterbildung" er- 
setzt. 


2. In § 44 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Um- 
schulimg, beruflichen Fortbildung" dmch die 
Wörter „beruflichen Weiterbildung" ersetzt. 


Artikel 40 

Wohngeldgesetz 

(402-27) 

In §41 Abs. 3 Satz 1 des Wohngeldgesetzes in der 
Fassimg der Bekanntmachimg vom 1. Februar 1993 
(BGBl. I S. 183), das zuletzt durch [...] geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „§40 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes" durch die Wörter „§ 59 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 41 

Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
(450-16) 

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469), zuletzt geändert durch 
[...], wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift von Artikel 293 wird wie folgt ge- 
faßt: 

„Art. 293 

Abwendung der Vollstreckung 
der Ersatzfreiheitsstrafe 
imd Erbringimg von Arbeitsleistungen. " . 

2. Artikel 293 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Absatz 2 gilt entsprechend für freie Arbeit, 
die aufgnmd einer Anordnung im Gnadenwege 
ausgeübt wird sowie für gemeinnützige Leistun- 
gen und Arbeitsleistungen nach § 56b Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 des Strafgesetzbuches, § 153a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 der Strafprozeßordnung, § 10 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 4 xmd § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Ju- 
gendgerichtsgesetzes und § 98 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. In § 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter 
„Fortbildung, Umschulung” durch das Wort 
„Weiterbildung” ersetzt. 

3. In § 37 Abs. 3 werden die Wörter „Fortbildimg, 
Umschulung" durch das Wort „Weiterbildimg" er- 
setzt. 

4. § 38 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der beruflichen Ausbildung ist berufsbilden- 
der Unterricht vorzusehen; dies gilt auch für die 
berufliche Weiterbildung, soweit die Art der 
Maßnahme es erfordert.”. 

5. In § 39 Abs. 1 Satz 1 werden das Komma nach 
dem Wort „Berufsausbildung” gestrichen und die 
Wörter „beruflichen Fortbildung oder Umschu- 
lung” durch die Wörter „oder beruflichen Wei- 
terbildung” ersetzt. 

6. In § 44 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter 
„Umschulung, beruflichen Fortbildung" durch die 
Wörter „beruflichen Weiterbildung" ersetzt. 

7. In § 148 Abs. 2 wird das Wort „Arbeitsberatung” 
durch das Wort „Ausbildungsvermittlung” er- 
setzt. 

Artikel 40 

Wohngeldgesetz 

(402-27) 

unverändert 


Artikel 41 

Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
(450-16) 

unverändert 
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des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten oder 
aufgrund einer vom Gesetz vorgesehenen ent- 
sprechenden Anwendung der genannten Vor- 
schriften.". 

Artikel 42 

Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
(453-12) 

Das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Februar 1995 
(BGBl. I S. 165) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer Dienst- oder 
Werkleistungen in erheblichem Umfange ausfüh- 
ren läßt, indem er eine oder mehrere Personen be- 
auftragt, die diese Leistungen imter Verstoß ge- 
gen die in § 1 Abs. 1 genannten Vorschriften er- 
bringen. " 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Nr. 1 wie folgt gefaßt: 

„ 1 . den Arbeitsämtern, " 


b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Wörter „Erlaubnis 
nach § 19 Abs. 1 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes" durch die Wörter „Genehmigung 
nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


3. In § 5 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. nach §2 oder wegen illegaler Beschäftigung 
(§405 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 3, §§407, 408 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder 
§§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, Ib und 2 des Ar- 
beitnehmerüberlassimgsgesetzes) oder". 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Arttkel 42 

Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 

(453-12) 

Das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Februar 1995 
(BGBl. I S. 165) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 1 werden in Nummer 7 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Num- 
mer 8 angefügt: 

„8. den Rentenversicherungsträgem. ” 

c) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Wörter „nicht- 
deutschen Arbeitnehmern ohne die erforder- 
liche Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 des Arbeits- 
förderungsgesetzes ” durch die Wörter „Aus- 
ländem ohne erforderliche Genehmigung 
nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch” ersetzt. 

d) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht 
nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch gegenüber einer Dienst- 
stelle der Bundesanstalt für Arbeit oder ei- 
nem Träger der Sozialhilfe oder Verstöße 
gegen die Meldepflicht nach § 8 Abs« 1 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes, ” 

e) Absatz 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Verstöße gegen die Vorschriften des 
Vierten und Siebten Buches Sozialge- 
setzbuch über die Pflicht zur Zahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen, ” 

3. unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 43 

Soldatenversorgungsgesetz 

(53-4) 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Januar 1995 (BGBl. I 
S. 50), zuletzt geändert durch [...), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Vierten Teü werden in der Überschrift vor 
§ 86a die Wörter „auf Zeit" gestrichen imd das 
Wort „Arbeitslosenhilfe" durch das Wort 
„Überbrückungsbeihilfe" ersetzt. 

b) Im Fünften Teü wird in Nummer 3 das Wort 
„Arbeitslosenhilfe" durch das Wort „Über- 
brückungsbeihüfe" ersetzt. 

c) Im Sechsten Teü wird in Nummer 8 das Wort 
„weggefaUen" durch die Wörter „Übergangs- 
vorschrift aus Anlaß des Gesetzes zur Reform 
der Arbeitsförderung vom ... (BGBL I S. ...)" er- 
setzt. 

2. Im Vierten Teü werden in der Überschrift vor 

§ 86a die Wörter „auf Zeit" gestrichen und das 

Wort „Arbeitslosenhilfe" durch das Wort „Über- 
brückungsbeihilfe" ersetzt 

3. § 86a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter der „Reichs- 
versicherungsordnung, des" durch die Wörter 
„des Fünften imd" ersetzt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Ehemalige Soldaten auf Zeit und ehe- 
malige Soldaten, die auf Grund des Wehr- 
pflichtgesetzes oder der §§ 51a imd 54 Abs. 5 
des Soldatengesetzes Wehrdienst geleistet 
haben, erhalten eine Überbrückungsbeihilfe, 
wenn sie nach Beendigung des Wehrdienstes 
arbeitslos sind und einen Anspruch auf Über- 
gangsgebühmisse, Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenbeihilfe oder Arbeitslosenhilfe nicht oder 
nicht mehr haben. Auf die Überbrückungs- 
beihüfe sind die Vorschriften des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, des Fünften und Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch und sonstiger Gesetze 
mit Ausnahme des Einkommensteuergesetzes 
über die Arbeitslosenhilfe und für die Empfän- 
ger dieser Leistung mit folgenden Maßgaben 
entsprechend anzuwenden: 

1. Nach einer Wehrdienstieistung von min- 
destens zwei Jahren steht der Bezug von 
Übergangsgebühmissen und Arbeitslo- 
senbeihilfe als Anspruchsvoraussetzung 
dem Bezug von Arbeitslosengeld im Siime 
des § 134 Abs. 1 Nr. 4 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes gleich. 


Artikel 43 

Soldatenversorgungsgesetz 

(53-4) 

unverändert 
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2. Ehemalige Soldaten auf Zeit mit einer 
Wehrdienstzeit von weniger als zwei Jah- 
ren imd ehemalige Soldaten, die auf 
Grund des Wehrpflichtgesetzes oder der 
§§ 51a imd 54 Abs. 5 des Soldatengesetzes 
Wehrdienst geleistet haben, erhalten eine 
Überbrückungsbeihilfe, wenn sie inner- 
halb eines Jahres, vor dem Tag, an dem 
die sonstigen Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Überbrückungsbeihilfe er- 
füllt sind (Vorfrist), mindestens fünf Mona- 
te Wehrdienst geleistet haben. Der An- 
spruch auf Überbrückungsbeihilfe ist in 
diesen Fällen auf 312 Tage (§ 114 Satz 1 
des Arbeitsförderimgsgesetzes) begrenzt. 

3. Der Bezug von Überbrückungsbeihilfe 
begründet keinen Anspruch auf Förde- 
rung der beruflichen Bildung nach dem 
Arbeitsf örderimgsgesetz . 

Absatz 1 Nr. 3 gilt für ehemalige Soldaten auf 
Zeit entsprechend. Für Soldaten, die auf Grund 
des Wehrpflichtgesetzes oder der §§ 51a 
und 54 Abs. 5 des Soldatengesetzes Wehr- 
dienst geleistet haben, bemißt sich die Über- 
brückimgsbeihilfe nach dem Arbeitsentgelt im 
Sinne des § 112 Abs. 7 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, 

1. wenn ein Soldat auf Zeit ohne Anspruch 
auf Versorgung mit Ausnahme der Be- 
schädigtenversorgung aus dem Dienstver- 
hältnis ausgeschieden oder wenn dieser 
Anspruch später aus einem anderen 
Grunde als dem des Ablaufs des An- 
spruchszeitraums weggefallen ist, 

2. wenn ein Soldat, der auf Grund des 
Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst geleistet 
hat, nach § 29 Abs. 1 Nr. 6 oder Abs. 4 
Nr. 2 des Wehrpflichtgesetzes vorzeitig 
entlassen worden ist oder nach § 29 Abs. 6 
des Wehrpflichtgesetzes als entlassen 
güt“. 

4. Im Fünften Teil wird in der Überschrift vor § 88a 
das Wort „Arbeitslosenhilfe" durch das Wort 
„Überbrückimgsbeihilfe" ersetzt. 

5. In § 88a wird nach dem Wort „Arbeitslosen- 
beihilfe" das Klammerzitat durch die Wörter „imd 
der Überbrückimgsbeihilfe (§ 86a Abs. 1 und 2)" 
ersetzt. 

6. Nach § 95 wird der Unterabschnitt 8 wie folgt ge- 
faßt: 

„8. Übergangsvorschrift aus Anlaß des Gesetzes 
zur Reform der Arbeitsf ördenmg vom ... 
(BGBl. IS. ...) 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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§96 

Ehemalige Soldaten, auf die § 242x Abs. 6 des 
Arbeitsfördenmgsgesetzes Anwendung findet, 
erhalten nach Ablauf des dort genannten letz- 
ten Anspruchstages Überbrückungsbeihilfe in 
entsprechender Anwendung des § 86a Abs. 2 
Nr. 2 für die Zahl von Tagen, für die sie ohne 
die zeitliche Begrenzung der eingangs genaim- 
ten Vorschrift noch Anspruch auf Arbeitslo- 
senhilfe gehabt hätten." 

7. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

Im Sechsten Teil werden in Nummer 8 die Wörter 
„Übergangsvorschrift aus Anlaß des Gesetzes zur 
Reform der Arbeitsförderung vom ... (BGBl. I 
S. ...)" durch das Wort „(weggefallen)“ ersetzt. 

8. § 86a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil des Satzes 2 wer- 
den die Wörter „Arbeitsförderungsge- 
setzes, des“ durch das Wort „Dritten," er- 
setzt. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„l.Für den Anspruch auf Arbeitslosen- 
beihilfe steht die Wehrdienstzeit als 
Soldat auf Zeit einschließlich der nach 
§ 40 Abs. 5 des Soldatengesetzes ein- 
gerechneten Wehrdienstzeiten der Zeit 
eines Versicherungspflichtverhältnis- 
ses gleich. " 

cc) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz 
„(§ 114 Satz 1 des Arbeitsförderimgsge- 
setzes)" gestrichen. 

dd) In Nummer 3 werden die Wörter „für die 
Bemessung der Arbeitslosenbeihüfe maß- 
gebenden Arbeitsentgelts“ durch das 
Wort „Bemessungsentgelts" ersetzt. 

ee) In Nummer 4 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Bei der Anwendung des § 142 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch steht der An- 
spruch auf Übergangsgebühmisse dem 
dort genannten Anspruch auf Berufsaus- 
bildungsbeihilfe für Arbeitslose oder Un- 
terhaltsgeld gleich. “ 

ff) In Nummer 6 werden die Wörter „Bildung 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz" durch 
die Wörter „Aus- und Weiterbildung nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil des Satzes 2 wer- 
den die Wörter „Arbeitsfördenmgsge- 
setzes, des" durch das Wort „Dritten," er- 
setzt. 
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bb) In Nummer 1 werden die Wörter „im Sin- 
ne des § 134 Abs. 1 Nr. 4 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes gleich" durch die Wörter 
„gleich, werm die Vorbezugszeit nach 
§ 190 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
sonst nicht erfüllt ist" ersetzt. 

cc) In Nummer 2 werden die Wörter „312 Ta- 
ge (§ 114 Satz 1 des Arbeitsförderimgsge- 
setzes)" durch die Wörter „zwölf Monate" 
ersetzt. 

dd) In Nummer 3 werden die Wörter „Bildimg 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz " durch 
die Wörter „Aus- und Weiterbildung nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 

c) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „nach 
dem Arbeitsentgelt im Sinne des § 112 Abs. 7 
des Arbeitsförderungsgesetzes" durch die 
Wörter „in entsprechender Anwendung des 
§ 200 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch" ersetzt. 

9. Nach § 95 wird der Text des Unterabschnitts 8 
durch das Wort „(weggefallen)" ersetzt. 

Artikel 44 

Eignungsübungsgesetz 

(53-5) 

§ 10 des Eignungsübungsgesetzes in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 53-5 veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, vom 20. Januar 1956 
(BGBl. I S. 13), das zuletzt durch (...) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§10 

Personen, die an einer Eignimgsübung teilnehmen, 
sind versicherungspflichtig nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch, wenn sie unmittelbar vor Beginn der 
Eignungsübung in einem Versichenmgspflichtverhält- 
nis standen. Für Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung trägt der Bund den Beitrag zur Arbeitsför- 
derung. Der Beitrag ist in der gleichen Höhe wie zu- 
letzt vor Beginn der Eignungsübung zu zahlen. " . 

Artikel 45 

Zivildienstgesetz 

(55-2) 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 28. September 1994 (BGBl. I S. 2811) wird 
wie folgt geändert: 

1, Nach § 51a wird folgender § 51b eingefügt: 

„§ 51b 

Fürsorgeleistimgen bei Arbeitslosigkeit 

(1) Ehemalige Zivildienstleistende haben An- 
spruch auf Überbrückimgsbeihilfe, wenn sie 


Artikel 45 

Zivildienstgesetz 

(55-2) 

unverändert 


Artikel 44 

Eignungsübungsgesetz 

(53-5) 

unverändert 
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1. nach Beendigung des Zivildienstes arbeitslos 
sind, der Arbeitsvermittlung zur Verfügung 
stehen, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemel- 
det, Oberbrückungsbeihilfe beantragt haben, 
bedürftig sind und Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld oder Arbeitslosenhilfe nach dem Arbeits- 
fördenmgsgesetz nicht oder nicht mehr haben 
imd 

2. innerhalb eines Jahres vor dem Tag, an dem 
die sonstigen Voraussetzimgen für den An- 
spruch auf Überbrückimgsbeihilfe (Vorfrist) 
erfüllt sind, mindestens fünf Monate Zivildienst 
geleistet haben oder Arbeitslosenhilfe bezogen 
haben. 

(2) Auf die Überbrückungsbeihilfe für ehemali- 
ge Zivildienstleistende sind die Vorschriften des 
Arbeitsfördenmgsgesetzes, des Fünften imd des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch imd sonstiger 
Gesetze mit Ausnahme des Einkommensteuerge- 
setzes über die Arbeitslosenhilfe mit folgenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden: 

1. Das für die Bemessung der Überbrückungs- 
beihilfe maßgebende Arbeitsentgelt ist nach 
§ 112 Abs. 7 des Arbeitsförderungsgesetzes 
festzusetzen. 

2. Der Anspruch auf Überbrückungsgeld auf 
Grund einer Zivildienstleistung von minde- 
stens fünf Monaten ist auf 312 Tage (§ 114 
Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes) be- 
grenzt 

3. Die Überbrückungsbeihilfe begründet keinen 
Anspruch auf Förderung der beruflichen Bil- 
dung nach dem Arbeitsförderungsgesetz. 

4. Anspruch auf Überbrückungsbeihilfe besteht 
nicht, wenn der ehemalige Zivildienstleistende 
nach § 43 Abs. 1 Nr. 7 oder Abs. 2 Nr. 2 vor- 
zeitig entlassen worden ist oder nach § 44 
Abs. 2 als entlassen gilt". 

2, Nach § 81 wird folgender § 82 eingefügt: 

.§82 

Übergangsvorschrift zur Anwendung 
des § 51b Abs. 2 Nr. 2 aus Anlaß des Gesetzes 
zur Reform der Arbeitsförderung 
vom... (BGBl. IS. ...) 

Ehemalige Zivildienstleistende, auf die § 24 2x 
Abs. 6 des Arbeitsförderungsgesetzes Anwendung 
findet, erhalten nach Ablauf des dort genannten 
letzten Anspruchstages Überbrückungsbeihilfe in 
entsprechender Anwendung des § 51b Abs. 2 
Nr. 2 für die Zahl von Tagen, für die sie ohne die 
zeitliche Begrenzung der eingangs genannten 
Vorschrift noch Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
gehabt hätten. " 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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3. § 51b in der Fassung vom 1. Januar 1997 wird wie 
folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort „Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter des „Arbeits- 
förderungsgesetzes" durch die Wörter „des 
Dritten" ersetzt. 

c) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Die Überbrückungsbeihilfe bemißt sich in 
entsprechender Anwendung des § 200 
Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch." 

d) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Wörter „312 Tage 
(§114 Satz 1 des Arbeitsfördenmgsgesetzes) " 
durch die Wörter „zwölf Monate" ersetzt. 

e) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Wörter „Bildimg 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz" durch die 
Wörter „Aus- imd Weiterbildimg nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

4. Der Text des § 82 wird ersetzt durch das Wort 
„(weggefallen)". 

Artikel 46 

Abgabenordnung 

(610-1-3) 

Die Abgabenordnimg vom 16. März 1976 (BGBl. I 
1976 S. 613, 1977 S. 269), zuletzt geändert durch [...] 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 31a Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter 
„Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 des Arbeitsförde- 
nmgsgesetzes" durch die Wörter „Genehmigung 
nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches So- 
zialgesetzbuch" ersetzt. 

2. In § 68 Nr. 3 wird das Wort „Arbeitsförderungs- 
gesetzes" durch die Wörter „Dritten Buches So- 
zialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 47 

Einkommensteuergesetz 

(611-1) 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassimg der Be- 
kanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 

5. 1898, 1991 I S. 808), zuletzt geändert durch [...], 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. das Arbeitslosengeld, das Teilarbeitslosen- 
geld, das Kurzarbeitergeld, das Winteraus- 
fallgeld, die Arbeitslosenhilfe, das Unter- 
haltsgeld, die Eingliederungshilfe, das 
Überbrückimgsgeld nach dem Dritten Buch 
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Artikel 46 

Abgabenordnung 

(610-1-3) 

unverändert 


Artikel 47 

Einkommensteuergesetz 

(611-1) 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassimg der Be- 
kanntmachimg vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898, 1991 I S. 808), zuletzt geändert durch [...], 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. das Arbeitslosengeld, das Teilarbeitslosen- 
geld, das Kurzarbeitergeld, das Winteraus- 
fallgeld, die Arbeitslosenhilfe, das Über- 
gangsgeld, das Unterhaltsgeld, die Einglie- 
derungshilfe, das Überbrückungsgeld nach 
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Sozialgesetzbuch sowie Leistungen auf 
Grund der in § 141m Abs. 1 und § 141n 
Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes und 
der in §188 und § 207 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch genannten Ansprüche, 
Leistungen auf Grund der in §115 Abs. 1 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit § 143 Abs. 3 oder §196 
Nr. 6, § 336 Abs. 3 des Dritten Buches So- 
zialgesetzbuch genannten Ansprüche, 
wenn über das Vermögen des ehemaligen 
Arbeitgebers des Arbeitslosen das Kon- 
kursverfahren, Gesamtvollstreckungsver- 
fahren oder Insolvenzverfahren eröffnet 
worden ist oder einer der Fälle des § 141b 
Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes oder 
des §183 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch vorliegt und 
der Altersübergan gsgeld-Ausgleichsbetrag 
nach § 249e Abs. 4a des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes in der bis zum [Tag vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fas- 
sung:” 


b) Nummer 2a wird wie folgt gefaßt: 

„2a. die Arbeitslosenbeihilfe und die Über- 
brückungsbeihilfe nach dem Soldatenver- 
sorgimgsgesetz sowie die Überbrük- 
kungsbeihilfe nach dem Zivildienstge- 
setz;". 

2. § 32b Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„ a) Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosengeld, 
Unterhaltsgeld, Übergangsgeld, Kurzar- 
beitergeld, Insolvenzgeld, Arbeitslosenhil- 
fe, Winterausfallgeld, Eingliederungshilfe 
oder Überbrückungsgeld nach dem Drit- 
ten Buch Sozialgesetzbuch,”. 


b) Buchstabe d wird wie folgt gefaßt: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch sowie 
das aus dem Europäischen Sozialfonds fi- 
nanzierte Unterhaltsgeld und die aus Lan- 
desmitteln ergänzten Leistungen aus dem 
Europäischen Sozialfonds zur Aufstockung 
des Überbrückungsgeldes nach dem Drit- 
ten Buch Sozialgesetzbuch und die übrigen 
Leistungen nach dem Dritten Buch Sozial- 
gesetzbuch und den entsprechenden Pro- 
grammen des Bundes und der Länder, so- 
weit sie Arbeitnehmern oder Arbeitsu- 
chenden oder zur Förderung der Ausbil- 
dung oder Fortbildung der Empfänger ge- 
währt werden, sowie Leistungen auf Grund 
der in § 141 m Abs. 1 und § 141 n Abs. 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes genannten 
Ansprüche, Leistungen auf Grund der in 
§ 115 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialge- 
setzbuch in Verbindung mit § 143 Abs. 3 
oder § 196 Nr. 6, § 336 Abs. 3 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten An- 
sprüche, wenn über das Vermögen des 
ehemaligen Arbeitgebers des Arbeitslosen 
das Konkursverfahren oder Gesamt- 
vollstreckungsverfahren eröffnet worden 
ist oder einer der Fälle des § 141. b Abs. 3 
des Arbeitsförderungsgesetzes vorliegt 
und der Altersübergangsgeld-Ausgleichs- 
betrag nach § 249 e Abs. 4 a des Arbeits- 
förderungsgesetzes in der bis zum [Tag vor 
dem Inkrcifttreten des Gesetzes] geltenden 
Fassung;”. 

b) unverändert 


2. § 32b Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„ a) Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosengeld, 

Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, In- 
solvenzgeld, Arbeitslosenhilfe, Über- 
gangsgeld, Unterhaltsgeld, Eingliede- 
rungshilfe und Überbrückungsgeld nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch, das 
aus dem Europäischen Sozialfonds fi- 
nanzierte Unterhaltsgeld und die aus 
Landesmitteln ergänzten Leistungen aus 
dem Europäischen Sozialfonds zur Auf- 
stockung des Überbrückungsgeldes nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch.” 

b) unverändert 


„d) Arbeitslosenbeihiife oder Überbrückungs- 
beihilfe nach dem Soldatenversorgungsge- 
setz oder Überbrückungsbeihilfe nach dem 
Zivildienstgesetz, " . 
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3. In § 39 Abs. 1 Satz 5 werden die Wörter „und Ar- 
beitsamt* gestrichen. 

4. In § 42d Abs. 6 Satz 2 werden die Wörter „und 
§ 10 des Arbeitsförderungsgesetzes" gestrichen. 

5. Dem § 45d wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Abweichend von Absatz 2 darf das Bundes- 
amt für Finanzen die Anzahl der von einem Auf- 
traggeber erteilten Freistellungsaufträge der Bim- 
desanstalt für Arbeit auf deren Ersuchen zur 
Überprüfung des bei der Arbeitslosenhilfe zu be- 
rücksichtigenden Vermögens mitteilen. " . 

6. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2a wird wie folgt gefaßt: 

„(2a) § 3 Nr. 2 in der Fassung des Artikels 47 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraxim 1998 anzuwen- 
den.“ 

b) Absatz 23 wird wie folgt gefaßt: 

„(23) § 32b Abs. 1 Buchstabe a in der Fas- 
sung des Artikels 47 des Gesetzes vom ... 

(BGBl. I S. ...) ist erstmals für den Veranla- 
gimgszeitraum 1998 anzuwenden. Auf Lei- 
stimgen, die nach dem Arbeitsfördenmgsge- 
setz über den 31. Dezember 1997 hinaus ge- 
zahlt werden, ist § 32b Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a in der Fassung des Gesetzes vom ... 

(Datum und Fundstelle in der letzten vor dem 
AFRG geltenden Fassung des EStG) weiter an- 
zuwenden. 

7. In § 62 Abs. 2 Satz 2 wird der zweite Halbsatz wie 7. unverändert 
folgt gefaßt: 

„sein Ehegatte hat Anspruch auf Kindergeld, 
wenn er im Besitz einer Aufenthaltsberechtigung 
oder Aufenthaltserlaubnis ist imd in einem Versi- 
cherungspflichtverhältnis zur Bundesanstalt für 
Arbeit nach § 24 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch steht oder versicherungsfrei nach § 28 Nr. 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch ist. " . 

8. In § 65 Abs. 1 Satz 3 wird der Teilsatz „Übt ein Be- 8. unverändert 
rechtigter eine der Beitragspflicht zur Bundesan- 
stalt für Arbeit unterliegende oder nach § 169c 
Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitragsfreie 
Beschäftigung als Arbeitnehmer aus oder steht er 
im Inland in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
oder Amts Verhältnis," durch den Teilsatz „Steht 
ein Berechtigter in einem Versicherimgspflicht- 
verhältnis zur Bundesanstalt für Arbeit nach § 24 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder ist er 
versicherungsfrei nach § 28 Nr. 1 des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch oder steht er im Inland in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amts- 
verhältnis," ersetzt. 


3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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Artikel 48 

Versicheningsteuergesetz 

(611-15) 

In § 4 Nr. 4 des Versicherungsteuergesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III Gliederungsnummer 
611-15 veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu- 
letzt durch [...] geändert worden ist, wird das Wort 
„Arbeitsförderungsgesetz" durch die Wörter „Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 49 

Dritte Verordnung über Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(621-1-LDV3) 

Die Dritte Verordnimg über Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juni 1977 (BGBl. I S. 850), 
die zuletzt durch [...] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 19 Abs. 1 Nr. 6 werden die Wörter „§ 40 des 
Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wörter 
„§ 59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 

2. § 21 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Entgeltersatzleistungen und Winterausfallgeld 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch.". 

Artikel 50 

Entwicklungshelfergesetz 

(702-3) 

Das Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 
(BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch [...), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für einen Anspruch axif Leistungen nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch stehen 
Zeiten des Entwicklungsdienstes einschließlich 
des Vorbereitungsdienstes der Zeiten eines 
Versicherungspflichtverhältnisses nach dem 
Recht der Arbeitsförderung, gleich. " 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 112 Abs. 7 
des Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wör- 
ter „§ 133 Abs. 3 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch" ersetzt. 

2. § 23b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Arbeitsförderungs- 
gesetz" durch die Wörter „Dritten Buch Sozial- 
gesetzbuch" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 48 

Versicherungsteuergesetz 

(611-15) 

unverändert 


Artikel 49 

Dritte Verordnung über Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(621-1-LDV 3) 

unverändert 


Artikel 50 

Entwicklungshelfergesetz 

(702-3) 

Das Entwicklungshelfergesetz vom 18. Jxini 1969 
(BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch [...], wird wie 
folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für einen Anspruch a\if Leistungen nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch stehen 
Zeiten des Entwicklungsdienstes einschließlich 
des Vorbereitungsdienstes den Zeiten eines 
Versicherungspflichtverhältnisses nach dem 
Recht der Arbeitsförderung gleich." 

b) unverändert 


2. unverändert 
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Artikel 51 

Gewerbeordnung 

( 7100 - 1 ) 

§ 139b der Gewerbeordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Januar 1987 (BGBL I S. 425), 
die zuletzt durch [...] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 7 Nr. 1 werden die Wörter „Erlaubnis 
nach § 19 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes“ 
durch die Wörter „Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch“ ersetzt. 


2. Absatz 8 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 
„ 1 . den Arbeitsämtern, " . 


Artikel 52 

Kündigungsschutzgesetz 

( 800 - 2 ) 

Das Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I 
S. 1317), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt 
geändert: 

1. § 18 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 werden die Wörter mit „Zu- 
stimmung des Landesarbeitsamtes" durch die 
Wörter „mit dessen Zustimmung" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Landesarbeitsamt" 
durch das Wort „Arbeitsamt" ersetzt und nach 
den Wörtern „nach Eingang der Anzeige“ die 
Wörter „beim Arbeitsamt“ gestrichen. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 51 

Gewerbeordnung 

( 7100 - 1 ) 

§ 139b der Gewerbeordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Januar 1987 (BGBL I S. 425), 
die zuletzt durch [...] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

,,1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von 
Ausländern ohne erforderliche Geneh- 
migung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch, " 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht 
nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch gegenüber einer 
Dienststelle der Bundesanstalt für Arbeit 
oder einem Träger der Sozialhilfe oder 
Verstöße gegen die Meldepflicht nach § 8 
Abs. 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes, ” 

c) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Verstöße gegen Vorschriften des Vierten 
und Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
über die Verpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen,”. 

2. Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. den Arbeitsämtern,” 

b) ln Nummer 6 wird der Punkt durch ein Kom- 
ma ersetzt. 

c) Folgende Nummern 7 und 8 werden angefügt: 

„7. den Hauptzollämtem, 

8. den Rentenversicherungsträgem.” 

Artikel 52 

Kündigungsschutzgesetz 

( 800 - 2 ) 

Das Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. August 1969 (BGBL I 
S. 1317), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 
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d) In Absatz 4 werden die Wörter „eines Monats“ 
durch die Wörter „von 90 Tagen” ersetzt. 


2. § 20 wird wie folgt neu gefaßt: 

»§20 

Entscheidungen des Arbeitsamtes 

(1) Die Entscheidungen des Arbeitsamtes nach 
§ 18 Abs. 1 und 2 trifft dessen Direktor oder ein 
Ausschuß (Entscheidungsträger), Der Direktor darf 
nur dann entscheiden, wenn die Zahl der Entlas- 
sungen weniger als 50 beträgt. 

(2) Der Ausschuß setzt sich aus dem Direktor 
des Arbeitsamtes oder einem von ihm beauftrag- 
ten Angehörigen des Arbeitsamtes als Vorsitzen- 
den imd je zwei Vertretern der Arbeitnehmer, der 
Arbeitgeber und der öffentlichen Körperschaften 
zusammen, die von dem Verwaltungsausschuß 
des Arbeitsamtes benannt werden. Er trifft seine 
Entscheidungen mit Stimmenmehrheit. 

(3) Der Entscheidungsträger hat vor seiner Ent- 
scheidung den Arbeitgeber imd den Betriebsrat 
anzuhören. Dem Entscheidungsträger sind, insbe- 
sondere vom Arbeitgeber imd Betriebsrat, die von 
ihm für die Beurteilung des Falles erforderlich ge- 
haltenen Auskünfte zu erteilen. 

(4) Der Entscheidungsträger hat sowohl das In- 
teresse des Arbeitgebers als auch das der zu ent- 
lassenden Arbeitnehmer, das öffentliche Interesse 
und die Lage des gesamten Arbeitsmarktes unter 
besonderer Beachtung des Wirtschaftszweiges, 
dem der Betrieb angehört, zu berücksichtigen. " 

3. In §22 Abs. 2 werden die Wörter „gemäß §76 
Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes“ durch die 
Wörter „nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" 
ersetzt. 

Artikel 53 

Fünftes Vermögensbildungsgesetz 

(800-9) 

Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I 
S. 406), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 2 Abs. 6 wird das Wort „Arbeitsförderungs- 
gesetzes" durch die Wörter „Dritten Buches So- 
zialgesetzbuch“ ersetzt. 

2. In § 13 Abs. 3 wird das Wort „ Arbeitsförderungs - 
gesetzes" durch die Wörter „Dritten Buches So- 
zialgesetzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


la.ln § 19 Abs. 1 werden die Wörter „das Landesar- 
beitsamt" durch die Wörter „die Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt”. 

2. § 20 wird wie folgt neu gefaßt: 

„§20 

Entscheidungen des Arbeitsamtes 
(l)unverändert 


(2) Der Ausschuß setzt sich aus dem Direktor 
des Arbeitsamtes oder einem von ihm beauftrag- 
ten Angehörigen des Arbeitsamtes als Vorsitzen- 
den und je zwei Vertretern der Arbeitnehmer und 
der Arbeitgeber zusammen, die von dem Verwal- 
tungsausschuß des Arbeitsamtes benannt werden. 
Er trifft seine Entscheidungen mit Stimmenmehr- 
heit. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


3. unverändert 


Artikel 53 

Fünftes Vermögensbildungsgesetz 

(800-9) 

unverändert 
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Artikel 54 

Betriebsverfassungsgesetz 

(801-7) 

In §102 Abs. 7 des Betriebsverfassungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Dezember 
1988 (BGBl. 1989 I S. t 902), das zuletzt durch [...] 
geändert worden ist, werden die Wörter „und nach 
§ 8 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes'' gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 53a 

Arbeitssicherstellungsgesetz 

(800-18) 

Das Arbeitssicherstellungsgesetz vom 9. Juli 1968 

(BGBl L S. 787), zuletzt geändert durch [...], wird wie 

folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 2 werden die Wörter „Die Landesar- 
beitsämter” durch die Wörter „Die Direktionen 
der Bundesanstalt für Arbeit" ersetzt. 

2. In § 23 Abs. 2 werden die Wörter „Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung” durch das Wort „Arbeitsfördenmg” 
ersetzt. 

Artikel 54 

Betriebsverfassungsgesetz 

(801-7) 

Das Betriebsverfassungsgesetz in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. Dezember 1988 (BGBl. 

1989 I S. 1, 902), zuletzt geändert durch [...], wird wie 

folgt geändert: 

1. In § 102 Abs. 7 werden die Wörter „und nach § 8 
Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes” gestri- 
chen. 

2. In § 112 Abs. 2 werden jeweils die Wörter „des 
Landesarbeitsamtes” durch die Wörter „der Di- 
rektion der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 


Artikel 54a 

Arbeitsschutzgesetz 

(805-3) 

§ 23 des Arbeitsschutzgesetzes (Artikel 1 des Geset- 
zes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1246), zuletzt ge- 
ändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „ge- 
speichert oder” gestrichen. 

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter 
„nichtdeutschen Arbeitnehmern" durch 
das Wort „Ausländem” und die Wörter 
„Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 des Arbeits- 
förderungsgesetzes” durch die Wörter 
„Genehmigung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch” er- 
setzt. 
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Artikel 55 

Verordnung über die Berufsausbildung 
im Gartenbau 
(806-21-1-10) 

In § 19 Abs. 5 Nr. 3 der Verordnung über die Berufs- 
ausbildung im Gartenbau vom 26. Juni 1972 (BGBl. I 
S. 1027), die zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
wird das Wort „Arbeitsförderungsgesetz" durch die 
Wörter „Drittes Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 56 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Seegüterkontrolleur 
(806-21-1-39) 

Im Ausbildimgsrahmenplan für die Berufsausbildung 
zum Seegüterkontrolleur, Anlage zu § 4 der Verord- 
nung über die Berufsausbildung zum Seegüterkon- 
trolleur vom 4. Februar 1975 (BGBl. I S. 464), die zu- 
letzt durch [...] geändert worden ist, wird das Wort 
„Arbeitsfördenmgsgesetzes“ durch die Wörter „Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 57 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Assistenten an Bibliotheken 
(806-21-1-43) 

Im Ausbildungsrahmenplan für die Berufsausbildung 
zum Assistenten an Bibliotheken, Anlage zu § 4 der 
Verordnung über die Berufsausbildung zum Assisten- 
ten an Bibliotheken vom 20. Juni 1975 (BGBl. I 
S. 1440), die zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
wird das Wort „Arbeitsförderungsgesetzes" durch die 
Wörter „Dritten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Verstöße gegen die Mitwirkungs- 
pflicht nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Er- 
sten Buches Sozialgesetzbuch gegen- 
über einer Dienststelle der Bundesan- 
stalt für Arbeit oder einem Träger der 
Sozialhilfe oder Verstöße gegen die 
Meldepflicht nach § 8 Abs. 1 des Asyl- 
bewerberleistungsgesetzesr " 

cc) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Verstöße gegen die Vorschriften des 
Vierten und Siebten Buches Sozialge- 
setzbuch über die Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen,” 

b) In Satz 2 werden nach den Wörtern 
„Bundesanstalt für Arbeit,” die Wörter „den 
Hauptzollämtem, den Rentenversicherungs- 
trägem,” eingefügt. 

Artikel 55 

Verordnung über die Berufsausbildung 
im Gartenbau 
(806-21-1-10) 

unverändert 


Artikel 56 

Verordnung über die Bemfsausbildung 
zum Seegüterkontrolleur 
(806-21-1-39) 


Artikel 57 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Assistenten an Bibliotheken 
(806-21-1-43) 

unverändert 
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Artikel 58 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Sozialversicherungsfachangestellten 
(806-21-1-57) 

Im Ausbildungsrahmenplan für die Berufsausbildxmg 
zum Sozialversicherungsfachangestellten, Anlage zu 
§ 5 der Verordnung über die Berufsausbildimg 
zum Sozialversicherungsfachangestellten vom 22. Juli 
1977 (BGBl. I S. 1425), die zuletzt durch [...] geändert 
worden ist, wird das Wort „Arbeitsförderungsge- 
setzes" durch die Wörter „Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 58 

Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Sozialversicherungsfachangestellten 
(806-21-1-57) 

unverändert 


Artikel 59 

Sozialberater-Fortbildungsverordnung 

(806-21-7-15) 

In § 2 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung über die berufli- 
che Fortbildxmg zum Geprüften Sozialberater/zur 
Geprüften Sozialberaterin für ausländische Arbeit- 
nehmer und ihre Familien, die zuletzt durch [...] ge- 
ändert worden ist, werden die Wörter „des Arbeitser- 
laubnisrechts" durch die Wörter „des Rechts über die 
Beschäftigung als Arbeitnehmer" ersetzt. 

Artikel 60 

Verordnung über die Prüfung 
zum anerkannten Abschluß 
Geprüfter Handelsassistent - 
Einzelhandel/Geprüfte Handelsassistentin - 
Einzelhandel 
(806-21-7-25) 

In § 6 Abs. 3 Nr. 5 Buchstabe b) der Verordnung über 
die Prüfxmg zum anerkannten Abschluß Geprüfter 
Handelsassistent - Einzelhandel/Geprüfte Handels- 
assistentin - Einzelhandel vom 6. März 1984 (BGBl. I 
S. 379), die zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
wird das Wort „Arbeitsfördenmgsgesetz" durch die 
Wörter „Drittes Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 61 

Winter geld-Umlageverordnung 
(810-1-13) 

Die Wintergeld-Umlageverordnung vom 13. Juli 1972 
(BGBl. I S. 1201), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I 
S. 1809), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird das Wort „Arbeiter" durch die Wörter 
„Arbeitnehmer, die nach § 356 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch zu berücksichtigen sind" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 1 wird die Angabe „(§ 186a Abs. 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes) " gestrichen. 


Artikel 59 

Sozialberater-Fortbildungsverordnung 

(806-21-7-15) 

unverändert 


Artikel 60 

Verordnung über die Prüfung 
zum anerkannten Abschluß 
Geprüfter Handelsassistent - 
Einzelhandel/Geprüfte Handelsassistentin - 
Einzelhandel 
(806-21-7-25) 

unverändert 


Artikel 61 

Wintergeld-Umlageverordnung 

(810-1-13) 

Die Wintergeld-Umlageverordnung vom 13. Juli 1972 
(BGBl. I S. 1201), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1995 (BGBL I 
S. 1809), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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3. § 3 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Im übrigen gelten die Vorschriften des 
Dritten und des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
über das Entstehen imd die Fälligkeit der Bei- 
tragsansprüche, die Erhebxang von Säumniszu- 
schlägen, die Verjährung von Beitragsansprüchen, 
die Beitragserstathmg und die Erhebung der Ein- 
nahmen entsprechend, soweit diese auf die Bei- 
träge zur Arbeitsförderung anzuwenden sind xind 
die Besonderheiten der Umlage nicht entgegen- 
stehen. “ 

4. In § 4 Abs. 3 werden das Semikolon durch einen 
Pimkt ersetzt, der zweite Teilsatz aufgehoben und 
folgender Satz angefügt: 

„Die Bundesanstalt ist berechtigt, Gnmdstücke 
und Geschäftsräume des Arbeitgebers während 
der Geschäftszeit zu betreten und dort Einsicht in 
Geschäftsbücher, Geschäfts-, Lohn- oder ver- 
gleichbare Unterlagen zu nehmen, soweit dies für 
die Einziehung der Umlage erforderlich ist. " 


5. In § 6 Satz 1 werden die Wörter „§ 186a Abs. 2 
Satz 3 des Arbeitsförderungsgesetzes '* durch die 
Wörter „§ 357 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch" ersetzt. 

Artikel 62 

Arbeitsvermittlerverordnung 

(810-1-50) 

Die Arbeitsvermittlerverordnung vom 11. März 1994 
(BGBl. I. S. 563), geändert durch die Verordnxmg vom 
1. August 1994 (BGBl. I S. 1946), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 4 werden die Wörter „§ 23 Abs. 3 des Arbeits- 
förderungsgesetzes" durch die Wörter „§293 
Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „eine Beschäfti- 
gung als Arbeitnehmer im Ausland" durch die 
Wörter „eine Beschäftigung im Ausland" und 
die Wörter „eine Beschäftigung als Arbeitneh- 
mer im Inland" durch die Wörter „eine Be- 
schäftigung im Inland" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
3. unverändert 


4. unverändert 


4a. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Umlagebeträge sind an die Direktion 
abzuführen, in deren Bezirk die Lohnabrech- 
nungsstelle des Unternehmens liegt. Die Bundes- 
anstalt bestimmt die Dienststelle, an die die Um- 
lagebeträge abzuführen sind, wenn das Unter- 
nehmen seinen Sitz nicht im Inland hat Die Bim- 
desanstalt kann zur Vereinfachung des Einzie- 
hungsverfahrens bestimmen, das die Umlagebe- 
träge an eine andere Dienststelle abgeführt wer- 
den. Die Bestimmungen sind im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. ” 

5. unverändert 


Artikel 62 

Arbeitsvermittlerverordnung 

(810-1-50) 

Die Arbeitsvermittlerverordnung vom 11. März 1994 
(BGBl. I. S. 563), geändert durch die Verordnxong vom 
1. August 1994 (BGBl. I S. 1946), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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b) In Nummer 4 wird das Wort „Arbeitnehmer” 
durch das Wort „Beschäftigte" ersetzt. 

c) In Nummer 5 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt. 

d) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 an- 
gefügt: 

„6. Beschäftigte unter 27 Jahren für staatlich 
anerkannte Freiwilligendienste bis zu ei- 
nem Jahr. " 

3. In § 8 Absatz 2 werden die Wörter „Erlaubnis nach 
§ 19 des Arbeitsförderungsgesetzes” durch die 
Wörter „Genehmigung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

4. § 14 wird wie folgt neu gefaßt: 

„§14 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 405 Abs. 2 Nr. 15 
in Verbindung mit §301 Abs.l Satz 1 Nr, 2 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch handelt, wer als 
Erlaubnisinhaber vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 10 Abs. 3 in Verbindung mit § 11 
Abs. 1 eine Vergütung nicht schriftlich verein- 
bart oder 

2. entgegen § 10 Abs. 3 

a) in Verbindung mit § 11 Abs. 2 Satz 1 oder 3 
oder § 12 Abs. 5 eine Vergütung oder 
einen Vorschuß auf die Vergütung oder 

b) in Verbindung mit § 12 Abs. 1 bis 4 eine 
höhere als die dort genannte Vergütung 

verlangt oder entgegennimmt. " 

5. In § 15 werden die Wörter „§ 24b des Arbeitsför- 
derungsgesetzes" durch die Wörter „§ 300 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch'' ersetzt. 

Artikel 63 
Private 

Arbeitsvermittlungs-Statistik-Verordnung 

(810-1-52) 

§ 5 der Private Arbeitsvermittlungs-Statistik-Verord- 
nimg vom 1. August 1994 (BGBl. I S. 1949) wird auf- 
gehoben. 

Artikel 64 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

(810-31) 

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBL I 
S. 158), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt ge- 
ändert: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


3. unverändert 


4. § 14 wird wie folgt neu gefaßt: 

,r§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 405 Abs. 2 Nr. 15 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch handelt, wer 
als Erlaubnisinhaber vorsätzlich oder fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 


verlangt oder entgegennimmt. 
5. unverändert 


Artikel 63 
Private 

Arbeitsvermittlungs-Statistik-Verordnung 

(810-1-52) 

unverändert 


Artikel 64 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

(810-31) 

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I 
S. 158), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt ge- 
ändert: 
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1. Die Zwischenüberschrift „Artikel 1 Arbeitneh- 
merüberlassung" wird durch „Artikel 1 Gesetz 
zur Regelimg der gewerbsmäßigen Arbeitneh- 
merüberlassung (Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setz - AÜG) " ersetzt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Ent- 
leihern) Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) 
gewerbsmäßig zur Arbeitsleistimg überlassen 
wollen, bedürfen der Erlaubnis." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „neun“ durch das 
Wort „zwölf" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „ist" werden die Wörter 
„mit Ausnahme des § Ib" eingefügt. 

bb) In Nummer 1 wird das letzte Wort „und“ 
gestrichen. 

cc) In Nummer 2 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und das Wort „oder" ange- 
fügt. 

dd) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 
angefügt: 

„3. in das Ausland, weim der Leiharbeit- 
nehmer in ein auf der Grundlage 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
begründetes deutsch-ausländisches 
Gemeinschaftsunternehmen verliehen 
wird, an dem der Verleiher beteiligt 
ist." 

3. In § la Abs. 1 werden die Zahl „20" durch die 
Zahl „50" und die Zahl „drei" durch die Zahl 
„zwölf" ersetzt. 


4. Nach § la wird folgender § Ib eingefügt: 

«§lb 

Einschränkungen im Baugewerbe 

Gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung in 
Betriebe des Baugewerbes für Arbeiten, die übli- 
cherweise von Arbeitern verrichtet werden, ist 
unzulässig. Sie ist zwischen Betrieben des Bau- 
gewerbes gestattet, wenn diese Betriebe von 
denselben Rahmen- und Sozialkassentarifverträ- 
gen oder von deren AUgemeinverbindlichkeit 
erfaßt werden." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. Die Überschrift „Gesetz zur Regelung der ge- 
werbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung (Ar- 
beitnehmerüberlassungsgesetz - AÜG)” wird 
durch die Überschrift „Gesetz zur Regelung 
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 
(Arbeitnehmerüberlassungsgesetz - AÜG) und 
zur Änderung anderer Gesetze” ersetzt. 

2. Die Zwischenüberschrift „Artikel 1 Arbeitneh- 
merüberlassung" wird durch „Artikel 1 Gesetz 
zur Regelung der gewerbsmäßigen Arbeitneh- 
merüberlassung (Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setz -AÜG)" ersetzt. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 

c) unverändert 


4. In § la Abs. 1 werden die Zahl „20" durch die 
Zahl „50", die Zahl „drei" durch die Zahl „zwölf" 
und die Wörter „dem für seinen Geschäftssitz 
zuständigen Landesarbeitsamt” durch die Wör- 
ter „der für seinen Geschäftssitz zuständigen Di- 
rektion der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

5. Nach § la wird folgender § Ib eingefügt: 

,.§lb 

Einschränkungen im Baugewerbe 
unverändert 
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5. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 4 wird die Zahl „sechs" durch 
die Zahl „zwölf" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „ein 
Jahr" durch die Wörter „drei Jahre" ersetzt. 

6. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Wort „Arbeitser- 
laubnis" durch das Wort „Ausländerbeschäf- 
tigung" ersetzt. 

b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Leih- 
arbeitnehmer" das Wort „wiederholt" einge- 
fügt imd nach dem Wort „ergibt" der Halbsatz 
„oder die Befristimg ist für einen Arbeitsver- 
trag vorgesehen, der unmittelbar an einen mit 
demselben Verleiher geschlossenen Arbeits- 
vertrag anschließt; " . 

c) In Nununer 4 wird nach dem Wort „Leih- 
arbeitnehmer" das Wort „wiederholt" einge- 
fügt. 

d) In Nummer 5, erster Halbsatz, wird nach dem 
Wort „Leiharbeitnehmer" das Wort „wieder- 
holt" eingefügt. 

e) In Nummer 6 wird das Wort „neun" durch das 
Wort „zwölf" ersetzt. 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird vor dem Wort „Befristim- 
gen" das Wort „wiederholte" und nach dem 
Wort „ergibt" der Halbsatz „oder die Befri- 
stung ist für einen Arbeitsvertrag vorgesehen, 
der unmittelbar an einen mit demselben Ver- 
leiher geschlossenen Arbeitsvertrag an- 
schließt,“ eingefügt. 

b) In Nummer 3 wird nach dem Wort „Leihar- 
beitnehmer" das Wort „wiederholt" eingefügt. 

ä. § 13 wird aufgehoben. 

9. In § 15 Abs, 1 werden die Wörter „nach §19 

Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes er- 
forderliche Erlaubnis" durch die Wörter „erforder- 
liche Genehmigung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des 

Dritten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt 


10. In § 15a Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 
werden die Wörter „nach §19 Abs. 1 Satz 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes erforderliche Erlaub- 
nis" durch die Wörter „erforderliche Genehmi- 
gung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

6. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

?• § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) In Nummer 4, zweiter Halbsatz, wird nach 
dem Wort „Leiharbeitnehmer" das Wort 
„wiederholt" eingefügt. 

d) unverändert 


e) unverändert 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 

9, § 13 wird aufgehoben. 

10. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Ausländische Leiharbeitnehmer ohne Ge- 
nehmigung” 

b) ln Absatz 1 werden die Wörter „nicht- 
deutschen Arbeitnehmer” durch das Wort 
„Ausländer” und die Wörter „nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes 
erforderliche Erlaubnis” durch die Wörter 
„erforderliche Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch” ersetzt. 

11. § 15a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Entleih von Ausländem ohne Genehmigung” 

b) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter 
„nichtdeutschen Arbeitnehmer” durch das 
Wort „Ausländer” und die Wörter „nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes 
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11. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer la wird folgende Num- 
mer Ib eingefügt: 

„Ib. entgegen § Ib Satz 1 als Verleiher 
mit einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 gewerbsmäßige Arbeitneh- 
merüberlassung betreibt oder als 
Entleiher Leiharbeitnehmer tätig 
werden läßt, " 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „nach 
§19 Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes erforderliche Erlaubnis” durch die 
Wörter „erforderliche Genehmigung nach 
§ 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch” ersetzt. 


cc) In Nummer 8 wird die Angabe „§ 11 
Abs. 1 Satz 1 oder 2" durch die Angabe 
„§ 11 Abs. 1 Satz 1, 2, 5 oder 6" ersetzt. 

dd) In Nr. 9 wird das Wort „neim" durch das 
Wort „zwölf" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „Nr. 1 und la" 
durch die Angabe „Nr. 1 bis Ib" ersetzt. 


12. In § 18 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „Erlaubnis 
nach §19 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes” 
durch die Wörter „ Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch” ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

erforderliche Erlaubnis” durch die Wörter 
„erforderliche Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch” ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter 
„nichtdeutsche Arbeitnehmer” durch das 
Wort „Ausländer” und die Wörter „nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes 
erforderliche Erlaubnis” durch die Wörter 
„erforderliche Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch” ersetzt 

12. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) In Nummer 2 werden das Wort „nicht- 
deutschen” durch das Wort „ausländi- 
schen” und die Wörter „nach § 19 Abs. 1 
Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes er- 
forderliche Erlaubnis” durch die Wörter 
„erforderliche Genehmigung nach § 283 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch” ersetzt. 

cc) unverändert 


dd) unverändert 

b) unverändert 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „die Landes- 
arbeitsämter” durch die Wörter „die Direk- 
tionen der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

13. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 6 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummern 7 und 8 angefügt: 

„7. den Hauptzollämtem, 

8. den Rentenversichenmgsträgem.” 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von 
Ausländem ohne erforderliche Ge- 
nehmigung nach § 283 Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,” 
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bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Verstöße gegen die Mitwirkungs- 
pflicht nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Er- 
sten Buches Sozialgesetzbuch gegen- 
über einer Dienststelle der Bundesan- 
stalt für Arbeit oder einem Träger der 
Sozialhilfe oder Verstöße gegen die 
Meldepflicht nach § 8 Abs. 1 des Asyl- 
bewerberleistungsgesetzes, " 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Verstöße gegen die Vorschriften des 
Vierten und Siebten Buches Sozial- 
gesetzbuch über die Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen,” 

13. § 19 wird aufgehoben. 14. § 19 wird aufgehoben. 

14. In Artikel 6 wird § 3a aufgehoben. 15. In Artikel 6 wird § 3a aufgehoben. 


Artikel 65 

Reichsversicherungsordnung 

(820-1) 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. ln § 539 Abs. 1 Nr. 4 werden die Wörter „Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung” durch die Wörter „Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch” ersetzt. 


Artikel 65 

Altersteilzeitgesetz 

(810-36) 

Das Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996 (BGBl. 1 
S. 1078), zuletzt geändert durch [...J, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. nach dem 14. Februar 1996 auf Grund 
einer Vereinbarung mit ihrem Arbeitge- 
ber ihre Arbeitszeit auf die Hälfte der 
tariflichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit vermindert haben, und mehr 
als geringfügig beschäftigt im Sinne des 
§ 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
sind (Altersteilzeitarbeit) und” 
bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
Beginn der Altersteilzeitarbeit minde- 
stes 1080 Kalendertage in einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung 
nach dem Dritten Buch Sozialge- 
setzbuch gestanden haben und deren 
vereinbarte Arbeitszeit der tariflichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeits- 
zeit entsprach. Geringfügige Unter- 
schreitungen der tariflichen regel- 
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
sind unbeachtlich. Zeiten mit Anspruch 
auf Arbeitslosengeld oder Ar- 
beitslosenhilfe sowie Zeiten, in denen 
Versicherungspflicht nach § 26 Abs. 2 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
bestand, stehen der versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung gleich, wenn 
die Entgeltersatzleistungen nach der 
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2. §561 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 


„(2) Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld 
oder Winterausfallgeld erhalten Verletztengeld 
in Höhe der Krankengelder nach § 47b des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch." 

3. § 567 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
a) Die Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben. 


b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge- 
fügt: 

„(3a) Leistungen für die Teilnahme an Maß- 
nahmen in anerkannten Werkstätten für Be- 
hinderte im Sinne des Schwerbehindertenge- 
setzes werden nur erbracht, 

1. im Eingangsverfahren bis zur Dauer von vier 
Wochen, um im Zweifelsfaiie festzustellen, 
ob die Werkstatt die geeignete Einrichtung 
für die Eingliederung des Behinderten in das 
Arbeitsleben ist, sowie welche Bereiche der 
Werkstatt und welche berufsfördernden und 
ergänzenden Maßnahmen zur Eingliede- 
rung für den Behinderten in Betracht kom- 
men, 

2. im Arbeitstrainingsbereich bis zur Dauer 
von zwei Jahren, wenn die Maßnahmen er- 
forderlich sind, um die Leistungsfähigkeit 
oder Erwerbsfähigkeit des Behinderten so- 
weit wie möglich zu entwickeln, zu erhöhen 
oder wiederzugewinnen und erwartet wer- 
den kann, daß der Behinderte nach Teil- 
nahme an diesen Maßnahmen in der Lage 
ist, wenigstens ein Mindestmaß wirtschaft- 
lich verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne 
des § 54 des Schwerbehindertengesetzes zu 
erbringen. Über ein Jahr hinaus werden Lei- 
stungen nur erbracht, wenn die Leistungs- 
fähigkeit des Behinderten weiterentwickelt 
oder wiedergewonnen werden kann." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

tariflichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit bemessen worden sind* § 427 
Abs* 3 des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch gilt entsprechend*”. 

b) ln Absatz 2 Nr. 1 werden die Wörter Jedoch 
nicht weniger als 18 Stunden beträgt” durch 
die Wörter „und der Arbeitnehmer mehr als 
geringfügig beschäftigt im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch ist” ersetzt 

2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert 

a) ln Nummer 1 Buchstabe a und Buchstabe b 
werden jeweils nach dem Wort „Vollzeit- 
arbeitsentgelts” die Wörter „im Sinne des § 6 
Abs. 1” eingefügt 

b) ln Nummer 2 werden die Wörter „bei- 
tragspflichtig im Sinne des § 168 des Arbeits- 
förderungsgesetzes” durch die Wörter „ver- 
sicherungspflichtig im Sinne des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch” ersetzt 


3. § 6 Abs* 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „im jeweiligen 
Monat” und die Angabe „des § 175 Abs. 1 
Nr* 1” gestrichen. 

b) ln Satz 1 werden die Wörter „des Arbeitsför- 
derungsgesetzes” durch die Wörter „des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt 

c) ln Satz 2 werden die Wörter „§ 112 Abs* 5 
Nr* 3 des Arbeitsförderungsgesetzes” durch 
die Wörter „§ 134 Abs. 2 Nr* 1 des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch” ersetzt* 
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4. § 568a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

^Ist der Verletzte im Anschluß an eine 
Maßnahme der Berufshilfe arbeitslos, so 
wird das Übergangsgeld während der Ar- 
beitslosigkeit bis zu drei Monate weiter- 
gewährt, wenn er sich beim Arbeitsamt 
arbeitslos gemeldet hat und einen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld von minde- 
stens drei Monaten nicht geltend machen 
kann; die Dauer von drei Monaten ver- 
mindert sich um die Anzahl von Tagen, für 
die der Verletzte im Anschluß an die 
Maßnahme der Berufshilfe einen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld geltend ma- 
chen kann," 

bb) ln Satz 2 wird in Nummer 1 die Zahl „68" 
durch die Zahl „67" und in Nummer 2 die 
Zahl „63" durch die Zahl „ 60" ersetzt 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Absatz 3 Satz 2 ist in der bis zum [Tag 
vor dem Inkrafttreten der Änderung des Abs. 3 
Satz 2] geltenden Fassung weiter anzuwenden, 
wenn der Verletzte vor dem [Tag des Inkraft- 
tretens des Abs. 3 Satz 2] in eine Maßnahme 
der Berufshilfe eingetreten ist." 

5. § 654 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. in den Fällen des §539 Abs. 1 Nr. 14 Buch- 
stabe c, wenn sie die Maßnahme zur beruf- 
lichen Ausbildung, beruflichen Weiterbildung, 
beruflichen Eingliederung Behinderter und zur 
Arbeitsbeschaffung selbst durchführt, sowie in 
den Fällen des §539 Abs. 1 Nr. 17 Buchsta- 
ben b und c, wenn sie Rehabilitationsträger ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 13 

Auskünfte und Prüfung 

Die §§ 304 Abs. 1, 305, 306, 315, 319 und 321 des 
Dritten Buches und das Zweite Kapitel des Zehn- 
ten Buches Sozialgesetzbuch gelten entspre- 
chend. ** 


5. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„entgegen § 13 in Verbindung mit § 319 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch Einsicht 
nicht oder nicht rechtzeitig gewährt," 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„entgegen § 13 in Verbindung mit § 315 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch eine Aus- 
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erteilt,". 

c) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„entgegen § 13 in Verbindung mit § 306 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch eine Prüfung oder das Betreten 
eines Grundstücks oder eines Geschäfts- 
raumes nicht duldet oder bei der Ermittlung 
von Tatsachen nicht mitwirkt,". 

d) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„entgegen § 13 in Verbindung mit § 306 
Abs. 2 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetz- 
buch Daten nicht, nicht richtig, nicht voll- 
ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt". 


e) Nummer 6 wird aufgehoben. 
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6. In § 657a Abs. 2 Satz 3 und § 657b Abs. 2 Satz 3 
wird jeweils die Angabe „§§ 186b und 186c des 
Arbeitsförderungsgesetzes'' durch die Wörter „des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch'* ersetzt. 

7. § 1543e Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Wörter „der Bundesanstalt für Arbeit, den 
Trägern der Krankenversicherung als Einzugs- 
stellen für die Sozialversicherungsbeiträge, 
den in § 63 des Ausländergesetzes genannten 
Behörden, den Finanzbehörden, den nach 
Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit zuständi- 
gen Behörden und den für den Arbeitsschutz 
zuständigen Landesbehörden" werden durch 
die Wörter „den in § 304 Abs. 2 des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch genannten Behörden" 
ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „Erlaubnis 
nach §19 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes" durch die Wörter „Genehmigung nach 
§ 283 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 66 

Fremdrentengesetz 

(824-2) 

In § 29 Satz 2 des Fremdrentengesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 824-2 
veröffentlichten bereinigten Fassimg, das zuletzt 
durch [...] geändert worden ist, wird die Angabe 
„§§ 101 und 103 des Arbeitsförderungsgesetzes" 
durch die Wörter „für einen Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld maßgeblichen Vorschriften über die Arbeits- 
losigkeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" 
ersetzt. 

Artikel 67 

Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
(8251-10) 

Das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
vom 29. Juli 1994 (BGBL I S. 1890, 1891), zuletzt ge- 
ändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 wird das Wort „Arbeits- 
fördenmgsgesetz " durch die Wörter „Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

2. In § 106 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 
wird jeweils das Wort „Arbeitsfördenmgsgesetz" 
durch die Wörter „Dritten Buch Sozialgesetzbuch" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

6. § 15 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die §§ 132 Abs. 3, 136 und 137 Abs. 2 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend." 

7. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt: 

.§ 15a 

Obergangsregelung nach dem Gesetz zur Reform 
der Arbeitsförderung 

Haben die Voraussetzungen für die Erbringung 
von Leistungen nach § 4 vor dem (einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Artikels 10 des Gesetzes] 
Vorgelegen, erbringt die Bundesanstalt die Lei- 
stungen nach § 4 auch dann, wenn die Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 1 in 
der bis zum (einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des 
Artikels 10 des Gesetzes] geltenden Fassung vor- 
liegen.” 


Artikel 66 

Fremdrentengesetz 

(824-2) 

unverändert 


Artikel 67 

Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
(8251-10) 

unverändert 
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Artikel 68 

Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

(8252-1) 

In § 29 Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes über die Kranken- 
versicherung der Landwirte vom 10. August 1972 
(BGBl. I S, 1433), das zuletzt durch [...] geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „§155 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes'' durch die Wörter „§ 5 Abs. 1 Nr. 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch " ersetzt. 

Artikel 69 

Zweites Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

(8252-3) 

Das Zweite Gesetz über die Krankenversichenmg der 
Landwirte vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 
2557), das zuletzt durch [...] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Versicherungspflichtige nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
sind Mitglieder der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse, wenn sie ihr im Zeitpunkt der Ar- 
beitslosmeldung oder vor dem Beginn des Be- 
zugs von Unterhalts geld angehören oder zu- 
letzt vor diesem Zeitpunkt angehört haben. " . 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

2. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§43a 

Beitragssatz für Bezieher von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld 

Bei Versicherungspflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch tritt an die Stelle 
des allgemeinen Beitragssatzes der allgemeine 
Beitragssatz der Ortskrankenkasse, in deren Be- 
zirk die landwirtschaftliche Krankenkasse ihren 
Sitz hat". 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 68 

Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

(8252-1) 

unverändert 


Artikel 69 

Zweites Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

(8252-3) 

unverändert 


Artikel 70 

Gesetz zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 

(8252-4) 

§12 des Gesetzes zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit vom 21. Fe- 
bruar 1989 (BGBl. I S. 233), das zuletzt durch [...] ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Artikel 70 

Gesetz zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
(8252-4) 

unverändert 
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1. In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „Lohnersatz- 
leistung nach dem Arbeitsförderungsgesetz" 
durch die Wörter „Entgeltersatzleistung oder 
Eingliedenmgshilfe nach dem Dritten Buch So- 
zialgesetzbuch, Altersübergangsgeld nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz in der bis zum [Tag vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fas- 
simg, Eingliederungsgeld nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz in der bis zum 31. Dezember 1992 
geltenden Fassung" ersetzt. 

2. In Satz 5 werden die Wörter „§ 117 des Arbeits- 
förderungsgesetzes gilt“ durch die Wörter „Die 
Vorschrift über das Ruhen des Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld bei Arbeitsentgelt und Urlaubsab- 
geltung imd die Vorschrift über die Anrechnimg 
von Entlassungsentschädigungen auf das Arbeits- 
losengeld nach dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch gelten" ersetzt. 


Artikel 71 


Artikel 71 


Künstiersozialversichenmgsgesetz 

(8253-1) 


KfinsUersozialversicherungsgesetz 

(8253-1) 


§ 5 Abs. 1 des Künstlersozialversicherungsgesetzes unverändert 

vom 27. Juü 1981 (BGBl. I S. 705), das zuletzt 
durch [...] geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In Nummer 1 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1" 
durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1 imd 2" ersetzt. 

2. Nummer 2 wird aufgehoben. 


Artikel 72 


Artikel 72 


Zweite Datenerfassungs-Verordnung 
(826-27-1-4) 


Zweite Datenerfassungs-Verordnung 
(826-27-1-4) 


Die Zweite Datenerfassungs-Verordnimg vom 29. Mai unverändert 

1980 (BGBl. I S. 593), zuletzt geändert durch [...], wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden 

a) in Nummer 1 die Wörter „beitragspflichtig 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz" durch die 
Wörter „versichenmgspflichtig nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch" imd 

b) in Nummer 3 die Wörter „Beschäftigte, die nur 
nach § 169c Nr. 1 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes beitragsfrei sind" durch die Wörter „Per- 
sonen, die nur nach § 28 Nr. 1 des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch versicherungsfrei sind" 

ersetzt. 

2. In § 13 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 2 werden je- 
weils die Wörter „Sperrzeiten nach § 119, 119a 
des Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wörter 
„Sperrzeiten nach dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch" ersetzt. 
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3. In § 19 Satz 3 werden die Wörter „beitragspflichtig 
auf Grund des Arbeitsförderungsgesetzes" durch 
die Wörter „versicherungspflichtig nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Artikel 73 

Bundesversorgungsgesetz 

(830-2) 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBL I S. 21), 
zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. In § 16g Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Bun- 
desanstalt für Arbeit" dxirch das Wort „Arbeitsför- 
derung" ersetzt. 

2. In § 22 Abs. 1 werden die Wörter „die Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeit nach § 186 Abs. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Wörter „den 
Beitrag zur Arbeitsförderung" ersetzt. 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Leistimgen für die Teilnahme an Maßnahmen 
in anerkannten Werkstätten für Behinderte im 
Sinne des Schwerbehindertengesetzes werden 
nur erbracht, 

1. im Eingangsverfahren bis zur Dauer von 
vier Wochen, um im Zweifelsfalle festzustel- 
len, ob die Werkstatt die geeignete Einrich- 
tung für die Eingliedenmg des Beschädig- 
ten in das Arbeitsleben ist, sowie welche 
Bereiche der Werkstatt und welche berufs- 
fördemden und ergänzenden Maßnahmen 
zur Eingliederung für den Beschädigten in 
Betracht kommen, 

2. im Arbeitstrainingsbereich bis zur Dauer 
von zwei Jahren, wenn die Maßnahmen 
erforderlich sind, um die Leistungsfähigkeit 
oder Erwerbsfähigkeit des Beschädigten 
soweit wie möglich zu entwickeln, zu erhö- 
hen oder wiederzugewinnen imd erwartet 
werden kann, daß der Beschädigte nach 
Teilnahme an diesen Maßnahmen in der 
Lage ist, wenigstens ein Mindestmaß wirt- 
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im 
Sinne des § 54 des Schwerbehindertenge- 
setzes zu erbringen. Über ein Jahr hinaus 
werden Leistungen nur erbracht, wenn die 
Leistimgsfähigkeit des Beschädigten wei- 
terentwickelt oder wiedergewonnen wer- 
den kann. " 

b) In Absatz 3 Nr. 2 werden die Wörter „sowie 
Entrichtung von Beiträgen zur Bundesanstalt 
für Arbeit" gestrichen. 

c) In Absatz 5 wird Satz 2 aufgehoben. 


Artikel 73 

Bundesversorgungsgesetz 

(830-2) 

unverändert 
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4. § 26a Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist der Beschädigte im Anschluß an eine ab- 
geschlossene berufsfördemde Maßnahme ar- 
beitslos, werden Übergangsgeld imd Unter- 
haltsbeihilfe während der Arbeitslosigkeit bis 
zu drei Monate weitergewährt, wenn er sich 
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet hat und 
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld von min- 
destens drei Monaten nicht geltend machen 
kann; die Dauer von drei Monaten vermindert 
sich um die Anzahl von Tagen, für die der Be- 
schädigte im Anschluß an die Maßnahme 
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld geltend 
machen kann. “ . 

b) In Satz 2 werden 

aa) in Nummer 1 die Zahl „68” durch die Zahl 
„67“ und 

bb) in Nummer 2 die Zahl „63" durch die Zahl 
„60" 

ersetzt. 

5. In § 33 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Arbeits- 
förderungsgesetz" durch die Wörter „Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 


Artikel 74 Artikel 74 

Ausgleichsrentenverordnung Ausgleichsrentenverordnung 

(830-2-3) (830-2-3) 

Die Ausgleichsrentenverordnung in der Fassung der unverändert 

Bekanntmachimg vom 1. Juli 1975 (BGBl. I S. 1769), 

zuletzt durch [...] geändert, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Insolvenz- 
ausfallgeld“ durch das Wort „Insolvenzgeld" und 
das Wort „Arbeitsförderungsgesetz" durch die 
Wörter „Drittes Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

2. § 2 Abs. 1 Nr. 5 wird die folgt gefaßt: 

„5. Arbeitslosenhilfe, sowie das an Stelle der Ar- 
beitslosenhilfe gezahlte Krankengeld nach 
§ 47b des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

Eingliederungshilfe nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch, V ersorgungskrankengeld 
nach den §§16 ff. oder Übergangsgeld nach 
§ 26a des Bimdesversorgungsgesetzes,", 

3. § 2 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. Wintergeld nach den §§ 210 imd 211 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch, ” . 

4. In § 2 Abs. 1 Nr. 15 werden nach dem Wort „Ar- 
beitgebers" die Wörter „oder der Bundesanstalt 
für Arbeit" und nach der Angabe „§ 257" die An- 
gabe „oder § 257a" eingefügt. 
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Artikel 75 

Bemfsschadensausgleichsverordnung 

(830-2-13) 

In § 9 Abs. 4 der Berufsschadensausgleichsverord- 
nung vom 18. Januar 1977 (BGBl. I S. 162), die zuletzt 
durch (...) geändert worden ist, werden nach dem 
Wort „Arbeitslosengeld," das Wort „Teilarbeits- 
losengeld," eingefügt, das Wort „Insolvenzausfall- 
geld" durch das Wort „Insolvenzgeld" sowie jeweils 
das Wort „Arbeitsförderungsgesetz" durch die Wörter 
„Dritten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 76 

Bimdeskindergeldgesetz 

(85-1) 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 11. Oktober 1995 
(BGBl. I S. 1250, 1378), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom [...), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. in einem Versicherungspflichtverhältnis 
zur Bimdesanstalt für Arbeit nach § 24 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch steht 
oder versicherungsfrei nach § 28 Nr. 1 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch ist oder". 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird der zweite Halbsatz 
wie folgt gefaßt: 

„sein Ehegatte erhält Kindergeld, wenn er im 
Besitz einer Aufenthaltsberechtigung oder 
Aufenthaltserlaubnis ist imd in einem Versi- 
cherungspflichtverhältnis zur Bimdesanstalt für 
Arbeit nach § 24 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch steht oder versicherungsfrei nach 
§ 28 Nr. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
ist". 

2. In § 4 Abs. 1 Satz 2 wird der Teilsatz „Übt ein Be- 
schäftigter eine der Beitragspflicht zur Bundesan- 
stalt für Arbeit imterliegende oder nach § 169c 
Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitragsfreie 
Beschäftigung als Arbeitnehmer aus oder steht er 
in Deutschland in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- oder Amtsverhältnis," durch den Teilsatz 
„Steht ein Berechtigter in einem Versicherungs- 
pflichtverhältnis zur Bundesanstalt für Arbeit nach 
§ 24 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder 
ist er versicherungsfrei nach § 28 Nr. 1 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch oder steht er in 
Deutschland in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- oder Amtsverhältnis, " ersetzt. 

3. In § 13 Abs. 1 wird Satz 5 aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 75 

Berufsschadensausgleichsverordnung 

(830-2-13) 

unverändert 


Artikel 76 

Bundeskindergeldgesetz 

(85-1) 

unverändert 
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Artikel 77 

Bundeserziehungsgeldgesetz 

( 85 - 3 ) 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I 
S. 180), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 Abs. 6 Nr. 2 werden die Wörter „in einer die 
Beitragspflicht nach dem Arbeitsfördenmgsgesetz 
begründenden Beschäftigung" durch die Wörter 
„in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter „Bei- 
tragspflicht nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz" durch die Wörter „Versicherungspflicht 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 


b) Absatz 4 wird aufgehoben. 


Artikel 78 

Beitragsüberwachungsverordnung 

( 860 - 4 - 1 - 8 ) 

Die Beitragsüberwachungsverordnung vom 22. Mai 
1989 (BGBl. I S. 992), zuletzt geändert durch [...], wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 3 werden die Wörter „§ t66a in Ver- 
bindung mit §160 Abs. 1 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes*' durch die Wörter „§ 336 Abs. 3 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch** ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 77 

Bundeserziehungsgeldgesetz 

( 85 - 3 ) 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I 
S. 180), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter „Bei- 
tragspflicht nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz" durch die Wörter „Versicherungspflicht 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch" er- 
setzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird nach dem Wort 
„Arbeitslosengeld,'' das Wort „Arbeitslosen- 
hilfe,” eingelügt 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

Artikel 77a 

Beitragszahlungsverordnung 

( 860 - 4 - 1 - 7 ) 

In § 6 Abs. 2 der Beitragszahlungsverordnung vom 
22. Mai 1989 (BGBl. I S. 990), die zuletzt durch [...] 
geändert worden ist, werden die Wörter „Bundes- 
anstalt für Arbeit” durch das Wort „Arbeits- 
förderung” ersetzt.” 

Artikel 78 

Beitragsüberwachungsverordnung 

( 860 - 4 - 1 - 8 ) 

Die Beitragsüberwachiingsverordnung vom 22. Mai 
1989 (BGBl. I S. 992), zuletzt geändert durch [...], wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ferner sind das gezahlte Kurzarbeiter- oder 
Winterausfallgeld und die hierauf entfallenden 
beitragspflichtigen Einnahmen anzugeben.” 

la. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefcißt: 

„Ferner sind das gezahlte Kurzarbeiter- oder 
Winterausfallgeld und die hierauf entfallen- 
den beitragspflichtigen Einnahmen anzuge- 
ben und zu summieren;”. 
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2. In der Anlage 3 - Dokumentation und Prüfbar- 
keit von Speicherbuchführungen - wird die Num- 
mer 6.2 wie folgt gefaßt: 

"6.2 nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
versicherungsfreie Personen, " 

Artikel 79 

Gesetz über die Angleichung der Leistungen 
zur Rehabilitation 

(870-1) 

Das Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur 

Rehabilitation vom 7. August 1974 (BGBl. I S. 1881), 

zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. die Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch und nach anderen Gesetzen, 
soweit diese das Dritte Buch Sozialgesetzbuch 
für anwendbar erklären. " . 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Bundesanstalt für Arbeit hat anderen zu- 
ständigen Rehabilitationsträgem die erforderli- 
chen berufsfördemden Maßnahmen vorzu- 
schlagen. “ 

b) In Absatz 5 wird die Angabe „(§ 57 Arbeitsför- 
demngsgesetz) " durch die Wörter „nach Ab- 
satz 4 " ersetzt. 

3. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

«§ 8a 

Koordiniemng von Aufgaben 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung hat darauf hinzuwirken, daß die 
Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförderung 
Behinderter aufeinander abgestimmt werden. Es 
hat die anderen Bundesministerien und die ober- 
sten Landesbehörden zu beteiligen. 

(2) Die Träger von Einrichtungen und Maßnah- 
men der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 
erteilen die für die Durchführung des Absatzes 1 
erforderlichen Auskünfte 

1. dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung, soweit sie Bundesbehörden sind oder 
der Aufsicht des Bundes unterstehen, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 166a in Ver- 
bindung mit § 160 Abs, 1 des Arbeitsfdrde- 
runggesetzes" durch die Angabe „§ 336 Abs. 3 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt 

Ib.In der Anlage 1 zu § 4 - Beitragsnachweis - wer- 
den in den Spalten „M” und „1/2M” jeweils die 
Wörter „Bundesanstalt für Arbeit” durch das 
Wort „Arbeitsförderung” ersetzt 

2. unverändert 


Artikel 79 

Gesetz über die Angleichung der Leistungen 
zur Rehabilitation 

(870-1) 

Das Gesetz über die Angleichung der Leistimgen zur 
Rehabilitation vom 7. August 1974 (BGBl. I S. 1881), 
zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 5 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) In Absatz 5 werden die Angabe „(§ 57 Arbeits- 
fördemngsgesetz) " durch die Wörter „nach 
Absatz 4" und die Wörter „des Landesarbeits- 
amtes” durch die Wörter „der Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

3. unverändert 
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2. der zuständigen obersten Landesbehörde, so- 
weit sie Landesbehörden sind oder der Auf- 
sicht eines Landes unterstehen oder in privat- 
rechtlicher Form betrieben werden. 

Das Bundesministerium für Arbeit imd Sozial- 
ordnung imd die zuständigen obersten Landesbe- 
hörden holen die für die Durchführung des Absat- 
zes 1 erforderlichen Auskünfte ein imd machen sie 
einander zugänglich. " . 

4. § 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 4. unverändert 

a) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge- 
fügt: 

„(3a) Leistungen für die Teilnahme an Maß- 
nahmen in anerkannten Werkstätten für Be- 
hinderte im Sinne des Schwerbehindertenge- 
setzes werden nur erbracht, 

1. im Eingangsverfahren bis zur Dauer von 
vier Wochen, um im Zweifelsfalle festzustel- 
len, ob die Werkstatt die geeignete Einrich- 
timg für die Eingliederung des Behinderten 
in das Arbeitsleben ist, sowie welche Berei- 
che der Werkstatt und welche berufsför- 
demden und ergänzenden Maßnahmen zur 
Eingliederung für den Behinderten in Be- 
tracht kommen, 

2. im Arbeitstraiiüngsbereich bis zur Dauer 
von zwei Jahren, wenn die Maßnahmen 
erforderlich sind, um die Leistungsfähigkeit 
oder Erwerbsfähigkeit des Behinderten so- 
weit wie möglich zu entwickeln, zu erhö- 
hen oder wiederzugewinnen und erwartet 
werden kann, daß der Behinderte nach 
Teilnahme an diesen Maßnahmen in der 
Lage ist, wenigstens ein Mindestmaß wirt- 
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im 
Sinne des § 54 des Schwerbehindertenge- 
setzes zu erbringen. Über ein Jahr hinaus 
werden Leistimgen nur erbracht, wenn die 
Leistungsfähigkeit des Behinderten weiter- 
entwickelt oder wiedergewonnen werden 
kann, " . 

5. In § 12 Nr. 2 werden die Wörter „zur Bundesan- 5. unverändert 
stalt für Arbeit" durch die Wörter „zur Arbeitsför- 

derimg" ersetzt. 

6. § 1? Abs. 3 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist der Behinderte im Anschluß an eine abge- 
schlossene berufsfördemde Maßnahme zur 
Rehabilitation arbeitslos, so wird Übergangs- 
geld während der Arbeitslosigkeit bis zu drei 
Monate weitergezahlt, wenn er sich beim Ar- 
beitsamt arbeitslos gemeldet hat und einen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld von mindestens 
drei Monaten nicht geltend machen kann? die 
Dauer von drei Monaten vennindert sich um 
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die Anzahl von Tagen, für die der Behinderte 
im Anschluß an die Maßnahme einen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld geltend machen 
kann.". 

b) In Satz 2 werden 

aa) in Nummer 1 die Zahl „68" durch die Zahl 
„67" und 

bb) in Nummer 2 die Zahl „63“ dxirch die Zahl 
„60" 

ersetzt. 

7. § 42 wird aufgehoben. 

8. In § 42a werden die Wörter „§ 168 Abs. 1 Satz 2 
des Arbeitsf örderxmgsgesetzes " dxirch die Wörter 
„§ 26 Abs. 1 Nr. 1 des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch" ersetzt. 

Artikel 80 

Schwerbehindertengesetz 

(871-1) 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassxmg der 
Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBL I 
S. 1421), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt 
geändert: 


1, § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen xmd Strukturanpassungsmaß- 
nahmen nach dem Dritten Buch Sozialge- 
setzbuch, " 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „kurzzeitig im 
Sinne des § 102 des Arbeitsförderungsgesetzes 
beschäftigt werden" durch die Wörter „weni- 
ger als 18 Stxmden wöchentlich" ersetzt. 


2. §13 Abs. 6 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


7. unverändert 

8. unverändert 


Artikel 80 

Schwerbehindertengesetz 

(871-1) 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I 
S. 1421), zuletzt geändert durch [...], wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 42 
wie folgt gefaßt: 

„Widerspruchsausschuß bei der Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit" 

la. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


Ib.In § 11 Abs. 6 wird das Wort „Landesarbeits- 
amtsbezirke" durch die Wörter „Bezirke der Di- 
rektionen der Bundesanstalt für Arbeit" ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 4 wird das Wort „Landes- 
arbeitsamtsbezirke” durch die Wörter „Be- 
zirke der Direktionen der Bundesanstalt für 
Arbeit" ersetzt. 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

2a. In § 14 Abs. 3 werden die Wörter „Landesarbeits- 
ämter” durch die Wörter „Direktionen der Bun- 
desanstalt für Arbeit" ersetzt 

2b. In § 32 Abs. 2 werden die Wörter „des Landesar- 
beitsamts" durch die Wörter „der Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 
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3. § 33 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 imd 2 werden wie folgt gefaßt: 

„1. die Berufsberatung, Ausbildungsvermitt- 
lung und Arbeitsvermittlung Schwerbe- 
hinderter, 

2. die Beratimg der Arbeitgeber bei der Be- 
setzimg von Ausbildimgs- xmd Arbeitsplät- 
zen mit Schwerbehinderten,“. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. im Rahmen von Arbeitsbeschaffimgsmaß- 
nahmen xmd Strxiktxiranpassungsmaßnah- 
men die besondere Förderung von Ar- 
beitsplätzen für Schwerbehinderte,*. 

4. In § 34 Abs. 1 werden die Wörter „Arbeits- und 
Berxifsfördenmg Behinderter nach dem Arbeits- 
fördenmgsgesetz" dxirch die Wörter „beruflichen 
Eingliedenmg Behinderter nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

5. In § 35 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 62 des 
Arbeitsf örderxmgsgesetzes " durch die Wörter 
„§ 8a des Gesetzes über die Angleichxmg der Lei- 
stxmgen zxir Rehabilitation" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. In § 37 Abs. 3 werden die Wörter ..den Landes- 
arbeitsämtem” durch die Wörter „den Di- 
rektionen der Bxmdesanstalt für Arbeit" ersetzt. 

7. In § 39 Abs. 1 werden die Wörter „dem Landes- 
arbeitsamt" durch die Wörter „der Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

8. In § 40 werden die Wörter „beim Landesarbeits- 
amt” durch die Wörter „bei der Direktion der 
Bxmdesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

9. In § 41 werden jeweils die Wörter „des Landes- 
arbeitsamts” dxirch die Wörter „der Direktion 
der Bxmdesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

10. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „beim 
Landesarbeitsamt” dxirch die Wörter „bei der 
Direktion der Bxmdesanstalt für Arbeit” er- 
setzt. 

b) In Absatz 1 werden das Wort „Landes- 
arbeitsamt” dxirch das Wort „Direktion der 
Bxmdesanstalt für Arbeit” xmd die Wörter 
„des Landesarbeitsamts” dxirch die Wörter 
„der Direktion der Bxmdesanstalt für Arbeit” 
ersetzt. 


c) In Absatz 2 werden jeweils das Wort 
..Landesarbeitsamts” dxirch die Wörter „der 
Direktion der Bxmdesanstalt für Arbeit”, das 
Wort „Landesarbeitsamtsbezirk” dxirch die 
Wörter „Bezirk der Direktion der Bxmdesan- 
stalt für Arbeit” xmd jeweils das Wort 
„Landesarbeitsamtsbezirks” dxirch die Wörter 
„Bezirks der Direktion der Bxmdesanstalt für 
Arbeit” ersetzt 
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Artikel 81 

Schwerbehinderten- 

Ausgleichsabgabeverordnung 

( 871 - 1 - 14 ) 

In § 3 Abs. 1 der Schwerbehinderten- Ausgleichs- 
abgabeverordnung vom 28. März 1988 (BGBl. I 
S. 484), die zuletzt durch [...] geändert worden ist, 
werden die Wörter „des § 44 Abs. 2 Satz 3 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes von Arbeitslosigkeit unmit- 
telbar bedrohten" durch die Wörter „der Vorschrift 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch von Arbeitslo- 
sigkeit bedrohten" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

11. In § 43 Abs. 1 werden die Wörter ,rbeim Landes- 
arbeitsamt” durch die Wörter „bei der Direktion 
der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

12. In § 68 Abs. 3 werden die Wörter „das Landes- 
arbeitsamt” durch die Wörter „die Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

13. ln § 71 werden die Wörter „beim Landesarbeits- 
amt” durch die Wörter „bei der Direktion der 
Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 


Artikel 81 

Schwerbehinderten- 

Ausgleichsabgabeverordnung 

( 871 - 1-14 

unverändert 


Artikel 81a 

Änderung weiterer Vorschriften 

1. ln § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Schaffung 
eines besonderen Arbeitgebers für Hafenarbeiter 
(Gesamthafenbetrieb) in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil UL Gliederungsnummer 800-10r veröf- 
fentlichten bereinigten Fassungr das zuletzt durch 
[...] geändert worden isL werden die Wörter „des 
zuständigen Landesarbeitsamtes” durch die 
Wörter „der zuständigen Direktion der Bundes- 
anstalt für Arbeit” ersetzt. 

2. Die Verordnung über die FeststeUung und Dek- 
kung des Arbeitskräftebedarfs nach dem Ar- 
beitssicherstellungsgesetz vom 30. Mai 1989 
(BGBl. I S. 1071), zuletzt geändert durch [...], wird 
wie folgt geändert: 

a) In § 7 Abs. 2 werden die Wörter „beim Lan- 
desarbeitsamt” durch die Wörter „bei der Di- 
rektion der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

b) § 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Überschrift werden die Wörter 
„beim Landesarbeitsamt” durch die 
Wörter „bei der Direktion der Bundesan- 
stalt für Arbeit” ersetzt. 

bb) In Absatz 1 werden die Wörter „jedem 
Landesarbeitsamt” durch die Wörter 
„jeder Direktion der Bundesanstalt für 
Arbeit” ersetzt. 
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Artikel 82 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 11, 12, 13, 14, 20, 24, 25, 32, 33, 
34, 49, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 72, 74, 75, 78 
und 81 beruhenden Teile der dort geänderten Ver- 
ordnungen können aufgrund der jeweils einschlägi- 
gen Ermächtigung in Verbindung mit diesem Artikel 
durch Rechtsverordnxmg geändert oder aufgehoben 
werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

cc) In Absatz 2 werden in Nummer 1 die 
Wörter „des Landesarbeitsamtes ” durch 
die Wörter „der Direktion der Bundesan- 
stalt für Arbeit”, in Nummer 2 die Wörter 
„das Landesarbeitsamt” durch die Wörter 
„die Direktion der Bundesanstalt für Ar- 
beit” ersetzt und Nummer 3 wie folgt 
gefaßt: 

„3. der Arbeitnehmer sowie der Arbeit- 
geber aus dem Bezirk der Direktion.” 

dd) In Absatz 4 werden jeweils die Wörter 
„des Landesarbeitsamtes” durch die 
Wörter „der Direktion der Bundesanstalt 
für Arbeit” ersetzt. 

c) In § 10 Abs. 3 werden die Wörter „beim Lan- 
desarbeitsamt” durch die Wörter „bei der Di- 
rektion der Bundesanstalt für Arbeit” und die 
Wörter „das Landesarbeitsamt” durch die 
Wörter „die Direktion der Bundesanstalt für 
Arbeit” ersetzt. 

d) In § 11 wird der letzte Teilsatz wie folgt ge- 
faßt: 

„dabei entsprechen die Arbeitskräfteaus- 
schüsse bei den Arbeitsämtern und Direktio- 
nen den Verwaltungsausschüssen der Arbeits- 
ämter.” 

3. In § 55 Abs. 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom 12. April 1976 (BGBL I S. 965), das zuletzt 
durch [...] geändert worden ist, werden die Wör- 
ter „des Landesarbeitsamtes” durch die Wörter 
„der Direktion der Bundesanstalt für Arbeit” er- 
setzt. 

4. In § 18 Abs. 2 der Werkstättenverordnung 
Schwerbehindertengesetz vom 13. August 1980 
(BGBl. I S. 1365), die zuletzt durch [...] geändert 
worden ist, werden die Wörter „der Lan- 
desarbeitsämter” durch die Wörter „der Direk- 
tionen der Bundesanstalt für Arbeit” ersetzt. 

5. In den Bundesbesoldungsordnungen A und B 
(Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz vom 
23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1174, 1193), die zuletzt 
durch [...] geändert worden sind, werden jeweils 
die Wörter „eines Landesarbeitsamtes” durch die 
Wörter „einer Direktion der Bundesanstalt für 
Arbeit” ersetzt.”. 


Artikel 82 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 11, 12, 13, 14, 20, 24, 25, 32, 33, 
34, 49, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 72, 74, 75, 78, 
81 und 81a beruhenden Teile der dort geänderten 
Verordnimgen können aufgrxmd der jeweils ein- 
schlägigen Ermächtigung in Verbindung mit diesem 
Artikel durch Rechtsverordnung geändert oder auf- 
gehoben werden. 
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Vierter Teil 

Schlußvorschriften 

Artikel 83 

Weitergeltung von Rechtsverordnungen 

Die auf Grund des Arbeitsförderungsgesetzes erlas- 
senen und weiterhin geltenden Rechtsverordnungen 
können nach Maßgabe der in diesem Gesetz vorge- 
sehenen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen geändert und aufgehoben werden. Bis zur 
Aufhebung durch eine Rechtsverordnung nach § 371 
Absatz 2 bleibt die Sechzehnte Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (Gewährung von An- 
passungsbeihilfen) vom 13. April 1962 (BGBl. I S. 237) 
in Kraft. 


Artikel 84 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Es werden aufgehoben: 

das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juli 1969 
(BGBL I S. 582), zuletzt geändert durch soweit 
in Absatz 2 nichts Abweichendes bestimmt ist; 

die Gefangenen-Beitragsverordnung vom 14. März 
1977 (BGBL IS. 448); 

die Verordnung über das Ruhen von Lohner- 
satzleistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
bei Zusammentreffen mit Versorgungsleistungen 
der Versorgungssysteme vom 22. Februar 1991 
(BGBL I S. 502), zuletzt geändert durch [...]; 

die Gesamtbeitragsverordnimg vom 21. November 
1972 (BGBL I S. 2145), zuletzt geändert durch [...]; 

die Anwartschaftszeit- Verordnung vom 29. Januar 
1982, zuletzt geändert durch [...]; 

die Vierzehnte Verordnimg zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslo- 
senversicherung (Förderung der Arbeitsaufnahme 
im Land Berlin) vom 30. Januar 1962 (BGBL I 
S. 58); 

die auf Gnmd des Arbeitsförderungsgesetzes er- 
lassenen Anordnungen; 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Vierter Teil 

Schlußvorschriften 

Artikel 83 

Weitergeltung von Rechtsverordnungen 

Die auf Gnmd des Arbeitsfördenmgsgesetzes erlas- 
senen und weiterhin geltenden Rechtsverordnungen 
können nach Maßgabe der in diesem Gesetz vorge- 
sehenen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen geändert und aufgehoben werden. Bis zur 
Aufhebung durch eine Rechtsverordnimg nach Arti- 
kel 1 § 371 Absatz 2 bleiben die Sechzehnte Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlimg und Arbeitslosenversicherung (Gewäh- 
rimg von Anpassungsbeihilfen) vom 13. April 1962 
(BGBL I S. 237) und die Zweiundzwanzigste Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (Fach- 
und Führungskräfte aus Entwicklungsländern) vom 
11. Mai 1967 (BGBl. I S. 531) in Kraft. 

Artikel 84 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Es werden aufgehoben: 

das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juli 1969 
(BGBL I S. 582), zuletzt geändert durch ..., soweit 
in Absatz 2 nichts Abweichendes bestimmt ist; 

die Gefangenen-Beitragsverordnung vom 14. März 
1977 (BGBL I S. 448); 

die Verordnung über das Ruhen von Lohner- 
satzleistungen nach dem Arbeitsfördenmgsgesetz 
bei Zusammentreffen mit Versorgungsleistungen 
der Versorgungssysteme vom 22. Februar 1991 
(BGBL I S. 502), zuletzt geändert durch [...]; 

die Gesamtbeitragsverordnung vom 21. November 
1972 (BGBL I S. 2145), zuletzt geändert durch [...]; 

die Anwartschaftszeit-Verordnung vom 29. Januar 
1982, zuletzt geändert durch [...]; 

die Vierzehnte Verordnimg zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung imd Arbeitslo- 
senversicherung (Förderung der Arbeitsaufnahme 
im Land Berlin) vom 30. Januar 1962 (BGBL I 
S. 58); 

die auf Gnmd des Arbeitsförderungsgesetzes er- 
lassenen Anordnungen mit Ausnahme der An- 
ordnungen nach Artikel 10 Nr. 4 (§ 53b Abs. 2), 
Nr. 5 (§ 54c Abs. 4) und Nr. 6 (§ 55b Abs. 7); 
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die Richtlinien des Verwaltungsrats der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung zu § 171 Abs. 2 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung xmd Arbeitslosenversicherung 
vom 26. April 1957 (Amtliche Nachrichten der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 1957 S. 221); 

die Richtlinien des Verwaltimgsrats der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlimg xmd Arbeitslosen- 
versicherung gemäß § 171 Abs. 1 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlimg und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 4. Juli 1958 (Amtliche Nachrichten der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 1958 S. 359). 


(2) Die Vorschriften des Arbeitsfördenmgsgesetzes 
über das Konkursausfallgeld und mit Bezug auf das 
Konkursausfallgeld, über die Konkursausfallgeld- 
Umlage sowie die Konkursausfallgeld-Kostenver- 
ordnung vom 16. März 1977 (BGBl. I S. 466), zuletzt 
geändert durch [...], treten am 1. Januar 1999 außer 
Kraft. 


Artikel 85 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft, 
soweit in den folgenden Absätzen nichts Abweichen- 
des bestimmt ist. 

(2) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen ermächtigen, treten am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes in Kraft. 

(3) Artikel 7 Nr. 2, Artikel 10, Artikel 38, Artikel 41, 
Artikel 43 Nr. 1 bis 6, Artikel 45 Nr. 1 und 2 und Arti- 
kel 64 - mit Ausnahme von Nummer 2 Buchstabe c 
Doppelbuchstabe aa, Nr. 4, Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 9, 
10, Nr. 1 1 Buchstabe a Doppelbuchstaben aa, bb und 
Buchstabe b, Nr. 12 und 13 - treten am 1. Januar 
1997 in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

die Richtlinien des Verwaltungsrats der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versichenmg zu § 171 Absatz 2 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 26. April 1957 (Amtliche Nachrichten der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 1957 S. 221); 

die Richtlinien des Verwaltungsrats der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung gemäß § 171 Absatz 1 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
nmg vom 4. Juli 1958 (Amtliche Nachrichten der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlimg und Arbeits- 
losenversicherung 1958 S. 359); 

die Verordnung über die Förderungssätze für 
den Mehrkostenzuschuß der Produktiven Win- 
terbauförderung (Förderungssätze-Verordnung) 
vom 16. JuU 1973 (BGBl. I S. 841), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung vom 22. Dezember 
1983 (BGBl. I S. 1661). 

(2) Die Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes 
über 

1 . das Konkursausfallgeld und mit Bezug auf das 
Konkursausfallgeld, hier §§ 141a bis 14 ln, § 145 
Nr. 2, § 230 Abs. 1 Nr. 6 und 7, Abs. 2, § 231 
Abs. 1 Nr. 3, § 249c Abs. 21, 

2. die Konkursausfallgeld-Umlage, hier §§ 186b bis 
186d und § 242u, 

sowie die Konkursausfallgeld-Kostenverordnimg vom 
16. März 1977 (BGBl. I S. 466), zuletzt geändert durch 
[...), treten am 1. Januar 1999 außer Kraft. 

Artikel 85 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft, 
soweit in den folgenden Absätzen nichts Abweichen- 
des bestimmt ist. 

(2) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverord- 
nimgen und Anordnungen sowie zur Genehmigung 
von Anordnungen ermächtigen, treten am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 

(3) Artikel 7 Nr. 2, Artikel 10 mit Ausnahme von 
Nummer 27a (§ 156a) und Nummer 27b (§ 166c), Ar- 
tikel 38, Artikel 41, Artikel 42 Nr. 1, Artikel 43 Nr. 1 
bis 6, Artikel 45 Nr. 1 imd 2, Artikel 47 Nr. 5, Arti- 
kel 64 - mit Ausnahme von Nummer 3 Buchstabe c 
Doppelbuchstabe aa, Nr. 5, Nr. 7 Buchstabe a, Nr. 10, 
11, Nr. 12 Buchstabe a Doppelbuchstaben aa, bb und 
Buchstaben b und c, Nr. 13 imd 14 - und Artikel 65 
Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchsta- 
be b, Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 3 Buchstabe a und Nr. 7 
treten am 1. Januar 1997 in Kraft, die Bußgeldvor- 
schriften treten jedoch frühestens am [Tag nach der 
Verkündung dieses Gesetzes] in Kraft. 
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(4) Artikel 11 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1995 in Kraft. 


(5) Die Vorschriften des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch (Artikel 1) über das Insolvenzgeld und mit 
Bezug auf das Insolvenzgeld sowie über die Umlage 
für das Insolvenzgeld, Artikel 4 Nr. 7, Artikel 36, Arti- 
kel 37 xmd Artikel 46 Nr. 2 treten am 1. Januar 1999 
in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(4) Artikel 5 Nr. 2 , Artikel 10 Nr. 27a, Nr. 27b und 
Artikel 10 Nr. 30 § 242x Abs. 12 treten am (Tag nach 
dem letzten Tag des dritten Monats nach Inkrafttre- 
ten von Artikel 10) in Kraft. Artikel 11 Nr. 1 tritt mit 
Wirkung vom 1. Januar 1995 in Kraft. 

(5) Die Vorschriften des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch (Artikel 1) über 

1. das Insolvenzgeld und mit Bezug auf das Insol- 
venzgeld, hier Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 10, Abs. 4, 
§ 116 Nr. 5, §§ 183 bis 188, §§ 206, 314, 316, 320 
Abs. 2, § 322 Nr. 1, 2 und 4, § 325 Abs. 3, § 328 
Abs. 1 und 3, § 405 Abs. 2 Nr. 1, 21 und 22, Abs. 3, 
§ 430 Abs. 5, 

2. die Umlage für das Insolvenzgeld und mit Bezug 
auf die Umlage für das Insolvenzgeld, hier Arti- 
kel 1 §§ 359 bis 363, § 403 Abs. 1 Nr. 10 

sowie Artikel 4 Nr. 7, Artikel 36, Artikel 37 und Ar- 
tikel 46 Nr. 2 treten am 1. Januar 1999 in Kraft. 
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